


EUROPA UND DIE LINKE 

von Andreas Wehr 

Hat der Spiegel recht, wenn er von 
dem gegenwärtigen Bundestags- 
wahlkampf als einem ohne Inhalte 
spricht? Tatsächlich fehlen die großen 
Kontroversen zwischen den beiden 
politischen Lagern, und die wenigen 
zwischen ihnen strittigen Fragen sind 
nicht gerade neu. In der Steuerreform 
etwa sind die unterschiedlichen Posi- 
tionen seit mehr als einem Jahr wohl- 
bekannt. Und doch wird gegenwärtig 
Wahlkampf geführt, an dessen Ende 
-wie in einem solchen Kampf üblich 
-sowohl Sieger als auch Besiegte zu- 
rückbleiben werden. Die umkämpften 
Positionen sind auch nicht irgendwel- 
che, handelt es sich doch um wichti- 
ge Politikinhalte von Sozialdemokra- 
ten und Bündnisgrünen. Zu nennen 
sind hier die Zukunft der Mitbestim- 
mung und der Rentenfinanzierung, 
die Veränderung des Ladenschlußge- 
setzes, die Ausgestaltung der ökologi- 
schen Steuerreform, das Tempolimit 
auf Autobahnen und die Besteuerung 
von Flugbenzin. Es müßten demnach 
genügend Anlässe für einen kon- 
struktiven Streit zwischen den Lagern 
existieren. 

Das Besondere an dem gegenwärti- 
gen Bundestagswahlkampf ist aber, 
daß der Meinungsstreit über diese 
Fragen nicht eigentlich zwischen den 
beiden Blöcken geführt wird, son- 
dern vornehmlich innerhalb des rot- 
grünen Lagers selbst. Zugespitzt Iäßt 
sich formulieren: Die Spitzenkandi- 
daten von SPD und Bündnisgrünen 
führen gegenwärtig in erster Linie 
Wahlkampf gegen die programmati- 
schen Positionen ihrer eigenen Par- 
teien. Die sozialdemokratische Wahl- 
kampfführung geht dabei ausge- 
sprochen geschickt vor, indem sie 
sich hierzu der in deutschen Bundes- 
tagswahlkämpfen bisher weitge- 
hend unbekannten Figur des partei- 
unabhängigen Kandidaten bedient. 
Bereits Scharping hatte 1994 mit der 
Nominierung von Heidi Schöller da- 
mit experimentiert. Aufgrund völlig 

unhaltbarer Äußerungen dieser Kan- 
didatin über die zukünftige Rolle der 
älteren Generation mußte dieser Ver- 
such aber seinerzeit schnell wieder 
abgebrochen werden. 

Doch man hat daraus gelernt: Sowohl 
Stollmann als auch Naumann agieren 
in Arbeitsteilung, aber gleichzeitig mit 
voller Rückendeckung mindestens des 
Spitzenkandidaten. Ohne Rücksicht 
auf irgendeine Parteilloyalität können 
sie so zentrale Aussagen des Wahl- 
Programms in Frage stellen und sogar 
gänzlich verwerfen. Aufgrund ihrer 
immer wieder betonten Unabhängig- 
keit von der Partei behalten ihre Aus- 
sagen auch eine gewisse Glaubwür- 
digkeit. Da sie keine Berufspolitiker 
sind, kann zudem nicht ohne weiteres 
unterstellt werden, daß sie ihre Posi- 
tionen in einer veränderten Lage revi- 
dieren werden. Die Bündnisgrünen 
sind hingegen weit weniger ge- 
schickt. Hier sind Provokateur und 
Moderator in der einen Person von 
Joschka Fischer vereint, was immer 
wieder zu erheblichen Spannungen in 
der Partei führt und auch nach außen 
den Eindruck einer geläuterten, d.h. 
,,vernünftig gewordenen" grünen 
Partei nicht so recht aufkommen las- 
sen will. 

Was bedeutet nun dieser von SPD 
und Bündnisgrünen sozusagen nach 
innen, in ihre eigenen Reihen hinein 
geführte Wahlkampf? CDU/CSU und 
FDP müssen staunend zur Kenntnis 
nehmen, daß ihre Argumente, vom 
politischen Gegner kopiert und gegen 
widerspenstige Teile der eigenen An- 
hängerschaft in Stellung gebracht, 
nicht mehr als Munition für den vor- 
bereiteten Frontalangriff auf SPD und 
Bündnisgrüne taugen. Helmut Kohl 
geht es jetzt wie John Major in sei- 
nem vergeblichen Kampf gegen Tony 
Blair. Er kann sich zwar trösten, daß 
die von ihm vertretenen Positionen 
nun auch vom politischen Gegner 
weitgehend akzeptiert werden, doch 
an der Tatsache, daß die Stafette an 
den jüngeren und agileren Mitbewer- 
ber weitergereicht werden wird, kann 
er wohl nicht mehr viel ändern. 

Verändert hat sich die Situation auch 
für diejenigen, die an der tatsächli- 
chen Durchsetzung sozialdemokrati- 
scher Positionen weiterhin interessiert 
sind. Sie müssen Abschied nehmen 
von der traditionellen Vorstellung, 
daß Wahlkampfzeiten auch immer 
Zeiten des innerparteilichen Zusam- 
menraufen~, des Stillstands der De- 

batte in der Partei sind. Schröder zeigt 
wenig Skrupel, die dem Kandidaten 
gegenwärtig gewährte Loyalität für 
weiteren Landgewinn zu nutzen. 
Spätestens jetzt zeigt es sich, daß die 
ihm auf den Parteitagen in Hannover 
und Leipzig abgerungenen Formel- 
kompromisse für ihn nur Zwischen- 
stationen waren auf seinem weiterhin 
unbeirrt verfolgten Ziel eines Umbaus 
der Sozialdemokratie zu einer Partei, 
die grundlegende neoliberale Rich- 
tungsentscheidungen nicht mehr in 
Frage stellt. Die in der Linken verbrei- 
tete Vorstellung, in diesem über Per- 
sonen in den Medien vermittelten 
,,Bewegungskrieg1' durch das bloße 
Pochen auf Parteitagsbeschlüsse noch 
etwas ausrichten zu können, ist hin- 
gegen rührend naiv. 

Schließlich finden sich auch die Ge- 
werkschaften in einer veränderten 
Umwelt wieder. Sie müssen akzeptie- 
ren, daß es Schröder ernst ist mit der 
Aufgabe der traditionellen Arbeitstei- 
lung zwischen den beiden Organisa- 
tionen, in der die SPD nicht mehr der 
,,verlängerte Arm der Gewerkschaf- 
ten" sein soll. Es fällt ihnen aber of- 
fenbar schwer, dies zu begreifen. Un- 
beirrt setzen sie noch immer auf die 
traditionellen und über Jahrzehnte so 
bewährten Methoden der Einfluß- 
nahme: Über informelle Gremien, wie 
etwa über den Gewerkschaftsrat, soll 
die Richtung mitbestimmt und durch 
persönliches Engagament soll die 
Nähe der beiden Organisationen ge- 
wahrt werden. Gewerkschafter ließen 
sich als SPD-Bundestagskandidaten 
aufstellen, wie etwa Klaus Wiesehü- 
gel in Frankfurt, oder engagieren sich 
ansonsten aktiv im Wahlkampf. So 
hat ausgerechnet die von Gerd Schrö- 
der geschmähte Ursula Engelen-Kefer 
einen ganzen Tag Wahlkampf in Ro- 
stock getrieben, in einem Wahlkreis, 
der bekanntlich zwischen SPD und 
PDS umstritten ist. Gedankt wurde ih- 
nen dieses Engagement diesmal nicht 
mehr. 

Der Bundestagswahlkampf, der ei- 
gentlich einer ohne große Sachaus- 
einandersetzungen zu sein scheint, 
wird demnach mehr verändern als 
auf den ersten Blick erkennbar ist. Für 
die Gewerkschaften und für die ge- 
sellschaftliche Linke dürfte die Frage, 
wie sie sich vor dem Hintergrund ei- 
ner veränderten politischen Land- 
schaft zukünftig Gehör und Einfluß 
verschaffen können, nach dem 27. 
September endgültig auf der Tages- 
ordnung stehen. SPW 

genommen werden, da sein Dekret 
anderen gesetzlichen Grundlagen 
widersprach. 

Dennoch spielt hier noch ein an- 
derer Aspekt eine Rolle: Anders als in 
westlichen Gesellschaften, in denen 
die Profitgier der Unternehmer i.d.R. 
von bestimmten zivilgesellschaftli- 
chen und staatlichen Grenzen be- 
schränkt wird, existieren oder funk- 
tionieren solche Schranken staatli- 
chen Verbots oder zivilgesellschaftli- 
cher Disziplinierung in Rußland bis- 
her kaum. Das zynische Gebot des 
Egoismus in kapitalistischen Gesell- 
schaften wird zur Zeit in Rußland auf 
die Spitze getrieben. Homo homini 
lupus est. In der nun mehr als zwei 
Jahrhunderte andauernden Diszipli- 
nierungsgeschichte des westlichen 
Kapitalismus hat nicht nur die Arbei- 
terklasse ihre Lektion gelernt. Auch 
die Unternehmer haben ein zivilisier- 
teres Gesicht angenommen. In Ruß- 
land dagegen ist jenen alles im 
Wege, was ihren eigenen Profit ein- 
schränken oder gefährden könnte. 

Daraus folgen konkret zwei Din- 
ge: Erstens haben v.a. reiche Russen 
seit dem Beginn der 90er Jahre eine 
nicht genau quantifizierbare Menge 
von Devisen legal oder illegal außer 
Landes geschafft. Dies haben sie 
zum großen Teil in Form von Bargeld 
am nicht funktionierenden oder ge- 
gebenenfalls geschmierten Zoll vor- 
bei getan. Es handelt sich jedenfalls 
um mehrere Milliarden USB. 

Zum zweiten zahlen Selbständi- 
ge, Unternehmer, Manager und Un- 
ternehmen, selbst wenn sie liquide 
sind, kaum Steuern. Dies tun sie nun 
nicht geheim, sondern völlig offen. 
Es ist allen bekannt, daß der z.T. 
staatliche Konzern Gazprom zu we- 
nig Steuern zahlt, auch die großen 
russischen Ölproduzenten zahlen 
keine Steuern. Dies Iäßt sich auf die 
anderen Gruppierungen herunter- 
brechen. Es bestehen selbst erhebli- 
che Zweifel, wie es mit der Steuer- 
ehrlichkeit des Präsidenten selbst 
steht. Die auch im Westen bekannte 

4 Alls Pugaeova, frühere Sangesfreun- 
din von Udo Lindenberg und russi- 
scher Superstar, soll sich gebrüstet 
haben, seit Jahren keinen Pfennig 
Steuern gezahlt zu haben. 

Keine Besserung in Sicht 
Die Konsequenz für die russische Po- 
litik ist ein Dilemma, aus dem es 
schwer ist, wieder herauszukom- 
men: Der IWF hat zwar Kredite zuge- 
sagt, aber dies unter der Bedingung, 
daß es einschneidende Veränderun- 

gen u.a. im Steuersystem gibt. Die 
russische Regierung hat zwar ver- 
sprochen, dies zu tun, aber die gro- 
ßen Unternehmen des dominieren- 
den Rohstoffsektors haben bereits 
klar gemacht, daß sie nicht viel da- 
von halten, Steuern zahlen zu müs- 
sen. Unter den gegebenen Umstän- 
den wird dies vermutlich heißen, 
daß die Wohlhabenden ihr Geld au- 
ßer Landes bringen, wenn sich die fi- 
nanzielle Lage nicht bessert und der 
Rubel wieder unter Druck kommt, 
wenn die Mittel des IWF nicht mehr 
ausreichend sind, um die Stabilität 
der Währung zu gewährleisten, und 
das Vertrauen wieder schwindet. Es 
heißt aber andererseits ebenso, daß 
dieselben Leute ihr Geld außer Lan- 
des bringen werden, wenn sie in Ge- 
fahr stehen, auf Druck des IWF hin, 
endlich ihre seit einem halben Jahr- 
zehnt nicht gezahlten Steuern nach- 
zuzahlen, womit sie jeglicher An- 
strengung zur Stabilisierung in Ruß- 
land entgegenwirken werden und 
wollen. Diese Reaktion ist sicherlich 
individuell rational, aber extrem 
kurzsichtig in Bezug auf die Entwick- 
lung Rußlands und den sozialen Frie- 
den. 

Für die Klasse der Unternehmer 
und Freiberufler in Rußland ist die 
Gesellschaft, ist der Staat ein großer 
Selbstbedienungsladen, in dem nur 
das eigene, nackte Interesse an Pro- 
fit zählt. Dieses nackte Interesse 
wird bislang kaum durch zivilgesell- 
schaftliche Strukturen im Zaum ge- 
halten. Und eine Besserung ist nicht 
in Sicht. 

Es ist eine Ironie der Geschichte, 
daß der größte Versuch des social 
engineering der monetaristischen 
Schule sich plötzlich gegen sie selbst 
wendet. Die Chicago boys haben die 
Mißgeburt des russischen Kapitalis- 
mus als Schönheit gefeiert. Unter 
den gegebenen Umständen scheint 
sich die Kreatur jedoch gegen sie 
selbst zu wenden und damit zur Dis- 
kreditierung des neoliberalen Mo- 
dells in Rußland und darüber hinaus 
beizutragen sowie zur wirtschaftli- 
chen und politischen Destabilisie- 
rung des russischen Staates und der 
umliegenden Regionen. SPW 

' Es ist auf der nationalen Ebene noch nicht 
vollständig zum Tragen gekommen, aber 
in der Provinz gibt es einen virulenten 
Rechtsextremismus, der seinen nationa- 
len Kristallisationspunkt sucht. Fraglich 
ist, wie lange die Kommunisten oder Schi- 
rinovskij solche Leute noch an sich binden 
konnen, da sie faktisch keine fundarnen- 
tale Opposition gegen die Regierung und 
den Prasidenten führen. 
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EUROPA UND DIE LINKE IN HALT 
Die russische 
Version des 
Neoli beralismus 
von Frank Schauff* 

Anders als in 
westlichen Gesell- 
schaften, in denen 

die ~rofitgier der 
Unternehmer i. d. R. 

von bestimmten 
zivilgesellschaftli- 

chen und staatlichen 
Grenzen beschränkt 
wird, existieren oder 
funktionieren solche 

Schranken in 
Rußland bisher 

kaum. 

as in Rußland vorgeht, ist 
schwer nachvollziehbar, es 
ist um so schwerer, als die W 

Massenmedien in Rußland und im 
Westen immer wieder auf der Perso- 
nalfrage herumreiten, obwohl dies 
unter den Bedingungen eines fak- 
tisch nicht funktionierenden Staats- 
apparates kaum eine Rolle spielt. Es 
wird die Geschichte großer Männer 
geschrieben, obwohl die in Rußland 
agierenden großen Männer im Mo- 
ment geradezu erbärmlich klein er- 
scheinen. 

Als im März 1998 der relativ fri- 
sche stellvertretende Ministerpräsi- 
dent vor einem Publikum des Ost- 
ausschusses der Deutschen Wirt- 
schaft mitteilte, in Rußland sei alles 
weitgehend stabil und damit unter- 
scheide sich Rußland wohltuend von 
Ostasien, weiß man nicht, ob er dies 
tat, um Vertrauen zu schaffen und 
die Anwesenden dazu zu bringen, 
ihr in Ostasien verlorenes Geld in 
Rußland anzulegen, oder ob er tat- 
sächlich nicht wußte, daß es mit der 
russischen Ökonomie nicht zum Be- 
sten steht. Jedenfalls wurde seine 
recht vollmundige Behauptung bald 
von der Wirklichkeit widerlegt. Als 
Intermezzo wurde von den starken 
Männern eine kleine Regierungskrise 
inszeniert, die möglicherweise von 
den eigentlichen Problemen ablen- 
ken sollte. 

Bankrotte Unternehmen 
Die russische Ökonomie ist nicht erst 
seit Anfang der neunziger Jahre ein 
Problem, aber die radikale Gegenkur 
unter dem Ministerpräsidenten Ga- 
jdar hat die Probleme offensichtlich 
nicht gelöst. Die Privatisierung, ver- 
bunden mit Preisfreigabe und Hyper- 
inflation, brachten zwar zunächst 
das, was gewollt war: 'die Umvertei- 

* Frank Schaue Historikec Jugendbildungsreferent der Jusos Mittelrhein 
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lung des Eigentums und die Konzen- 
tration des gesellschaftlichen Reich- 
tums in Rußland bei einer verschwin- 
dend kleinen Minderheit. Damit sollte 
die soziale Klasse der Unternehmer 
geschaffen werden, die sich verant- 
wortlich fühlt, die eigenen ökonomi- 
schen Geschicke in die Hand zu neh- 
men und damit in Interessenkongru- 
enz die russische Wirtschaft und Ge- 
sellschaft aus der Misere zu ziehen. 
Das wurde jahrelang mit der Erwar- 
tung verbunden, daß die russische 
Ökonomie im jeweils kommenden 
Jahr mit einer erstaunlichen Wachs- 
tumsrate aufwarten würde. Bei allen 
statistischen Problemen muß jedoch 
festgestellt werden, daß die russische 
Wirtschaft seit dem Ende der Sowjet- 
union trotz oder wegen der von den 
Chicago-boys entworfenen Schock- 
therapie immer weiter geschrumpft 
ist. Die Prognosen, die manchmal 
nach einem weiteren Jahr der De- 
pression aus dem Rückwärtsgang 
eine Wachstumsrate von 5 - 7% 
kommen sahen, wurden im Laufe 
von Jahren immer wieder Lügen ge- 
straft. Dies führte dazu, daß die FAZ, 
die seit Jahren große Hoffnungen auf 
das neoliberale Experiment in Ruß- 
land setzt, in diesem Jahr die Frage 
stellte, ob es denn in naher Zukunft 
Wachstum geben könne. 

Die aktuellen ökonomischen Pro- 
bleme in Rußland sind weitgehend 
bekannt. Nach der Schocktherapie 
iri der ersten Hälfte diesen Jahr- 
zehnts kam die Produktion nicht 
wieder ins Laufen. Große Unterneh- 
men stehen still, es gibt hunderte, ja 
Tausende von Fabriken, die hoch ver- 
schuldet und eigentlich, da sie nichts 
mehr produzieren oder verkaufen, 
einfach bankrott sind. Jedoch ist in 
diesem Punkt die reine Lehre nicht 
umgesetzt worden, denn obwohl 
dies Gajdar bereits am Anfang der 
neunziger Jahre angekündigt hatte, 
kam es nicht zur Einrichtung eines 
ordentlichen Konkursverfahrens. Das 
Problem hierbei ist ein politisches: 
Wenn die russische Bevölkerung es 
vielleicht mehr oder weniger ruhig 
erträgt, daß es monatelang keine 
Löhne gibt oder die Fabrik für einen 
Monat die Produktion einstellt, so 
wäre die Hoffnungslosigkeit voll- 
kommen, wenn in einer Stadt der 
größte Betrieb mit mehreren tau- 
send Beschäftigten plötzlich endgül- 
tig schließt. 

Die Bevölkerung wäre, da es kein 
funktionierendes Sozialsystem mehr 
gibt, auf Subsistenzwirtschaft zu- 
rückgeworfen. Wie lange sie dies al- 

lerdings ertragen könnte, ist in 
höchstem Maße fraglich. Die politi- 
schen Konsequenzen sind nicht aus- 
zudenken, zumal für viele der Ab- 
stieg von einer Supermacht zu ei- 
nem Drittweltland ideologisch ohne- 
hin schwer verkraftbar ist.' Auch 
ökonomisch wäre der Konkurs eines 
der großen sowjetischen Unterneh- 
men ein höchst gefährliches Mo- 
ment; die Unternehmen sind unter- 
einander unentwirrbar gegenseitig 
verschuldet, die marode industrielle 
Struktur würde wie ein Kartenhaus 
zusammenbrechen. Es ist das erste 
Mal in der Geschichte, daß ein sol- 
cher Zustand sich über eine solche 
Dauer hält und letztlich kein Ende in 
Sicht ist. 

Bankrotter Staat 
Hinzu kommt aber mindestens eine 
weitere Besonderheit. Der russische 
Staat ist bankrott, auch das ist er 
nicht erst seit Mai. Bankerott ist er 
vor allem deshalb, weil er keine 
Steuern eintreibt. Auch dies wäre 
verkraftbar, solange das Haushalts- 
defizit noch unter Kontrolle ist und 
in den letzten Jahren war es in der 
Tat nicht sehr hoch. Zudem hat der 
russische Staat in der Tat drastische 
Einsparung betrieben, indem er Löh- 
ne, Stipendien und Renten z.T. über 
Monate nicht ausgezahlt hat. Dies 
hat seinerseits eine Reduzierung des 
Konsums der Bevölkerung auf ein 
Minimum nach sich gezogen. Folg- 
lich wäre es sinnvoll, bei denen, die 
Geld haben, Steuern einzutreiben, 
und die Ökonomie über die bloße 
Auszahlung der Löhne oder gar In- 
vestitionen anzukurbeln. Selbst Kiri- 
enko sprach in den letzten Wochen 

- von der Stärkung der Produktion 
und der Ankurbelung der Nachfrage 
im Lande. 

Dem steht einerseits der IWF, an- 
dererseits jedoch die Schicht entge- 
gen, die Schuld an der Misere ist: 
jene Gruppe von Selbständigen, klei- 
neren, mittleren und großen Unter- 
nehmen,, die keine Steuern zahlen, 
obwohl sie Profite machen, scheint 
selbst unter dem Damoklesschwert 
einer noch schärferen Depression 
der russischen Wirtschaft nicht wil- 
lens zu sein, die eigenen Interessen 
hinter die des Gesamtsystems zu 
stellen. Sicher, das russische Steuer- 
system ist unentwirrbar und die 
Steuersätze überhöht, und damit 
wird Steuerhinterziehung nachgera- 
de provoziert. Einer Versuche Jelzins, 
das Problem 1996 in den Griff zu 
bekommen, mußte wieder zurück- 
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Heute die NATO im 
KOSOVO, morgen 
Rußland im 
Baltikum, über- 
morgen die ganze 
Welt? 
von Dieter 5. Lutz* 

Das völkerrechtliche 
Gewaltmonopol 

liegt beim Sicher- 
heitsrat der Verein- 
ten Nationen. Das 
Völkerrecht selbst 

errichtet ein 
absolutes Gewalt- 
und Kriegsverbot. 
M.a. W.: Wer (mit 

Absicht) gegen 
Gewaltmonopol und  

Gewalt- und  
Kriegsverbot 

verstößt, begeht 
einen Angriffskrieg. 

,,Verteidigungsminister Rühe warnte 
Milosevic vor weiteren ,ethnischen 
Säuberungen' und kündigte an, es 
werde nicht bei Manövern bleiben, 
wenn Milosevic nicht zu einer politi- 
schen Lösung bereit sei. Wie zuvor 
schon der SPD-Kanzlerkandidat 
Schröder schloß sich am Wochenende 
auch der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Scharping der Ansicht an, daß ein mi- 
litärisches Eingreifen der NATO auch 
ohne ein Mandat der Vereinten Natio- 
nen möglich sei." (Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 15. Juni 1998) 

1. Angriff und Verteidigung sind 
Siegerdefinitionen 
,,Seit 5.45 Uhr wird jetzt zurückge- 
schossen, und von jetzt ab wird Bom- 
be mit Bombe vergolten." Mit  dieser 
Lüge Hitlers begann das Deutsche 
Reich den Zweiten Weltkrieg. 

Angriff und Verteidigung sind Sie- 
gerdefinitionen. Das verbrecherische 
Nazi-Regime wußte dies für sich zu 
nutzen, als es am 1. September 1939 
über Polen herfiel. Zehn Jahre später 
zogen der Herrenchiemseer Konvent 
(1 948) und der Parlamentarische Rat 
(1 948149) die verfassungsrechtlichen 
Konsequenzen: Niemals wieder sollte 
Deutschland einen völkerrechtswidri- 
gen Krieg auch nur vorbereiten kön- 
nen. Auf der 6. Sitzung des Hauptaus- 
schusses des Parlamentarischen Rates 
am 19. November 1948 gab Carlo 
Schmid - einer der Großen der deut- 
schen Sozialdemokratie - zu Protokoll: 

* Dieter 5. Lutz, Direktor des Instituts für Friedensforschung und Sicherheits- 
politik an der Universität Hamburg 
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,,Wir sollten unsere Meinung zum 
Ausdruck bringen, daß in  einem ge- 
ordneten Zusammenleben der Völker 
das, was man früher als die ultima ra- 
tio regum, als das Souveränitätsrecht 
der Souvenränitätsrechte ansah, 
schlechthin keine Stätte mehr haben 
soll, daß, wenn schon Gewalt ausge- 
übt werden muß, diese Gewalt nicht 
als nationaler Souveränitätsakt ausge- 
übt werden soll, sondern als Akt des 
kollektiven Selbstschutzes aller Natio- 
nen, die dafür sorgen, daß auf der 
ganzen Welt der Frieden erhalten 
bleibt und es Angreifern unmöglich 
gemacht wird, den Frieden zu stören. 
... Wer in dieser Welt hat denn je be- 
hauptet, er treibe Kriegsrüstungen, 
um einen Angriffskrieg zu machen? 
Es hat noch niemand etwas anderes 
gesagt, als daß seine Kriegsrüstungen 
dazu dienten, einen Verteidigungs- 
krieg vorzubereiten. " 

Die Lehren, die der Parlamentari- 
sche Rat aus diesen und ähnlichen 
Überlegungen zog, finden sich bis 
heute in einer ganzen Anzahl bemer- 
kenswerter Grundgesetznormen. Zu 
ihnen gehören die Präambel, Artikel 1 
Absatz 2, Artikel 4 Absatz 4, Artikel 9 
Absatz 2, Artikel 24 Absatz 1, 2 und 
3, Artikel 25 sowie Artikel 26 Absatz 1 
und 2 GG. Mit  diesen Normen sollte 
der Friedenswille des deutschen Vol- 
kes in eindeutiger Abkehr von einem 
System, das selbst vor Angriffskriegen 
und millionenfachen Massenmorden 
und Versklavungen nicht zurückge- 
schreckt war, zum unabänderlichen 
Leitgedanken und Wesensmerkmal 
erhoben werden. Ganz besonders 
deutlich wird dies in Artikel 26 Absatz 
1 GG. Dort heißt es: 

,,Handlungen, die geeignet sind 
und in  der Absicht vorgenommen 

werden, das friedliche Zusammenle- 
ben der Völker zu stören, insbesonde- 
re die Führung eines Angriffskrieges 
vorzubereiten, sind verfassungswid- 
rig. Sie sind unter Strafe zu stellen. " 

Wie weit Art. 26 Abs. 1 Satz 1 GG 
reicht, beantwortet die Norm bei ex- 
akter wörtlicher Auslegung selbst: 
Verboten ist nicht nur die Vorberei- 
tung eines Angriffskrieges, sondern 
jede beabsichtigte Handlung, die 
auch nur ,,geeignetJ' ist, einen An- 
griffskrieg ,,vorzubereiten". Die ver- 
botene Friedensstörung selbst 
braucht also noch nicht eingetreten 
zu sein, der Angriffskrieg noch nicht 
begonnen zu haben. Nach Art. 26 
Abs. 1 GG genügt bereits die bloße 
,,Eignung". Es muß also nicht faktisch 
gestört werden oder worden sein - 
bloße abstrakte Gefährdung genügt. 
Das Verbot der Friedensstörung und 
des Angriffskrieges ist also in Wahr- 
heit ein Verbot der abstrakten Frie- 
densgefährdung. 

2. Das völkerrechtliche Gewalt- 
verbot und das Gewaltmonopol 
der Vereinten Nationen 
Bestätigt wird die angeführte Inter- 
pretation des Art. 26 GG durch Art 25 
GG. Nach dieser Verfassungsvor- 
schrift sind „die allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts Bestandteil des Bun- 
desrechts" (Satz 1) und ,,erzeugen 
Rechte und Pflichten'' nicht nur für 
die Staatsorgane, sondern ausdrück- 
lich für alle ,,Bewohner des Bundesge- 
bietes" (Satz 2). Spätestens aber seit 
Gründung der Vereinten Nationen 
gehört das Gewaltverbot zu diesen 
Regeln, ist Gewalt als Mittel der inter- 
nationalen Politik weltweit verboten 
und insbes. die Führung von Kriegen 
untersagt. In Art. 2 Ziff. 4 der Charta 

Fragwürdige Visionen 
Die längerfristigen oder außerökono- 
mischen Dimensionen der Erweite- 
rung werden in der Diskussion häufig 
als Beitrittsvorteile genannt. So wer- 
den die Vision eines gerade wegen 
der Verbindung von ärmeren und rei- 
cheren Ländern im globalen Wettbe- 
werb gestärkten Europas, die Stabili- 
sierung der labilen jungen Demokrati- 
en oder gar eine gewisse moralische 
Pflicht zur Korrektur der Teilung des 
Kontinents durch den Kalten Krieg 
angeführt. Allerdings hat den west- 
europäischen Steuerzahlern bisher 
kaum ein EU-Politiker diese Visionen 
mit der nötigen Begeisterung zu ver- 
mitteln vermocht. 

Es muß hier an die Konsequenzen 
der schnellen Vereinigung zwischen 
West- und Ostdeutschland erinnert 
werden. Politisch gewollt, hatte sie 
verheerende Auswirkungen auf die 
Industrie- und Landwirtschaftstruktur 
der ehemaligen DDR, sorgte für eine 
hohe Arbeitslosigkeit, und trotz des 
Finanztranfer von West- nach Ost- 
deutschland hat sich wenig an den 
strukturellen Problemen des Ostens 
geändert. Vielmehr belastet der Net- 
totransfer von West- nach Ost- 
deutschland zwischen '90 und '97 in 
Höhe von rund 1000 Mrd. DM auch 
das westdeutsche Finanz-, Steuer- 
und Sozialsystem enorm. 

Es sei auch daran erinnert, daß die 
abschließende lntegration Spaniens 
und Portugals in die EU, trotz deutlich 
besserer wirtschaftlicher Ausgangs- 
bedingungen in diesen Ländern und 
besonders in der damaligen EWG, na- 
hezu 18 Jahre gedauert hat (8 Jahre 
Verhandlungen, bis zu 10 Jahren 
Übergangszeiten). 

Gewerkschaftliche Antworten 
Was könnte die gewerkschaftliche 
Antwort in den Beitrittsländern sein? 

1. Die Gewerkschaften in MOE 
haben ein klares Bekenntnis zur euro- 
päischen lntegration abgelegt. Das ist 
gut so, aber das reicht nicht. 

2. Die Gewerkschaften sollten die 
wirtschafts- und sozialpolitischen Pro- 
bleme eines schnellen und bedin- 
gungslosen Beitritts öffentlich deut- 
lich machen. Viele potentielle ökono- 
mische Vorteile einer lntegration sind 
für die MOE Länder bereits mittels der 
genannten Assoziationsabkommen 
erreicht. 

3. Die Gewerkschaften sollten er- 
kennen, daß die gegenwärtige EU- 
Politik stark auf Deregulierung und 
Abbau von Sozialsystemen - im Na- 
men der Globalisierung und des Neo- 

liberalismus - setzt, während in MOE 
gerade der Aufbau von sozialen Si- 
cherungssystemen und eine gewisse 
Marktregulierung dringend notwen- 
dig sind. 

Für eine realistische ,,Vorbei- 
tritts-Strategie" 
4. Die Gewerkschaften sollten daher 
eine realistische ,,Vorbeitritts-Strate- 
gie" für das eigene Land und mit den 
Gewerkschaften in den anderen Bei- 
trittsländern ausarbeiten und ihre ge- 
werkschaftliche Position darstellen. 
Das könnte z.B. beinhalten: 

die EU muß ein aktiverer Partner 
bei Konzepten für den wirtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen Reform- 
prozeß werden, 

die Zusammenarbeit zwischen 
den Regierungen in MOE unter Einbe- 
ziehung der Gewerkschaften muß 
entwickelt werden, 

sektoral bedeutet dies, daß die 
mittel- und osteuropäische Landwirt- 
schafts- und Lebensmittelproduktion 
(genauso wie der Tourismus, als inte- 
graler Bestandteil einer Politik für den 
ländlichen Raum) gestärkt werden 
muß. Hilfe von außen sollte Hilfe zur 
Selbsthilfe sein. 

Das führt hin zu einem Konzept 
der Regionalisierung der Wirtschafts- 
beziehungen innerhalb der MOE 
Länder (welches an der 1992 ge- 
schaffenen, aber nur halbherzig ent- 
wickelten Mitteleuropäischen Frei- 
handelszone, CEFTA, anknüpfen 
könnte) und zu einem Konzept der 
industriellen Arbeitsteilung zwischen 
West- und Osteuropa, welches nicht 
die MOE Länder in eine Niedriglohn- 
produktion zwingt oder auf traditio- 
nelle Industrien begrenzt. Es geht 
darum, in den osteuropäischen Län- 
dern - bzw. in verschiedenen Regio- 
nen in diesen Ländern - wettbe- 
werbsfähige lndustriekerne aufzu- 
bauen, die ein klares Spezialisie- 
rungsprofil haben. Gleiches gilt für 
ein integriertes Konzept für den 
ländlichen Raum, das den ökolo- 
gisch- und sozialverträglichen Über- 
gang gewährleistet. Ein solches Spe- 
zialisierungsprofil und Konzept bil- 
den sich - entgegen dem Glauben 
der Neoliberalen - nicht automatisch 
heraus. Hier haben die Gewerkschaf- 
ten, die Arbeitgeber und die Regie- 
rungen der Länder eine zentrale 
Funktion. Die Aufgabe der Zukunfts- 
sicherung besteht nicht darin, wie 
manche Regierungen und Arbeitge- 
ber in MOE Ländern glauben, sich 
auf einen Markt zu verlassen, der an 
der Niedriglohnspirale dreht und die 

Arbeitsbedingungen nach unten 
schraubt. 

Aus gewerkschaftlicher Sicht gilt 
daher das Prinzip, illusionslos, ehrlich 
und solidarisch an das Thema heran- 
zugehen und sich nicht am Prognose- 
wettbewerb über den Zeitpunkt des 
Beitritts zu beteiligen, sondern die so- 
zialpolitischen Konsequenzen heraus- 
zuarbeiten und Lösungen publik zu 
machen. Nicht die Schnelligkeit, son- 
dern die Seriosität und Dauerhaftig- 
keit einer EU Mitgliedschaft ist für den 
sozialen Frieden und die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Menschen in 
MOE entscheidend. SPW 
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Das Ende einer 
Illusion? 
von Wolfgang Weinz* 

Die vorhandenen 
Nachteile eines 

schnellen Beitriits 
werden nur  selten 
diskutiert, aber sie 
sollten i m  Zentrum 

einer seriösen 
gewerkschaftlichen 

u n d  gesellscha ftpoli- 
tischen Diskussion 

über die sozialen 
Folgen der Mitglied- 

schaft stehen. 

z ehn Länder Mittel- und Osteu- 
ropas (MOE), die alle bereits mit 
der EU assoziiert sind, haben 

sich um eine Vollmitgliedschaft be- 
worben. Laut der ,,Agenda 2000" 
sollen die Verhandlungen vorerst nur 
mit Estland, Polen, Slowenien, der 
Tschechischen Republik und Ungarn 
beginnen. Der EU-Beitritt ist für alle 
Regierungen in der Region das stra- 
tegische Ziel schlechthin, die Krö- 
nung des Transformationsprozesses 
und ein zentrales Argument, wenn 
der Bevölkerung wieder einmal Re- 
formopfer abverlangt werden (so 
z.B. die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer, die Restrukturierung der 
Agrarwirtschaft oder neue Austeri- 
tätsmaßnahmen). Zu den ökonomi- 
schen Vorteilen eines Beitritts zählen 
die Ausweitung des Freihandels auf 
die in den Assoziationsabkommen 
teilweise ausgeklammerten Agrar- 
produkte, der freie Verkehr von 
Dienstleistungen, Kapital und Arbeit 
sowie der voraussichtliche Netto- 
Ressourcentransfer. Die ebenfalls 
vorhandenen Nachteile eines schnel- 
len Beitritts werden nur selten disku- 
tiert, aber sie sollten im Zentrum ei- 
ner seriösen gewerkschaftlichen und 
gesellschaftpolitischen Diskussion 
über die sozialen Folgen der Mit-  
gliedschaft - in Ost wie West - ste- 
hen. 

Probleme der Osterweiterung 
Eine realistische Sicht der Dinge kann 
in sechs Punkten zusammengefaßt 
werden: 
1) Zwischen dem erklärten politischen 
Willen und der praktischen Umset- 

* Dr Wolfgang Weinz, Koordinator Mittel- und Osteuropa (MOE) der IUL. 
Bei der IUL handelt es sich um eines der 15 internationalen Berufssekretaria- 
te, nämlich der Internationalen Union der Lebensmittel-, Landwirtschafts; 
Hotel-, Restaurant-, Cafe- und Genussmittelarbeiter-Gewerkschaften. Die 
IUL hat r Z .  32 1 Mitgliedsverbände in 1 1  1 Ländern; davon 36 in MOE. Die 
IUL vertritt uber 10 Millionen Mitglieder 

zung klafft eine bedenklich große 
Lücke. Weder erfüllen die Beitrittskan- 
didaten die wirtschaftlichen Bedin- 
gungen für eine schnellen EU Beitritt, 
noch ist die EU selbst finanziell und 
strukturell in der Lage, einen solchen 
Beitritt zu verkraften. 

Die in mehr als 40jähriger Tren- 
nung gewachsenen Unterschiede 
der politischen, wirtschaftlichen und 
rechtlichen Systeme sind so leicht 
nicht zu überwinden und es ist un- 
verantwortlich, daß immer wieder 
von westeuropäischen Politikern un- 
realistische Hoffnungen geweckt 
werden. 

2) Die ökonomische Situation in 
der EU ist gekennzeichnet von zuneh- 
mender Globalisierung, einer wirt- 
schaftlichen Stagnation und scharfen 
Einschnitte in die Sozialpolitik, die teil- 
weise mit den Konvergenzkriterien 
der WWU gerechtfertigt werden. 

3) Die sozialen und ökonomischen 
Unterschiede zwischen West und Ost 
sind immer noch gewaltig. Zusam- 
men erwirtschaften die zehn Beitritts- 
Iänder gerade mal das BSP der Nie- 
derlande. Hinzukommt, daß auch die 
traditionell optimistischen Wirt- 
schafts- und' Wachstumsprognosen 
für MOE in regelmäßigen Abständen 
nach unten korrigiert werden. Sie lie- 
gen mittlerweile m.E. deutlich unter 
5%. 

Die Exporte sind nicht mehr die 
Hauptstütze des MOE-Wachstums. 
Die meist sinkende Wettbewerbsfä- 
higkeit, Probleme bei der Umstruktu- 
rierung, eine im Einzelfall zu rasche 
Liberalisierung der Importe und des 
Kapitalverkehrs, sowie die schwache 
Konjunktur in Westeuropa konfron- 
tieren die meisten MOE Länder mit 
bedrohlich steigenden Defiziten in 
der Handels- und Leistungsbilanz. Der 
ins Stocken geratene ,,Aufholprozeß" 
führt dazu, daß etwa ~lowenien und 
Tschechien das Pro-Kopf-BIP-Niveau 
von Griechenland und Portugal vor- 
aussichtlich erst um das Jahr 2005 er- 
reichen dürften. Eine Angleichung an 
den EU-Durchschnitt bleibt bei diesen 
zwei am meisten entwickelten MOE 
Länder schwer zu prognostizieren. 

4) lnfolge der Osterweiterung um 
10 MOE Länder steigt die EU-Einwoh- 
nerzahl um 28% auf 477 Millionen, 
das EU-Bruttoinlandsprodukt (BIP zu 
Marktpreisen) aber bloss um 4%. 

Tatsache ist, daß ohne eine konse- 
quente Weiterentwicklung der ge- 
meinsamen EU-Agrarpolitik und ohne 
eine Konzentration auf Prioritäten in 
der Strukturpolitik, eine Erweiterung 
aus finanziellen Gründen nur schwer 
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möglich ist. Die Frage ist, wie soll die 
Osterweiterung ohne Erhöhung des 
Betragsvolumens von 1,27% des BIP 
der Mitgliedstaaten finanziert wer- 
den, und wie soll der Besitzstand der 
heutigen Nettoempfänger unter die- 
sen Bedingungen trotzdem einiger- 
maßen gewahrt bleiben? Und was 
passiert, wenn das optimistisch pro- 
gnostizierte Wirtschaftswachstum 
von durchschnittlich 2,5% und damit 
die Mitgliedsbeiträge in die EU-Kasse 
reduziert werden müssen? 

Für die Landwirtschaft heißt das 
beispielsweise unter den genannten 
Umständen: drastische Einschnitte 
bei der Subventionspolitik, bei einem 
Agrarhaushalt, der heute immer noch 
knapp 50% des EU-Haushalts aus- 
macht. Das paßt zwar in das Konzept 
der EU Kommission in Sinne einer Re- 
duzierung der Agrarausgaben und 
entspricht auch der Notwendigkeit, 
im Rahmen der Welthandelsorganisa- 
tion ( M O )  die europäischen Agrar- 
subventionen und den Agrarprotek- 
tionismus abzubauen (d.h. weiterer 
Abbau der Stützpreise und Anglei- 
chung an das Weltmarktniveau, statt- 
dessen direkte Einkommenshilfen). 
Dies begünstigt aber Großbetriebe 
und setzt die europäische Landwirt- 
schaft der Möglichkeit des globalen 
Sozial- und Umweltdumping aus. 

5) Die EU ist zuerst und vor allem 
eine Wirtschaftsunion, genauer ge- 
sagt eine Subventionsgemeinschaft, 
denn 80% des EU-Haushalts wandern 
in die verschiedenen Subventions- 
fonds. Vor diesem Hintergrund kann 
folgendes erwartet werden: 

die Beitrittsverhandlungen wer- 
den länger dauern als allgemein ge- 
schätzt; 

die BeitrittsbedingungenlErgeb- 
nisse werden weniger an Fördermit- 
teln einbringen als erwartet, 

der Anpassungsprozeß wird für 
die MOE Länder schmerzlich und po- 
tentiell sozialpolitisch gefährlich sein, 

der Beitritt wird zu einem Vertei- 
lungskampf innerhalb der alten EU 
führen und zwar zwischen den Netto- 
empfängern und den Nettozahlern 
und ihrer nationalen Wählerschaft, 

es wird zu einem Verteilungs- 
kampf zwischen den alten Subventi- 
onsempfängern und zwischen den 
Beitrittskandidaten kommen. 

6) Neben diesen ökonomischem 
spielt aber auch ein institutioneller 
Aspekt eine erhebliche Rolle. Zum 
derzeitigen Zeitpunkt - und nach der 
Nichtreform auf dem Amsterdamer 
Gipfel - ist die EU auch institutionell 
erweiterungsunfähig. 

der Vereinten Nationen (UNCh) heißt 
es: 

,,Alle Mitglieder unterlassen in ih- 
ren internationalen Beziehungen jede 
gegen die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhängigkeit ei- 
nes Staates gerichtete oder sonst mit  
den Zielen der Vereinten Nationen 
unvereinbare Androhung oder An- 
wendung von Gewalt". 

Kommt es trotz dieser Verbote zur 
. Androhung oder Anwendung von 

Gewalt, so liegt nach Art. 24 UN- 
Charta die ,,Hauptverantwortung für 
die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit" beim 
Sicherheitsrat der Vereinten Natio- 
nen. Die Mitglieder der Vereinten Na- 
tionen ,,erkennen an, daß der Sicher- 
heitsrat bei der Wahrnehmung der 
sich aus dieser Verantwortung erge- 
benden Pflichten in ihrem Namen 
handelt". 

Nach Art. 39 UN-Charta stellt der 
Sicherheitsrat fest, ,,ob eine Bedro- 
hung oder ein Bruch des Friedens 
oder eine Angriffshandlung vorliegt". 
Zugleich gibt der Sicherheitsrat Emp- 
fehlungen ab. Nach Art. 40 be- 
schließt der Sicherheitsrat vorläufige 
Maßnahmen; nach Art. 41ff be- 
schließt er diejenigen Maßnahmen, 
„die zu treffen sind, um den Weltfrie- 
den und die internationale Sicherheit 
zu wahren oder wiederherzustellen." 
Diese Maßnahmen können nicht-mili- 
tärische, militärische oder kriegerische 
sein. 

Das völkerrechtliche Gewaltmo- 
nopol liegt beim Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen. Das Völker- 
recht selbst errichtet ein absolutes 
Gewalt- und Kriegsverbot. M.a.W.: 
Wer (mit Absicht) gegen Gewaltmo- 
nopol und Gewalt- und Kriegsver- 
bot verstößt, begeht einen Angriffs- 
krieg. Eine Ausnahme bilden ledig- 
lich Maßnahmen, die der Sicher- 
heitsrat entsprechend den ange- 
führten Normen in Kapitel VII UNCh 
beschlossen oder zu denen er eine 
Ermächtigung erteilt hat. Eine wei- 
tere Ausnahme stellt zwar die Kol- 
lektive Selbstverteidigung nach Art. 
51 UNCh dar. Aber selbst Art. 51 
UNCh, der ,,im Falle eines bewaffne- 
ten Angriffs gegen ein Mitglied der 
Vereinten Nationen keineswegs das 
naturgegebene Recht zur individu- 
ellen oder kollektiven Selbstverteidi- 
gung" beschränkt wissen will, ge- 
währt dieses Recht lediglich, „bis 
der Sicherheitsrat die zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internatio- 
nalen Sicherheit erforderlichen 
Maßnahmen getroffen hat". 

3. Wann aber brennt die ganze 
Welt? 
Weitere Ausnahmen vom völkerrecht- 
lichen Gewaltverbot gibt es nicht. 
Dies gilt nach einhelliger Völkerrechts- 
lehre auch für Interventionen mit ver- 
meintlich oder tatsächlich humanitä- 
rer Zielsetzung. Selbst die Völker- 
mordkonvention vom 9. Dezember 
1948 enthält keine Eingriffsbefugnis 
für Drittstaaten im Falle des Völker- 
mordes. In der jüngsten Zeit haben 
deshalb zu Recht alle Staaten bei Ein- 
griffen in Völkermordsituationen, wie 
in Bosnien oder in Ruanda, eine Reso- 
lution des Sicherheitsrates für not- 
wendig gehalten oder, wie im Fall der 
US-Hilfe für die Kurden im Nord-Irak 
1991, eine solche als bereits vorhan- 
den behauptet. 

Sind die Menschen im Kosovo - 
und anderenorts - damit ihrem 
Schicksal ausgeliefert, wenn ein Be- 
schluß des Sicherheitsrates nicht zu- 
standekommt? Müssen beistandswil- 
lige Staaten hilflos zuschauen, wie 
ganze Völker vertrieben oder ermor- 
det werden? Oder verdienen nicht 
gerade diejenigen unsere Achtung 
und unseren Respekt, die, wie seiner- 
zeit Vietnam in Kambodscha, Pol Pots 
Völkermorden einseitig ein Ende be- 
reitet haben? 

Muß also nicht doch ein Unter- 
schied gemacht werden zwischen ver- 
brecherischen Angriffskriegen, wie sie 
z.B Deutschland in diesem Jahrhun- 
dert zweimal führte, und einer huma- 
nitären Intervention, wie sie die NATO 
derzeit im Kosovo plant und wie sie 
im eingangs angeführten Zitat der 
FAZ zum Ausdruck gebracht wird? Ist 
,,Eingreifen1' nicht etwas grundsätz- 
lich anderes als ,,Angreifent'? Barmt 
sich darüber hinaus nicht das Herz 
jenseits allen Völker- und Verfas- 
sungsrechts bei Bildern der Vertriebe- 
nen, Flüchtenden und Hilfesuchen- 
den aus dem Kosovo? 

Was aber, wenn der subjektiv vor- 
gegebene Anlaß nicht der objektiven 
Realität entspricht? Im Kosovo sind 
in der ersten Hälfte diesen Jahres ca. 
500 ,,Albaner2' und ca 100 ,,Serben" 
umgebracht worden. Jeder einzelne 
dieser Toten ist beklagenswert! Jeder 
einzelne ihrer Mörder und jeder ein- 
zelne ihrer Hintermänner muß be- 
straft werden! Kann aber wirklich 
von einem Völkermorden gespro- 
chen werden, vergleichbar etwa dem 
jüdischen Holocaust? Mi t  allen dra- 
matischen Konsequenzen, ein- 
schließlich der quasi-revolutionären 
Beseitigung bestehenden Völker- 
rechts? 

Was, wenn die Aktion scheitert 
oder noch größeres Unheil nach sich 
zieht? Seit mindestens acht Jahren 
ist die Entrechtung der Kosovo-Alba- 
ner und die Brisanz des Kosovo-Kon- 
fliktes für den Balkan und für ganz 
Europa bekannt. Trotzdem wurde 
der Konflikt im Dayton-Abkommen 
nicht berücksichtigt. Trotzdem er- 
hielt der gewaltfreie Widerstand der 
Kosovo-Albaner in den vergangenen 
Jahren keine wirksame Unterstüt- 
zung vom ,,Westen1'. Ansprechpart- 
ner der NATO-Staaten war und ist 
der Agressor Milosevic. Hat die euro- 
päische Politik in Wirklichkeit nicht 
wieder einmal versagt? Wie glaub- 
würdig sind die NATO-Staaten über- 
haupt? Welchen Plan, welches Kon- 
zept, welche Strategie verfolgen sie? 
Für die Minderheit der Albaner in 
,,Jugoslawien"? Für die Mehrheit der 
Albaner im Kosovo? Für die Minder- 
heit der Serben im Kosovo? Für die 
Minderheit der Albaner in Montene- 
gro, in Makedonien, in Griechen- 
land, in Bulgarien ... ? 

Was, wenn der Anlaß miß- 
braucht und für weiterreichende Zie- 
le genutzt wird? Zur Zerschlagung 
Makedoniens? Für die Erfüllung des 
Traums von Großalbanien? Für die 
Rückkehr zu einer Militarisierung der 
Außenpolitik? 

Der Parlamentarische Rat von 
1948149 hat die grundsätzliche Ge- 
fahr, auf welche diese und ähnliche 
Fragen hinweisen, gesehen. Er hat 
deshalb alles, was auch nur geeignet 
sein könnte, einen Angriffskrieg vor- 
zubereiten, für verfassungswidrig er- 
klärt und unter Strafe gestellt. 

Wer Frieden will, muß das Ge- 
waltmonopol der Vereinten Nationen 
stärken, nicht aushöhlen. Wer Völker- 
mord verhüten will, muß rechtzeitig 
Präventivmaßnahmen ergreifen oder 
- wenn Zwangsmaßnahmen erfor- 
derlich scheinen - alles Erdenkliche 
tun, um die Vereinten Nationen hier- 

* für zu gewinnen. Die Alternative be- 
deutet, der politischen und mögli- 
cherweise verbrecherischen Willkür 
Tür und Tor zu öffnen. Nochmals: An- 
griff und Verteidigung sind Siegerde- 
finitionen. Schafft die NATO im Koso- 
vo erst einmal ein Präjudiz, so wird 
sich morgen Rußland im Baltikum' 
und übermorgen China in Südostasi- 
en2 oder andernorts darauf berufen 
können. Wann aber brennt dann wie- 
der die ganze Welt? 

Gerade derjenige also, der 
glaubt, in Extremsituationen, zum 
Beispiel bei Völkermord, nicht gel- 
tendem Recht, sondern seinem Ge- 

Wer Frieden will, 
rnuß das Gewaltmo- 
nopol  der Vereinten 
Nationen stärken, 
nicht aushöhlen. Die 
Alternative bedeu- 
tet, der politischen 
und  möglicherweise 
verbrecherischen 
Willkür Tür und Tor 
zu öffnen. 
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wissen folgen zu müssen, ist in be- 
sonderer Weise aufgefordert, die Ra- 
tio von Artikel 26 Absatz 1 GG zu 
beachten bzw. einzuklagen: Handelt 
es sich bei dem jeweiligen Konfliktfall 
um innere Unruhen und Bürgerkrieg 
oder kann wirklich von der Gefahr 
der zielgerichteten Ermordung und 
Vertreibung ganzer Völker gespro- 
chen werden? Dient der als Hilfsakti- 
on verstandene Angriff wirklich und 
ausschließlich dem angegebenen 
Zweck oder wird die Situation für an- 
dere politische Interessen miß- 
braucht? Ist alles getan worden, was 
jenseits kriegerischer Maßnahmen 

Rausschmiß durch 
soziale Ausgrenzung 
Neue Verschärfung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 

von Peter Bartels* 

S chon mit der Einführung des 
Asyl bewerberleistungsgesetzes 
(AsylbLG) im Jahre 1993 wurde 

erstmals eine soziale Gruppe - v.a. 
Asylbewerber - pauschal aus den bis 
dahin gültigen Minimal-Standards 
des Bundessozialhilfegesetzes 
(BSHG) ausgegrenzt. Insbesondere 
die Wohlfahrtsverbände kritisierten 
dieses Gesetz scharf, weil unter an- 

Die Vorgänge um 
das Asylbewerberlei- 
stungsgesetz zeigen 

auch, wieviel wir von 
einer Bundesregie- 

rung mit SPD- 
Beteiligung beim 
Umgang mit dem 

Thema ,,Flüchtlinge" 
und ,,Anti-Rassis- 

mus" zu erwarten 
haben. 

derem den davon betroffenen 
Flüchtlingen damit ein kulturelles Exi- 
stenzminimum und ein soziales Le- 
ben in Würde abgesprochen wurde. 
Insbesondere die mit diesem Gesetz 
vollzogene Abkehr von der Bedarfs- 
deckung und die damit eingeführte 
soziale Diskriminierung begegnet 
verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Die SPD-Bundestagsfraktion lehn- 
te zwar die Einführung des AsylbLG 
ab. Die SPD-Führung hatte aber vor- 
her im sog. ,,Asylkompromiß" einer 
generellen Senkung von Sozialleistun- 
gen für Asylbewerber zugestimmt 
und auch im Bundesrat gab es genü- 
gend Landesregierungen mit SPD-Be- 
teiligung, die diesem Gesetz ihre Zu- 
stimmung gaben. 

* Peter Bartels leitet das Referat für Flüchtlinge und Aussiedler beim 
Diakonischen Werk der EKD, Stuttgart 

möglich ist? Gibt es wirklich keine zi- 
vilen, nicht-kriegerischen Alternati- 
ven mehr? Und vor allen Dingen: Ist 
alles getan worden, um einen Be- 
schluß des UN-Sicherheitsrates zu er- 
wirken? 

Ist nur eine dieser Fragen nicht 
mit zweifelsfreier Gewißheit zu beja- 
hen, so darf kein deutscher Politiker 
einen entsprechenden Einsatzbefehl 
geben. Er wäre mit lebenslanger Frei- 
heitsstrafe bedroht. Die deutschen 
Soldaten wiederum hätten nicht nur 
das Recht, sondern auch die Pflicht, 
einen entsprechenden Befehl zu ver- 
weigern. SPW 

Im Juni 1997 kam es aufgrund ei- 
ner Initiative aus der Bundesregierung 
zu einer weiteren Verschärfung des 
AsylbLG. Weitere Flüchtlingsgruppen 
(alle De-facto-Flüchtlinge mit einer 
Duldung und alle Bürgerkriegsflücht- 
linge) wurden in die Geltung dieses 
Gesetzes einbezogen und die Fristen 
des Erhaltes von reduzierten Soziallei- 
stungen wurden - auch rückwirkend - 
von einem Jahr auf drei Jahre für alle 
davon betroffenen Flüchtlingsgruppen 
erweitert. Wieder lehnte die SPD-Bun- 
destagsfraktion diese Verschärfung ab, 
aber erneut ermöglichten SPD-geführ- 
te und mit Beteiligung der SPD geführ- 
te Landesregierungen (v.a. Niedersach- 
sen, Brandenburg, Thüringen, Meck- 
lenburg-Vorpommern, Berlin) eine 
Mehrheit im Bundesrat zugunsten der 
erneuten Verschärfung des AsylbLG. 

Verschärfungsinitiative und 
Gegenaktionen 
Die Initiative zur weiteren Verschärfung 
des AsylbLG in diesem Jahr kam aus 
dem von der SPD mitregierten Berlin, 
zielte aber v.a. auf sog. Mißbrauchsfäl- 
le. Diese Initiative wurde unter Beteili- 
gung der Bundesländer Niedersachsen, 
Bayern, Baden-Württemberg, Rhein- 
land-Pfalz erheblich verschärft und 
dann vom SPD-dominierten Bundesrat 
als Gesetzesinitiative verabschiedet. 

Dieser Entwurf sowie der darauf- 
hin entwickelte Alternativ-Entwurf 
der Regierungskoalition sollte ermög- 
lichen, daß alle Ausländer mit einer 
Duldung oder mit Anspruch einer 
Duldung überhaupt keinen gesicher- 
ten Rechtsanspruch auf Sozialleistun- 
gen mehr haben sollten. Neben den 
Ausländern, die angeblich oder tat- 
sächlich das Asyl- und Ausländerrecht 
mißbrauchen, wären v.a. Bürger- 
kriegsflüchtlinge, die bosnischen 
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' Nach dem Zerfall der Sowjetunion sollen 
bis zu 30 Millionen Russen außerhalb der 
russischen Territoriums leben. Insbes. im 
Baltikum ist der Status dieser Menschen 
bis heute nicht zufriedenstellend geregelt 
- vgl.: Gießmann, Hans-Joachim (Hrsg.): 
Handbuch Sicherheit 1997. Baden-Baden 
1997198. insbes. S.159ff.. 189ff. 
In Südostasien leben 20 bis 30 Millionen 
Auslandschinesen. Bis in die jüngste Zeit 
kam und kommt es immerwieder zu Aus- 
schreitungen und Progromen gegen die 
Chinesen, z:B. in Malaysia, Thailand und 
auf den Philippinen sowie jungst erst wie- 
der in lndonesien - vgl. stellvertretend: 
Heinzlmeir, Helmut: Ungeliebte Minder- 
heit. Zur Rolle der Auslandschinesen in 
Südostasien, in: Internationale Politik 
611 998, S. 51-53. 

Flüchtlinge und Opfer nichtstaatlicher 
Verfolgung (z.B. Flüchtlingsfrauen) 
vom Ausschluß auf Sozialleistungen 
betroffen gewesen. Das sind Flücht- 
lingsgruppen, die derzeit von einem 
Arbeitsverbot betroffen sind. 

Die Wohlfahrtsverbände, die Kir- 
chen und die zahllosen Flüchtlingsin- 
itiativen haben in sehr kurzer Zeit und 
in beispielloser Weise Parlamentarier 
aller Bundestagsfraktionen und die 
Öffentlichkeit erfolgreich auf die hu- 
manitären Härten und die unkalkulier- 
baren Folgen dieser Gesetzesnovelle 
hinweisen können. Der daraufhin ent- 
standene politische Druck hatte zum 
Ergebnis, daß am 25. Juni der Bun- 
destag eine erheblich abgemilderte 
Version der Verschärfung mit den 
Stimmen der CDU, F.D.P. und SPD ver- 
abschiedete. Der Bundesrat stimmte 
dem Entwurf am 10. Juli zu, so daß 
diese weitere Verschärfung des 
AsylbLG noch im Laufe dieses Jahres 
in Kraft treten wird. Das Ziel der Ver- 
hinderung der Gesetzesnovelle insge- 
samt wurde nicht erreicht, weil die 
Mehrheit der SPD-Bundestagsfraktion 
auf der ablehnenden Seite und die 
Befürworter in der SPD-Spitze und in 
den Bundesländern auf der anderen 
Seite ihren Dissens nicht deutlich wer- 
den lassen wollten und weil die Befür- 
worter dieser Gesetzesverschärfung 
auf SPD-Seite zeitweise intensiver die 
Realisierung dieses Gesetzes betrie- 
ben haben als die CDU-Fraktion. Die- 
ser Vorgang zeigt auch, wieviel wir 
von einer Bundesregierung mit SPD- 
Beteiligung beim Umgang mit dem 
Thema ,,Flüchtlinge" und ,,Anti-Ras- 
sismus" zu erwarten haben. 

Kritik bleibt nötig 
Vom nun verabschiedeten Gesetz 
sind Bürgerkriegsflüchtlinge, bosni- 
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kurrenzgesellschaft hin zu fürsor- 
gender und am Anderen interessier- 
ten Gemeinschaft zwischen Frauen 
und Männern und Kindern. Am glei- 
chen Strang scheinen die Verfechter 
des Gemeinsinns, die Kommunitari- 
sten, zu ziehen: Mit  ihrem Anti-lndi- 
vidualismus und ihrer Forderung 
nach Bindung und Tradition, ihrer 
Kritik am modernen liberalen Den- 
ken, manchmal sogar samt seiner 
neoliberalen Wirtschaftsform und 
deren Konsequenzen, scheinen sich 
nun endlich auch die Männer in die 
Reihen der Kritikerinnen der beste- 
henden kapitalistisch-patriarchalen 
Gesellschaftsordnung einzureihen 
(Schumann 1996, S. 2). In der De- 
batte um Bürgerarbeit und Gemein- 
sinn finden sich jedoch ausgeprägte 
patriarchale und somit antifeministi- 
sche Tendenzen. ,,Hausfrauen (bzw. 
Hausmänner)" und Teilzeit-Erwerbs- 
tätige sind gesellschaftliche Grup- 
pen, von denen erhofft wird, daß sie 
,,Bürgerarbeit wählen" (Kommission 
1997, S. 165) - so kann man end- 
lich die ungehörige ,,Erwerbsnei- 
gung" dieser Gruppen, die sich zu 
90 - 100% aus Frauen zusammen- 
setzen, zügeln. Der Bürgerarbeits- 
Ausschuß-Vorsitzende wird hinge- 
gen mit dem ,,Sozialprofil des ,örtli- 
chen Sokrates"' phantasiert (S. 
1 57). 

Viele der sozialen Wandlungs- 
Prozesse rund um Erwerbs- und 
Haus- und Sorgearbeit sind von Sei- 
ten der Frauen eingeläutet worden. 
Teilweise brachte das die Auflösung 
traditioneller Lebensformen (z.B. 
Hausfrauenehe, auch vieler Kleinfa- 
milien) mit sich. Hierdurch entstand 
aber auch Raum für Neues. Antje 
Schumann fragt zurecht: ,,Sind Kin- 
dergärten, Wohngemeinschaften, 
Frauengruppen, Alten-Service-Zen- 
tren keine Orte von Gemeinschaft?" 
(1 996, S. 5). Die Frage ließe sich er- 
weitern: Sind Widerstandcamps, 
Demonstrationen, Hausbesetzun- 
gen keine Ereignisse, die Gemein- 
schaft produzieren? 

Gemeinsinn aus feministischer 
Perspektive gründet sich auf Indivi- 
duen, die auf Solidarität ausgerich- 
tet sind und die durch überschauba- 
re soziale Einheiten und Lebensge- 
meinschaften zusammenfinden. 
,,Orte des Gemeinsinns" sind auch 
wirtschaftliche und soziale Selbsthil- 
fe im Sinne von vernetzten Genos- 
senschafts- und Kommunebewe- 
gungen, in denen sich Menschen 
zusammenschließen, weil sie mit 
anderen gemeinsam handeln wol- 

len. Sie entwickeln andere Formen 
der gegenseitigen Hilfe, menschli- 
che Beziehungen in einem kollektiv 
organisierten Leben, oft außerhalb 
von institutionalisierten Regelungen 
und Absprachen. Dazu gehört auch 
eine Auseinandersetzung mit den 
Schäden der modernen Zivilisation, 
damit sind Schäden gemeint, die die 
Umwelt, aber auch solche, die die 
zwischenmenschlichen Beziehungen 
betreffen. Vielleicht gelingt es sol- 
chen Zusammenschlüssen, durch 
ihre Betätigung ,,nach außen hin 
immer weitere Gebiete zu erschlie- 
ßen und ihre Anschauungen in neue 
Kreise zu tragen", wie es der Anar- 
chist Rudolf Rocker (1 947) für die 
neu entstehenden Bewegungen 
nach dem zweiten Weltkrieg erhofft 
hatte. SPW 
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Die Gemeinsinn- 
Debatte hat einen 
doppelten Effekt: 

Entlastung des 
Arbeitsmarktes, 

Restabilisierung der 
Familie und damit 
Stabilisierung der 

bestehenden 
hierarchischen 

Ordnung, auch 
zwischen den 

Geschlechtern. 

Um die Frage nach 
dem Gemeinsinn aus 

feministischer 
Perspektive zu 

beantworten, wird 
es notwendig, eine 

ldee davon zu 
haben, worauf 

dieser Gemeinsinn 
gerichtet ist. 

stärkt Bürger hinter dem Ofen her- 
vorzulocken? 

Nicht nur der Arbeitsmarkt ist in 
unserer Gesellschaft geschlechtsspe- 
zifisch geteilt, sondern auch die Ver- 
antwortung. Schließlich sind es 
mehrheitlich Männer, die an einem 
Individualitätskonzept hängen, das 
sie von der Übernahme von Verant- 
wortung und Fürsorge befreit, wel- 
che sie an Frauen delegieren. Letzt- 
lich sind es wiederum Frauen, die 
die entstehenden Vorsorgungslük- 
ken auffangen sollen und vermut- 
lich auch auffangen werden. 

Geht der Arbeitsgesellschaft 
die Arbeit aus? 
Seit der ,,Wiedervereinigung" wur- 
den - besonders auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR - viele Frauen (zu- 
mindest zunächst) erfolgreich vom 
Arbeitsmarkt verdrängt. Zurück- 
drängen von Frauen in den privaten 
Bereich ist keine soziale Innovation, 
denn es schafft Abhängigkeiten 
vom (Ehe)mann oder vom Staat und 
Übernahme unbezahlter Arbeit in 
der Familie und im Ehrenamt. Die 
Gemeinsinn-Debatte hat also einen 
doppelten Effekt: Entlastung des Ar- 
beitsmarktes, Restabilisierung der 
Familie als Versorgungseinheit und 
kleinste Einheit zur Stabilisierung 
von Staat und Gesellschaft und da- 
mit zur Stabilisierung der bestehen- 
den hierarchischen Ordnung, auch 
zwischen den Geschlechtern. Vor- 
züglich gegeignete Maßnahmen zur 
Verfolgung dieser Ziele sind Erzie- 
hungsgeldgesetz, Pflegegesetz, Be- 
schäftigungsförderungsgesetz, Ehe- 
gattensplitting u.a. arbeits- und'fa- 
milienpolitische Maßnahmen, ver- 
bunden mit einer Emotionalisierung 
der Versorgung von Kindern, pflege- 
bedürftigen alten Menschen und 
anderen Menschen, die der Hilfe be- 
dürfen in der Kleinfamilie. 

Alle Anzeichen sprechen dafür, 
daß das Volumen an klassischer Er- 
werbsarbeit in den nächsten Jahren 
weiter dramatisch sinken wird. 
Gründe dafür sind insbesondere er- 
hebliche Rationalisierungseffekte 
durch Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien und der 
shareholder value-Effekt, der dazu 
führt, daß Aktiengesellschaften im 
Interesse kurzfristiger Profitrealisie- 
rung statt in  Arbeit zu investieren, 
sich auf den Kapitalmärkten betäti- 
gen. Zudem hat die klassische Voll- 
beschäftigung bei gleichzeitiger Be- 
nachteiligung von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt bis heute nur ein ge- 
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schlechtsspezifisch gebrochenes 
Recht auf Existenzsicherung zur Fol- 
ge, weil der größte Teil der Arbeiten 
nicht mit einem Einkommensan- 
spruch verbunden ist und weil ,,Voll- 
beschäftigung" traditionell einen 
,,Haupternährer" und eine Hausfrau 
oder ,,Zuverdienerin" bezeichnet. 

Die Tatsache, daß die Anzahl der 
geringfügig Beschäftigten und der 
Bedarf an unbezahlten Arbeiten in 
der Familie und in anderen (Zusam- 
men-)Lebensformen, bei der Erzie- 
hung der Kinder, der Pflege der Al- 
ten, Behinderten und Hilfsbedürfti- 
gen, die Arbeiten in der Nachbar- 
schaftshilfe, im Gemeinwesen, im 
sozialen Ehrenamt, zunehmen wer- 
den, zeigt, daß der Arbeitsgesell- 
schaft nicht die Arbeit ausgeht, son- 
dern die existenzsichernde bezahlte 
Arbeit. 

Was ist Gemeinsinn im femini- 
stischem Interesse? 
Nach dem großen Meyer-Lexikon 
heißt ,,Gemeinsinn" gesunder Men- 
schenverstand im Sinne von Com- 
mon sense, aber auch: das Zusam- 
mengehörigkeitsgefühl innerhalb ei- 
ner Gruppe (z.B. Gemeinde, Staat), 
mit der Bereitschaft, über den per- 
sönlichen Bereich hinaus Verantwor- 
tung im sozialen Leben zu überneh- 
men und an Gemeinschaftsaufga- 
ben mitzuarbeiten. Das wäre dann 
bürgerschaftliches Engagement, wie 
es z.B. die Bürgerinitiativen der 70er 
Jahre verstanden. In der Zwischen- 
zeit ist auch ,,Bürgerinitiative1' ein si- 
tuativ vieldeutiger Begriff. Es gibt 
Bürgerinitiativen gegen den Bau von 
Autobahnen, aber auch gegen den 
Bau von ~ s ~ l a n t e n -  und Behinder- 
tenheimen in der Region. Auch so- 
ziale Innovationen werden nicht sel- 
ten vereinnahmt: Wohngemein- 
schaften, genossenschaftliche Zu- 
sammenschlüsse, auch Frauenpro- 
jekte können real gelebte Utopie 
sein, wie auch dazu benutzt wer- 
den, sozialstaatliche Mittel einzu- 
sparen. 

Aus einem feministischem Blick- 
win kel betrachtet hieße Gemeinsinn 
demnach, über den persönlichen 
Bereich hinaus soziale Verantwor- 
tung zu übernehmen und gleichzei- 
t ig die bestehenden sozialen Un- 
gleichheiten und die geschlechts- 
hierarchischen Strukturen innerhalb 
der kapitalistisch-patriarchalen Ver- 
hältnisse anzuprangern und an Ge- 
genmodellen für das ,,gute Leben" 
zu arbeiten. Eine wahrhaft nicht 
leichte, aber auch keine neue Auf- 

gabe. Sicher wäre so verstandener 
Gemeinsinn eine soziale Innovation, 
durch sie würde Solidarität freige- 
setzt, als Mittel zur Verbesserung 
des Lebensstandards der unteren 
Klassen. Noch ist so verstandener 
Gemeinsinn Utopie. Aber ohne sol- 
che gesellschaftlichen Utopien wird 
es kein Fortschreiten zu besseren ge- 
sellschaftlichen Verhältnissen geben. 

Politisch engagierte Frauen 
wandten sich schon früher in der 
Geschichte gegen die soziale Un- 
gleichheit in der Gesellschaft, aber 
auch gegen die traditionelle Arbeits- 
teilung zwischen den Geschlech- 
tern, nach der ihnen die Aufgabe 
blieb, den Kämpfern Erholung zu 
liefern und gute Mütter am heimi- 
schen Herd zu sein oder als Trüm- 
merfrauen die Trümmer des Patriar- 
chats zu beseitigen. Frauen, die ihre 
,,natürlichen1' Aufgaben verweiger- 
ten, wurden schon immer als nicht 
,,normal" bezeichnet und für die in- 
humane Gesellschaft verantwortlich 
gemacht. 

Um die Frage nach dem Gemein- 
sinn aus feministischer Perspektive 
zu beantworten, wird es notwen- 
dig, eine ldee davon zu haben, wor- 
auf dieser Gemeinsinn gerichtet ist, 
also von einer ,,Gemeinde", in der 
ein anderes, besseres Leben ohne 
Ausgrenzung, Gewalt und Unter- 
drückung und ohne Herrschaft von 
Menschen über Menschen möglich 
ist. Damit ist nicht die Vertröstung 
auf eine ferne Zukunft gemeint. Die 
Tatsache, daß es gerade unter Femi- 
nistinnen keinen allgemeinen Kon- 
sens über die Frage gibt, was unter 
dem ,,guten Leben" zu verstehen sei 
und wie es aussehen könnte, Iäßt ei- 
nerseits eine Vielzahl von Zukunfts- 
optionen offen, andererseits kann 
die Gefahr, daß Schritte eingeleitet 
werden, die in die Irre führen, nicht 
übersehen werden. Die Annahme, 
daß die feministische Bewegung 
erst dann effizient werden kann, 
wenn sie sich auf konkrete politische 
Ziele einigt, gilt heute wie früher 
(Rühle-Gerstel 1932, S. 143). 

Die Verhältnisse zum Tanzen 
bringen 
Die Pionierinnen der ,,alten" und der 
,,neuen8' Frauenbewegung kämpf- 
ten gegen abstrakten Individualis- 
mus, gegen Atomisierung, Verlust 
des sozialen Kontextes in der Be- 
trachtung der Individuen und gegen 
die Bevormundung des Sozialen 
durch die Vernunft. Damit forderten 
sie auch eine Abkehr von der Kon- 
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sche Flüchtlinge sowie Opfer nicht- 
staatlicher Verfolgung nicht mehr 
pauschal betroffen. Insofern hat der 
Gesetzgeber den wichtigsten Teil der 
Kritik berücksichtigt. Es blieben aber 
doch genügend unscharfe Formulie- 
rungen im Gesetz, so daß es immer 
noch möglich sein kann, daß schutz- 
bedürftigen Flüchtlingen Soziallei- 
stungen ganz entzogen werden kön- 
nen. Geduldeten Ausländern und ih- 
ren Familienangehörigen können in 
Zukunft Sozialleistungen ganz ent- 
zogen werden, wenn sie nach 
Deutschland gekommen sind, ,,um 
Leistungen nach diesem Gesetz zu 
erlangen" (5 l a  Nr. 1 AsylbLG neu). 
Dies ist im Einzelfall zwar schwer, 
nachweisbar, kann aber bei schutz- 
bedürftigen Flüchtlingen, die sich 
längere Zeit in einem Drittland auf- 
halten mußten, zum Ausschluß von 
Sozialleistungen führen. 

Desweiteren können geduldeten 
Ausländern und ihren Familienange- 
hörigen Sozialleistungen ganz entzo- 
gen werden, wenn „aus von ihnen 
zu vertretenden Gründen aufent- 

Liebe Leserinnen und Lesec 

Am 25.126.07.98 fand eine Klau- 
surtagung des Arbeitsausschusses 
und der Redaktion der spw statt, auf 
der die Arbeits- und die Heftschwer- 
punkte der nächsten Zeit diskutiert 
wurden. Nach den bereits konzipier- 
ten Schwerpunkten der spw 103 
(Macht, Demokratie, Protest) und 
spw 104 (Dienstleistungs- und Infor- 
mationsgesellschaft) sollen in spw 
105 (1199) erneut Probleme und Per- 
spektiven der europäischen Integrati- 
on im Mittelpunkt stehen, in spw 106 
(2199) die Entwicklung des Parteiensy- 
stems. Wer hierzu Vorschläge oder 
Angebote hat, kann sich gerne bei 
der spw-Redaktion melden. 

Einige Ergebnisse der Leserlnnen- 
befragung in spw 100: 90% der Lese- 
rlnnen, die die Fragebögen an uns zu- 
rückgesandt haben, sind SPD-Mitglie- 
der, meist auch Gewerkschaftsmit- 
glieder. Die allermeisten sind über 
Juso-, Juso-Lin ken- oder Parteiarbeit 
mit spw in Kontakt gekommen. Die 

haltsbeendende Maßnahmen nicht 
vollzogen werden können" (5 I a Nr. 
2 AsylbLG neu). Dies betrifft in erster 
Linie Ausländer, die ihren Paß ver- 
nichtet oder versteckt haben sowie 
die ihre Identität verschleiern. Da es 
für die betroffenen Ausländer keine 
im Gesetz formulierten Grenzen der 
Zumutbarkeit gibt, ist die Praxis der 
Anwendung der Formulierung selbst 
,,zu vertretende Gründe" völlig of- 
fen. Ist es zumutbar, Ausländer zu ei- 
ner Botschaft und zu einem Konsulat 
zu schicken, wenn er dort Gewaltan- 
wendung, Erpressung und Drohun- 
gen befürchten muß? Ist es zumut- 
bar, ihn wöchentlich auf Konsulate 
zu schicken, die weder mit den deut- 
schen Behörden kooperieren noch 
den Betroffenen irgendwelche Be- 
scheinigungen ausstellen? Ist ein auf 
dem Fluchtweg abhanden gekom- 
mener Paß ein Grund, einen Flücht- 
linge künftig von Sozialleistungen 
auszuschließen? 

Ebenfalls völlig offen ist, was den 
von den beschlossenen Verschärfun- 
gen betroffenen Menschen an Leistun- 

Leserlnnen bekundeten insgesamt 
hohe Zufriedenheit und zeigen große 
,,Treue2' zur Zeitschrift. spw bewegt 
sich in einem Spannungsverhältnis 
zwischen Theorie- und Praxisorientie- 
rung, einerseits werden verstärkt 
theoretische Beiträge gewünscht, 
vielfach aber auch vermehrte Praxis- 
orientierung und Argumentationshil- 
fen. Als Themenbereiche wurden ver- 
stärkt Strategiefragen und Sozialis- 
mus/Marxismus/Gesellschaftstheorie, 
Gewerkschaften, Kulturelles und von 
einigen auch SatireIHumor gefragt. 
lnternet wurde von vielen als zu we- 
nig, von einigen aber auch als zu viel 
behandelt gesehen, was mit der un- 
terschiedlichen, aber insgesamt schon 
breiten und wachsenden Ausstattung 
mit Mailbox- oder Internetzugang zu- 
sammenhängt. 
Der Rücklauf weiblicher Leserinnen 
war dramatisch schlecht, nur 6%, wo- 
bei gleichzeitig kein auffälliges Defizit 
unserer Behandlung frauenorientier- 
ter Fragestellungen zu bestehen 
scheint. Da unsere Abodatei einen 
Frauenanteil von 19% ausweist (was 
noch mal unterstreicht, daß die Befra- 
gungsergebnisse natürlich nicht als 
repräsentativ betrachtet werden kön- 
nen), würden wir uns weitere Rück- 
meldungen von Frauen wünschen. 

Wir möchten auch nochmals auf 
die spw-Jahrestagung vom 31 .10. bis 

gen bleibt. Sie sollen nur noch Leistun- 
gen erhalten, ,,soweit dies im Einzelfall 
nach den Umständen unabweisbar 
geboten ist" (5la AsylbLG neu). Dies 
kann bedeuten, daß weiterhin die ge- 
setzlich festgelegten Regelleistungen 
des AsylbLG gewährt werden. Dies 
kann aber auch bedeuten, daß dem 
betroffenen Ausländer lediglich ein 
Verpflegungspaket mit einer Rückfahr- 
karte ausgehändigt wird. 

Mit  dieser Gesetzesverschärfung 
wird das Sozialrecht dazu genutzt, 
evtl. auch schutzbedürftige Auslän- 
der zur Ausreise zu zwingen. Damit 
können auch insgesamt neue Anfor- 
derungen auf die Sozialarbeit der 
Verbände und Initiativen zukom- 
men. Zu befürchten ist, daß sich das 
gesellschaftliche Klima gegenüber 
Flüchtlingen und Ausländern noch 
einmal verschärft und in der allge- 
meinen gesellschaftspolitischen 
Stimmungslage'der zunehmenden 
sozialen Kälte ein neuer niedrigerer 
Standard im Umgehen mit gesell- 
schaftlichen Randgruppen gesetzt 
wird. SPW 

1 . I  1 .I 998 in Berlin hinweisen, in de- 
ren Mittelpunkt eine' Festveranstal- 
tung zum 20-jährigen Bestehen der 
spw am Samstag stehen wird. Dazu 
werden wir im September noch ein- 
mal gesondert einladen. Am Sonntag 
wird dann das Arbeitsprogramm des 
spw-Zusammenhangs diskutiert wer- 
den. 

Wir berichteten im letzten und 
vorletzten intern über die Parteiord- 
nungsverfahren gegen unseren Mit- 
herausgeber Diether Dehm und ande- 
re Unterstützerlnnen des ,,Forum für 
Sozialistische Verständigung". Nach- 
dem die anderen Verfahren einge- 
stellt worden waren, wurde Diether 
Dehm von der Schiedskommission 
Hessen-Nord zu einem einjährigen 
Ruhen seiner Mitgliedsrechte verur- 
teilt. Diether Dehm hat gegen dieses 
Urteil, das er als ,,wahlkampfbedingtn 
betrachtet, Berufung eingelegt. 

Unser langjähriges Redaktionsmit- 
glied Christoph Meyer, der sich v.a. 
um die Theoretikerlnnen-Reihe und 
um historische Themen gekümmert 
hatte, hat die spw-Redaktion verlas- 
sen, weil er seit einiger Zeit in Dresden 
lebt und arbeitet und eine kontinuier- 
liche Mitarbeit nicht mehr gewährlei- 
sten kann. Nochmals herzlichen Dank 
für die Arbeit. 

Die spw-Redaktion 

Zu befürchten ist, 
daß sich das 
gesellscha filiche 
Klima gegenüber 
Flüchtlingen und 
Ausländern noch 
einmal verschärft 
und ein neuer 
niedrigerer Standard 
im Umgehen mit 
gesellscha filichen 
Randgruppen 
gesetzt wird. 
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Große Koalition 
gegen den 
Naturschutz? 
Die Debatte u m  die Flora-, Fauna-, Habitat- 
Richtlinie 

von Bärbel Höhn* 

Pläne I 
sofern sie einer 

behördlichen 
Genehmigung 

unterliegen, sind 
einer besonderen 

Verträglichkeitsprü- 
fung i m  Hinblick au f  

ihre Auswirkungen 
au f  das jeweilige 
FFH-Gebietes zu 

unterziehen. 

aturschutz hat viele Freunde, 
vor allem wenn er in fernen, 
auch touristisch interessanten 

Ländern stattfindet und exotische 
Tier- und Pflanzenarten betrifft. Da 
fällt es auch leicht, von den Ländern 
des Südens die Erhaltung der Regen- 
wälder zu fordern und Raubbau an 
der Natur zu kritisieren. Ungleich 
schwerer hat es der Naturschutz, 
wenn er vor der eigenen Haustür 
stattfindet und Konflikte mit wirt- 
schaftlichen und sozialen Interessen 
unausweichlich werden. Dann hat der 
Naturschutz plötzlich nur noch wenig 
Unterstützung und wird mit Begriffen 
wie Ökodiktat und Bevormundungs- 
naturschutz abgekanzelt. 

Europäischer Naturschutz 
Dabei hat die Natur Schutz bitter nö- 
tig. Nicht nur, daß die Arten, die auf 
der roten Liste stehen, immer mehr 
werden, auch die fortschreitende Ver- 
siegelung und Zerstörung von natürli- 
chen Lebensräumen sind alarmieren- 
de Indikatoren dafür, daß die Natur 
und die Artenvielfalt real bedroht 
sind. Um dieser Gefahr entgegenzu- 
wirken, sind auf europäischer Ebene 
zwei Richtlinien in Kraft gesetzt wor- 
den, und zwar im Jahre 1979 die Vo- 
gelschutzrichtlinie und im Jahr 1992 
die FFH-Richtlinie (Flora-, Fauna-, Ha- 
bitat-Richtlinie). Beide Richtlinien bil- 
den zusammen das Europäische Na- 
turschutzgesetz, vergleich bar mit 
dem Bundesnaturschutzgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und 
dem Landschaftgesetz NRW für 
Nordrhein-Westfalen, 

Ziel der Vogelschutzrichtlinie ist 
der langfristige Schutz und die Erhal- 
tung aller wildlebenden Vögel und ih- 
rer Lebensräume in Europa. Für 181 
Vogelarten, die aufgrund ihres gerin- 
gen Bestandes bzw. ihrer begrenzten 

* Bärbel Höhn, Ministerin für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes NRW Bündnis90lDie Grünen 
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Verbreitung bedroht sind, müssen die 
Mitgliedsstaaten der EU die am be- 
sten geeigneten Gebiete als besonde- 
re Schutzgebiete ausweisen. Dies gilt 
darüberhinaus für alle Zugvogelarten 
und deren Brut-, Mauser-, Überwinte- 
rungs- und Rastgebiete bei ihrer 
Wanderung. 

Die FFH-Richtlinie will ein europäi- 
sches Netz ,,Natura 2000" mit einer 
repräsentativen Auswahl aller Lebens- 
räume von gemeinschaftlichem Inter- 
esse zum Schutz der biologischen 
Vielfalt in Europa aufbauen und da- 
mit das europäische Naturerbe erhal- 
ten. Die Notwendigkeit hierzu folgt 
daraus, daß die biologische Vielfalt al- 
lein mit dem Schutz isolierter, unver- 
netzter Gebiete auf Dauer verloren zu 
gehen droht. Viele Tier- und Pflanzen- 
arten sind nicht nur vom intakten Zu- 
stand einzelner Lebensräume abhän- 
gig, sie bedürfen zu ihrem Überleben 
einer Vielzahl solcher Gebiete, die zu- 
dem so beieinander liegen, daß sie 
durch linienförmige Landschaftele- 
mente, wie Fließwasser, Hecken, Bö- 

schungen, Waldsäume u.a. verbun- 
den sind. Die Richtlinie umfaßt 200 
natürliche oder naturnahe Lebensräu- 
me, deren natürliches Verbreitungs- 
gebiet in Europa klein oder stark zu- 
rückgegangen ist, bzw. repräsentative 
Teilräume von Kulturlandschaften für 
die 6 großen bio-geographischen Re- 
gionen Europas. Sie sind in ein euro- 
päischen Schutzgebietsystem einzu- 
bringen. Hinzu kommt der Schutz der 
Lebensräume von rd. 200 Tierarten 
und mehr als 500 Pflanzenarten, die 
in Europa bedroht sind. Für vom Aus- 
sterben bedrohte Tier- und Pflanzen- 
arten sowie gefährdete Lebensräume 
gelten Schutzmaßnahmen als beson- 
ders dringlich. Die Richtlinie bezeich- 
net sie als prioritäre Arten- und Le- 
bensräume. 

Verpflichtungen der FFH- 
Richtlinie 
Die FFH-Richtlinie enthält zwei Ver- 
pflichtungen: Für die Bundesebene 
die Umsetzung der FFH-Regelungen 
in nationales Recht und für die Bun- 

will - offensichtlich viel regelmäßi- 
ger und verläßlicher dabei sind, als 
diejenigen in europäischen Nach- 
barländern, und daß weitere 16% 
der Ehrenamtlichen unbezahlt tätig 
würden, wenn sie könnten. Und 
diese 16% zu motivieren und zu ak- 
tivieren, ist das Ziel sozialpolitischer 
Diskussion. 

Belohnung statt Entlohnung 
Die gesamte Presse hat in den letz- 
ten Wochen Ulrich Becks Konzept 
von der ,,Bürgerarbeit" (Beck 1997) 
zum Mega-Thema gemacht. Ebenso 
geschieht es mit dem Konzept ,,Drit- 
ter Sektor" von Jeremy Rifkin (1 995) 
oder Antony Giddens (1 997). 

,,Bürgerarbeit" empfiehlt Ulrich 
Beck, Mitglied der Kommission für 
Zukunftsfragen der Freistaaten Bay- 
ern und Sachsen, als Gegenferment 
zur schrumpfenden Erwerbsarbeit 
für ,,Jugendliche vor der Berufsaus- 
bildung, Mütter nach der Erzie- 
hungsphase, ältere Menschen im 
Übergang in den Rentenstand". Ih- 
nen unterstellt er eine Motivation 
für ,,Bürgerarbeit", denn sie suchen 
nach ,,gezielten Einsatzfeldern für 
freiwilliges soziales Engagement", 
zumindest, solange es sich nicht um 
,,junge Akademiker" handelt. Die 
nutzen Engagement während der 
Erwerbslosigkeit nämlich eher zur 
,,Weiterqualifizierung und als Brücke 
in den ersten Arbeitsmarkt" (Kom- 
mission für Zukunftsfragen 1997, S. 
150). Bürgerarbeit soll nicht ent- 
lohnt, sondern belohnt werden, und 
zwar immateriell durch ,,Favor 
Credits" (HeinzeIKeupp 1997, S. 
126). Eine Form von Bürgergeld, 
dessen Höhe etwa der Sozialhilfe 
entsprechen soll, sollen lediglich 
diejenigen erhalten, die existentiell 
hierauf angewiesen sind (Kommissi- 
On, S. 146). Dadurch könnte bisher 
ehrenamtlich geleistete Arbeit für 
Menschen, die der Hilfe bedürfen, 
auch ökonomisch sichtbar werden 
(Beck 1997, S. 236). Sie dient dem 
,,Gemeinwohl", anders als etwa in- 
dividuelle Freizeitaktivitäten (Kom- 
mission, 5. 147). 

Durch die Erschließung ,,nicht- 
marktgängiger, gemeinwohlorien- 
tierter Tätigkeitsfelder" (S. 146) soll 
in in doppeltem Sinne geholfen wer- 
den: Die Zahl der Erwerbslosen kann 
verringert werden, denn gemein- 
nützig Tätige sind keine Arbeitslo- 
sen, sie stehen dem Arbeitsmarkt 
nicht zur Verfügung und die zuneh- 
mende Zahl der Hilfsbedürftigen 
kann zum Nulltarif versorgt werden. 

Beck ist zuversichtlich: Globali- 
sierung und Individualisierung ver- 
decken und verdrängen lediglich 
das Ausmaß und Potential für frei- 
williges soziales Engagement. Die 
von der Zukunftskommission in Auf- 
trag gegebene Auswertung der Da- 
ten des Sozio-ökonomischen Panels 
widerlegt die ,,Eurovol-Untersu- 
chung", zumindest für die Bundes- 
republik. Seit 1985 ist der Anteil der 
ehrenamtlich Aktiven um 5% gestie- 
gen und fast ein Drittel der west- 
deutschen Bevölkerung engagiert 
sich in einer ehrenamtlichen Tätig- 
keit (HeinzeIKeupp 1997). Zudem 
beobachtet Beck ein neues Potential 
für Tätigkeiten außerhalb der Er- 
werbsarbeit, dem allerdings die „So- 
zialverbände" noch nicht gerecht 
würden. 

Die Realität beweist es: Bürgerar- 
beit und Dritten Sektor gibt es lan- 
ge. Ein Markt mit  vielfältigen ehren- 
amtlichen Möglichkeiten. Bürgerar- 
beit und andere mit ehrenamtli- 
chem Engagement und Gemeinsinn 
in Zusammenhang gebrachte Tätig- 
keiten werden (scheinbar) ge- 
schlechtsneutral angeboten. Bei den 
Arbeitstätigkeiten handelt es sich je- 
doch vorwiegend um solche, die be- 
reits seit langem von Frauen unbe- 
zahlt erbracht werden (vgl. Notz 
1989, Reihs 1997). Die neuen Kon- 
zeptemacher sind ebensowenig wie 
die alten an einer Aufhebung der 
sozialen und der geschlechterspezi- 
fischen Ungleichheit interessiert. Re- 
den ist Silber - Helfen ist Gold, so 
eine Kampagne der Bundesregie- 
rung Mitte der 80er Jahre (vgl. Notz 
1989, S. 78). Es geht darum, Kosten 
zu sparen, Wunden zu heilen und 
nicht darum, gleichzeitig die Miß- 
stände anzuprangern. Das Verteilen 
von Armensuppe mindert den 
Reichtum der Wohlhabenden nicht. 
Es ist aber geeignet, das soziale Pre- 
stige der Wohltätigen zu mehren 
und die Hungernden zu demütigen, 
sie bleiben arm. 

Frauen als Produzentinnen des 
Gemeinsinns 
Frauen sind die Produzentinnen des 
Gemeinsinns. Das hat erhebliche 
Folgen für ihre Lebens- und Arbeits- 
planung. Denn von der Belohnung 
für diese Arbeiten, die so wertvoll 
sind, daß Mann sie mi t  Geld gar 
nicht bezahlen kann, können sie 
nicht eigenständig leben. Daran än- 
dert auch das mit einem Sozialhilfe- 
Satz für Bedürftige veranschlagte 
Bürgergeld nichts. Sozialhilfe müß- 

ten sie ohnehin bekommen. Die Un- 
möglichkeit der materiellen Vergü- 
tung wird oft  damit begründet, daß 
vor allem Frauen diese Arbeiten zu- 
friedenstellend verrichten können 
und daß sie es sind, die über Werte 
verfügen, die zur Ausführung dieser 
Tätigkeiten dringend notwendig er- 
scheinen: weibliches Arbeitsvermö- 
gen, soziale Kompetenz, Bezie- 
hungsarbeit, Gefühlsarbeit. So nur 
einige der Begriffe, deren Verwen- 
dung schließlich dazu dient, Frauen 
Fähigkeiten zuzuschreiben, um sie 
an die ihnen angeblich immer noch 
und immer wieder zukommenden 
Orte zu verweisen: Küche, Kirche, 
Kinderzimmer. 

Bürger für Bürger 
Konservative Politikerlnnen machen 
sich den durch die Frauenforschung 
geprägten ,,erweiterten Arbeitsbe- 
griff" zunutze, indem sie immer 
wieder darauf hinweisen, daß Arbeit 
eben nicht nur Berufsarbeit sei. Bun- 
desfrauenministerin Claudia Nolte 
bezeichnet bürgerschaftliches Enga- 
gement als für die Gesellschaft un- 
verzichtbar. Sie unterstreicht deren 
Unbezahlbarkeit, wenn sie schreibt: 
„Die Qualität menschlicher Zuwen- 
dung, die ,Unorganisierbarkeiti im 
Sinne von unternehmerischer Ar- 
beitsorganisation, die Möglichkeit 
des spontanen Handelns und die 
Freiheit der Zeiteinteilung lassen sich 
nicht in die engen Raster bezahlter 
Arbeit pressen. Sie machen vielmehr 
ehrenamtliche Tätigkeit im eigentli- 
chen Sinne aus." Da sich Frauen 
heute nicht mehr vorbehaltlos für 
andere oder für die Gemeinschaft 
engagieren, werden mit Hilfe ihres 
Hauses Modellprojekte zur Reakti- 
vierung des Interesses am Gemein- 
sinn aufgelegt (Nolte 1996, S. I f . ) .  
In der Zwischenzeit gibt es Freiwilli- 
genagenturen in allen größeren 
Städten. Sie sollen ,,Solidarität insze- 
nieren". Alle - aber auch alle - Par- 
teien singen jährlich zum internatio- 
nalen Tag des Ehrenamtes das hohe 
Lied des freiwilligen sozialen Enga- 
gements. ,,Freiwillig, sozial und 
jung" kommt das Freiwillige soziale 
Jahr (FSJ) daher. Die Initiative Bürger 
für Bürger (! !) ist als Nationale Frei- 
willigenagentur für Deutschland ge- 
gründet. Hauptziel dieser Unterneh- 
mung ist die Vermittlung von Ehren- 
amtlichen, die ideelle Anerkennung 
der Arbeit und die Qualifizierung 
derjenigen, die diese Arbeit leisten 
(sollen). Glaubt wirklich jemand dar- 
an, mit solchen Kampagnen ver- 

Konservative 
Politikerlnnen 
machen sich den 
durch die Frauenfor- 
schung geprägten 
,, enweiterten 
Arbeitsbegriff" 
zunutze, indem sie 
immer wieder darauf 
hinweisen, daß 
Arbeit eben nicht 
nur Berufsarbeit sei. 

8 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 102, 1998 



MAGAZIN 

Bürgerarbeit und 
Gemeinsinn - 
Vereinna hmung 
oder soziale 
Innovation? 
von Gisela Notz* 

B ürgerschaftliches Engagement, 
Volonteering, Arbeit non for 
profit, Gemeinsinn, Bürgerar- 

beit sind ,,soziale Erfindungen" der 
letzten Jahre. Sie erscheinen als sozia- 
le Innovationen, scheinbar befreit 
vom Muff und Staub, das dem alten 
caritativen Ehrenamt, ausgeführt 
durch die ehrenwerten Damen (vgl. 
Notz 1989). anhaftet. Oft sind sie nur 
neuer Wein in alten Schläuchen - 
oder heißt es alter Wein in neuen 
Schläuchen? 

In der aktuellen sozialpolitischen 
Diskussion haben alle diese Begriffe 
Konjunktur. Der Sozialstaat ist 

Bürgerschaftliches scheinbar unbezahlbar geworden. 
Engagement wird Soziale Versorgung wird großflächig 
keineswegs durch reprivatisiert, staatlichen Kürzungen 

einen Rückzuq des zum Opfer fallende soziale Einrich- - 
Sozialstaates tungen werden der Wohlfahrt über- 

erleichtert, wie es antwortet bzw. der ehrenamtlichen 
konservative Arbeit und Selbsthilfe übergeben - 

Politiker immer und all dies wird mit dem ideologi- 
wieder diskutieren. schen Mäntelchen des Vorteils 

menschlicher Wärme in kleinen so- 
zialen Netzwerken im Vergleich zur 
Kälte der professionellen Hilfeexper- 
ten in den Betreuungseinrichtungen 
gnädig zugedeckt. Die Lage der Ar- 
beitnehmerlnnen ist durch zuneh- 
mende ökonomische und soziale 
Unsicherheit zu charakterisieren. Er- 
werbslosigkeit und Armut nehmen 
erschreckenden Umfang an. Ankla- 
gen gegen Egoismus von egoisti- 
schen Individuen haben ebenfalls 
Konjunktur. Unsere Gesellschaft, so 

* Dr Gisela Notz, Sozialwissenschaftlerin, arbe~tet im Forschungsinstitut der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn. 
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heißt es, leidet unter Selbstsucht, je- 
der schiebt seine Kugel alleine. Na- 
turlich sind das nicht wir, sondern 
stets die Anderen. Ihnen fehlt es an 
Gemeinsinn. 

Der Ruf nach Gemeinsinn 
Aufsehen hat eine gerade veröffent- 
lichte Studie über ehrenamtliche Ar- 
beit (sog. Volunteering) in Europa 
erregt (Gaskin U. a. 1996). Sie zeigt 
nämlich das Ergebnis, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland keinesfalls 
an der Spitze lieg, wenn es um das 
unbezahlte bürgerschaftliche Enga- 
gement geht. Und die BRD möchte 
doch gerne an der Spitze liegen. 
Beim ,,Volunteering", so geht es aus 
der Studie hervor, kommt ihr nur 
der drittletzte Rangplatz unter den 
zehn untersuchten Ländern zu. Spit- 
zenreiter sind Niederlande, Schwe- 
den, Belgien, Dänemark, Goßbritan- 
nien und Irland. Schweden und Dä- 
nemark sind Länder mit hohen Stan- 

dards, wenn es um die sozialstaatli- 
chen Leistungen geht. Hieraus wird 
deutlich, daß bürgerschaftliches En- 
gagement nicht durch einen Rück- 
zug des Sozialstaates erleichtert 
wird, wie es konservative Politiker 
immer wieder diskutieren. 

Die Eurovol-Studie zeigt das Er- 
gebnis, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland nur 18% der Bürgerln- 
nen (davon 24% in Ost und 16O/0 in  
West) ehrenamtlich, mindestens 
einmal im Monat, aktiv sind. Das ist 
deutlich weniger, als der internatio- 
nale Durchschnit von 27%. Aller- 
dings können die über die Krise des 
bürgerschaftlichen Engagements 
Klagenden sich damit beruhigen. 
daß aus der Studie ebenso hervor- 
geht, daß diejenigen, die aktiv sind 
- entgegen anderen Meldungen, 
die besagten, daß der ,,neue Ehren- 
amtliche" sich eher sporadisch, 
kurzfristig und für bestimmte (vor- 
übergehende) Belange engagieren 

desländer die Auswahl und Meldung 
entsprechender FFH-Gebiete an die 
Europäische Kommission nach Brüs- 
sel. Wegen der verspäteten Umset- 
zung ist die Bundesrepublik vom Eu- 
ropäischen Gerichtshof aufgrund ei- 
nes von der Europäischen Kommissi- 
on angestrengten Vertragsverlet- 
zungsverfahrens bereits verurteilt 
worden. Kein Wunder angesichts der 
sträflichen Untätigkeit der Bundesre- 
gierung in Sachen Naturschutz und 
ein Zeichen dafür, mit wie wenig En- 
gagement Naturschutz vor der eige- 
nen Haustür in Angriff genommen 
wird. 

Zur Vorbereitung der Meldeent- 
scheidung haben sich die natur- 
schutzfachlichen Anstalten der Bun- 
desländer und des Bundes auf ein 
auch in NRW praktiziertes Voraus- 
wahlverfahren geeinigt. Danach fal- 
len bereits eine Reihe wichtiger Ge- 
biete, wie z.B. Nationalparks, Bio- 
sphärenreservate, Feuchtgebiete in- 
ternationaler Bedeutung und Gebiete 
gesamtstaatlich repräsentativer Be- 
deutung von vorneherein in die natur- 
schutzfachliche Gebietsauswahl für 
die FFH-Vorschläge. Ferner wurden 
alle schon nach nationalem Recht ge- 
schützten oder einstweilig sicherge- 
stellten Naturschutzgebiete über 75 
Hektar und die vorhandenen und vor- 
gesehenen besonderen Schutzgebie- 
te nach der EG-Vogelschutzrichtlinie 
einer Prüfung unter FFH-Gesichts- 
punkten unterzogen. Viele der in der 
Vogelschutzrichtlinie genannten Vo- 
gelarten kommen auch in Nordrhein- 
Westfalen vor. Von den ca. 200 Le- 
bensräumen von gemeinschaftlichem 
Interesse kommen annähernd 100 in 
Deutschland vor, davon 50 in Nord- 
rhein-Westfalen. 

Bei der Frage, nach welchen Krite- 
rien die Schutzgebiete auszuwählen 
sind, spricht die FFH-Richtlinie Klar 
text: Die Auswahl richtet sich allc 
nach naturschutzfachlichen Kriteri: 
Deshalb sind auch alle Forderur .J,  

bei der Auswahl von Schutzgei iten 
doch wirtschaftliche und soziale 
Überlegungen mit einfließen zu las- 
sen, also dort auf Ausweisungen zu 
verzichten, wo Investitions- oder Frei- 
zeitvorhaben beeinträchtigt sein 
könnten, rechtlich unzulässig. Dies 
hat inzwischen auch das Bundesver- 
waltungsgericht in seiner Entschei- 
dung zur Ostseeautobahn A 20 be- 
kräftigt. Die Verpflichtungen aus der 
FFH-Richtlinie sind jetzt endlich durch 
die Ergänzung des Bundesnatur- 
schutzgesetzes, entsprechend den 
Vorschlägen der Bundesländer im 

Vermittlungsausschuß, in nationales 
Recht umgesetzt. Damit herrscht 
Rechtsklarheit. 

Die FFH-Richtlinie verpflichtet die 
Mitgliedsstaaten in zweierlei Hinsicht: 
Zum einen gilt das Verschlechte- 
rungsverbot. Der Zustand der Natur 
darf sich in den Gebieten nicht ver- 
schlechtern. Zum anderen sind die 
Mitgliedsstaaten zu Erhaltungsmaß- 
nahmen verpflichtet. Das schließt 
Maßnahmen zur positiven Naturent- 
wicklung der Gebiete ein. Nun weiß 
auch die EU, daß es in der vielfach ge- 
nutzten Kulturlandschaft Europas 
Veränderungen gibt und weiterhin 
geben wird. Es wird in und um 
Schutzgebiete auch weiterhin ge- 
meindliche und städtebauliche Ent- 
wicklungen, neue Umgehungsstra- 
ßen oder international großräumige 
Verkehrswege, z.B. Bahnlinien, ge- 
ben. Auch die Land- und Forstwirt- 
schaft hat einen strukturellen Anpas- 
sungsbedarf, der sich auf die Schutz- 
gebiete auswirken kann. Diese Ent- 
wicklung will die Richtlinie aber natur- 
verträglich steuern. 

Das Instrumentarium der FFH- 
Richtlinie 
Sie hat dafür ein eigenes, einigen In- 
teressengruppen aber nicht geneh- 
mes Steuerinstrument entwickelt: 
Die FFH-Verträglichkeitsprüfung. PIä- 
ne und Projekte, sofern sie einer be- 
hördlichen Genehmigung unterlie- 
gen, sind deshalb einer besonderen 
Verträglichkeitsprüfung im Hinblick 
auf den Schutzstatus des jeweiligen 
FFH-Gebietes zu unterziehen. Die 
Verträglichkeitsprüfung ist eng an 
schon bestehende Verfahren der 
Umweltverträglichkeitsprüfung und 
des Naturschutzrechts angelehnt. 
Neu ist der Umgebungsschutz, den 
die FFH-Richtlinie festlegt. Künftig 
müssen nicht nur Projekte und Pläne 
innerhalb eines FFH- oder EG-Vogel- 
schutzgebiets auf ihre Naturverträg- 
lichkeit geprüft werden, sondern 
auch Pläne und Projekte, die von au- 
ßen erheblich auf das Gebiet einwir- 
ken. 

Hinsichtlich der konkreten Aus- 
wahl der Schutzgebiete hatten sich 
die Koalitionsfraktionen im Düsseldor- 
fer Landtag bereits im Mai 1997 auf 
ein gestuftes Verfahren geeinigt. Zu- 
nächst sollten in einer ersten Gebiets- 
meldung nur Naturschutzgebiete und 
einstweilig dafür sichergestellte Berei- 
che als FFH-Gebiete nach Brüssel ge- 
meldet werden. In einer zweiten Ge- 
bietsmeldung sollten dann weitere 
FFH- und Vogelschutzgebiete gemel- 

det werden, die bisher noch nicht 
nach nationalem Recht als Natur- 
schutzgebiete ausgewiesen worden 
sind. 

Für diese Gebiete ist ein breites 
und umfänglicheres Beteiligungsver- 
fahren mit den Betroffenen vorgese- 
hen, das im Frühjahr 1997 eingeleitet 
wurde und auch das Jahr 1998 in An- 
spruch nehmen wird. In dieser Zeit 
werden viele Fachgespräche mit den 
Betroffenen über die fachliche Ab- 
grenzung künftig zu meldender Ge- 
biete geführt werden. Dabei gibt es 
einen großen SpielraUm für eine ge- 
meinsame Verständigung. Die Gren- 
zen der Verständigung setzt natürlich 
die Natur selbst. Man kann nicht auf 
die Meldung eines Gebietes verzich- 
ten, nur weil dies z.B. dem Wunsch 
der betroffenen Forst- und Landwirt- 
schaft entspricht. Aber bei der Ausge- 
staltung des künftigen Schutzgebie- 
tes bleibt es bei der bewährten Praxis 
in Nordrhein-Westfalen. Das Ver- 
schlechterungsverbot wird in der Re- 
gel über Naturschutz- und Land- 
schaftgebietsverordnungen umge- 
setzt, die Entwicklungs- und Pflege- 
maßnahmen werden vertraglich ge- 
regelt. Bei den großflächigen EG-Vo- 
gelschutzgebieten sind dabei auch 
Abstufungen von reinen Vertragszo- 
nen, Landschaftsschutzgebieten und 
Kernnaturschutzgebieten denkbar 
und vernünftig. 

Nicht zu bestreiten ist, daß sich 
viele Gemeinden und die Vertreter 
der Wirtschaft mit der FFH-Richtlinie 
und den daraus resultierenden Ge- 
bietsmeldungen nicht recht anfreun- 
den können. Dafür sind vor allem 
zwei Gründe maßgebend. Erstens 
hat die FFH-Richtlinie Einfluß auf 
künftige kommunale Planung. Zu- 
kunftige Pläne, also der Flächennut- 
zungsplan und der Bebauungsplan, 
müssen Rücksicht darauf nehmen, 
ob die geplante gemeindliche Ent- 
wicklung das europäische Natur- 
schutzgebietsystem Natura 2000 
ausreichend berücksichtigt. Das 
kann in der Tat zu Konflikten führen: 
Bei einer neuen Umgehungsstraße, 
bei einem neuen Gewerbegebiet 
oder auch bei einem neuen Bauge- 
biet. Zweitens waren auch bisher in 
der konkreten Bauleitplanung Um- 
weltstandards zu beachten. Aber 
eine konkrete Verträglichkeitsprü- 
fung der Flächennutzungspläne oder 
des Bebauungsplanes hat es bisher 
nicht gegeben. Die Sorge um die 
rechtlichen Auswirkungen des bisher 
unbekannten Umgebungsschutzes 
spielt eine zusätzliche Rolle. 

Die CDU verleumdet 
die FFH-Richtlinie als 
,, Morgenthauplan". 
Die SPD ist leider an 
vielen Stellen auf 
diesen Zug aufge- 
sprungen, hat 
dadurch der Sache 
erst Brisanz geliefert 
und zur Bildung 
Großer Koalitionen 
gegen den Natur- 
schutz beigetragen. 
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Konflikte um die Umsetzung 
Die Landes-CDU versuchte unter Be- 
teiligung der Bundesebene aus allem 
eine Kampagne gegen den Natur- 
schutz im allgemeinen und gegen 
das Grüne Umweltministerium im 
besonderen zu machen. Mit  Horrors- 
zenarien, z.B. dem, daß in FFH-Ge- 
bieten jegliche Landwirtschaft verbo- 
ten sein werde (was natürlich Unsinn 
ist) oder falschen Behauptungen , 
wie: in Zukunft könne in FFH-Gebie- 
ten kein Sportplatz und kein Kinder- 
garten mehr gebaut werden, weil 
eine FFH-Verträglichkeitsprüfung 
dies verhindere, wurden Bauern und 
Gerneindevertreter aufgehetzt und 
gezielt Ängste geschürt nach dem 
Motto, in FFH-Gebieten könne eine 
wirtschaftliche Entwicklung nicht 
mehr stattfinden. So wird das ganze 
als ,,Morgenthauplan" verleumdet. 
Die SPD ist leider an vielen Stellen auf 
diesen Zug aufgesprungen, hat da- 
durch der Sache erst Brisanz geliefert 

und zur Bildung Großer Koalitionen 
gegen den Naturschutz beigetragen. 

Besonders dann, wenn es um be- 
deutsame lnvestitionsprojekte ging, 
bei denen befürchtet wurde, daß 
eine Erklärung zum FFH- oder Vogel- 
schutzgebiet die Realisierung verhin- 
dern würde, ist die SPD diesen Weg 
gegangen. Die Erweiterung des Flug- 
hafens Münster-Osnabrück ist ein 
Beispiel dafür, wie versucht wurde, 
eine ganze Region gegen die Aus- 
weisung des FFH-Gebietes Elting- 
Mühlenbach zu mobilisieren. Pech 
nur für die Landes-CDU, daß sich am 
Ende herausstellte, daß ein von der 
Bundesregierung in Auftrag gegebe- 
nes Forschungsprojekt die hohe 
Schutzbedürftigkeit des Gebietes un- 
ter Beweis stellt. Konflikte dieser Art 
gab es natürlich auch in anderen 
Ländern und auch in anderen rot- 
grünen Koalitionen. Ich erinnere nur 
an die Auseinandersetzungen um die 
Ostseeautobahn A 20 in Schleswig- 
Holstein. 

Höhepunkt des Versuchs, eine 
große Koalition gegen den Natur- 
schutz zustande zu bringen, war 
eine gemeinsame Erklärung zahlrei- 
cher Verbände, angefangen von den 
Industrie- und Handelskammern, 
den Gewerkschaften über die kom- 
munalen Spitzenverbände bis hin zu 
den Landwirtschaftsverbänden von 
April 1998, in der als Forderungen 
Selbstverständliches und rechtlich 
I~nzulässiges aneinander gereiht 
wurde. So wurde gefordert, nur Ge- 
biete zu melden, die im Sinne der 
FFH-Richtlinie europäische Bedeu- 
tung haben (was selbstverständlich 

ist und von Beginn an Grundlage des 
Meldeverfahrens war) aber auch, 
daß eine Meldung nur nach Abwä- 
gung mit wirtschaftlichen und sozia- 
len Erfordernissen erfolgen dürfe 
(was rechtlich unzulässig ist, weil die 
FFH-Richtlinie und das Bundesnatur- 
schutzgesetz die Meldung allein 
nach naturschutzfachlichen Kriterien 
erlauben). 

Zunächst haben diese Aktivitä- 
ten allerdings weniger bewirkt, als 
ihre Initiatoren angenommen ha- 
ben. Die Landesregierung hat im 
Juni 1998 - meinem Vorschlag fol- 
gend - auf einer ihrer ersten Kabi- 
nettsitzungen beschlossen, die erste 
Tranche der FFH-Gebiete nach Brüs- 
sel zu melden. Dabei handelt es sich 
um 208 Gebiete, die einen Anteil an 
der Landesfläche von 1,4% ausma- 
chen. Damit ist ein erster wichtiger 
Schritt getan und ein großer Erfolg 
für den Schutz des europäischen 
Naturerbes erreicht. Nordrhein- 
Westfalen hat damit einen ersten 
Teil seiner Meldeverpflichtung erfüllt 
und hebt sich damit positiv von ei- 
ner Reihe von Bundesländern ab, 
die bisher noch gar nicht oder nur 
im marginalem Umfang Gebiete 
nach Brüssel gemeldet haben. Hin- 
ter dem Beschluß steht sicher auch 
die Einsicht, daß es keinen Sinn 
macht, gegen Europäisches Recht 
zu verstoßen und die Verurteilung in 
einem zweiten Vertragsverletzungs- 
verfahren vor dem Europäischen 
Gerichtshof zu riskieren. 

Bleibt zu hoffen, daß uns diese Ein- 
sicht auch bei den weiteren Melde- 
schritten erhalten bleibt. SPW 
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Angesichts der Beschleunigung 
wissenschaftlicher Entwicklungen 
und technologischer Umbrüche 
sind Bildungsprozesse nur noch als 
lebenslanges Lernen organisierbar. 
Dieses Prinzip prägt die inhaltlichen 
und strukturellen Anforderungen 
an eine zweite Bildungsreform. Die 
bislang getrennt betrachteten Sek- 
toren der Bildung: Schule, Hoch- 
schule, berufliche Bildung und Wei- 
terbildung sind als zusammengehö- 
rige Bestandteile eines kontinuierli- 
chen Bildungsprozesses zu gestal- 
ten. Dafür brauchen wir eine curri- 
culare und organisatorische Verzah- 
nung von Erstausbildung und Wei- 
terbildung mit dem weitergehen- 
den Ziel eines modularen, auf allen 
Ebenen durchlässigen, einheitlichen 
Bildungssystems. Grundvorausset- 
zung ist die gesetzliche und tarifver- 
tragliche Absicherung von Weiter- 
bildungszeiten als Teil des Erwerbs- 
lebens. Die Ansparung von Lebens- 
arbeits- und Bildungszeitkonten im 
Rahmen einer Strategie allgemeiner 
Arbeitszeitverkürzung schafft die 
Grundlage für Kontinuität in der in- 
dividuellen Bildungsbiographie. Bil- 
dungskapazitäten, die heute oft ge- 
nug als „Beschäftigungstherapie" 
der Überbrückung von Arbeitslosig- 
keit dienen, können im Rahmen ei- 
ner verzahnten Bildungs- und Be- 
schäftigungspolitik produktiver ein- 
gesetzt werden. 

Die Anforderung, in allen Pha- 
sen des lebenslangen Lernprozesses 
sowohl Schlüsselqualifikationen als 
auch berufsqualifizierendes Wissen 
(weiter) zu entwickeln, hat Konse- 
quenzen für die Organisation von 
Schule und Hochschule. Für die er- 
forderliche lntegration beruflicher 
und allgemeiner Bildung kann an 
die ostdeutschen Erfahrungen mit 
polytechnischer Bildung und die er- 
folgreichen Ansätze des Kollegstu- 
fenmodells angeknüpft werden. An 
die Hochschulen werden schon 
heute sehr unterschiedliche Bil- 
dungsanforderungen gerichtet. In 
einem modularen Modell können 
stufenweise wissenschaftliche 
Schlüsselqualifikationen, berufsqua- 
lifizierende Abschlüsse und weiter- 
führende wissenschaftliche Ab- 
schlüsse vermittelt werden, die den 
verschiedenen Berufsperspektiven 
und Lebensplanungen besser ge- 
recht werden. Voraussetzung dafür 
ist eine strikte Durchlässigkeit auf 
allen Ebenen. Letztlich geht es dar- 
um, den Gedanken der Gesamt- 
hochschulen neu zu beleben und 

vor dem Hintergrund neuer Anfor- 
derungen weiter zu entwickeln. 

Als Bestandteil einer Politik für 
eine dauerhaft tragfähige Entwick- 
lung der lndustriegesellschaft muß 
Bildungspolitik darauf abzielen, die 
Kompetenz zur Bewältigung grund- 
legender ökologischer, ökonomi- 
scher und sozialer Zukunftsproble- 
me zu schaffen. Die Überwindung 
bestehender Schranken zwischen 
wisssenschaftlichen Disziplinen und 
ihr projektorientiertes Zusammen- 
wirken sind unabdingbare Voraus- 
setzungen für die überfällige curri- 
culare Modernisierung von Schulen 
und Hochschulen. Es reicht nicht 
aus, darauf zu vertrauen, daß Inter- 
disziplinarität durch innerwissen- 
schaftliche Prozesse von selbst ent- 
steht. Es bedarf insbesondere eines 
aktiven Aufbrechens starrer, über- 
holter Strukturen innerhalb der Uni- 
versitäten, um interdisziplinären 
Austausch, gemeinsame For- 
schungsprojekte und Lehrangebote 
voranzubringen. 

Die Bildungseinrichtungen als 
zentrale Orte der Vermittlung sozia- 
ler Orientierungen werden sowohl 
dieser gesellschaftlichen Funktion 
als auch ihrer Qualifizierungsaufga- 
be nur dann gerecht, wenn Lernpo- 
zesse solidarisch organisiert wer- 
den. Kommunikations-, Kooperati- 
ons- und Teamfähigkeit sind Schlüs- 
selqualifikationen, die den sozialen 
Zusammenhalt stärken und die 
gleichzeitig über berufliches Fort- 
kommen mit entscheiden. Der Leit- 

gedanke der lntegration des Bil- 
dungswesens bleibt auch für eine 
zweite Bildungsreform prägend. 
Insbesondere integrative Bildungs- 
Prozesse von Behinderten und 
Nicht-Behinderten sowie die Weiter- 
entwicklung der integrierten Ge- 
samtschule dienen der Realisierung 
gleicher Bildungschancen. Eine in- 
terkulturelle Erziehung, die das Ver- 
ständnis verschiedener Kulturen 
und gesellschaftlicher Traditionen 
fördert, wird zu einem wesentli- 
chen Bestandteil solidarischen Ler- 
nens. 

Lernprozesse werden künftig 
immer weniger per Dekret verord- 
net werden können. Die Förderung 
von Eigenverantwortung, Entschei- 
dungs- und Handlungsfähigkeit 
setzt voraus, daß der Bildungspro- 
zeß selber partizipativ angelegt ist. 
Die Bildungseinrichtungen müssen 
sich den gewachsenen demokrati- 
schen Ansprüchen in mehrfacher 
Hinsicht öffnen: Sie müssen mehr 
Autonomie erhalten und gleichzei- 
tig mehr Verantwortung für ihre 
Entscheidungen und ihr Handeln 
übernehmen. Wenn junge Men- 
schen heute durchschnittlich länger 
in den Bildungseinrichtungen ver- 
bleiben und die Bedeutung der 
Lernorte für Sozialisationsprozesse 
steigt, muß die demokratische Be- 
teiligung und Mitbestimmung der 
Lernenden an ihrem Lebens- und 
Lernort erweitert werden. Dazu ge- 
hört das politische Mandat für Stu- 
dierendenvertretungen. SPW 

Wir brauchen eine 
curriculare und  
organisatorische 
Verzahnung von 
Erstausbildung und 
Weiterbildung mi t  
dem weitergehen- 
den Ziel eines 
modularen, au f  allen 
Ebenen durchlässi- 
gen, einheitlichen 
Bildungssystems. 
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Die politischen 
Kräfte des Wechsels 
müssen die strategi- 
sche Bedeutung der 

Bildungspolitik für 
eine ,,Politik der 

Arbeit" erkennen 
und  reformpolitisch 

umsetzen. 

oder im Bereich sozialer, gesund- 
heitlicher und kultureller Dienstlei- 
stungen sollen neue Arbeit schaffen 
und Impulse für innovative Produk- 
te, Verfahren und Dienstleistungen 
geben. Eine solche Politik braucht 
hochqualifizierte, motivierte und 
kreative Beschäftigte. Umbau und 
Bildungsreform gehören daher zu- 
sammen. 

Die Nutzung aller Bildungsres- 
sourcen ist heute - ähnlich wie 
Ende der 60er Jahre - objektiv im 
Interesse unserer Volkswirtschaft. 
Veränderte Arbeitsorganisation, 
neue Produktionskonzepte, neu 
entstehende hochqualifizierte Ar- 
beitsplätze, die den Beschäftigten 
große Gestaltungs- und Steue- 
rungskompetenzen abverlangen, 
signalisieren den enormen Qualifi- 
kationsbedarf. Der Erfolg des bun- 
desdeutschen Nachkriegsmodells 
beruhte auf einem historischen 
Kompromiß zwischen Kapitalver- 
wertungsbedingungen und Sozial- 
staatlichkeit, auf der Verbindung 
von fordistisch-tayloristischer Mas- 
senproduktion und Massenkon- 
sum. Massenkaufkraft und soziale 
Sicherung waren wesentliche Sta- 
bilitätsbedingungen dieses ,,rheini- 
schen Kapitalismus". Ein stabiles 
postfordistisches Gesellschaftspro- 
jekt wird einen neuen Kompromiß 
im sozialen Kräfteverhältnis - einen 
modernen „New Deal"- entwickeln 

müssen. Dabei könnte die Moder- 
nisierung und Expansion des Bil- 
dungswesens ein Schlüsselthema 
darstellen. 

Die Konservativen sind Anfang 
der 80er Jahre mit  ihrem Slogan 
,,Leistung muß sich wieder lohnen" 
mehrheitsfähig geworden, weil sie 
einen Gegensatz zwischen sozialer 
Gerechtigkeit und der Anerken- 
nung individueller Leistung kon- 
struieren konnten. Ihr Versprechen 
haben sie nicht gehalten, weil sie 
neue soziale Schranken errichtet 
haben. Die Linke muß heute einen 
erneuten Paradigmenwechsel her- 
beiführen: wir brauchen mehr so- 
ziale Gerechtigkeit und einen Aus- 
bau der Bildungschancen, damit 
jede und jeder befähigt wird, ihre 
bzw. seine Leistungsfähigkeit zu 
entwickeln und den Fähigkeiten 
und Neigungen entsprechend ein- 
zubringen. Der ideologisch kon- 
struierte Gegensatz zwischen so- 
zialer Gerechtigkeit und Innovati- 
onsfähigkeit muß gebrochen wer- 
den. 

Wer die Verbesserung der Bil- 
dungschancen und den Ausbau des 
Bildungswesens glaubwürdig in den 
Mittelpunkt stellt, signalisiert, daß 
er die notwendige Modernisierung 
der Gesellschaft vorantreiben und 
gleichzeitig die soziale Gerechtig- 
keit rekonstruieren will. Das Bil- 
dungsthema ist ein soziales Integra- 
tionsthema: denn die Bedeutung 
von Qualifikationen für die soziale 
Plazierung in der Gesellschaft wird 
in allen sozialen Gruppen erkannt. 
Wer das Bildungsthema besetzt, er- 
öffnet soziale und moderne Per- 
spektiven für die breite Mehrheit 
der Bevölkerung. 

3. Sofortprogramm gegen 
Bildungsnotstand - für Chan- 
cengleichheit 
Angesichts der akuten Bedrohung 
der Bildungsexpansion durch die 
neoliberale Politik des Bildungsab- 
baus rnuß kurzfristig das Bildungs- 
niveau gesichert und damit die Vor- 
aussetzung für eine zweite Bil- 
dungsreform, die unser Bildungssy- 
stem auf die gewandelten Heraus- 
forderungen einstellt, erst geschaf- 
fen werden. Die jüngsten Studie- 
rendenproteste verdeutlichen den 
enormen Nachholbedarf an Bil- 
dungsinvestitionen nach jahrelan- 
gem Spardruck in den Bildungs- 
haushalten. 

Eckpunkte eines bildungspoliti- 
schen Sofortprogramms, mit dem 

die ,,Bildungslücke" der konservati- 
ven Regierungszeit geschlossen und 
Raum für qualitative Reformen er- 
öffnet werden könnte, sind: 

Die schrittweise Verdopplung 
der Bildungs- und Forschungsausga- 
ben von Bund und Ländern inner- 
halb von vier Jahren. Investitions- 
Schwerpunkte sollten dabei die Be- 
rufsschulen und die Hochschulen 
darstellen. Die flächendeckende 
Modernisierung der Kommunikati- 
onstechnik sowie der Uni-Bibliothe- 
ken muß schnellstmöglich in Angriff 
genommen werden. 

Die sozialen Barrieren im Bil- 
dungswesen müssen abgebaut und 
die Erstausbildung junger Men- 
schen finanziell gesichert werden. 
Ausbildungskosten sind nach unse- 
rer Auffassung vorrangig gesell- 
schaftliche Kosten, eine weitere In- 
dividualisierung lehnen wir daher 
ab. Notwendig ist vielmehr die 
Schaffung einer einheitlichen Aus- 
bildungsförderung. Erster Schritt zu 
einer alle Jugendlichen umfassen- 
den Ausbildunqsfinanzierunq ist die 
bedarfsorientierte Neugestaltung 
des Studierenden-BAFöG mit einer 
elternunabhängigen Grundförde- 
rung. 

Jeder Jugendliche hat das Recht 
auf eine qualifizierte Erstausbil- 
dung. Mit der gesetzlichen Einfüh- 
rung einer solidarischen Umlagefi- 
nanzierung der beruflichen Bildung 
wollen wir ein ausreichendes Aus- 
bildungsplatzangebot für alle Ju- 
gendlichen sichern. Nach dem Mot- 
to  „Wer nicht ausbildet, soll zah- 
len" werden diejenigen Betriebe, 
die nicht oder zu wenig ausbilden, 
zur Finanzierung der beruflichen 
Bildung herangezogen. 

4. Leitbilder einer zweiten 
Bildungsreform 
Obgleich sich auch die jüngsten 
Proteste im Bildungsbereich vor- 
rangig an der finanziellen Ausstat- 
tung der Bildungseinrichtungen 
entzünden, ist doch ein weit dar- 
über hinaus reichender Moderni- 
sierungsbedarf der Bildungsprozes- 
se unübersehbar. Während von 
neoliberaler Seite dabei vor allem 
die Anpassungsleistung an eine 
weltmarktorientierte Ökonomie 
eingefordert wird, muß eine zweite 
Bildungsreform, die den sozialen 
Impuls der Reform von 68ff. mit 
Innovationsfähigkeit und solida- 
risch-ökologischem Umbauprojekt 
verbinden will, ihre Leitbilder neu 
definieren. 

D ie Bundesregierung hat dem 
Deutschen Bundestag jüngst 

ihren Bericht zur Umsetzung 
der Empfehlung des Rates für For- 
schung, Technologie und Innovation 
zum Thema ,,Biotechnologie, Gen- 
technik und wirtschaftliche lnnovation 
Chancen nutzen und verantwortlich 
gestalten" vorgelegt. Dieser Rat wurde 
1995 vom Bundeskanzler einberufen 
mit dem Ziel, „ein bereichsübergrei- 
fendes Beratungsforum für zentrale 
Zukunftsfragen" zu schaffen. 

Rat als offizielles Lobbygremium 
Wer verbirgt sich hinter diesem Rat, 
dessen Existenz in der Öffentlichkeit so 
gut wie nicht wahrgenommen wird 
und dessen Empfehlungen nahezu un- 
bekannt sind? Es sind so bedeutende 
Unternehmen wie Hoechst, Schering, 
BASF, ORPOGEN und W S :  Diese Fir- 
men erhoffen sich Millionengewinne 
mit gentechnisch hergestellten Medi- 
zinprodukten, transgenen Pflanzen 
und Tieren. Zudem haben sie es ge- 
schaff?, effizienten Lobbyismus in eige- 
ner Sache zu betreiben. Denn die der- 
zeitige Bundesregierung liegt ihnen zu 
Füßen. Alle dürfen einen Platz im Bera- 
tungsgremium einnehmen. Die Liste 
der in diesen Rat berufenen Personen 
liest sich wie ein Who-is-who der bun- 
desdeutschen Befürworter der Bio- 

und Gentechnologie. Vertreter aus 
den Wirtschaftszweigen und Unter- 
nehmen, die mit Gentechnik Geld ver- 
dienen, lassen sich ebenso wie Vertre- 
ter von Forschungsgesellschaften und 
Lehrstühlen, die im Bereich Gentech- 
nologie tätig sind, finden. 

Wen wundert es da noch, daß die 
Empfehlungen des Rates ganz im Sin- 
ne der Industrie ausgefallen sind. Ob 
von Patentrecht, Genomanalyse, 
Landwirtschaft oder Tierschutz die 
Rede ist: Der Rat empfiehlt nahezu 
stereotyp, gesetzliche Regelungen zu 
lockern und bestehende Schutzni- 
veaus zu senken. Mittlerweile lieb ge- 
wonnene Schlagworte lassen sich hier 
finden wie ,,Entbürokratisierung" und 
,,Deregulierung". Hinweise auf mögli- 
che Risiken von Bio- und Gentechno- 
logie sucht man in den Empfehlun- 
gen des Rates vergebens. 

Und der Bundesregierung fällt 
nichts besseres ein, als nahezu kritiklos 
den Empfehlungen des Rates zu fol- 
gen. Das harmonische Einverständnis 
zwischen Rat und Bundesregierung 
kann nicht zufällig sein. Die Frage 
drängt sich auf, wer wem folgt, der 
Rat im voraus eilendem Gehorsam den 
Wünschen der Bundesregierung oder 
die Bundesregierung den forschungs- 
politischen und wirtschaftlichen Inter- 
essen der Gentechnik-Lobby? 

Empfehlungen ganz im Sinne 
der Industrie 
Einige Empfehlungen mögen dies ver- 
anschaulichen: 

So empfiehlt der Rat, die Grundla- 
genforschung hinsichtlich transgener 
Pflanzen zu intensivieren. Und die 
Bundesregierung folgt auf's Wort. 
Sie will beispielsweise zu einer stärke- 
ren Bündelung von ,,Forschungsakti- 
vitäten und deren strategischen Ver- 
knüpfung mit wirtschaftlichen Aktivi- 
täten" beitragen. Aber ist dies tat- 
sächlich eine staatliche Aufgabe? Na- 
türlich will die Bundesregierung laut 
eigenem Bekunden auch verstärkt für 
die Akzeptanz der Bio- und Gentech- 
nik sorgen. Auch hier die Frage: staat- 
liche Aufgabe oder Sache der Indu- 
strie? Üblicherweise sind Anbieter für 
die von ihnen hergestellten Waren 
verantwortlich und kümmern sich 
selbst um Absatzmärkte mittels Wer- 
bung und gezielter Öffentlichkeitsar- 
beit. Selbstredend hat es etwas für 
sich, wenn diese lästige Aufgabe frei- 
willig ein anderer, in diesem Fall der 
Staat, übernimmt. 

Die Frage drängt sich 
auf, wer wem folgt, 
der Rat i m  voraus 
eilendem Gehorsam 
den Wünschen der 
Bundesregierung 
oder die Bundesre- 
gierung den 
forschungspoliti- 
schen und  wirt- 
schaftlichen lnteres- 
sen der Gentechnik- 
Lobby? 

* Dr Marliese Dobberthien, MdB, Mitglied im Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, Berichterstatterin der SPD-Fraktion fur 

den Bereich Gentechnik 
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Zu befürchten ist, 
daß durch biotech- 
nologische Patente 

Forschungsfort- 
schritt behindert 

wird. Denn nur mi t  
Genehmigung des 

Patentinhabers und 
gegen teure 

Lizenzgebühren 
können andere den 

Zugang zu den 
patentierten Genen 
und  Gensequenzen 

erhalten. 

In Sachen Medizin fordert der Rat 
unter anderem eine neue Kooperati- 
on zwischen Pharmaindustrie und kli- 
nischer Forschung. Administrative 
Hürden sollen gesenkt und die Zulas- 
sung neuer biotechnologischer Arz- 
neimittel erleichtert werden. Der wis- 
senschaftliche Nachwuchs klinischer 
Forscher soll besonders gefördert 
werden, die Freistellung von Aufga- 
ben der Krankenversorgung wird 
empfohlen. Die Bundesregierung un- 
terstützt die Empfehlungen des Rates 
in seinem Bericht ohne Einschrän- 
kung. Was aber bedeuten diese Emp- 
fehlungen? Die klinische Forschung, 
freigestellt von der lästigen Pflicht, 
sich um Patientlnnen zu kümmern, 
wird zu einer ausgelagerten Arznei- 
mittel-Foschungsabteilung der Indu- 
strie. Unter dem Deckmantel ,,kurati- 
ver Bemühungen" soll so das rei- 
bungslose Zusammenspiel von Wirt- 
schaft und Forschung gelingen. Um 
Patientlnnen können sich andere 
kümmern. Dies ist ein weiterer Schritt 
auf einem fatalen Weg: Auf der einen 
Seite fehlen für eine allgemeine 
Grundversorgung zunehmend die 
Mittel, auf der anderen Seite wird 
eine Hochleistungsmedizin finanziert. 
Die Einsparungen im Gesundheitswe- 
sen machen schon heute nicht mehr 
Halt vor der Grundversorgung. So 
wird beispielsweise für Kinder und Ju- 
gendliche, die nach 1978 geboren 
sind, kein Zahnersatz mehr gezahlt. 
Zwar wird öffentlich vom Zwang zum 
Sparen geredet, doch bei näherer Be- 
trachtung ist in einigen Fällen schlicht 
Umschichtung gemeint. 

So ist es nicht verwunderlich, 
wenn auch hinsichtlich der Empfeh- 
lungen des Rates zu den bestehenden 
gesetzlichen Regelungen die Wün- 
sche der lndustrie ganz im Mittel- 
punkt stehen. Maßgeblich sind das 
deutsche Gentechnikgesetz und die 
Richtlinien der Europäischen Union, 
die sich auf die Verwendung gentech- 
nisch veränderter Organismen in ge- 

schlossenen Systemen (sogenannte 
System-Richtlinie) und in der Natur 
(sogenannte Freisetzung-Richtlinie) 
beziehen. Der Rat spricht sich grund- 
sätzlich für ,,dereguliertel' gesetzliche 
Bestimmungen aus. Verfahrensver- 
einfachungen, Anmeldungen statt 
Genehmigungen, verkürzte Fristen 
zur Beurteilung der Gefahren durch 
die Zulassungsbehörden, neue Zu- 
ordnung gentechnisch veränderter 
Organismen in die einzelnen Gefah- 
renklassen: Das ist der Wunschkata- 
log des Rates für zukünftige gesetzli- 
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verselle Erbe der Menschheit privati- 
siert und dem Patentinhaber übereig- 
net. Zu befürchten ist, daß somit For- 
schungsfortschritt behindert wird. 
Denn nur mit Genehmigung des Pa- 
tentinhabers und gegen teure Lizenz- 
gebühren können andere den Zu- 
gang zu den patentierten Genen und 
Gensequenzen erhalten. 

Diese Richtlinie birgt die Gefahr, 
daß die Verfügbarkeit der Bausteine 
des Lebens in die Hände privater, ka- 
pitalkräftiger Unternehmen gelegt 
wird. Mit ihr wird die Möglichkeit er- 

che Bestimmungen, dem die Bundes- öffnet, sich soqar embryonale, nicht 
regierung zustimmend folgen will. 
Die EG-Kommission hat einen konkre- 
teren Änderungsvorschlag zur Sy- 
stem-Richtlinie vorgelegt, den der Rat 
zustimmend kommentiert, entspricht 
er doch genau der von ihr gewünsch- 
ten ,,Deregulierungsstrategie". 

Patentierung biotechnologischer 
Erfindungen 
Neu in dem Reigen der gesetzlichen 
Bestimmungen ist die jüngst verab- 
schiedete Richtlinie zum Schutz bio- 
technologischer Erfindungen. Diese 
Richtlinie begrüßt der Rat ebenso wie 
die Bundesregierung. Im Gegensatz zu 
allen anderen Gesetzestexten sieht er 
hier keinen Änderungsbedarf. Der 
Grund ist simpel: Die Richtlinie ist noch 
ganz frisch und - im Gegensatz zu den 
älteren Richtlinien - schon ganz auf 
die Bedürfnisse der Industrie zuge- 
schnitten. Der Umfang und das Aus- 
maß der Patentierungsmöglichkeiten 
biotechnologischer Erfindungen ist 
enorm erweitert worden; so können 
demnächst auch Gene und Gense- 
quenzen, sofern sie isoliert wurden, 
patentiert werden. Damit wird der Un- 
terschied zwischen Erfindung und Ent- 
deckung verwischt. Bisher war Kon- 
sens: Nur Erfindungen sind patentfä- 
hig, nicht Entdeckungen. Mit der Bio- 
technologie, die mit sich selbst ver- 
mehrender, belebter Materie hantiert, 
wird die bewährte Unterscheidung 
aufgehoben. Wer einzelne Gense- 
quenzen isoliert und ihnen eine Funkti- 
on zurechnet, hat eventuell ein Verfah- 
ren zur Isolation erfunden, aber nicht 
die Gensequenz und die Funktion. Die 
Gensequenz ist eine Entdeckung. Sie 
war immer schon vorhanden, wenn 
auch nicht immer entschlüsselt. 

Durch Patente wird privaten Un- 
ternehmen ein gewerblicher Rechts- 
schutz zugesprochen. Wer aber bio- 
technologische Patente gestattet, 
überträgt dem Patentinhaber die al- 
leinige Verfügung über Gene und 
Gensequenzen. Damit wird das uni- 

ausdifferenzierte ~tammzellen, die in 
der medizinischen Therapie von gro- 
ßer Bedeutung sein können, sowie 
Pflanzen und Tiere patentieren zu las- 
sen - obwohl Therapien grundsätz- 
lich nicht als patentfähig gelten. 
Schöne neue Welt! 

Selbstauferlegter Gestaltungs- 
verzicht 
Die Unterrichtung der Bundesregie- 
rung zur Umsetzung der Empfehlung 
des Rates für Forschung, Technologie 
und Innovation zum Thema ,,Biotech- 
nologie, Gentechnik und wirtschaftli- 
che lnnovation - Chancen nutzen 
und verantwortlich gestalten" ist eine 
Parade-Beispiel für selbst auferlegten, 
politischen Gestaltungsverzicht. Der 
Verdacht drängt sich auf, daß die 
Bundesregierung nicht eigenständig 
tätig werden will - oder möglicher- 
weise nicht kann. Sie stellt sich nicht 
die Frage, wo der Einsatz der Gen- 
technik von Nutzen sein kann und wo 
seine Risiken liegen. Sie erarbeitet kei- 
ne nachvollziehbaren Kriterien, an de- 
nen sich das Für oder Wieder messen 
Iäßt. Sie folgt stattdessen den von For- 
schung und Wirtschaft formulierten 
Erwartungen, die von kommerziellen 
Überlegungen geprägt sind. 

Die Lücke, die die Bundesregierung 
durch ihre Enthaltsamkeit entstehen 
Iäßt, nutzen Forschung und Wirt- 
schaft. Sie formulieren, was sie wollen 
-und setzen sich durch. Denn ein po- 
litisches Vakuum gibt es nicht. Wenn 
die Bundesregierung nicht in der Lage 
ist, eigene Vorstellungen zu entwickeln 
und anderen das Wort überläßt, darf 
man sich nicht wundern, wenn diese 
erfolgreich ihre Chance nutzen. Die 
Empfehlungen des Rates und ihre 
Kommentierung durch die Bundesre- 
gierung macht die Abhängigkeit der 
herrschenden Regierung von Wirt- 
schaft und Wissenschaft, ihre Phanta- 
sielosigkeit und ihren mangelnder Ge- 
staltungswille, der nahezu an Selbst- 
aufgabe erinnert, sinnfällig. SPW 

CROSSOVER-THESEN: PROJEKTE FÜR EINEN ÖKOLOGISCH-SOLIDARISCHEN „NEW DEAL" 

1. Krise der Bildungspolitik 

D ie Bildungspolitik der 70er Jah- 
re zielte auf eine grundlegen- 

de Modernisierung der west- 
deutschen Gesellschaft ab. Chancen- 
gleichheit und Demokratisierung wa- 
ren die Leitbilder dieser Politik, die so- 
ziale Öffnung der Bildungseinrichtun- 
gen war die Grundvoraussetzung da- 
für. Dieser Ansatz hat nachhaltige Er- 
folge hervorgebracht: ein historisch 
einmalig hohes Bildungsniveau, die 
Mobilisierung bislang ,,bildungsfer- 
ner" sozialer Schichten auch für wei- 
terführende Bildungsangebote, den 
Abbau sozialer Zugangsbarrieren, die 
Verbesserung der Bildungschancen 
für Mädchen sowie die Verbreitung 
moderner pädagogischer Konzepte. 

15 Jahre konservativer Roll- 
back-Politik haben die Bildungsan- 
sprüche junger Menschen - insbe- 
sondere der Mädchen - zwar nicht 
zerschlagen können, doch wurden 
Bildungschancen eingeschränkt, 
Ungleichheit im Bildungswesen 

nimmt wieder zu und Modernisie- 
rungsansätze wurden weitgehend 
verspielt. Heute steht die bildungs- 
politische Realität in krassem Ge- 
gensatz zum objektiven Bedeu- 
tungsgewinn von Bildung und Qua- 
lifikation. Am deutlichsten schlägt 
sich dieses Mißverhältnis in den ver- 
minderten Bildungsausgaben der 
öffentlichen Haushalte nieder. Die 
chronische finanzielle Unterausstat- 
tung von Bildungseinrichtungen ge- 
fährdet ihre gesellschaftliche Auf- 
gabe und blockiert innere Reform- 
potentiale. 

Konservative Bildungspolitik ist 
gekennzeichnet durch einen Rück- 
zug des Staates aus seiner gesamt- 
gesellschaftlichen Verantwortung 
und durch die Unterwerfung der 
Bildungseinrichtungen und -inhalte 
unter vermeintliche kurzfristige be- 
triebswirtschaftliche Kalküle. Die 
Bildungskosten werden zu Lasten 
des allgemeinen Bildungsniveaus in- 
dividualisiert. Selbst konservative 
Leitbilder, wie sie im Zuge der sog. 

Zweite Bildungs- 
retorm gegen 

,,geistig-moralischen Wende" 1982 
propagiert wurden (,,Leistung muß 
sich wieder lohnen"), sind einer 
neoliberalen Austeritätspolitik ge- 
opfert worden. 

2. Ein neues Bündnis für 
.Bildungsreformen 
Vor diesem Hintergrund stellt sich 
die Aufgabe einer zweiten Bil- 
dungsreform, die an den Zielen der 
ersten Reform von 1968 ff. an- 
knüpft und gleichzeitig den aktuel- 
len Modernisierungs- und Expansi- 
onsbedarf im Bildungswesen auf- 
greift. Eine Linke, die einen Politik- 
wechsel durchsetzen will, muß da- 
für mehrheitsfähige Leitbilder ent- 
wickeln und die sozialen Träger ei- 
ner solchen Reform einbeziehen 
und mobilisieren. Wer heute einen 
neuen Aufbruch für eine andere Po- 
litik initiieren will, wer eine neue 
Phase gesellschaftlicher Reformen 
einleiten will, der braucht die nach- 
wachsende Generation und die in- 
tellektuellen Eliten in den Bildungs- 
einrichtungen. 

Der Dreh- und Angelpunkt eines 
gesellschaftlichen Reformprojekts 
ist die Schaffung neuer Arbeitsplät- 
ze und die Bekämpfung der Mas- 
senarbeitslosigkeit. Die politischen 
Kräfte des Wechsels müssen eine 
tragfähige Perspektive der Vollbe- 
schäftigung formulieren und die 
strategische Bedeutung der Bil- 
dungspolitik für eine ,,Politik der Ar- 
beit" erkennen und reformpolitisch 
umsetzen. 

Das Projekt eines solidarisch- 
ökologischen „New Deals" setzt 
darauf, eine aktive Beschäftigungs- 
politik mit dem Gedanken des Um- 
baus zu verbinden. Zukunftsinvesti- 
tionen auf zentralen Umbaufeldern 
wie dem Energiesektor, dem Ver- 
kehrssektor, der Kommunikation 

Das Bildungsthema 
ist ein soziales 
lntegrationsthema: 
denn die Bedeutung 
von Qualifikationen 
für die soziale 
Plazierung in der 
Gesellschaft wird in 
allen sozialen 
Gruppen erkannt. 
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Es geht auch und  
gerade darum, 

bislang informell 
erbrachte Leistungen 

erwerbswirtschaft- 
/ich zu organisieren 
und  sie m i t  Entgelt- 
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Dabei wäre darauf zu achten, 
daß diese privaten Anbieter eine 
Reihe von sozialen und ökologi- 
schen Bedingungen (z.B. Beschäfti- 
gung zu Tarif, Frauenförderpläne, 
Ökoaudit) einhalten. Prinzipiell 
könnten Anbieter aller Unterneh- 
mensformen an diesen Ausschrei- 
bungen (von Genossenschaften und 
gemeinnützigen GmbH's bis zu pri- 
vaten Personengesellschaften) 
gleichberechtigt teilnehmen. Aus 
unserer Perspektive ist es wün- 
schenswert, daß dabei vor allem ge- 
meinwirtschaftliche Unternehmen 
(Genossenschaften, selbstverwaltete 
Betriebe, öffentliche Unternehmen 
etc.) zum Zuge kommen. Deshalb ist 
es wichtig, diese Unternehmensfor- 
men durch gezielte Beratungs- und 
Raumangebote, sowie durch Kapi- 
talhilfe- und Investitionsförderpro- 
gramme zu unterstützen. 

Die öffentlichen Hände sollten die 
von Ihnen in Auftrag gegebenen Lei- 
stungen zu politisch definierten Prei- 
sen an die Endverbraucher weiterge- 
ben. Die in einigen Regionen schon 
entstandenen Dienstleistungspools, 
w o  die öffentlichen Hände hand- 
werkliche und persönliche Dienstlei- 
tungen für die Endverbraucher zu re- 
lativ günstigen Preisen bereithalten, 
sind ein erstes Beispiel. Indem die öf- 
fentlichen Hände als Mittler zwi- 
schen die Leistungserbringer und 
Endverbraucher treten, besteht die 
Möglichkeit, die Preise nach ökologi- 
schen, sozialen oder regionalwirt- 
schaftlichen Kriterien politisch zu ge- 
stalten. Außerdem kann die gewollte 
Versorgungsdichte politisch definiert 
werden, so daß private Rosinenpicke- 
rei ausgeschlossen ist. 

Damit die kommunalen Einrich- 
tungen wirklich in die Lage versetzt 
werden, durch ihr Nachfrageverhal- 
ten neue Märkte oder Beschäfti- 
gungsfelder anzustoßen, benötigen 
sie zusätzliches Geld. Deshalb ist es 
sinnvoll, daß sie dabei von einem 
neu zu bildenden ,,Fonds für soziale 
und ökologische Gemeinschaftsauf- 
gaben" unterstützt werden. In die- 
sem Fonds sollten u.a. all die Mittel 
zusammenfließen, die durch die zu- 
sätzlichen Beschäftigungseffekte 
des 3. Sektors bei der Bundesanstalt 
für Arbeit eingespart oder bei den 
Sozialversicherungen und beim Fis- 
kus neu eingenommen werden. 

Eine direkte Einkommensförde- 
rung z. B. nach dem Modell der 
ABM wäre dann nur noch für einen 
sehr beschränkten Personenkreis 
notwendig, der wirklich nur auf- 

grund definierbarer geistiger, kör- 
perlicher oder sozialer Handikaps 
auf dem ersten Arbeitsmarkt nicht 
vermittelbar ist. 

Die Vorteile dieses Förderstrate- 
giewechsels liegen auf der Hand: 
Der politisch induzierte und politisch 
regulierte Wettbewerb der Lei- 
stungsanbieter führt zu deutlich ef- 
fizienteren Strukturen, so daß der 
Selbstfinanzierungsanteil dieses Sek- 
tors höher sein kann. Mit  dem glei- 
chen Geld können also mehr Ar- 
beitsplätze geschaffen und mehr 
Leistungen bereit gestellt werden. 
Außerdem entstehen dauerhafte 
mittelständische Strukturen, die 
ganz wesentlich zur Stärkung der 
endogenen ökonomischen Potentia- 
le in der Region beitragen. Da die 
Konkurrenz zu privaten Handwerks- 
und Dienstleistungsbetrieben ent- 
fällt, ergibt sich die politische Chan- 
ce, in den Regionen zu einem brei- 
ten Bündnis all derjenigen zu kom- 
men, die an einer Verstärkung und 
Weiterentwicklung der regionalen 
Wirtschaftskreisläufe interessiert 
sind, weil sie sich vor allem auf diese 
regionalen Märkte beziehen. 

3. informeller und dritter 
Sektor 
Wir sehen in diesem „3. Sektor" 
eine Alternative zum real existieren- 
den 3. Sektor bzw. zum informellen 
Sektor. Dieser Sektor setzt sich aus 
der Schattenwirtschaft, also insbes. 
der sog. Schwarzarbeit, aus der Ei -  

genarbeit, welche insbesondere im 
Haushalt eine zentrale Rolle spielt 
und kostenlosen wohltätigen Dien- 
sten zusammen. D.h. es geht auch 
und gerade darum, bislang infor- 
mell erbrachte Leistungen erwerbs- 
wirtschaftlich zu organisieren und 
sie mit  Entgeltanspruch sowie Steu- 
er- und Sozialversicherungspflicht zu 
versehen, gleichzeitig aber be- 
stimmte positive Elemente der Ko- 
operation, der Identifikation, der 
Gebrauchswertorientierung u.a.m. 
zu sichern. 

Unsere im Crossoverprozeß ent- 
wickelten Vorschläge für eine radi- 
kale Arbeitszeitverkürzung werden 
dazu führen, daß immer mehr Zeit 
für produktive Tätigkeiten außerhalb 
der Erwerbsarbeit zur Verfügung 
steht. Der Bereich der Eigenarbeit 
wird deshalb wachsen. Wir wollen, 
daß es sich dabei um freiwillige und 
selbstbestimmte Eigenarbeit han- 
delt. Deshalb lehnen wir jede Form 
der Zwangsteilzeit ab und treten da- 
für ein, daß jeder die Möglichkeit 

hat, seinen Lebensunterhalt durch 
eigene Erwerbsarbeit zu bestreiten. 
Es wird eine wichtige Aufgabe des 
3. Sektors sein, diese Form der 
selbstbestimmten ,Eigenarbeitsöko- 
nomie' durch gezielte Beratungs- 
dienstleistungen, durch die Vermie- 
tung von Maschinen und Fachkräfte 
und durch die Bereitstellung von 
Gewerbehöfen, Ladenräumen und 
Kapitalhilfen zu unterstützen. 

Wir wollen in diesem Zusam- 
menhang betonen, daß Lohnneben- 
kosten und steuern gerade nicht für 
die Exportwirtschaft das Problem 
darstellen, sondern für das Hand- 
werk bzw. das binnenorientierte 
Kleingewerbe. Je weiter ,,Brutto" 
und ,,Netto" auseinanderklaffen, 
desto stärker wird der Anreiz, zur Ei- 
gen- oder Schwarzarbeit. Deshalb 
wollen wir darüber diskutieren, ob  
es insbesondere bei den niedrigen 
Einkommen nicht sinnvoll ist, direk- 
te durch indirekte Steuern zu erset- 
zen. So könnte z. B. eine ökologi- 
sche Luxussteuer auf PS-starke 
Pkw's dazu verwandt werden, u m  
die Grundfreibeträge zu erhöhen 
oder die Eingangssteuersätze zu ver- 
mindern. Ein weiterer wichtiger An- 
satzpunkt ist die Umstellung der Ar- 
beitgeberbeiträge zu den Sozialver- 
sicherungen auf eine Wertschöp- 
fungsabgabe . 

4. Neue Allianzen 
Die verschiedenen vorhergehenden 
Überlegungen sprechen dafür, den 
ursprünglichen Gedanken des „3. 
Sektors" auszuweiten und dabei 
drei Elemente miteinander zu ver- 
binden, nämlich den kommunal- 
wirtschaftlichen Sektor, das privat- 
wirtschaftliche Handwerk und Klein- 
gewerbe und die ,,neue Gemein- 
wirtschaft'' (mit genossenschaftli- 
chem Schwerpunkt). Die Frage des 
„3. Sektors" ist nicht alleine ein Pro- 
blem des lnstrumentenbaukastens. 
Uns geht es darum, den Kampf um 
einen beschäftigungsmäßig ,,millio- 
nenschweren" Sektor aufzunehmen 
und dabei dafür Sorge zu tragen, 
daß es zu Allianzen zwischen Klein- 
gewerbe/Handwerk, gemeinwirt- 
schaftlichen Ansätzen und refor- 
mierten öffentlichen Sektoren 
kommt. Die gegenwärtigen Konflik- 
te und Konkurrenzkämpfe sichern 
den bürgerlichen Block unter der 
Vorherrschaft des exportorientierten 
Großkapitals, das sich bei der wech- 
selseitigen Schwächung der binnen- 
wirtschaftlich orientierten Kräfte die 
Hände reiben darf. SPW 

Die ,,New SPD" entledigt sich der 
,,Old SPD" 

E nde Juli feierte Johannes Rau 
sein 40jähriges Jubiläum als 
Landtagsabgeordneter für den 

Wahlkreis Wuppertal. Daß er dies 
nicht mehr in der gleichzeitigen Rol- 
le als Ministerpräsident tun würde, 
hätte noch Anfang des Jahres wohl 
kaum jemand erwartet, nachdem 
Rau in der Vergangenheit mehrere 
Attacken, ihn aus dem Amt zu ver- 
drängen, erfolgreich pariert hatte.' 
Als mit dem überraschend klaren 
Wahlerfolg der SPD vom 1. März in 
Niedersachsen vollends die Schröder- 
Euphorie ausbrach, mußte Johannes 
Rau weichen, um den ,,positiven 
Schub zu verstärken", der nach dem 
Wahlsieg und der schnellen Erklä- 
rung Schröders zum Kanzlerkandida- 
ten inszeniert worden war.2 Mit dem 
,,Manager" Schröder würde sich das 
moderne Image der ,,New SPD" 
glaubwürdiger verkaufen lassen, als 
mit  dem auf Ausgleich bedachten 
,,Bruder Johannes", der mit  der sozi- 
alpartnerschaftlichen „Old SPD" ver- 
bunden worden wäre. 

Es ist sicher müßig darüber ru 
spekulieren, ob im Falle einer K? zier- 
kandidatur Lafontaines die 'vVahl- 
kampfstrategie eine grundsätzliche 
andere geworden wäre, doch ist wohl 
davon auszugehen, daß in diesem 
Falle die pro-Schröder (und damit 
pro-Clement)-Kräfte es nicht gewagt 
hätten, den populären Ministerpräsi- 
denten -der schließlich auch Garant 
der Düsseldorfer Koalition war - zum 
Rücktritt zu drängen. Die Umstände 
des ,,Stabwechsels" waren letztlich 
unwürdig und befördern die Verdros- 
senheit mit den politischen Eliten in 
diesem Land und ihrem Stil der Aus- 
einandersetzung. 

Mit harter Kante für Klarheit 
sorgen 
Nicht nur durch die Verkleinerung des 
Kabinetts hat Wolfgang Clement sei- 
ner grundsätzlich anderen Auffas- 
sung von Regierungsarbeit in Nord- 
rhein-Westfalen Ausdruck verliehen, 
die im Vergleich zur ,,Landesvater- 
Mentalität'' Johannes Raus konträrer 
nicht seien könnte. Aus seinem An- 
spruch, die ,,Staatskanzlei zu einem 
Dienstleistungsunternehmen für die 
Wirtschaft zu machen", macht Cle- 
ment keinen Hehl. Sein Prinzip der 
„harten Kante", bekannt aus der Aus- 
einandersetzung um Garzweiler, wird 
er nun auch in allen anderen politi- 
schen Auseinandersetzungen zur An- 
wendung bringen. 

interessant sind an dieser Stelle 
zwei Fragen: Inwieweit wird sich 
Wolfgang Clement mit seinen (markt- 
)radikalen und effizienztriefenden 
Ideen durchsetzen und wie kann die 
Existenz eines in vielen Punkten eindi- 
mensionalen Ministerpräsidenten zur 
Wiederbelebung innerparteilicher De- 
batten über die Landespolitik genutzt 
werden? 

Einen Vorgeschmack auf für 
Nordrhein-Westfalen ungewöhnliche 
Auseinandersetzungen - die bezeich- 
nender Weise ohne Folgen auf das 
Regierungshandeln blieb - lieferte be- 
reits die Debatte über die Zusammen- 
legung des Innen- und Justizministeri- 
ums. Auch wenn die Zusammenle- 
gung unter dem Aspekt der Gewal- 
tenteilung weitestgehend unproble- 
matisch ist und sich allenfalls Konflik- 
te im Bereich der obersten Dienstauf- 
sicht und im Strafvollzug ergeben 
können, hat Clement mit seinem Vor- 
stoß nicht nur innerhalb der Richter- 
schaft für tiefe Verunsicherung ge- 
sorgt. Die zukünftige Innen- und 
Rechtspolitik wird sich so zwar einer 

Wie weich ist die 
harte Kante? 

Sozialdemokratischer Führungswechsel in NRW 

von Sebastian lobelius und  Reinhold Rünker* 

verstärkten und kritischen Beobach- 
tung erfreuen, gleichzeitig sonnte 
sich Clement gerade im Lichte der 
harschen Kritik und sah sich in seiner 
Rolle als moderner Siegfried bestätigt, 
der den Drachen ,,Bürokratie" unter 
dem Beifall des gemeinen Volkes nie- 
derringt. 

Nun mag der Vorwurf, Clement 
würde vordemokratische, ja gar abso- 
lutistische Strukturen schaffen, über- 
zogen sein. Sein Verhalten wirft aber 
schon ein bezeichnendes Bild auf das 
zu erwartende Regierungshandeln 
und damit den wesentlichen Unter- 
schied zur Ära Rau: Der Mann zieht 
durch - und er zieht schneller als an- 
dere - frei nach Wild-West-Manier: 
erst schießen, dann fragen. 

,,Die wirtschaftlichen Notwen- 
digkeiten durchsetzen!" 
Und der Mann hat einen Deputy, den 
manche gar für den zentralen Mann 
im Hintergrund halten, der aber allein 
schon aufgrund seiner Körperfülle un- 
übersehbar ist. Mit  Bodo Hombach 
als Nachfolger im Amt des Wirt- 
schaftsministers hat Clement einen 
Bruder im Geiste und der Tat nicht zu- 
letzt auch dafür belohnt, daß dieser 
ihm den Weg in die Staatskanzlei frei- 
geschossen hat, als Clement ja noch 
Treue zu Johannes Rau zeigte. 

Nachdem sich Bodo Hombach in 
den 1980er Jahren im Amt des SPD- 
Landesgeschäftsfü hrer als Parteire- 
former zu etablieren suchte3 und 
den SPD-Landesverband in seine 
auch heute noch nicht überwundene 
Finanzkrise stürzte, hatte er in den 
letzten Jahren vor allem als Berater 
von Gerhard Schröder und auch von 
Wolfgang Clement von sich Reden 
gemacht. Schon kurz nach seiner 
Vereidigung kündigte er in einem 
Handelsblatt-Interview an, daß er 
„die wirtschaftlichen Notwendigkei- 

Clement sonnte sich 
im Lichte der 
harschen Kritik an 
der Zusammenle- 
gung von Innen- 
u n d  Justizministeri- 
um und  sah sich i n  
seiner Rolle als 
moderner Sieg fried 
bestätigt, der den 
Drachen ,, Bürokra- 
tie" unter dem 
Beifall des gemeinen 
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ten" durchsetzen wolle. Als Kernthe- 
men nannte er „die Mobilität auf 
den Straßen, auf der Schiene und in 
der Luft", die ,,Neugründung von 
Unternehmen", aber auch die ,,Pfle- 

Der Mann zieht ge der Großindu~tr ie".~ Dabei zeich- 
durch - underzieht net sich ab, daß er die konfliktsu- 
schneller als andere chende Strategie seines Vorgängers 

- frei nach Wild- Clement fortsetzen wird, um das ver- 
West-Manier: erst meintlich sozialdemokratische Profil 

schießen, dann der Dominanz von Ökonomie gegen- 
fragen. über der Ökologie (bzw. anders gela- 

gerter sozialer Interessen) weiter zu 
schärfen. Das wird ihm zwar sicher 
das Lob nicht nur eines möglichen 
Kanzlers Schröder und von Teilen der 
SPD-Landtagsfraktion einbringen, 
aber nach der Bundestagswahl im- 
mer wieder einen möglichen Bruch 
der Koalition (und dann sicher mit  
Auswirkungen auf eine mögliche 
Rot-Grün-Konstellation in Berlin/ 
Bonn) heraufbeschwören. Ob Wolf- 
gang Clement dann die integrative 
Kraft besitzt, die Johannes Rau in 
diesen Fällen besaß, wird sich erst 
noch erweisen müssen. Skepsis wird 
anzubringen sein, gerade wenn man 
bedenkt, daß Clement Hombach ei- 
niges zu verdanken hat. Und wer 
kann seinen Vasallen schon bei stür- 

mischem Wetter im Regen stehen 
lassen? 

Der lntegrator als lntrigator? 
Als lntegrator stünde ja ersatzweise 
auch der neue SPD-Landesvorsitzen- 
de Franz Müntefering bereit. Als bo- 
denständig erscheinender Sauerlän- 
der genießt er ja auch bei der Linken 
viel Vertrauen, obwohl keiner genau 
weiß, warum, denn schließlich war 
und ist Müntefering an fast allen Ak- 
tionen maßgeblich beteiligt, die von 
eben dieser Linken in den letzten Jah- 
ren aufs Schärfste bekämpft wurde: 
Petersberger Beschlüsse von 1993, 
Asylkompromisse 1993-1 995, Entde- 
mokratisierung durch Pseudodemo- 
kratisierung mittels Urwahlen 1994, 
Großer Lauschangriff, Leipziger Krö- 
nungsmesse etc. 

An einem Punkt hat Müntefering 
jedoch bereits in der ersten Landesvor- 
stand deutlich gemacht, daß er zumin- 
dest ein Freund klarer und transparen- 
tererverhältnisse ist: das bislang inoffi- 
ziell tagende Gremium ,,engerer Lan- 
desvorstand", dem bislang der Vorsit- 
zende, seine Stellvertreterlnnen, die 
Schatzmeisterin sowie die Bezirksvor- 
sitzenden angehörten, soll offizialisiert 
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werden und aus den Reihen des ge- 
wählten Landesvorstandes ergänzt 
werden. Mit diesem neuen Gremien 
muß aber noch lange keine echte Be- 
teiligung des gewählten Gremiums 
Landesvorstand einhergehen. Schon 
jetzt zeichnet sich ab, daß vielmehr 
eine demokratische Bemäntelung ei- 
ner weiteren Entmachtung des Lan- 
desvorstandes stattfindet. Seit der 
Wahl des Vorstandes Ende Januar hat 
es bis heute gerade mal drei Sitzungen 
gegeben, wobei in der zweiten Sit- 
zung der Rücktritt von Johannes Rau 
und in der dritten die Inthronisierung 
des Kabinetts Clement verkündet wur- 
den. Und so wie die Dinge stehen, 
wird der Landesvorstand erst Ende des 
Jahres über seine Arbeitsvorhaben dis- 
kutieren. 

Clements unmißverständliche 
Klarheit in Wort und Tat, die eigent- 
lich Raum für sachliche Auseinander- 
setzungen ermöglichen müßte, da 
nun Konflikte offen thematisiert wer- 
den (statt sie in der Tradition von Rau 
auszusitzen, mit Formelkompromis- 
Sen zu überdecken oder schlichtweg 
zu leugnen), findet also zumindest bis 
heute noch keine innerparteiliche Ent- 
sprechung, durch die eine Profilie- 
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u nsere Skizze geht vom Stich- der pauschalen Beurteilung soge- 
wort des „3. Sektors" aus. nannter öffentlicher Monopolbetrie- 
Hinter diesem Stichwort steht be nicht einverstanden und bezwei- 

die Überlegung, neben dem staatli- feln, ob dadurch tatsächlich politische 
chen und dem privatwirtschaftlichen Steuerbarkeit hinzuqewonnen wird. 
Sektor einen weiteren regulären Be- 
schäftigungssektor zu etablieren, der 
sich durch eine neuartige Kombinati- 
on öffentlicher Förderung und Pla- 
nung mit privaten Wettbewerbsstruk- 
turen auszeichnet. Der dritte Sektor 
umfaßt insbesondere kommunalwirt- 
schaftliche lnfrastrukturleistungen (z. 
B. Energie, Wasser, Abfallwirtschaft, 
öffentlicher Nahverkehr), Stadt- und 
Landschaftsreparaturarbeiten (z.. B. 
Altbausanierung, Stadtbegrünung, 
Renaturierung von Gewässern), sozia- 
le und kulturelle Gemeinwesenarbeit 
(z.B. Nachbarschaftsläden, Kleinbüh- 
nen, Künstlerhäuser) und das nahver- 
sorgungsorientierte Kleingewerbe (10- 
kale Ökonomie). Durch den Auf- und 
Ausbau dieses Sektors wollen wir: 

Regionale Vernetzungsstrukturen 
fördern und eine stärker binnenorien- 
tierte Arbeitsteilung unterstützen, die 
an regionalen Kompetenzen und 
Stoffkreisläufen anknüpft; 

die Produktion neuer ökologischer 
Güter oder Dienstleistungen voran 
bringen, die bisher gar nicht, zu teuer 
oder viel zu wenig angeboten wur- 
den; 

die gesellschaftliche Fähigkeit zu 
sozialer Selbstorganisation und kultu- 
reller Innovation unterstützen. 

1. Kommunalwirtschaft und 
3. Sektor 
Bei unserer Diskussion um die Zukunft 
der Kommunalwirtschaft geht es vor 
allem darum, ob die kommunalen 
Monopolbetriebe im Bereich der En- 
ergie und Wasserversorgung, im Nah- 
verkehr und bei der Abfallwirtschaft 
nicht effizienter und flexibler organi- 
siert werden könnten, wenn sich die 
öffentlichen Hände auf die Bereitstel- 
lung der politisch gewollten Leistun- 
gen beschränken, während die ei- 
gentliche Herstellung privaten oder 
gemeinwirtschaftlichen Anbietern 
überlassen bleibt, die untereinander 
um die öffentlichen Aufträge konkur- 
rieren. Hier bestehen unter uns noch 
Meinungsunterschiede. Die Verfech- 
ter dieses Modells versprechen sich 
davon mehr politische Steuerbarkeit, 
denn bislang hatten sich die Öffentli- 
chen Monopolbetriebe allzu häufig 
einer konsequenten ökologischen 
Umbau- und Expansionsstrategie ver- 
weigert, auch wenn die politischen 
Mehrheiten dafür vorhanden waren. 
Die Kritiker dieses Modells sind mit 

Sie befürchten insbesondere, daß der 
für das kommunale Handeln so wich- 
tige Ausgleich zwischen den verschie- 
denen kommunalwirtschaftlichen 
Sektoren (insbesondere zwischen 
dem Energie- und Nahverkehrssektor) 
einem rein betriebswirtschaftlichen 
Kalkül zum Opfer fällt. 

Einig sind wir uns allerdings dar- 
über, daß dem öffentlichen Auftrags- 
und Beschaffungswesen eine zentrale 
Rolle in unserer Strategie beigemes- 
sen werden muß. Es handelt sich po- 
tentiell um ein Instrument zur flexible- 
ren Erbringung öffentlich garantierter 
Leistungen, zur Stabilisierung regio- 
naler Wirtschaftsstrukturen, zur Politi- 
sierung der Beziehungen zwischen 
Staat und Privatwirtschaft und zur 
Etablierung neuer gemeinwirtschaftli- 
cher Formen. 

2. Handwerk, 3. Sektor und 
öffentliches Auftragsvergabewe- 
Sen 
Wir kommen nicht daran vorbei, die 
Beziehung zwischen dem „3. Sektor" 
und dem Handwerk zu klären. Im- 
merhin überragt das Handwerk in sei- 
ner Beschäftigungswirkung (über 6 
Mio.) mittlerweile die Industrie. Es 
entspricht stärker dem Kriterium der 
Binnen- und Regionalorientierung. 
Und außerdem bieten die Hand- 
werkskammern bei allem Renovie- 
rungsbedarf eine interessante Platt- 
form für neue korporatistische Regu- 
lierungsformen, die sich vor allem am 
ökologischen und sozialen Bedarf der 
Regionen orientieren. Wir sind uns 
bewußt, daß einerseits die Gefahr be- 
steht, im ,,3. Sektor" eine staatlich 
subventionierte Billigkonkurrenz zu 
etablierten, die auf Kosten bestehen- 
der privater Anbieter geht. Wir wissen 
andererseits aber auch, daß es häufig 
ohne öffentliche Förderung nicht 
geht. Viele personalintensive Leistun- 
gen des 3. Sektors sind nur begrenzt 
rationalisierbar und müssen deshalb 
vergleichsweise teuer angeboten wer- 
den. 

Um dieser Schwierigkeit zu entge- 
hen, ist es sinnvoll, neue Förderinstr- 
umente zu entwickeln, die auch pri- 
vate Anbieter und insbesondere das 
private Handwerk einbeziehen. Die 
bisher bei der aktiven Beschäftigungs- 
politik vorherrschende Förderstrate- 
gie, weniger die gewollten Leistungen 
als vielmehr die in den Maßnahmen 

3. Sektor und 
Integrierte 

Arbeits- und 
Gewerbeförderung 

Handwerk - Haushalt - soziale Dienste 

Beschäftigten zu bezahlen, hat zu ei- 
ner strukturellen Selbstblockade ge- 
führt, die es schwer macht, die not- 
wendige Ausweitung dieses Bereiches 
politisch durchzusetzen. 

Bekanntlich sollen sich AB-Maß- 
nahmen und analog finanzierte Be- 
schäftigungsprojekte auf solche Tä- 
tigkeitsfelder konzentrieren, in denen 
es bisher kein ausreichendes gewerb- 
liches Angebot gab. Deshalb konnten 
in diesem Bereich fast keine dauerhaf- 
ten Beschäftigungsverhältnisse ent- 
stehen. Immer wenn es gelang, neue 
Märkte zu erschließen oder Produkte 
anzubieten, mit denen auch Geld zu 
verdienen war, gerieten die Beschäfti- 
gungsprojekte in Konkurrenz zu pri- 
vaten Anbietern, die diese Märkte 
ebenfalls bedienen wollten. Häufig 
schafft die auf direkte Einkommensfi- 
nanzierung aufbauende Förderstrate- 
gie eine ziemlich unproduktive Atmo- 
sphäre des bürokratisch verwalteten 
Leerlaufes und der Scheinaktivitäten. 
Insgesamt entsteht ein sozialpsycho- 
logisch wenig förderliches Klima sin- 
nentlehrten Müßigganges, der sich 
hinter einer immer ausgefeilteren An- 
tragslyrik zu verbergen sucht. 

Deshalb bleibt nichts anderes, als 
sich über eine grundsätzliche Neuori- 
entierung der Förderstrategien Ge- 
danken zu machen. Langfristig halten 
wir es für sinnvoll, die direkte Einkom- 
mensförderung durch ein neues öf- 
fentliches Auftragsvergabesystem ab- 
zulösen. Wir stellen uns vor, daß die 
kommunalen öffentlichen Hände in 
all den ökologisch, sozial und kulturell 
wichtigen Bedarfssektoren, die bisher 
von privaten Anbietern nicht ausrei- 
chend abgedeckt wurden, selbst als 
Nachfrager auftreten. Sie müßten 
entsprechende Leistungen öffentlich 
ausschreiben, so daß sie an gemein- 
nützige Träger und private Anbieter 
vergeben werden könnten. 

Wir kommen nicht 
daran vorbei, die 
Beziehung zwischen 
dem ,,3. Sektor" und 
dem Handwerk zu 
klären. Immerhin 
überragt das 
Handwerk in seiner 
Beschä ftigungswir- 
kung (über 6 Mio.) 
mitilenveile die 
Industrie. 
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Beteiligung der 
Arbeitnehmer am 

Produktivkapital 
wird erst dann einen 

Beitrag zur Demo- 
kratisierung leisten, 

wenn die Anteile 
eine relevante 

Größenordnung 
erreicht haben und  

in kollektive, von 
den Gewerkschaften 

kontrollierte Fonds 
eingebracht werden. 

CROSSOVER-THESEN: PROJEKTE FÜR EINEN ÖKOLOGISCH-SOLIDARISCHEN „NEW DEAL" 

werden. Zum anderen ist der Gesetz- 
geber aber auch auf anderen Feldern 
gefordert. In internationalenleuropäi- 
schen Vereinbarungen müssen sozia- 
le Mindeststandards festgeschrieben 
werden, die das Regelungsdefizit der 
Arbeitsbeziehungen auf internationa- 
ler Ebene beschränken. 

Aufbau einer regional unterglie- 
derten Struktur gesamtwirtschaftlicher 
Mitbestimmung durch die Einrichtung 
von Wirtschafts- und Sozialräten 

Ähnlich wie auf der Ebene der Eu- 
ropäischen Union sollte auf den ver- 
schiedenen staatlichen Ebenen - von 
der Region über die Länder bis zum 
Bund -ein Wirtschafts- und Sozialrat 
(WSR) eingerichtet werden, an dem 
drittelparitätisch die Arbeitgeber, Ge- 
werkschaften und andere gesell- 
schaftliche Gruppen - Umwelt- und 
Verbraucherverbände etc. - beteiligt 
sind. Der WSR müßte mit umfassen- 
den Beratungs- und Informations- 
rechten ausgestattet sein und zu dem 
Ort werden, in dem wesentliche wirt- 
schaiftsstrukturelle Weichenstellun- 
gen diskutiert und vorentschieden 
werden. Die hier getroffenen Ent- 
scheidungen müssen die Basis bilden 
für staatliche Investitions-, Subventi- 
ons- und Nachfrageentscheidungen. 
Insbesondere auf regionaler Ebene 
sind WSR ein zentrales Element, um 
Strukturpolitik auf eine breite gesell- 
schaftliche Basis zu stellen und damit 
auch ihre Effizienz zu steigern. Um 
die Durchsetzungsfähigkeit der WSR 
zu gewährleisten, sollte dem WSR ein 
Vetorecht mit aufschiebender Wir- 
kung bei einschlägigen Gesetzesvor- 
haben eingeräumt sowie das Recht 
gewährt werden, Volksbegehren ein- 
zuleiten. Mi t  derlei Rechten könnte 

der WSR die legislativen und exekuti- 
ven Gremien zwingen, ihre Vorhaben 
nochmals zu überprüfen. Sollten die- 
se der Auffassung des WSR nicht fol- 
gen, könnten sie anschließend den- 
noch ihre Positionen durchsetzen. Im 
Falle eines Volksbegehrens mit an- 
schließendem Volksentscheid läge die 
Letztentscheidung beim demokrati- 
schen Souverän. Mit  diesem Verfah- 
ren wären die verfassungsmäßigen 
Rechte von Parlament und Regierung 
nicht außer Kraft gesetzt. 

Produktiwermögen in Arbeit- 
nehmerhand und Investitions- 
fonds 
Die gegenwärtig diskutierte Beteili- 
gung der Arbeitnehmer am Produk- 
tivvermögen ist unter dem Gesichts- 
punkt einer Demokratisierung der 
Wirtschaft und einer Erweiterung der 
Mitbestimmung unzureichend. Die 
diskutierten Varianten können ledig- 
lich als Alternative zur Vermögensbil- 
dung nach dem 936-DM-Gesetz gel- 
ten. Viele dieser Vorschläge haben 
zudem den Nachteil, daß sie für die 
Unternehmen eine billige Finanzie- 
rungsquelle darstellen, die für die ab- 
hängig Beschäftigten aber mit Lohn- 
einbußen verbunden ist und ihnen 
neben dem Arbeitsplatzrisiko auch 
noch das Unternehmerrisiko aufbür- 
det. Die Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivkapital wird erst dann ei- 
nen Beitrag zur Demokratisierung lei- 
cten, wenn die Anteile eine relevante 
Größenordnung erreicht haben und 
nicht individuell, sondern in kollektive, 
von den Gewerkschaften kontrollierte 
Fonds eingebracht und verwaltet wer- 
den. Die ~esc6äf t i~ ten halten in einer 
solchen Konstruktion keine Anteile an 

einem Unternehmen sondern an dem 
Fonds. Damit wird das Risiko des Ein- 
zelnen minimiert. Der Fonds wird 
gleichzeitig in die Lage versetzt, eine 
effektive lndustriepolitik zu betreiben. 
Schließlich werden auf diese Weise 
weitgehend unabhängig von der Ent- 
wicklung einzelner Unternehmen re- 
gelmäßige Dividendenzahlungen 
möglich. Inhaltlich muß die Ge- 
schäfts- und Finanzpolitik der Fonds 
auf die Förderung des ökologischen 
und sozialen Umbaus der Wirtschaft 
verpflichtet werden. 

Aufbau demokratischer Kontrol- 
le der Banken- und Konzern- 
macht 
Flankierend zum Aufbau erweiterter 
Partizipationsmöglichkeiten gilt es, 
den Vermachtungstendenzen in der 
Wirtschaft entgegenzuwirken. In.die- 
sem Kontext ist insbesondere der Ban- 
kensektor einer wirkungsvollen de- 
mokratischen Kontrolle zu unterzie- 
hen sowie die Anti-Monopolgesetz- 
gebung zu effektivieren. Möglichkei- 
ten sind dazu etwa die Begrenzung 
der Beteiligungsmöglichkeiten der 
Banken an Unternehmen, die Begren- 
zung der Zahl der Aufsichtsratsman- 
date, die von Banken bzw. deren Ver- 
tretern wahrgenommen werden dür- 
fen, die Neuordnung des Depot- 
stimmrechtes oder die Erweiterung 
von Sanktionsmöglichkeiten gegen 
Banken, etwa bei der Hilfe zur Steuer- 
flucht. Gleichzeitig müssen Möglich- 
keiten geschaffen werden, zumindest 
die gemeinwirtschaftlich bzw. kom- 
munal orientierten Banken für eine 
dem Gemeinwohl verpflichtete Indu- 
strie-, Struktur- und Beschäftigungs- 
politik einzusetzen. SPW 

betreibt im wodIfwideweb ein 
infonna tionssystem zu linker pofitik und 

sozialen bewegungn 
infosystem 

AWUELL Meldungen und Hinter- l NlTlATIV Selbstdarstellungen und 
gründe Informationen von 

PERIODl KA Elektronische Kopien von Gruppen und Projekten 
Zeitschriften 

NETZ Verweise auf weitere linke I MtCHIV linke Theorie und Praxis Infos, Archive. Kontakte 
aus Geschichte und etc. im web 
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rung der Gesamtpartei oder auch op- 
ponierender Strömungen in ihr sich 
geltend machen könnte. Nun mag 
dies den Bedingungen eines Wahl- 
kampfes geschuldet sein, den die So- 
zialdemokratie auf jeden Fall gewin- 
nen will. Allzuviel Optimismus, daß es 
anschließend besser werde, dürfte 
aufgrund der Erfahrungen der Ver- 
gangenheit aber fehl am Platze sein, 
denn wenn sich entdemokratisierte 
Tendenzen eingeschliffen und ,,be- 
währt" haben, ist es schwer, das Ru- 
der wieder herumzureißen. 

Perspektiven der NRW SPD 
Ob die nordrhein-westfälische SPD 
zukünftig wieder die Rolle eines politi- 
schen ldeengebers einnehmen und 
sich programmatisch in die Landes- 
politik einmischen kann, hängt ent- 
scheidend davon ab, ob und wie in 
der jetzigen Umbruchsituation die 
Formierung einer neuen politischen 
Generation innerhalb und außerhalb 
dieser NRW SPD gelingt. 

Einen wichtigen Kristallisations- 
punkt zur Formierung eines neuen 
programmatischen und personellen 
Zusammenhangs stellt in Nordrhein- 
Westfalen die Landtagswahl 2000 dar. 
Dieses Datum markiert auch für die Ju- 
sos einen wichtige Etappe. In den vor 
uns liegenden zwei Jahren müssen kri- 
tische Köpfe innerhalb und außerhalb 
der Partei für eine programmatische 
Debatte gewonnen werden. Die Frage 
der zukünftigen Gestaltung von Arbeit 
und Strukturwandel in NRW, die Wie- 
derbesetzung der Innen- und Rechts- 
pcilitik, die Formierung eines gerechten 
und kontinuierlichen Bildungswesens, 
der Umbau des Sozialstaats und die 
Demokratisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft sind in diesem Zusam- 
menhang zentrale politische Felder, in 

denen die Linke sich von alten Bildern 
lösen und neue Antworten finden 
muß. Gerade für einen solchen For- 
mierungsprozeß gilt es Kleinmut und 
Verzagtheit zu überwinden, die die 

, 

SPD-Linke in der ,,Babylonischen Ge- 
fangenschaft parteiinterner Rücksicht- 
nahmen" hält und sich in ,,interner 
Gremienarbeit" aufreiben Iäßt. Sie 
muß sich, wie Andrea Nahles es for- 
muliert hat, als ,,eigenständige Kraft" 
reorganisieren, ,,die selbstverständlich 
innerhalb der Strukturen ihren Job 
macht, wenn sich damit Gestaltungs- 

auch diejenigen jungen Kandidatln- 
nen stehen, die sich anschicken wer- 
den, für ein Landtagsmandat zu 
kämpfen. Denn etwas ältere Genos- 
slnnen, denen man ihren wohlver- 
dienten Ruhestand nicht länger vor- 
enthalten sollte, gibt es in Nordrhein- 
Westfalen schließlich reichlich. 

In diesem Sinne wird es sicherlich 
auch von den Jusos des öfteren die 
,,harte Kante" geben, die hoffentlich 
auch die ein oder andere Markierung 
im sozialdemokratischen Gebälk Nord- 
rhein-Westfalens hinterläßt. SPW 

optionen verknüpfen. Ihren Schwer- 
Vgl. Svenja Schulze: Kein Ende vor de; 

punkt legt sie jedoch auf ausgewählte in: spw S, 2,ff, 

Politikbereiche, die als Kampaqnen im 2 s. Andrea Nahles: SPD soielt ..Bad Coo - , . 

Verbund mit Bündnispartnern außer- Good Cop", in: spw 2/98, S. 2f. 

halt, der eigenen parte, aufgebaut und 8.  Interview mit Bodo Hombach in spw 31 
90. S. 20 - 25 

gefahren  erden."^ "Handelsblatt-Gespräch mit Bodo Hom- 
An hervorgehobener Steile sollten bach in der Ausgabe vom 23,06 98 

in diesem Prozeß selbstverständlich A. Nahles. a.a.O., S. 3 

Beh 

Clernents unmißver- 
ständliche Klarheit in 
Wort und  Tat findet 
zumindest bis heute 
noch keine innerpar- 
teiliche Entspre- 
chung, durch die 
eine Pro filierung der 
Gesarntpartei oder 
auch opponierender 
Strömungen in  ihr 
sich geltend machen 
könnte. 

Aktionen für eine andere Politik 
Deine Stimme für Arbeit und soziale Gerechtigkeit! Im Rahmen seiner Kampagne veranstaltet der DGB am Samstag, 12. September 
1998, Demonstrationen, Kundgebungen und Veranstaltungen in 6 Stadten in Berlin, Dortmund, Dresden, Hannover, Nurnberg und 
Schwerin Weitere Informationen gibt es bei den DGB-Landesbezirken und Kreisen 

Aufstehen fur eine andere Politik! 80 000 Menschen demonstrierten (nach Angaben des veranstaltenden Aktionsbundnisses) am 20 Juni in 
Berlin -zwar etwas weniger als die geplanten 100 000, doch e,ne erstaunlich große Zahl, wenn man bedenkt, daß die Mobilisierung va von 
diversen Initiativen (va der Erfurter Erklarung), Arbeitslosengruppen, Studierenden und wenigen Einzelgewerkschaften (GHK, HBV, GEW, 
IG Medien) und ortlichen Gewerkschaftsorgan~sationen getragen wurde, die organisatorische und finanzielle Kraft der großen Gewerkschaften, 
Parteien oder anderer Großorganisationen aber fehlte In den Redebeitragen wurden die inhaltlichen Forderungen und die Notwendigkeit einer 
außerparlamentarischen Bewegung uber den Wahltag hinaus betont, um diese Forderungen zur Geltung zu bringen Zu einer ersten Bilanz der 
Politik der neuen Bundesregierung und zur Konkretisierung der Forderungen soll am 30. Januar 1999 eine bundesweite Konferenz durch- 
gefuhrt werden Bis dahln werden ortliche Aktivitaten im Mittelpunkt stehen Zur Deckung der Kosten wird weiterhin um Spenden gebeten auf 
Sonderkonto WiIIi van Ooyen, Kto -Nr 322955-606 bei Postbank FrankfurVMain, BLZ 5001 0060, Verw zweck Demo 20 06 98 
Wer uber einen Internet-Zugang verfugt, sollte sich mal dle Seiten unter http://www.kohl-muss-weg.org angucken, dort gibt es eine Menge 
Material zum Thema! 
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Das Schwarzbuch All das wird jedoch von Courtois nicht bereit war, die Politik der SED 

II in den engen und tendenziösen Rah- in das vorgegebene Schema einzu- 

des Kommunis- 
men der ,,Verbrechen des Kommu- fügen, weil sie der Auffassung war, 
nismus" -so dessen Einleitung - ge- daß das Regime in der DDR nicht pri- 
zwängt und durch ein Kompendium mär auf der Anwendung von Terror 
über Terror und Gewaltanwendung und Gewalt beruhte. Damit wurde m U s": Ein Bestseller durch die Komintern außerhalb ~ u ß -  der Beitrag über die DDR faiienqeias- 

im Dienste des 
Ressentiments 
von Hans Mommsen* 

D as von einer französischen Au- 
torengruppe unter Leitung 
von Stephane Courtois, For- 

schungsleiter am CNRS (Centre Na- 
tionale de la Recherche Scientifique) 
und Herausgeber der Zeitschrift 
Comrnunisrne, veröffentlichte 
,,Schwarzbuch des Kommunismus" 
(Piper Verlag, München 1998, 987 
5.. 68,- DM) hat in der Öffentlichkeit 
großes Aufsehen hervorgerufen, ob- 
wohl weder die These noch die Ma- 
terialgrundlage besondere Neuigkeit 
aufweisen. Der Hinweis auf die Aus- 
wertung von bislang unzugängli- 
chen Quellen aus den ehemaligen 
sowjetischen Archiven ist eher irre- 
führend, denn der umfassende Band 
beruht im wesentlichen auf einer 
Kompilation von Angaben in der Se- 
kundärliteratur. 

Courtois mag, 
obwohl ihm hinrei- 
chende Sachkennt- 

nis abgeht, nicht 
davon ablassen, der 

vor Jahren für 
überwunden 

geglaubten Gleich- 
setzung von 

Nationalsozialismus 
und Kommunismus 
das Wort zu reden. 

Schematische Interpretation 
der Fakten 
Der Hauptteil des Buches, der aus der 
Feder von Nicolas Werth stammt, bie- 
tet eine sachkundige, auf dem jüng- 
sten Forschungsstand beruhende 
und weithin überzeugende Darstel- 
lung der inneren Entwicklung Ruß- 
lands bzw. der Sowjetunion bis zum 
Ende des Stalinismus. Die Analyse des 
Kriegskommunismus, der Zwangskol- 
lektivierung und des Archipel Gulag, 
gleichzeitig des ,,Großen Terrors" und 
der späteren Säuberungsmaßnah- 
men sind die Schwerpunkte der Dar- 
stellung, die sich als ein ,,erster 
Schritt" zur Schilderung der ,,Prakti- 
ken der Gewalt" im bolschewisti- 
schen System begreift. 

* Hans Mommsen, Feldafing, war bis zu seiner Emeritierung Professor für 
moderne europäische Geschichte an der Ruhr-Univerität Bochum 

- 
lands ergänzt, wobei zunächst die sen: er paßte nicht in das vorgege- 
Verfolgung der ,,Renegatenn wie der ben Schema. (Was die übrigen Auto- 
Trotzkisten, dann der spanische Bür- ren angeht, besteht der ursprüngli- 
gerkrieg geschildert wird, daran an- 
schließend die Gewaltpolitik des 
Kommuninsmus in Polen und den 
südosteuropäischen Ländern. Diese 
von wechselnden Autoren verfaßten 
Teile kommen über ein Kompendium 
der Fakten, mit einseitiger Ausrich- 
tung auf die Anwendung von Terror 
und Gewalt, nicht hinaus. Sie kön- 
nen allenfalls als Handbuch zu Rate 
gezogen werden, wobei die Heraus- 
geber einräumen, daß vielfach die 
Quellenbasis unzureichend sei (da 
das Werk, wie Courtois mir gegen- 
über erklärte, binnen zwei Jahren 
abgefaßt worden ist, wäre eine 
sachgerechte Auswertung auch gar 
nicht möglich gewesen). 

Ähnliches gilt für den abschlie- 
ßenden Teil, der China, Nordkorea, 
Vietnam, Laos und Kambodscha ge- 
widmet ist. Dabei schiebt sich die 
verengte Fragestellung noch stärker 
in den Vordergrund und wird mehr 
als eine Anreihung von Fakten 
schwerlich erreicht, während der 
Versuch einer historischen Erklä- 
rung der jeweiligen Entwicklungs- 
Prozesse allenfalls sporadisch unter- 
nommen wird. Der Grund liegt dar- 
in, daß das Buch von der Prämisse 
des durch und durch verbrecheri- 
schen Charakters des Kommunis- 
mus ausgeht, so daß es nach Mei- 
nung der Autorengruppe ausreicht, 
die jeweiligen Gewaltaktionen, Ter- 
rormaßnahmen und Repressionen 
aufzuzählen. Dies geschieht selbst 
auf die Gefahr hin, das dieses Ver- 
fahren unvermeidlich zur Ermü- 
dung des Lesers führt, da alle Vari- 
anten des Weltkommunismus nach 
dem gleichen Schema behandelt 
und die nationalen und kulturellen 
Besonderheiten heruntergespielt 
werden. 

Auch die DDR mußte ins 
Schema passen 
Es war bezeichnend, daß die franzö- 
sische Ausgabe ursprünglich keinen 
Beitrag zur Geschichte der DDR ent- 
hielt. Nach Angaben von Courtois 
ging dies darauf zurück, daß die an- 
fänglich vorgesehene Autorin, die 
aus der früheren DDR stammte, 

che Konsens, den der Herausgeber 
stilisiert, offenbar nicht mehr.) 

Es ist zu beklagen, daß dieses 
Beispiel einer Tendenzhistorie, die 
sich offensichtlich den Absatzerfolg 
von Daniel Goldhagen zum Vorbild 
nimmt und gegen den Popanz einer 
angeblichen Verniedlichung des 
Kommunismus angeht, auch in 
Deutschland in den Rang eines 
Bestsellers aufsteigt, obwohl 
schwerlich zu erwarten ist, daß die- 
ses Buch zu wesentlichen Teilen ge- 
lesen werden wird -dafür ist es mit  
ca. 1000 Seiten zu lang und durch 
endlose Wiederholung desselben 
Strickmusters (und bekannter Fak- 
ten) zu langweilig. 

In der deutschen Ausgabe findet 
sich ein zusätzlich eingeforderter 
Beitrag von Joachim Gauck, dem 
Bundesbeauftragten für die Unterla- 
gen des Staatssicherheitsdienstes, 
sowie der Artikel eines seiner Unter- 
gebenen, Dr. Ehrhart Neubert, der 
sich durch polemische Publikationen 
gegen den brandenburgischen Mini- 
sterpräsidenten Manfred Stolpe her- 
vorgetan hat und schwerlich als un- 
abhängiger Wissenschaftler (ge- 
schweigen denn Fachhistoriker) zu 
betrachten ist. 

Beide Beiträge haben die Funkti- 
on, den Mißstand zu beheben, daß 
Deutschland ursprünglich nicht vor- 
kam. Daß die Weimarer Zeit eben- 
falls hätte erwähnt werden müssen, 
fällt demgegenüber nicht ins Ge- 
wicht. Neuberts Darlegungen kom- 
men über die Ausbreitung bekann- 
ter Allgemeinheiten nicht hinaus, 
ohne sich der Frage zu stellen, ob 
die SED-Politik auf lange Sicht wirk- 
lich dem Kriterium verbrecherischer 
Gewaltausübung zuzuordnen ist. 
Um diese These zu retten, führt er 
den Begriff des ,,präventiven Ter- 
rors" ein, indem Vertreter der „ge- 
sellschaftlichen Kräfte" beispiels- 
weise oppositionelle Veranstaltun- 
gen zu unterwandern oder zu pro- 
vozieren pflegten. Auch die Stasi 
wird in diese Rubrik eingeordnet. 
Selbstverständlich vermeidet er je- 
den Versuch, die relativen Leistun- 
gen der DDR-Politik, unter den ge- 
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Hierin sehen wir einen wesentlichen 
Beitrag, die angesichts der globalen 
Dimension der Umweltzerstörung 
letztlich notwendige radikale Verän- 
derung der Lebensweise in den hoch- 
entwickelten kapitalistischen Ländern 
durchzusetzen. 

Effektive Mitentscheidungsmög- 
lichkeiten, egal ob die Seite der Pro- 
duktion oder die des Verbrauch in 
den Blick genommen wird, wird es 
letztlich nur geben, wenn es gelingt, 
die Investitionsströme der privaten 
Wirtschaft zu beeinflussen und wo 
nötig zu lenken. Z.B. setzt ökologi- 
sches Verbraucherverhalten die Pro- 
duktion ökologisch verträglicher Gü- 
ter voraus. Wenn dies nicht durch 
staatliche Rahmensetzung bei der 
Urnweltgesetzgebung oder beim Ar- 
beits- und Gesundheitsschutz ge- 
währleistet wird, sind weitergehende 
gesellschaftliche Steuerungsinstru- 
mente - von Maßnahmen einer mit  
ökonomischen Anreizen arbeitenden 
lnvestitionslenkung bis hin zu Produk- 
tionsauflagen und gegebenenfalls - 
verboten - unverzichtbar. Die Ein- 
schränkung der privaten Verfügungs- 
macht über die Produktionsmittel ist 
nicht nur unter demokratischen und 
sozialen Gesichtspunkten geboten, 
sondern auch zur Durchsetzung eine 
nachhaltigen Wirtschaftsweise. 

Eine moderne Konzeption von 
Wirtschaftsdemokratie erfordert heu- 
te einerseits, die bisher bestehenden 
Möglichkeiten demokratischer Ein- 
flußnahme auf den Wirtschaftspro- 
zeß entsprechend den neueren Ent- 
wicklungen zu reformieren und ande- 
rerseits entschiedene Schritte zu de- 
ren Ausbau zu gehen. Wir sehen fol- 
genden Eckpunkte: 

Erhalt und Ausbau der Tarifauto- 
nomie 
Den Kernpunkt einer solchen Konzep- 
tion ist die Reformierung des Flächen- 
tarifvertrages. Inhaltlich geht es dar- 
um, die aus der zunehmenden Inter- 
nationalisierung sowie aus der verän- 
derten Produktions- und Arbeitsweise 
erwachsenden Anforderungen an ta- 
rifvertragliche Regulierung aufzugrei- 
fen. Von Unternehmern immer wie- 
der geforderte Flexibilisierungs- und 
Dezentralisierungsmaßnahmen, die 
lediglich die Verbesserung der Kapi- 
talverwertungsbedingungen zum Ziel 
haben, faktisch aber den Flachentarif- 
vertrag aushebeln, lehnen wir ab. Der 
reformierte Flächentarifvertrag muß 
auch in Zukunft eine wesentliche Rol- 
le im System der Arbeitsbeziehungen 
einnehmen. Gewerkschaftliche 

Schutz- und Gestaltungsmacht muß 
erhalten bleiben. Ein wesentliches ta- 
rifpolitisches Auseinandersetzungs- 
feld betrifft in diesem Kontext den 
Problemkomplex Arbeitszeitverkür- 
zung, Lohnausgleich und Beschäfti- 
gungssicherung. Über tarifliche Ver- 
einbarungen - etwa die Einrichtung 
von Arbeitszeitkonten - muß ein ver- 
bindlicher Regelungsrahmen geschaf- 
fen werden, um Raum für betriebli- 
che Konkretisierungen zu schaffen. 

Darüber hinaus müssen die tarifli- 
chen Regelungsbereiche um neue 
Problemstellungen erweitert werden, 
etwa in Bezug auf die Einführung 
neuer Technologien oder den Um- 
weltschutz im Betrieb, die zunehmen- 
de Erosion des Norrnalarbeitsverhält- 
nisses, die Folgen einer verstärkten In- 
dividualisierung (Interesse an einer 
größeren Autonomie in der Arbeit, 
Bedürfnis nach hoher Zeitsouveräni- 
tät), die jedoch kollektiv abgesichert 
werden müssen. 

Reform der betrieblichen und 
Unternehmensmitbestimmung 
Ebenso wie das Tarifrecht müssen die 
betriebliche und Unternehmensmit- 
bestimmung weiterentwickelt wer- 
den. Kernpunkte einer solchen Re- 
form müssen die Gewährung von 
Mitbestimmungsrechten auch in wirt- 
schaftlichen Fragen und bei der Ein- 
führung neuer Technologien oder 
auch einer neuen Arbeitsorganisation 
sein. Zugleich gewinnt die Mitbestim- 
mung am Arbeitsplatz mit  der Aus- 
breitung neuer Produktions- und Ar- 
beitskonzepte eine weit größere Be- 
deutung als früher. Sie muß in Zu- 
kunft als integraler Bestandteil der be- 
trieblichen und Unternehmensmitbe- 
stimmung angesehen und behandelt 
werden. Von einer derartigen Erwei- 
terung betrieblicher Mitbestim- 
mungsrechte müssen auch neue For- 
men von Arbeitsverhältnissen - 

Scheinselbständigkeit, Heimarbeit 
etc. - erfaßt werden. 

Darüber hinaus ist die Unterneh- 
mensmitbestimmung zu stärken. 
Dazu ist eine Ausdehnung der Zahl 
der Unternehmen notwendig, die un- 
ter das Mitbestimmungsrecht fallen. 
Zugleich sind die Handlungsmöglich- 
keiten für Aufsichtsräte durch eine 
Reform ihrer Arbeitsweise und -be- 
dingungen erheblich zu verbessern. 
Dabei sind die Veränderungen in den 
Unternehmensstrukturen zu berück- 
sichtigen. Traditionelle Unterneh- 
mensgrenzen, -hierarchien und - 
strukturen werden partiell aufgelöst 
und durch Netzwerkstrukturen er- 

setzt. Hierdurch verändern sich auch 
die Anforderungen an die Mitbestim- 
mung, sie rnuß vor allem in den das 
Netzwerk bestimmenden Bereichen 
ausgebaut werden. Zugleich sind die 
Mitbestimmungs- und Kontrollrechte 
auf die gesamte Wertschöpfungsket- 
te auszudehnen. 

Mitbestimmung in der regiona- 
len und kommunalen Wirt- 
schaftspolitik 
Im regionalen und kommunalen Rah- 
men bestehen prinzipiell gute Voraus- 
setzungen für eine breite Partizipation 
der Bevölkerung. Gerade angesichts 
der Bedeutung regionaler Wirt- 
schaftskreisläufe für die ökonomische 
wie gesellschaftliche Entwicklung 
müssen die Mitbestimmungsmöglich- 
keiten in der regionalen und kommu- 
nalen Wirtschafts- und Strukturpolitik 
erheblich ausgebaut werden. Dies er- 
fordert aber auch eine Stärkung der 
kommunalen und regionalen Hand- 
lungsmöglichkeiten staatlicher Stellen 
gegenüber den Ländern und dem 
Bund. Von besonderer Bedeutung ist 
eine grundlegende Verbesserung der 
Finanzausstattung der unteren staat- 
lichen Ebenen, ohne die eine wirkli- 
che Demokratisierung in den Kom- 
munen und Regionen nicht möglich 
sein wird. 

Schaffung grenzüberschreiten- 
der Mitbestimmungsmöglichkei- 
ten 
Die Internationalisierung der Unter- 
nehmen schreitet voran. International 
agierende Unternehmen verfügen 
über Betriebsstätten in verschiedenen 
Ländern. Häufig werden die Beleg- 
schaften an den unterschiedlichen 
Standorten gegeneinander ausge- 
spielt. Der Internationalisierung der 
Unternehmenstätigkeit muß die Inter- 
nationalisierung der gewerkschaftli- 
chen und betrieblichen Interessenver- 
tretung folgen. Auf absehbare Zeit 
wird dazu ein zweigleisiges Vorgehen 
gefordert sein. Zum einen sind direkte 
Vertretungsstrukturen auszubauen 
und zu stärken. Auf der europäischen 
Ebene ist mit der - sicher in vielerlei 
Hinsicht noch unzureichenden - Ein- 
richtung Europäischer Betriebsräte 
ein Anfang gemacht worden. Bisher 
beschränken sich die Rechte der EBR 
weitgehend auf Information und 
Konsultation. Bei der Revision der 
Richtlinie müssen weitergehende Mit- 
bestimmungsrechte aufgenommen 
werden. Bei entsprechender Nutzung 
können die EBR zum Ausgangspunkt 
für internationale Mitbestimmung 

Effektive Mitent- 
scheidungsmöglich- 
keiten wird es 
letztlich nur geben, 
wenn es gelingt, die 
Investitionsströme 
der privaten Wirt- 
schaft zu beeinflus- 
sen und wo nötig zu 
lenken. 
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demokratie - 
Investitionslen kung 
- Verbraucher- . 

demokratie 

Die ldee der Wirt- 
schaftsdemokratie 

steht für den 
Versuch, tagespoliti- 

sche Forderungen 
mi t  einem langfristi- 

gen Transformati- 
onskonzept z u  

verbinden. 

N ach fast zwei Jahrzehnten 
neokonservativer Regierungs- 
politik hat sich das Land 

grundlegend gewandelt. Massenar- 
beitslosigkeit, umfassender Sozialab- 
bau. Zunehmende soziale Spaltung 
und wachsende Armut sind heute 
tägliche Realität. Dievon der Kohl-Re- 
gierung verfolgte neoliberale Politik 
ist offensichtlich nicht in der Lage, 
drängende Zukunftsaufgaben in An- 
griff zu nehmen, geschweige denn zu 
lösen. Bisher ist es nicht gelungen, 
eine neue Form gesellschaftlicher Re- 
gulation zu entwickeln, die sowohl 
den neuen ökonomischen Anforde- 
rungen als auch den ökologischen 
und sozialen Problemstellungen ent- 
spricht. Dabei wird es heute mehr 
denn je darauf ankommen, die Le- 
bens- und Arbeitswelt der Menschen 
gleichzeitig in den Blick zu nehmen 
und eine Verknüpfung zwischen den 
verschiedenen betroffenen Ebenen 
und Interessen der Akteure herzustel- 
len. Anknüpfend an bisherige wirt- 
schaftsdemokratische Traditionen gilt 
es, eine möglichst breite Beteiligung 
der Bevölkerung im Betrieb, in der 
Kommune, in der Region zu gewähr- 
leisten. 

Wirtschaftsdemokratie in der 
Krise 
,,Wirtschaftsdemokratie" war eine 
Strategie, schrittweise den abhängig 
Beschäftigten reale Mitentschei- 
dungsmöglichkeiten einzurichten 
und gleichzeitig die Verfügungs- und 
Gestaltungsmacht des Kapitals zu be- 
grenzen und letztlich durch eine Ver- 
änderung der Eigentumsverhältnisse 
zu überwinden. Damit sollte insge- 
samt eine höhere Rationalität der Pro- 
duktion und eine Beteiligung der brei- 
ten Massen am erarbeiteten materiel- 
len Wohlstand gewährleistet werden. 
Die ldee der Wirtschaftsdemokratie 
steht für den Versuch, tagespolitische 

Forderungen mit einem langfristigen nehmende Umweltverschmutzung, 
Transformationskonzept zu verbin- mitzuwirken. 
den. 

Die Auseinandersetzungen um 
die Wirtschaftsdernokratie in der 
Nachkriegsentwicklung haben im Er- 
gebnis zu einer Kompromißstruktur 
geführt, die einerseits betriebliche 
und überbetriebliche Mitbestim- 
mungsrechte institutionalisiert hat, 
andererseits aber die bestehenden Ei- 
gentums-, Herrschafts- und damit 
auch Verteilungsverhältnisse im 
Grundsatz nicht antastete. Damit sind 
auch der gesellschaftlichen Einfluß- 
nahme auf die ökonomische und ge- 
sellschaftliche Entwicklung Grenzen 
gesetzt worden. Selbst dieses, von 
seinen Protagonisten immer als unzu- 
reichend beurteilte System weist heu- 
te offensichtliche Erosionstendenzen 
auf. Wesentliche Eckpfeiler des Sy- 
stems geraten ins Wanken. So wird 
beispielsweise der Flächentarifvertrag 
immer stärker in Frage gestellt; von 
den Unternehmerverbänden wird die 
Tarifautonomie angezweifelt; die Mit- 
bestimmung auf betrieblicher und 
Unternehmensebene wird faktisch 
ausgehöhlt. Einerseits sind diese Ent- 
wicklungen das Resultat der Aufkün- 
digung der Kompromisstruktur im Sy- 
stem der Arbeitsbeziehungen durch 
die Unternehmer. 

Andererseits liegen ihnen aber 
auch zwei Entwicklungen zugrunde, 
die objektiv eine Modifikation der bis- 
herigen Strukturen, Institutionen und 
Verhaltensweisen erfordern: die zu- 
nehmende Internationalisierung der 
Ökonomie und die Durchsetzung 
neuer Produktions- und Arbeitswei- 
sen. Beide Trends werden von der 
neoliberalen Politik für eine Reduzie- 
rung demokratischer Partizipation in- 
strumentalisiert. Je schwächer die 
wirtschaftsdemokratischen Elemente 
real entwickelt sind, bzw. je mehr sie 
zurückgedrängt werden, desto grö- 
ßer sind die Gefahren, daß die Wirt- 
schaft noch mehr aus ihrer sozialen 
Verantwortung, ihrer gesellschaftli- 
chen Einbindung entweicht, die vor- 
handenen Hemmnisse für eine 
schrankenlose Markt- und Profitlogik 
noch weiter durchlöchert und besei- 
t igt werden. Diese Entwicklungen 
könnten aber auch für eine neue 
Qualität der Mitbestimmung genutzt 
werden, sind sie doch begleitet. von 
gestiegenen Ansprüchen der Beschäf- 
tigten an die eigene Arbeit. Zugleich 
wird immer wieder die Bereitschaft in 
der Bevölkerung deutlich, an der Lö- 
sung drängender Zukunftsproblme, 
etwa durch Maßnahmen gegen zu- 

Bedingungen umfassender 
Wirtschaftsdemokratie 
Vor diesem Hintergrund muß ein 
Kernbestandteil eines solidarisch-öko- 
logischen New Deals darin bestehen, 
die Partizipations- und Mitbestim- 
mungsrechte der Bevölkerung auch 
im Wirtschaftsleben erheblich auszu- 
weiten. Letztlich geht es dabei um die 
Auseinandersetzung um diezukünfti- 
ge Regulationsweise im ,,postfordisti- 
schen" Kapitalismus. Ein Regulations- 
konzept des ,,share-holder-value" Iäßt 
keinen Raum für umfassende Partizi- 
pation. Damit ist zugleich auf die Ver- 
knüpfungspunkte mit anderen inhalt- 
lichen Auseinandersetzungen verwie- 
sen, nicht zuletzt auch, weil Wirt- 
schaftsdemokratie nicht vorausset- 
zungslos ist. Mit  dem Ausbau forma- 
ler Beteiligungsmöglichkeiten ver- 
schiebt sich zwar das gesellschaftliche 
Kräfteverhältnis. Allerdings verbes- 
sern sich damit zunächst lediglich die 
institutionellen Rahmenbedingun- 
gen. Wie die neu gewonnenen Spiel- 
räume genutzt werde, hängt von vie- 
len weiteren Faktoren und vor allem 
den Strategien und dem Durchset- 
zungsvermögen der beteiligten Ak- 
teure ab. Wirtschaftsdemokratie als 
Instrument gesellschaftlicher Emanzi- 
pation ist gebunden an Vorausset- 
zungen wie etwa den Abbau der 
Massenarbeitslosigkeit, die Bekämp- 
fung der Armut oder die Realisierung 
eines hinreichenden Bildungsniveaus 
der Bevölkerung. 

Es bedarf einer modernen Kon- 
zeption der Wirtschaftsdernokratie. 
Wirtschaftsdernokratie soll nicht nur 
auf der Produktionsseite ansetzen. 
Gerade unter dem Aspekt eines öko- 
logischen Umbaus ist es bedeutsam, 
auch auf der Seite des Verbrauchs de- 
mokratische Einflußmöglichkeiten zu 
gewährleisten. Wie etwa einzelne 
spektakuläre Kampagnen von Green- 
peace und anderen deutlich gemacht 
haben, trägt konsequentes Verbrau- 
cherverhalten mit dazu bei, dem Ziel 
eines ökologisch und sozial nachhalti- 
gen Wirtschaftens näher zu kommen. 
Es besteht in der Bevölkerung offen- 
sichtlich die Bereitschaft zu einem 
ökologisch verträglicheren Konsum- 
verhalten, soweit entsprechende In- 
formationen über die Produkte ver- 
fügbar sind bzw. soweit alternative 
Konsummöglichkeiten eröffnet wer- 
den. Vor diesem Hintergrund müssen 
die Wahl- und Handlungsmöglichkei- 
ten der Verbraucher gestärkt werden. 
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M A G A Z I N  

gebenen Bedingungen sowjetischer 
Penetration, zu würdigen, vielmehr 
beschränkt er sich - ganz im Ein- 
klang mit den übrigen Autoren (mit 
Ausnahme Nicolas Werths) - auf 
das moralische Verdikt. 

Gaucks abschließender Essay 
präsentiert im wesentlichen einen 
autobiografischen Rückblick, der 
mir allgemeinen Aussagen zur To- 
talitarismustheorie und der Fest- 
stellung endet, „daß neben dem 
Nationalsozialismus auch mit dem 
Kommunismus ein Qualitätsvor- 
Sprung ins Negative erfolgt ist" (S. 
892), womit er - die Trivialität der 
Aussagen nicht verschleiernd, der 
grundsätzlichen Position von Cour- 
tois artig beipflichtet. 

Mangelnde Differenzierung 
zwischen Nationalsozialismus 
und Kommunismus 
In dem Kapitel ,,Warum?" versucht 
der französische Herausgeber nach 
rund 800 Seiten ermüdenden De- 
tails und moralisierenden Ausfüh- 
rungen eine systematische Erklä- 
rung für die Verbrechen des Kom- 
munismus zu liefern, wobei er über 
einen ziemlich ausgeleierten ideen- 
geschichtlichen Zugriff nicht hin- 
aus kommt. Folgerichtig erschei- 
nen nicht Lenin und nicht Stalin, 
sondern Karl Marx als der Haupt- 
schuldige, der schon im Kommuni- 
stischen Manifest dem Gewaltdi- 
kurs gehuldigt habe, wie Courtois 
bei einer Veranstaltung in Dresden 
zur Selbstkorrektur hinzufügte. 

Nicht ohne inneren Widerspruch 
schließt sich an die Schilderung der 
Anwendung von Terror und Gewalt 
in der russischen Geschichte seit 
Iwan dem Schrecklichen eine an der 
zeitgenössischen Kritik von Karl Kau- 
tsky geschulte, begrifflich unscharfe 
Analyse der ideologischen Grundl? 
gen des Sowjetsystems an. Diese C; 

kutiert die Frage, warum es über 
,,Umerzehung" hinaus in der ! ,el 
zur ,,Auslöschung des Ge! crs" 
kam, mit seltener Hilflosigkeit, um 
letzten Endes den Szientismus der 
kommunistischen Ideologie dafür 
verantwortlich zu machen (für China 
und in Asien kann er dann auf den 
Konfuzianismus zurückgreifen). 

Courtois mag, obwohl ihm hin- 
reichende Sachkenntnis abgeht (ab- 
gesehen davon, daß er das Deutsche 
auch nicht passiv beherrscht), nicht 
davon ablassen, der vor Jahren für 
überwunden geglaubten Gleichset- 
zung von Nationalsozialismus und 
Ko~munismus das Wort zu reden. 

Die Klage, daß nur die verbrecheri- 
sche Natur des Dritten Reiches, nicht 
diejenige der kommunistischen Sy- 
steme, in das Bewußtsein der westli- 
chen Welt Eingang gefunden hätte, 
überzieht die tatsächliche Distanz 
bei weitem, verkennt aber auch, daß 
zwischen bolschewistischem und 
nationalsozialistischem System nicht 
nur grundlegende strukturelle Un- 
terschiede bestehen, sondern auch 
den bloß aufgesetzten Charakter der 
faschistischen Bewegungen, die, an- 
ders als der Kommunismus, zur 
Selbstkorrektur nicht in der lage wa- 
ren. 

Pauschalverurteilung statt 
Erklärung 
Bezeichnenderweise fehlt es den 
meisten Beiträgen an hinreichender 
begrifflicher Trennschärfe. Der Be- 
griff des Terrors - obwohl dessen 
Bindung an den terreur der Großen 
Französischen Revolution für die Pa- 
riser Autoren selbstverständlich sein 
sollte - wird unterschiedslos für jede 
Form der Gewaltanwendung ge- 
braucht, wobei das entscheidende 
Kriterium, daß Terror sich dadurch 
definiert, daß extreme und rechts- 
durchbrechende Gewalthandlungen 
der Einschüchterung potentieller 
Gegner dienen, in Wegfall kommt. 

Der nationalsozialistische Geno- 
zid gegen die Juden, der sich formell 
unter dem Vorwand der Geheimhal- 
tung vollzog, stellt zwar ein genui- 
nes Massenverbrechen dar, hat aber 
mit Terror im engeren Sinne des 
Wortes nichts zu tun. Das gilt auch 
für die NS-Politik generell, vielleicht 
mit Ausnahme der letzten Kriegsmo- 
nate, in denen sich terreur-ähnliche 
Aktionen finden, die die Bevölke- 
rung zum Durchhalten zwingen soll- 
ten. 

Die moralisierende, deduktive, in 
Fragestellung und Methode eindeu- 
tig tendenziöse Analyse ist für den 
Leser, der die Gründe für die Fehlent- 
wicklung, als die die kommunisti- 
schen Systeme erscheinen, begreifen 
will, wenig hilfreich. Pauschalverur- 
teilung tritt an die Stelle von Erklä- 
rung, Aktivierung vorhandener poli- 
tischer Ressentiments an diejenige 
der rationalen Durchdringung. Ob 
Francois Furet, wie Courtois behaup- 
tet, wirklich diesem viele Stufen un- 
ter dessen wissenschaftlichem Ni- 
veau und differenzierender Ausein- 
andersetzung mit dem Kommunis- 
mus liegenden Buch ein Vorwort 
beigesteuert haben würde, muß of- 
fen bleiben. SPW 
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Lernen von der 
DDR? 
Eine Einladung zur Mitarbeit 

Interview mit Stefan Bollinger und Fritz Vilmar 

z wei Politikwissenschaftler stellen 
sich einem wahrlich gegen den 
Zeitgeist gerichteten Thema: 

,,Sozio-kulturelle Einrichtungen der 
DDR". Stefan Bollinger, abgewickelter 
Hochschuldozent aus der DDR, heute 
in der freien Wirtschaft tätig und in 
der Freizeit einer der Macher im PDS- 
nahen Bildungsverein ,,Helle Panke" 

Heute, w o  der 
westliche lmperialis- 
mus alle Erinnerung 

an die sozialistischen 
ldeale u n d  auch alle 

Leistungen des 
Staatssozialismus, 
vor allem aber der 

Menschen i n  der 
einstigen DDR 

zerstört, sehe ich 
mich in der Pflicht, 

gegen diese konser- 
vative Neuschrei- 

bung von Geschich- 
te anzugehen. 

(Fritz Vilmar) 

e.V., und Fritz Vilmar, emeritierter Pro- 
fessor an der Berliner FU und links- 
ökologischer Sozialdemokrat, prakti- 
zieren deutsch-deutsche, gar linke 
Einheit. 

,,Errungenschaften des Sozialis- 
mus" 
spw: Fritz, wie kommst Du als be- 
kannter Kritiker des ,,Realsozialismus" 
auf einmal dazu, Dich für ,,Errungen- 
schaften des Sozialismus" zu interes- 
sieren? 

Vilmar: Ich habe Zeit meines Le- 
bens auf der Seite der Unterdrückten 
gestanden. Solange die DDR zum to- 
talitären sowjetischen Herrschaftssy- 
stem gehörte, mußten wir Linke zei- 
gen, wie dort die sozialistischen Idea- 
le pervertiert wurden. Heute, wo der 
westliche Imperialismus alle Erinne- 
rung an diese Ideale und auch alle Lei- 
stungen des Staatssozialismus, vor al- 
lem aber der Menschen in der einsti- 
gen DDR zerstört, sehe ich mich in der 
Pflicht, gegen diese konservative Neu- 
schreibung von Geschichte anzuge- 
hen. Das ändert nichts an meiner Kri- 
tik an den totalitären Strukturen, die 
Ursache für das Scheitern des Ostens 
waren. Solche Kritik reicht aber eben 
nicht. 

spw: Besteht nicht die Gefahr, 
daß Ihr Beifall von der falschen Seite 
bekommt? Unverbesserliche Dogma- 
tiker reden doch gerne nur vom Be- 
triebsunfall, von Fehlern der Führung 
oder vom Verrat Moskaus an der 
DDR? 

Bollinger: Dagegen sind wir na- 
türlich nicht gefeit. Aber eines ist 

doch Tatsache. Das eigentliche Pro- 
blem der Ostdeutschen ist der Verlust 
der sozialen Sicherheit. Daran gab es 
in der DDR kein Rütteln. Und das fällt 
beim Rückerinnern ins Auge. Das zei- 
gen heute alle Umfragen in den neu- 
en Bundesländern. Aber auch die 
Wahlergebnisse der PDS profitieren 
von dieser Erinnerung. Dementspre- 
chend fallen die Verlustrechnungen 
aus. Allerdings: Die Frage nach den 
Ursachen des Scheiterns des DDR-So- 
zialismus wird dabei zunehmend ge- 
ringer gewichtet. Ihr aber werden wir 
uns als kritische Sozialwissenschaftler 
unbedingt stellen müssen. Denn es ist 
natürlich ein Widersinn, daß Men- 
schen etwas freiwillig preisgeben, 
was sie eigentlich besaßen und wenig 
später sich genau darauf rückzubesin- 
nen suchen. Noch aufreizender ist es, 
wenn sie trotzdem politisch kaum in 
Erscheinung treten. Hier zu analysie- 
ren, zu fragen und zu antworten - 
das kann besonders wichtig und 
spannend werden. 

Alternativen für heute und 
morgen 
spw: Politisch mobilisiert dieser Rück- 
blick doch wenig. Seht Ihr nicht die 
Gefahr, Eure Kraft in ein Feld zu inve- 
stieren, das weit weg ist vom heuti- 
gen Kampf um einen Politikwechsel in 
Bonn? 

Vilmar: Mit  dem Ende des ,,Real- 
sozialismus" hat die neoliberale Spiel- 
art des Kapitalismus auch in Deutsch- 

land freie Bahn erhalten. Der Zusam- 
menbruch einer durchaus problema- 
tischen Alternativgesellschaft im 
Osten Deutschlands hat scheinbar 
zum ,,Ende der Geschichte" geführt. 
Das meinen zumindest die Wortfüh- 
rer des ,,Marktradikalismus". Sie ver- 
suchen, soziale, ökonomische und 
politisch-rechtliche Errungenschaften 
zu demontieren, die die westdeut- 
sche Arbeiterbewegung in den ersten 
Jahrzehnten der Bundesrepublik er- 
folgreich gegen ein zu rücksichtsloses 
Profitstreben errichten konnte. Es 
geht also durchaus um Alternativen 
für heute und morgen. 

Bollinger: Vergessen wir doch 
nicht, in Ostdeutschland wurde der 
emanzipatorische, teilweise durchaus 
freiheitlich-sozialistische Ansatz vom 
Herbst 1989 durch die Überstülpung 
bundesdeutscher Strukturen zerstört. 
Es kam nicht zur Synthese sozialisti- 
scher und marktwirtschaftlicher Er- 
rungenschaften, wie die Mehrheit der 
DDR-Bürger es noch Anfang 1990 er- 
hoffte. Die verantwortungslose Ver- 
heißung von rascher DM und ,,blü- 
henden Landschaften" führte zur 
Wahlentscheidung für die rasche 
deutsche Einheit. Tatsächlich begann 
ein Prozeß der Kolonialisierung Ost- 
deutschlands anstelle eines Prozesses 
des ,,Zusammenwachsens" auch im 
Sinne eines Voneinander-Lernens. Alle 
Einrichtungen und soziokulturellen 
Strukturen der DDR wurden als ,,ma- 
rode" oder ,,ideologisiert" in den 

CROSSOVER-THESEN: PROJEKTE FÜR EINEN ÖKOLOGISCH-SOLIDARISCHEN „NEW DEAL" 

über die gesamte Laufzeit der Bei- 
hilfe 25  Prozent des erforderlichen 
Lohnausgleichs bestreiten müssen. 
Die Beihilfen sollten sowohl an 
ganze Tarifbezirke wie auch an Ein- 
zelbetriebe vergeben werden, so- 
fern sie sich zu einer drastischen 
Arbeitszeitverkürzung entschließen. 
Dadurch besteht die Möglichkeit, 
daß auch über betriebliche Kämpfe 
(z.B. nach dem Modell VW) Entlas- 
sungen durch Arbeitszeitverkürzun- 
gen verhindert werden können. 
Voller Lohnausgleich wird nur für 
untere und mittlere Einkommens- 
gruppen gezahlt. Wichtig wird 
sein, daß es gelingt, Mitnahmeef- 
fekte weitgehend auszuschließen 
und zu garantieren, daß tatsächlich 
Arbeitsplätze erhalten oder neue 
geschaffen werden. 

Die Mittel für dieses Modell fi- 
nanzieren sich weitgehend kosten- 
neutral. Die Gemeinkosten der Ar- 
beitslosigkeit (Leistung der Arbeits- 
ämter, entgangene Steuer- und So- 
zialversicherungseinnahmen) betru- 
gen im Jahre 1996 180.9 Mrd. DM. 
Im Durchschnitt ,,kostet" dement- 
sprechend ein Arbeitsloser rund 
40.000 DM im Jahr. Die Lohnkosten 
pro Arbeitnehmer betragen rund 
60.000 DM (einschließlich der Ar- 
beitsgeberbeiträge zu den Sozial- 
versicherungen). Zwei Drittel einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik würden 
sich also selbst finanzieren. Auf Ar- 
beitszeitverkürzungen bezogen be- 
deutet das theoretisch, daß zwei 
Drittel der Lohnkostenausgleichsko- 
sten aus öffentlichen Kassen be- 
stritten werden könnten, ohne daß 
es zu zusätzlichen Belastungen die- 
ser Kassen käme. Beachtet werden 
muß aber, daß Arbeitszeitverkür- 
Zungen mit Produktivitätsgewinnen 
einhergehen, die bis zu 50 Prozent 
betragen. D.h. die eingesparte Ar- 
beitszeit wird nicht voll auf dem 
Arbeitsmarkt für zusätzliche Ar- 
beitsnachfrage wirksam, vorsichtig 
gerechnet sind aber mindestens 50 
Prozent Beschäftigungswirksamkeit 
zu erwarten. 

Arbeitszeitorientierte Steuerpo- 
l i t ik 
Die Lohnnebenkosten sollten einer 
arbeitszeitabhängigen Progression 
unterliegen. D.h. jede Stunde über 
einem bestimmten Arbeitszeitpen- 
sum wird stärker und progressiv be- 
lastet, darunter gilt das Umgekehr- 
te. Die Berechnung muß je Erwerbs- 
tätigen erfolgen, damit nicht meh- 
rere gleichzeitige Teilzeitarbeitsver- 

hältnisse günstiger als ein arbeits- 
zeitreduziertes Vollarbeitsverhältnis 
sind. Die Leistungsanspruche sollten 
sich aber weiterhin nach den Nor- 
malsätzen berechnen. Das Verfah- 
ren belastet Arbeitgeberlnnen und 
Arbeitnehmerlnnen gleich und för- 
dert Arbeitszeitverkürzungen. Es 
entlastet gleichzeitig diverse Formen 
von ,,Teilzeit". Insgesamt würde so 
ein marktwirtschaftliches Interesse 
an Arbeitszeitverkürzungen stimu- 
liert. 

Bei all den vorgeschlagenen Mo- 
dellen für beschäftigungswirksame 
und sozial orientierte Arbeitszeitver- 
kürzungen muß der öffentliche 
Dienst eine gewisse ,,Vorreiterrolle" 
einnehmen, weil hier durch die Poli- 
tik (unter bestimmten Kräfteverhält- 
nissen) am ehesten positive Verän- 
derungen durchgesetzt werden 
können. 

6. Abbau geschlechtsspezifi- 
scher Arbeitsteilung 
Eine Politik der Arbeitszeitverkürzun- 
gen rnuß die gegenseitige Urnvertei- 
lung der Erwerbsarbeit zwischen 
Männern und Frauen fördern und 
die geschlechtsspezifische Arbeits- 
teilung überwinden helfen. 

Frauen wollen verstärkt erwerbs- 
tätig sein. Die Frauenarbeitslosigkeit 
ist aber - besonders im Osten - be- 
kanntlich sehr hoch. Frauen sind 
aber auch in anderer Hinsicht be- 
sonders benachteiligt: 78 Prozent 
der Frauen in den alten Bundeslän- 
dern können sich von ihren Einkom- 
men nicht ernähren. Es wächst die 
Spaltung zwischen vollzeitbeschäf- 
tigten Männern und teilzeitbeschäf- 
tigten Frauen. Insgesamt sind 90 
Prozent der Teilzeit-Beschäftigten 
Frauen bzw. 38 Prozent der er- 
werbstätigen Frauen Teilzeitkräfte. 
70  Prozent aller geringfügig Be- 
schäftigten sind Frauen. Gleichzeitig 
wird der Hauptanteil der nicht be- 
zahlten Familien- bzw. Erziehungsar- 
beit von Frauen getan. 

Diese Tatsachen unterstreichen 
die Notwendigkeit, die Erwerbsar- 
beit generell zwischen Frauen und 
Männern umzuverteilen. Diese Fest- 
stellung ist nicht neu und unter lin- 
ken Kräften unstrittig. Gestritten 
wird über Formen und Prioritäten. 
Wir sehen folgende Aufgaben: 

Die Umverteilung der Haus-, Fa- 
milien- und Erziehungsarbeit von 
Frauen und Männern kann - zusam- 
men mit der Veränderung des ge- 
sellschaftlichen Klimas generell -vor 
allem dann erreicht werden, wenn 

die Umverteilung der Erwerbsarbeit 
voran gebracht wird und wenn die 
Bedingungen für die Reproduktions- 
arbeit verbessert werden. Eine ge- 
ringfügige Bezahlung von Erzie- 
hungsarbeit, wie das konservative 
und liberale Kräfte vorschlagen, fes- 
selt die Frauen an Heim und Herd, 
statt ihnen mehr Chancen für die Er- 
werbsarbeit zu öffnen. Auch die 
stark verbreitete und propagierte 
,,Teilzeitarbeit" wird die alten Struk- 
turen des Geschlechterverhältnisses 
(männlicher Hauptverdiener, weibli- 
che Hinzuverdienerin) eher zemen- 
tieren, statt aufbrechen. Notwendig 
ist ein ,,neues Normalarbeitsverhält- 
nis", das die Betreuung und Erzie- 
hung von Kindern integral mit ein- 
bezieht. 

Für die Umverteilung der Er- 
werbsarbeit selbst sind u.a. folgen- 
de Maßnahmen besonders wichtig: 

Bei der Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen, Subventionen, Arbeits- 
und Wirtschaftsfördermitteln sollen 
Erhalt und Schaffung von Frauenar- 
beitsplätzen Vorrang haben und 
Voraussetzung sein; 

neue Arbeitszeitmodelle müssen 
die geschlechtsspezifische Arbeits- 
teilung überwinden helfen und den 
Zugang von Frauen zu qualifizierten 
Tätigkeiten erleichtern; kurze Stan- 
dardarbeitszeiten und geringes 
Überstundenniveau, problemloser 
Wechsel zwischen Teilzeit und Voll- 
zeitjobs; 

Elternschaftsurlaub für beide El- 
ternteile (mit dem Zwang zur gleich- 
berechtigten Aufteilung), Rechtsan- 
spruch für beide Elternteile auf Hal- 
bierung der täglichen Arbeitszeit 
ohne Lohnausgleich, aber mit ga- 
rantiertem Rückkehrrecht auf eine 
volle Stelle, die Möglichkeit für die 
Eltern, sich insgesamt 24 Monate 
unbezahlt freistellen zu lassen, so- 
lange die Kinder unter 14 Jahre alt 
sind; 

andere lebens- und familienpha- 
senspezifische Abweichungen bei 
den kollektivvertraglich geregelten 
Arbeitszeitstandards; 

Aufhebung der Lohndiskriminie- 
rung von Frauen, 

über Sozialisation und Motivati- 
on, über Berufsberatung, Quoten 
und Frauenfördermaßnahmen muß 
und kann Frauen ein verstärkter Zu- 
gang zu sog. männertypischen Be- 
rufen ermöglicht werden. Umge- 
kehrt müssen auch Berufe im sozia- 
len und pflegerischen Bereich und 
Dienstleistungsberufe für Männer 
attraktiv gemacht werden. S ~ W  

Mit zunehmender 
Flexibilisierung rnuß 
auf  betrieblicher 
Ebene eine verbindli- 
che Gesamtplanung 
von Arbeitszeiten, 
Beschäftigungs- und 
Personalentwicklung 
entwickelt werden. 
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stark 
Anteil der Teiizeitbeschlifflgten an allen Bexhiiitigten, in % 

lich sinnvolle Zeitstrukturen sein, die 
nicht nur den Interessen des Kapi- 
tals untergeordnet sind. Der Zeitkor- 
ridor, in dem der überwiegende Teil 
der Bevölkerung arbeitet, darf nicht 
ausgeweitet werden und die Lage 
der Arbeitszeit muß sich an den so- 
zialen Bedürfnissen der Beschäftig- 
ten orientieren. 

Zu einem neuen 
Normalarbeitsver- 

hältnis gehören 
konkrete individuelle 
Freistellungsansprü- 

che, die arbeits- 
rechtlich und  

tari fvertraglich 
abgesichert sind. 

3. Neue Definition des Normal- 
arbeitsverhältnisses 
Die Neuverteilung von Arbeit erfor- 
dert eine neue Definition des Nor- 
malarbeitsverhältnisses. 

Ein ,,normales" Arbeitsverhältnis 
ist in Bezug auf die Arbeitzeiten 
dann gegeben, 

wenn mit dieser Arbeitszeit ein 
existenzsicherndes Einkommen er- 
zielt werden kann, 

wenn Beruf und PrivatlebenIFa- 
milie grundsätzlich auch bei einer 
Vollzeitbeschäftigung vereinbar 
sind, 

wenn grundsätzlich die Berufstä- 
tigkeit bis zur allgemeinen Alters- 
grenze möglich ist und auch auf 
kürzeren Zeiträume bezogen Schutz 
vor einer Überbelastung besteht, 

wenn die Kontinuität, Regelmä- 
ßigkeit sowie Lage der Arbeitszeiten 
einen menschlichen Lebensrhyth- 
mus, normale soziale Beziehungen 
und Teilnahme am gesellschaftli- 
chen Leben zulassen. 

Zu einem neuen Normalarbeits- 
verhältnis gehören konkrete indivi- 
duelle Freistellungsansprüche, die 
arbeitsrechtlich und tarifvertraglich 
abgesichert sind. Der Beschäfti- 
gungseffekt bei staatlichen Förde- 
rungen durch entsprechende Neu- 
einstellungen muß garantiert sein. 
Die konkreten Schritte dabei sind: 

Elternfreistellungskonto, Weiterbil- 
dungsjahr oder Weiterbildungsteil- 
zeit, Bildungsurlaub, Altersteilzeit. 
In diesen Fällen hat Teilzeitarbeit 
oder völlige Freistellung die Funktion 
einer Brücke im Rahmen des Nor- 
malarbeitsverhältnisses. 

4. Arbeitszeitverkürzung in 
verschiedenen Formen 
Notwendig ist eine Arbeitszeitver- 
kürzung in  al l  ihren Formen - als 
Wochen-, Jahres- oder Lebensar- 
beitszeitverkürzung. Eine Einengung 
nur auf eine Form wird den Heraus- 
forderungen nicht gerecht und ent- 
spricht nicht den heutigen Gege- 
benheiten. 

Die Forderungen aus den Ge- 
werkschaften nach einer 32- bzw. 
30-Stunden-Woche sind wichtige 
Initiativen zur Arbeitszeitverkür- 
zung. Darüber hinaus könnte auch 
in der Verkürzung der Jahresarbeits- 
zeit eine politische Zuspitzung des 
Problems liegen: Kurzfristige Sen- 
kung der durchschnittlichen tarifli- 
chen Jahresarbeitszeit von gegen- 
wärtig ca. 1669 Stunden auf kurzfri- 
stig auf 1400 Stunden mit dem Ziel, 
mittelfristig auf 1000 Stunden zu 
gelangen. Innerhalb solcher Rege- 
lungen Iäßt sich auch der Abbau 
von Überstunden als erster Schritt 
für Arbeitszeitverkürzungen durch- 
setzen. Kurzfristig gilt es, die Ar- 
beitszeit Ost an die Arbeitszeit West 
snzugleichen. 

Eine derartige Politik kann auch 
die Zeitsouveränität der Beschäftig- 
ten erhöhen, Gesundheitsschutz 
und Vereinbarkeit von Kindererzie- 
hung und Beruf verbessern. Gleiten- 
de Übergänge mit Teikeitlösungen 
sind sinnvoll, wenn sie bei Lohner- 
satzleistungen oder Rentenbezug 
die Anwartschaften sichern, berufli- 
che Nachteile vermeiden und die 
Rückkehr in Vollarbeitszeit garantie- 
ren. 

Arbeitszeitkonten können ein 
wichtiges Mittel sein, um Zeitsouve- 
ränität zu schaffen. Gleichzeitig be- 
steht die Gefahr, daß sie nur im Un- 
ternehmerinteresse ausgelegt wer- 
den, betriebliche Interessenvertre- 
tung aushöhlen oder die Tarifverträ- 
ge untergraben. Damit das nicht 
eintritt, müssen die Mitbestim- 
mungsrechte der Betriebsräte aus- 
geweitet werden. 

Mi t  zunehmender Flexibilisie- 
rung muß auf betrieblicher Ebene 
eine verbindliche Gesamtplanung 
von Arbeitszeiten, Beschäftigungs- 
und Personalentwicklung entwik- 

kelt werden. Sie soll die Umsetzung 
individueller Arbeitszeitveränderun- 
gen in einer Weise gestalten, die 
nicht nur dem einzelnen Beschäf- 
tigten nutzt, sondern auch das Be- 
schäftigungsvolumen erhält oder 
ausbaut. So kann verhindert wer- 
den, daß sich individuelle Arbeits- 
zeitmodelle gegen die Beschäftig- 
ten selbst oder gegen ihr Umfeld 
kehren. 

5. Staatliche Förderung von 
Arbeitszeitverkürzungen 
Allgemeine Arbeitszeitverkürzungen 
durchzusetzen, sie verbindlich abzu- 
sichern und dabei gleichzeitig frau- 
enfördernd zu gestalten, ist in erster 
Linie Sache der Tarifparteien. Den- 
noch muß auch der Staat seine Ver- 
antwortung für die Durchsetzung 
von Arbeitszeitverkürzungen und ei- 
ner gerechten Verteilung der Er- 
werbsarbeit wahrnehmen. 

In folgende Richtungen könnte 
der Staat wirksam werden: 

Ein neues Arbeitszeitgesetz 
Das gültige, von der Bundesregie- 
rung 1994 novellierte Arbeitszeitge- 
setz bietet den Rahmen für Arbeits- 
zeitverlängerungen. Erlaubt wurde 
nicht nur die 48-Stunden-Woche 
mit einer täglichen Arbeitszeit von 8 
Stunden, sondern auch die 60 Stun- 
den-Woche mit einer täglichen Ar- 
beitszeit von 10 Stunden innerhalb 
eines halbjährlichen Ausgleichszeit- 
raumes. 

Ein neues Arbeitszeitgesetz 
müßte demgegenüber mittelfristige 
Rahmenbedingungen für Arbeits- 
zeitverkürzungen bieten. Es könnte 
die 37-Stunden-Woche ab sofort 
festschreiben, die 35-Stunden-Wo- 
che ab dem Jahr 2000 und die 30- 
Stunden-Woche ab dem Jahr 2005. 
Die Definitionsgrenzen für Teilzeitar- 
beit müßten an diese wöchentliche 
Vollarbeitszeit angepaßt werden. 
Sozialversicherungsfreie Arbeit (ge- 
ringfügige Beschäftigung) darf es 
nicht mehr geben. Überstunden 
sollten grundsätzlich durch Freizeit 
ausgeglichen werden. 

Subventionierungen von 
Arbeitszeitverkürzungen 
Den Betrieben und Einrichtungen, 
die ihre Arbeitszeit deutlich redu- 
zieren, wird eine 50-prozentige Bei- 
hilfe zum Lohnausgleich gewährt. 
Diese Beihilfe könnte auf max. 10  
Jahre befristet sein und Jahr für 
Jahr um 10 Prozent sinken. Die öf- 
fentlichen Hände würden somit 
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Mülleimer der Geschichte geworfen. 
Zu unrecht! 

Vilmar: Wir sind nicht bereit, uns 
mit dieser pauschalen Null- und Nich- 
tigkeitserklärung der DDR-Strukturen 
abzufinden. Die Unzulänglichkeit der 
westdeutschen Normen und Sozial- 
strukturen liegt mittlerweile offen zu- 
tage. Oder, wie es das Ostberliner Ka- 
barett „Die Distel", einer der ,,Überle- 
benden" der Wende, treffend sagt: 
,,Der Sozialismus ist daran geschei- 
tert, daß er keiner war. Der Kapitalis- 
mus könnte daran scheitern, daß er 
jetzt wirklich einer ist." 

spw: Hier müssen wir nachhaken. 
Die Urteile über die DDR stehen für 
die meisten doch fest. Wir reden hier 
nicht vom Verdammungsurteil der re- 
gierungsoffiziellen Geschichtsaufar- 
beiter im Bundestags. Die müssen 
schon aus wahltaktischen Gründen 
alles mies machen, was mit DDR und 
SED bzw. deren Nachfolger PDS zu 
tun hat. Aber auch für die meisten 
Linken ist der Staatssozialismus be- 
stenfalls ein gescheiterter, undemo- 
kratischer Versuch. Die Schwäche der 
Westlinken ist ja auch dem abschrek- 
kenden Beispiel im Osten geschuldet. 

Für ,,AufhebungM im Hegelschen 
Sinne 
Vilmar: Genau, deshalb sind wir als 
Politikwissenschaftler aus West und 
Ost der Auffassung, daß es hohe Zeit 
ist, genau jene Felder der DDR-Gesell- 
schaft näher zu untersuchen, die eng 
mit den alten Gerechtigkeitsidealen 
der menschlichen Gesellschaft, mit 
den wirklichen sozialistischen Zielen 
der Arbeiterbewegung und anderer 
sozialer Bewegungen verbunden wa- 
ren. Das muß an konkreten Beispielen 
vorgenommen werden: Als ,,Aufhe- 
bung" im Hegelschen Sinne: tollerer, 
conservare und elevare (abschaffen, 
bewahren und auf eine höhere Stufe 
heben, Anm. d. Red.). Es geht also 
nicht einfach um das Benennen jener 
sozio-kulturellen Errungenschaften in 
der DDR, sondern auch um deren kri- 
tische Würdigung: nicht allein aus hi- 
storischer Sicht, sondern mit  Blick auf 
dieZukunft. Durch das Einbringen der 
jeweils spezifischen Ost- wie West- 
Sicht wollen wir Einseitigkeiten ver- 
meiden. 

Bollinger: Dazu brauchen wir 
möglichst breit gefächerte Beiträge 
kritischer und selbstkritischer Fachleu- 
ten auf möglichst vielen Gebieten, auf 
denen wir solche sozio-kulturellen Er- 
rungenschaften vermuten. Wir den- 
ken z.B. an den ganzen Bereich der 
Bildung, das Gesundheitswesen, die 

Gleichstellung der Frau, die Kultur. 
Soziale Bevorzugung der Arbeiter und 
Bauern, ebenso die soziale Sicherheit 
waren einst Markenzeichen der DDR. 
Für die Jugend wurde viel getan, die - 
keineswegs generell ,,marode" - 

Wirtschaft sicherte Vollbeschäfti- 
gung: noch oder gerade heute wer- 
den die solidarischen Arbeitsbezie- 
hungen von den Ostdeutschen ver- 
mißt. 

Vilmar: Trotz der von der Sowjet- 
union oktroyierten und von der SED- 
Führung bereitwillig übernommenen 
totalitären Strukturen hat die DDR Lei- 
stungen hervorgebracht, die Resultat 
der Kämpfe der Arbeiterbewegung 
des 19. und 20. Jahrhunderts waren. 
Im Sinne einer ,,Aufhebungo der ost- 
deutschen Geschichte ist ihre kritische 
Untersuchung erforderlich. Vor allem 
im sozialen Bereich sind durch die 
DDR wichtige Probleme angegangen 
worden, die auf eine grundlegende 
Verbesserung der Lage der arbeiten- 
den Menschen, ihrer Familien, der 
Frauen gerichtet waren. 

Im ökonomischen und politischen 
Bereich sind Grundprinzipien sinnvol- 
ler volkswirtschaftlicher Planung an- 
gewandt worden, die aber durch die 
praktizierte Form eines administrativ- 
zentralistischen Herrschaftssystems in 
besonderer Weise deformiert wur- 
den. Trotzdem sind sie wichtige Er- 
fahrungsfelder für sozialistische Ge- 
genentwürfe. 

spw: Aber 1990 haben die DDR- 
Bürgerinnen und -Bürger doch mehr- 
heitlich diesen Sozialismus abgewählt! 

Bollinger: Wir sind keineswegs 
blauäugig und übersehen nicht, daß 
es den Parteioberen auch um die Le- 
gitimation ihrer autoritären Macht 
ging. Gerade aus den Erfahrungen 
der bisherigen Diskussionen um die- 
ses Projekts können wir nur betonen, 
daß die sozio-kulturellen Errungen- 
schaften des Sozialismus ambivalent 
sind. Sie waren unbestreitbare Lei- 
stungen für die Mehrheit des Volkes. 
Gleichzeitig wurden sie „von oben" 
nur ,,gewährtn, verbunden mit der 
Erwartunq politischen - .  
Wohlverhaltens. Nicht 
wenige dieser Errun- 
genschaften wurden 
nur inkonsequent ver- 
wirklicht, oft ihrer 
emanzipatorischen Di- 
mension beraubt und 
einem Parteidogmatis- 
mus unterworfen, der 
sogar die Wahrheiten 
des Marxismus ins Ge- 
genteil verkehrte. 

Aufruf zur Mitarbeit 
spw: Liegen denn schon erste Ar- 
beitsergebnisse vor? 

Bollinger: Unser erster Projektauf- 
ruf zeitigt einen unerwarteten Erfolg 
- es gab viele Zuschriften, mit oftmals 
umfangreichen Ausarbeitungen, ge- 
legentlich umfangreichen biografi- 
schen Skizzen. Wir erhielten viele An- 
rufe und führten zustimmende Ge- 
spräche, vor allem erreichten uns 
ernsthafte Mitarbeitsangebote. Mit  
Hilfe einer Reihe dieser Mitstreiter ha- 
ben wir im Sommersemester an der 
FU Berlin ein Hauptseminar bestritten. 
Aber wir möchten in und mit diesem 
lnterview unseren Aufruf auch an die 
westdeutsche Linke richten: Wir ha- 
ben bislang fast nur eine Reaktion Ost 
erreicht! Sehr wünschenswert wäre 
aber eine Einbindung westdeutscher 
Analysen und Wertungen. 

Vilmar: Wir brauchen die Erfah- 
rungszusammenhänge derjenigen kri- 
tischen Wissenschaftler aus Ost und 
West, die sich einer emanzipatorischen 
Zielsetzung verpflichtet fühlen. Wir la- 
den deshalb ebenso Fachleute im We- 
sten ein, mit Kurzstudien (jeweils 10- 
25 Seiten) zur Verwirklichung unseres 
Projekts beizutragen. (Detailinforma- 
tionen auf Anfrage!) Daß ein solches 
Projekt keine öffentliche Förderung zu 
gewärtigen hat, ist in den heutigen 
Zeiten selbstverständlich. Aber viel- 
leicht auch eine Herausforderung 
mehr, an ihm mitzuwirken. 

Voraussetzung für die Mitarbeit ist 
lediglich eine (selbst-)kritische (wissen- 
schafts-)politische Haltung, die souve- 
rän genug ist, um Errungenschaften 
der DDR (mit und ohne Anführungs- 
zeichen) im Sinne des Hegelschen Prin- 
zips der ,,Aufhebungs' zu behandeln: 
gleich weit entfernt von der herrschen- 
den pauschalen Diffamierung wie von 
,,ostalgischer", nachträglicher Ideali- 
sierung. SPW 

Kontaktadressen: Prof. Dr. Fritz 
Vilmar, Winterfeldtstr. 90, 10777 Ber- 
lin; Doz. Dr.sc.phil. Stefan Bollinger, 
Glambecker Ring 75, 12679 Berlin 

Wir möchten i n  und 
mi t  diesem Interview 
unseren Aufruf auch 
an die westdeutsche 
Linke richten: Wir 
haben bislang fast 
nur eine Reaktion 
Ost erreicht! Sehr 
wünschenswert 
wäre aber eine 
Einbindung west- 
deutscher Analysen 
und  Wertungen. 
(Stefan Bollinger) 
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Rechtstaatlicher 
Unfug - oder mehr? 
Wie Gregor Gysi das Fell über die Ohren gezogen 
werden soll1 

von Kurt Neumann* 

Das Gysi-Urteil bestätigt einen recht- 
staatlichen Unfug von 15 Abgeordne- 
ten als verfassungsmäßig. (Süddeut- 
sche Zeitung v. 2 1 .  07. 1998) 

n e r  Immunitätsausschuß des 

Die wirklich ent- 
scheidenden 

Unterlagen sind 
nicht gefunden 

worden, weil es sie 
offenbar nie gab. 

Überzeugende 
Indizien dafür; daß 
Gregor Gysi für das 

MfS gearbeitet 
haben könnte, 

liegen insgesamt 
nicht vor. 

* Kurt Neumann, Rechtsanw 
Mitglied der SPD 

Deutschen Bundestages be- 
schloß am 29. Mai 19982, 

daß ,,eine inoffizielle Tätigkeit des Ab- 
geordneten Dr. Gysi für das Ministeri- 
um für Staatssicherheit ... erwiesen'' 
sei. Das Bundesverfassungsgericht 
lehnte es am 20. Juli 1998 bei Stim- 
mengleichheit ab festzustellen, daß 
Gregor Gysi mit dieser Behauptung in 
seinen Rechten als Bundestagsabge- 
ordneter verletzt werde. Dem ist zu 
widersprechen: Der Beschluß des Im- 
munitätsausschusses verletzt Gregor 
Gysi in seinen Rechten als Bundes- 
tagsabgeordneter. Eine inoffizielle Tä- 
tigkeit Gregor Gysis für das MfS ist 
keineswegs erwiesen. 

Lückenlos erfaßt, aber nie als IM 
Gregor Gysi war von 1975 bis 1989 
vom MfS ,,aktiv erfaßt", d. h. er war je- 
weils für einen aktuell bearbeiteten 
Vorgang registriert. Registrierungen 
erfolgten zentral durch die Hauptab- 
teilung (HA) XI1 (Auskunft, Speicher). 
„Die zentralen Karteien der Abteilung 
XI1 ... führten den Nachweis über alle 
im MfS erfaßten Personen und Objek- 
te, sowie alle registrierten Vorgänge 
und Akten, also auch über die anderen 
Regi~trierbereiche."~ Die Registrierun- 
gen dienten der ,,zentralisierten Nach- 
weisführung" über „den jeweils opera- 
tiv Verant~ort l ichen"~ und schlossen 
eine gleichzeitige Arbeit verschiedener 
Dienststellen an denselben Vorgängen 
bzw. mit denselben Inoffiziellen Mitar- 
beitern prinzipiell aus. 

Bis 1978 war Gysi für eine Opera- 
tive Personenkontrolle (OPK)5 der 
Hauptverwaltung Aufklärung Abtei- 

alt und MdB, Berlin, von 1966 bis 1996 
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lung XI erfaßt. Dazu gibt es einen 
Sachstandsbericht vom 17. Februar 
1978, in dem es heißt: ,,Gysi wurde 
1975 im Zusammenhang mit der 
Überprüfung eines Vorgangs aus 
dem Operationsgebiet6 für eine Le- 
gende' eines juristischen Beraters in- 
offiziell zur Zusammenarbeit gewon- 
nen." (42) Das bedeutet im Klartext, 
daß Gysi unter einem Vorwand ohne 
seine Kenntnis in die Arbeit des MfS 
einbezogen war. Er wurde inoffiziell 
zur Zusammenarbeit gewonnen und 
nicht zu ,,inoffizieller Zusammenar- 
beit", wie der Bericht manipulierend 
formuliert. (43) 

Vom Frühjahr1978 bis September 
1980 war Gregor Gysi in einem ,,Siehe- 
rungsvorgang" der Bezirksverwaltung 
für das Rechtsanwaltskollegium Berlin 
erfaßt. Das wäre nicht geschehen bzw. 
wieder aufgehoben worden, wenn es 
eine ,,Inoffizielle Mitarbeit" für eine 
andere Dienststelle gegeben hätte. 

Am 18. September 1980 wurde 
dann zu Gregor Gysi bei der HA XX 
eine IM-Vorlauf-Akte8 angelegt und 
am 28. Oktober 1980 registriert. (45) 
Als Deckname wurde ,,Gregor" einge- 
tragen. Für den Fall der Verpflichtung 
als IM sollte an dessen Stelle ,,Notar8' 
treten. Ohne daß sich in dieser Akte ir- 
gendein Hinweis auf eine Zusammen- 
arbeit mit Gysi fände, wurde sechs Jah- 
re später ein Abschlußbericht erstellt: 
,,Aufgrund der beruflichen Stellung 
des Kandidaten ist auch künftig eine 
ersprießliche und konkrete Zusam- 
menarbeit seitens des Kandidaten 
nicht zu erwarten," hieß es dort. (46) 
Am 17. September 1986 wurde der 
Vorgang dann geschlossen und archi- 
viert. (45) 

Schon einen Tag später wurde zu 
Gregor Gysi eine Operative Personen- 
kontrolle (OPK) angelegt. Damit war 

klar, daß von Seiten des MfS eine et- 
waige Hoffnung endgültig aufgeben 
war, Gysi als IM zu werben, daß er 
nun unmittelbar dem ,,feindlich-ne- 
gativen" Bereich zugeordnet wurde 
und daß er überwacht werden sollte. 
Die OPK erhielt den Decknamen 
,,Sputnik". (47) 

Aus den dokumentierten Erfas- 
sungsverhältnissen ergibt sich, daß 
Gregor Gysi in den Jahren von 1975 - 
1989 zu keinem Zeitpunkt als IM für 
das MfS gearbeitet hat. 

Einzeldokumente ohne Beweis- 
kraft 
Der Immunitätsausschuß setzt sich 
mit den Erfassungsverhältnissen zu- 
nächst überhaupt nicht auseinander. 
Er beginnt seine ,,Beweiswürdigung" 
willkürlich mit Einzeldokumenten, 
die ihm der Bundesbeauftragte über- 
mittelt hat. Woher diese im einzel- 
nen stammen, wird verschwiegen, 
obwohl eine Auswertung von Akten 
jeweils nur im Zusammenhang ge- 
schehen kann, es nicht ausreicht, 
wenn der Bundesbeauftragte, nicht 
aber der Betroffene selbst, über die 
Einzeldokumente hinaus auch deren 
Umfeld kennt. Da es sich um Unter- 
lagen aus ,,Operativen V ~ r g ä n g e n " ~  
gegen Mandanten von Gregor Gysi 
handeln dürfte, hätte es der Einsicht 
in alle diese Akten sowie die Akten 
sämtlicher IM bedurft, die auf die je- 
weils Betroffenen angesetzt waren. 
Sämtliche Unterlagen über das Ab- 
hören von Räumen und Telefonen 
sowie über die durchgeführte Post- 
kontrolle hätten ausgewertet und 
zugänglich gemacht werden müs- 
sen. Vor allem wäre aufzuklären ge- 
wesen, ob das MfS einen IM in dem 
Rechtsanwaltsbüro von Gregor Gysi 
plaziert hatte. 

CROSSOVER-THESEN: PROJEKTE FÜR EINEN ÖKOLOGISCH-SOLIDARISCHEN „NEW DEAL" 

1. Notwendigkeit und Probleme den gibt und 80 Prozent ,,Randar- 
kollektiver Arbeitszeitverkür- beitsplätze" m i t  prekären Arbeits- 
zung verhältnissen, die mehrere Jobs er- 

fordern, um das Existenzminimum 
A rbeitszeitverkürzungen sind zu sichern. Einer solchen Entwick- 

H dringender denn je, um die 
Arbeitslosigkeit effektiv zu- 

rückzudrängen. Die Bedingungen 
zu ihrer Durchsetzung sind schwie- 
riger geworden. Notwendig sind 
eine gerechte Verteilung des vor- 
handenen Arbeitsvolumens und  
kollektive Arbeitszeitverkürzungen. 
Die Diskussion darf nicht auf  indivi- 
duelle Arbeitszeitflexibilisierungen 
und Teilzeitarbeit eingeengt wer- 
den. Ein Absinken der Lohn- u n d  
Gehaltssumme gilt es zu verhin- 
dern. 

Der Kampf u m  Arbeitszeitver- 
kürzungen erfolgt heute unter an- 
deren Bedingungen als noch in den 
Jahrzehnten zuvor. Beim Kampf um 
die 35-Stunden-Woche gab es 
noch größere Spielräume. Die Ar- 
beitslosigkeit hatte noch nicht Re- 
kordniveau. Die Deregulierungspo- 
litik war noch nicht soweit fortge- 
schritten und Arbeitszeitverkürzun- 
gen waren mi t  Lohnausgleich ver- 
bunden. 

Heute sind die Unternehmen in 
der Regel nicht mehr bereit, Ar- 
beitszeitverkürzungen zuzustim- 
men. Im Gegenteil, sie plädieren 
für eine Verlängerung der Arbeits- 
zeit. Die fordistischen Produktions- 
strukturen sind weitgehend nicht 
mehr vorhanden. Der Trend geht in 
Richtung ,,lean production", einer 
,,neuen Unternehmenskultur", ver- 
bunden mi t  einer Deregulierungs- 
politik, die viele der gewachsenen 
Schutzrechte der abhängig Be- 
schäftigten erheblichem Anpas- 
sungszwang aussetzt. Besonders 
große Brüche gibt es in der Aus- 
höhlung der Normalarbeit. 

Der heutige Stand in der Ent- 
wicklung der Produktivkräfte erfor- 
dert ein offensives Aufgreifen der 
,,Flexibilisierung" durch Forderun- 
gen nach Zeitsouveränität für die 
Beschäftigten. Allerdings darf dies 
nicht dazu führen, daß die Diskussi- 
on um Arbeitszeitverkürzungen auf 
Flexibilisierung individueller Ar- 
beitszeiten oder auf Teilzeit einge- 
engt wird. Sollen deutliche Be- 
schäftigungseffekte erzielt werden, 
dann sind kollektive Arbeitszeitver- 
kürzungen unabdingbar. Anson- 
sten droht eine Situation, in der es 
etwa 20 Prozent gut  bezahlte 
„Kernarbeitsplätze" mit  wöchentli- 
chen Arbeitszeiten bis zu 60 Stun- 

lung gilt es entgegenzuwirken. Die 
Politik der Arbeitszeitverkürzungen 
muß mit einer gerechteren Vertei- 
lung der Erwerbsarbeit und damit 
auch des Arbeitsvolumens einher- 
gehen. 

Der Weg in die Dienstbotenge- 
sellschaft droht auch dann, wenn 
mit Arbeitszeitverkürzungen ein ge- 
nerelles Absinken des Lohn- und 
Gehaltsniveaus verbunden ist. Die 
Gesamtlohnsumme darf im Verhält- 
nis zu den Gewinnen nicht weiter 
zurückgehen. Notwendig ist zu- 
mindest ein differenzierter Lohn- 
ausgleich nach Einkommensgrup- 
pen und nach Beschäftigungseffek- 
ten. Ein Lohnausgleich muß für un- 
tere und mittlere Einkommensgrup- 
pen garantiert sein. Außerdem sind 
substantielle Steuererleichterungen 
für solche Lohnabhängigen not- 
wendig. 

Auch bei den abhängig Be- 
schäftigten ist der Wille, sich für 
Arbeitszeitverkürzungen zu enga- 
gieren, unterschiedlich ausge- 
prägt. Schwierig ist es vor allem 
dann, wenn Einkommensverluste 
zu erwarten sind. Bereits jetzt be- 
finden sich die unteren Lohngrup- 
pen an der Armutsgrenze. Vor die- 
sem Hintergrund rangieren der Er- 
halt oder die Steigerung der Ein- 
kommen oftmals vor einer Verkür- 
zung der Arbeitszeit. Das er- 
schwert die Mobilisierungsfähig- 
keit der Gewerkschaften für deutli- 
che Arbeitszeitverkürzungen. In ei- 
ner konkreten Situation und in ei- 
ner konkreten Branche oder Gebiet 
(Ostländer), wenn Arbeitsplätze 
aber garantiert werden, spricht 
sich in der Regel die Mehrheit der 
Arbeiter und Angestellten - für ei- 
nen begrenzten Zeitraum - auch 
für Arbeitszeitverkürzungen ohne 
vollen Lohnausgleich aus. 

2. Einbettung in eine gesell- 
schaftliche Reforrnperspektive 
Der Kampf um eine umfassende Ar- 
beitszeitverkürzung muß nicht nur 
beschäfiigungsfördernd wirken, 
sondern in  eine generelle Reform- 
perspektive eingebettet sein. Umge- 
kehrt ist sie ein wesentlicher und  
herausragender Bestandteil dieser 
Perspektive. 

Mindestens drei grundlegende 
Fragen werden berührt: 

Arbeitszeit- 
verkürzung statt 
Arbeitslosigkeit - 
Umverteilung der 

Erwerbsarbeit 

Die Verteilung und Verwen- 
dung des gesellschaftlichen 
Reichtums. 
Ohne eine generelle Umverteilung 
des gesellschaftlichen Reichtums 
von oben nach unten und hin zu 
Frauen wird es keine sozial gerechte 
Arbeitszeitverkürzung geben. Es 
darf nicht zu einer generellen Ab- 
senkung des Lohnniveaus kommen. 

Die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung 
Arbeitszeitverkürzungen wie eine 
Umverteilung von Arbeit generell 
müssen (wenn sie wirklich emanzi- 
patorisch wirken sollen) mit  dem 
Abbau geschlechtshierarchischer Ar- 
beitsteilung verbunden sein. Eine 
Umverteilung der Arbeit von Män- 
nern zu Frauen und von Frauen zu 
Männern (Reproduktionsbereich) ist 
deshalb notwendig. 

Alle Arbeitszeitmodelle müssen 
so organisiert sein, daß die Doppel- 
belastung von Frauen minimiert und 
Erziehungsarbeit und Hausarbeit 
von Männern und Frauen erleichtert 
wird. Existenzsichernde Erwerbstä- 
tigkeit muß für alle Frauen ermög- 
licht werden. 

Die materielle Konsum- und 
damit Lebensorientierung der 
Menschen. 
Deutliche Arbeitszeitverkürzungen 
stellen die ganze Gesellschaft vor 
neue Probleme von kultureller Di- 
mension. Es geht darum, daß die 
gewonnene arbeitsfreie Zeit in nicht 
noch mehr individuellen Konsum 
mündet, sondern in erster Linie der 
Entfaltung von Individualitäten, von 
Persönlichkeiten dient. Deshalb gilt 
es gleichzeitig gemeinschaftliche so- 
ziale, politische oder kulturelle Akti- 
vitäten zu fördern, die außerhalb 
der Erwerbsarbeit liegen. Die neuen 
Zeitstrukturen müssen gesellschaft- 

Ohne eine generelle 
Umverteilung des 
gesellschaftlichen 
Reichtums von oben 
nach unten und hin 
z u  Frauen wi rd es 
keine sozial gerechte 
Arbeitszeitverkür- 
zung geben. 
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Gezielte Förderpro- 
gramme in Leitberei- 

chen des ökologi- 
schen Umbaus sind 

unverzichtbar. Sie 
müssen in einem 

Ökologischen 
Zukunftsinvestitions- 

Programm gebün- 
delt werden. 
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gen unter sozialen, struktur- und re- 
gionalpolitischen Gesichtspunkten 
bereitstellt; 

zur Senkung der Sozialabgaben- 
last und für den sozialen Ausgleich 
für Bezieherlnnen von Transferein- 
kommen (BaföG, Sozialhilfe- oder 
künftig Grundsicherung, Arbeitslo- 
senunterstützung etc.), um eine 
Kompensation für ökosteuerbeding- 
te Preissteigerungen zu gewähren. 
Der soziale Ausgleich für Bezieherln- 
nen von Transfereinkommen kann 
auch in Form geldwerter Genuß- 
scheine (verbilligte ÖPNV-~ickets, 
Gutscheine zum Kauf energie- und 
ressourcensparender Haushaltsgerä- 
te etc.) erfolgen, so daß damit 
gleichzeitig der ökologische Umbau 
gefördert wird. 

Das Einnahmepotential aus Öko- 
steuern entbindet die Regierungen 
nicht von ihrer Pflicht, Haushaltsmit- 
tel, Fonds und Kreditfaszilitäten (von 
der Weltbank und UN über die EU 
bis zum Bund, Ländern und Kommu- 
nen) für ökologisch und sozial ver- 
trägliche Projekte und Ziele einzuset- 
zen und Verschwendung zu vermei- 
den. 

6. Notwendigkeit weitergehen- 
der Instrumente 
Aus diversen Studien zu Ökosteu- 
ern und ökologischem Umbau ist 
inzwischen erkennbar, daß Öko- 
steuern einen wirksamen Beitrag 
leisten können, um die Durchset- 
zung der bereits vorhandenen 
technologischen Möglichkeiten zur 
Energie- und Ressourceneinspa- 
rung zu fördern. Die Wuppertal- 
Studie ,,Zukunftsfähiges Deutsch- 
land" fordert allerdings überzeu- 
gend, daß Europa bis zum Jahr 
2050 den Verbrauch verschiedener 
Rohstoffe und fossiler Energieträ- 
ger um 80 bis 90 Prozent reduzie- 
ren müsse. Das als ambitioniert gel- 
tende Ökosteuermodell von Green- 
peaceIDIW kommt bei jährlichen 
Energiepreissteigerungen von 7% 
im Vergleich zu 1990 zu einem um 
14O/0 gesunkenen Energieverbauch 
im Jahr 201 0. Im Ökosteuerszena- 
rio der Universität Osnabrück bleibt 
die private Kraftstoffnachfrage 
trotz effizienterer Motoren im Jahr 
2005 und trotz eines Benzinpreises 
von 3,40 DM auf dem Niveau von 
1996. Die ökologische Steuerre- 
form mag sich zwar als wirksam er- 
weisen, in einem ersten Schritt eine 
Reduzierung der CO2-Emissionen 
um 25% zu fördern. Doch sie ist 
unzureichend, um die darüberhin- 

ausgehenden Klimaschutz- und Re- 
duktionsziele anzuschieben, die 
erst einen dauerhaften Zustand der 
Nachhaltigkeit ermöglichen wür- 
den. Deshalb ist es erforderlich, 
über weitergehende politische Ein- 
griffe in die Ökonomie nachzuden- 
ken. 

Alternative Konzepte einer Men- 
genregulierung (z.B. die staatlicher- 
seits herbeigeführte Verknappung 
des Angebots an Energierohstoffen 
durch eine zentrale staatliche Ener- 
gierohstoffagentur) und neue Kon- 
zepte zur politischen Umlenkung von 
Investitionsströmen (Verbraucher- 
wahlen) sehen einige von uns als 
Möglichkeit, den Prozeß der Vermin- 
derung des Energie- und Rohstoffein- 
satzes drastisch zu beschleunigen. Lö- 
sungen erhoffen sie sich auch von po- 
litisch definierten Wachstumsgrenzen 
(z.B. für Neuwagen und Luftschad- 
stoffemissionen), die mit  marktkon- 
formen Instrumenten wie frei handel- 

baren Zertifikaten im ökonomischen 
Regulationssystem umgesetzt werden 
könnten. 

Über die Stärken und Schwächen 
von Mengenregulierung, Zertifikaten 
und Ökosteuern bestehen bei uns 
unterschiedliche Auffassungen. In 
der öffentlichen Diskussion und in  
den Konzepten von Verbänden, In- 
stituten und der meisten Parteien 
sind jedoch Ökosteuern ein zentraler 
Punkt der Kontroverse und von Re- 
formkonzepten. Deshalb ist es sinn- 
voll, sich bei der politischen Durch- 
setzung zunächst auf Ökosteuern 
und die ökologische Steuerreform zu 
konzentrieren. Wer den Begriff der 
Nachhaltigkeit ernst nimmt, muß je- 
doch auch die Debatte über weiter- 
gehende politische lnstrumente füh- 
ren, mit denen die wissenschaftlich 
weitgehend unbestrittenen langfri- 
stigen Reduktionsziele der Wupper- 
tal-Studie tatsächlich erreicht wer- 
den können. SPW 

Die ,,Beweisführung" des Aus- 
schusses besteht schlicht darin, daß er 
einfach behauptet, die jeweiligen In- 
formationen könnten nur unmittelbar 
aus einer Zuarbeit von Gysi mit dem 
MfS herrühren. Solange aber andere 
Möglichkeiten schon wegen fehlen- 
der Unterlagen nicht wirklich ausge- 
schlossen werden können, erscheint 
das als willkürlich. 

Gysi hatte nach eigenen Angaben 
in Kenntnis und im Auftrag von Man- 
danten mit Vertretern der Staatsan- 
waltschaften bzw. einem Mitarbeiter 
der Abteilung Staat und Recht beim 
Zentralkomitee der SED gesprochen. 
In verschiedenen Fällen konnte er 
nachweisen, daß jeweils vor Eingang 
einer Information beim MfS ein sol- 
ches Gespräch stattgefunden hatte. 
So können Informationen zum MfS 
gelangt sein. 

In den ,,Berichten1' tauchen unter- 
schiedliche ,,Decknamen" auf. Dabei 
scheint beliebig zu sein, ob es sich bei 
,,Gregor" um einen „IM-Vorlauf" (13, 
18, 28), einen ,,IM8' (24, 32) oder 
aber um einen ,,GMS" (20)1° handelte 
und ob ,,Notar" „!M" (28, 29, 36) 
oder ,,GMS8' (28, 29, 30) war-für die 
MfS-Arbeit konstitutive Unterschei- 
dungen. Vor allem aber ist bemer- 
kenswert: Die Bezeichnung ,,GregorJ' 
wird ausschließlich vor dem 18. Sep- 
tember 1980, dem Tag der Anlegung 
des ,)M-Vorlaufs ,Gregor"' verwen- 
det. Für die Zeit danach ist von „No- 
tar" die Rede. Dieser Deckname war 
für Gysi aber erst von dem Zeitpunkt 
der Verpflichtung und Umregistrie- 
rung zum IM vorgesehen, wozu es in- 
des nie kam. Die Akten dokumentie- 
ren also, daß die Quelle der entspre- 
chenden Berichte nicht identisch mit 
der Person war, zu der die IM-Vorlauf- 
Akte geführt wurde. 

Bemerkenswert ist die einzige zeit- 
liche Ausnahme: Die ,,Information" 
vom 16. April 1982, also aus der Zeit 
nach der Anlegung der Vorlauf-Akte, 
enthält den Quellenhinweis „IM Gre- 
gor". Dieser ist allerdings handschrift- 
lich neben eine maschinenschriftlich 
verfaßte Passage gesetzt worden. (31) 
Es spricht alles dafür, daß dieser Zusatz 
nicht von den Mitarbeitern des MfS 
herrührt, sondern später entstanden 
ist. Ein gewisses Maß an Nachdenk- 
lichkeit hinsichtlich des generellen Um- 
gangs mit den Akten im Bereich des 
Bundesbeauftragten tut not. 

Die wirklich entscheidenden Unter- 
lagen sind aber nicht gefunden wor- 
den, weil es sie offenbar nie gab: Es 
liegt weder die übliche schriftliche Ver- 
pflichtungserklärung vor noch ein Ak- 

tenvermerk über eine mündliche Ver- 
pflichtung.ll Es fehlt die für einen ,,In- 
offiziellen Mitarbeiter" anzulegende 
,,Arbeitsakte".12 Es gibt keine von Gysi 
geschriebenen oder unterschriebenen 
Berichte, auch keine von Gysi mit sei- 
nem Namen oder einem Decknamen 
unterzeichnete Quittungen. 

Überzeugende Indizien dafür, daß 
Gregor Gysi für das MfS gearbeitet ha- 
ben könnte, liegen insgesamt nicht vor. 

Der Immunitätsausschuß hat sich 
nicht logisch-systematisch zunächst 
mit den dokumentierten Erfassungs- 
verhältnissen auseinandergesetzt13, 
sondern versucht, seine vorgefaßte 
Meinung in Einzeldokumente hinein- 
zuinterpretieren. Die sich anschließen- 
den Bemerkungen zu den Erfassungs- 
verhältnissen sind dürftig. Letztlich 
wird schlicht behauptet, die Doku- 
mentierung der Erfassungsverhältnisse 
sei eben falsch, weil sie generell nicht 
immer richtig erfolgte. Zitiert wird der 
Bundesbeauftragte dahingehend, 
„daß in einzelnen Fällen die Erfas- 
sungsart ... nicht nimmer das wirkliche 
Verhältnis zwischen der Person und 
dem MfS widerspiegelt," (42) „daß bei 
Dr. Gysi offenbar die Art des Erfas- 
sungsverhältnisses für die inoffizielle 
Mitarbeit nachrangig gewesen sei."14 
Die ,,abweichende Erfassung" habe 
,,auch der gezielten Verschleierung des 
wirklichen Verhältnisses dieser Person 
zum MfS dienen können."15 

Wie nun? In anderem Zusammen- 
hang und in Verfolgung anderer In- 
teressen hatte Joachim Gauck noch 
im Hessischen Rundfunk ex cathedra 
verkündet: „Ein militärisches System 
lügt sich nicht selbst in dieTasche. Mi- 
litärische Mitarbeiter können versetzt 
werden. Was machen die Nachfolger 
mit einem Kunstprodukt von Akten. 
Und können sie mit diesem Men- 
schen, über den die Akte angelegt ist, 
überhaupt arbeiten. Diese Fragen 
stellen heißt schon, mit einiger Sicher- 
heit davon auszugehen, daß die Ak- 
ten korrekt sein müssen."16 Aber bei 
Gregor Gysi hat das MfS eine Ausnah- 
me gemacht? 

Nun sind die Akten des MfS in der 
Tat kein reiner Born der Wahrheit, gab 
es in der Praxis Abweichungen von 
den normativen Vorgaben, finden 
sich Fehler und Unwahrhaftigkeiten, 
die Aussagekraft und Beweiswert von 
Stasi-Akten infrage stellen. 

So wurde der IM-Vorlauf zu Gre- 
gor Gysi entgegen den Richtlinien 
nicht neun Monate,17 sondern sechs 
Jahre aufrecht erhalten, ohne daß 
auch nur ein Werbeversuch stattfand. 
Allerdings wurden damals nicht selten 

Personen allein deshalb als IM-Vorlauf 
geführt, um durch die Sperrwirkung 
der Registrierung den Zugriff anderer 
Dienststellen des Ministeriums auszu- 
schließen. Im Falle Gysis sollte offenbar 
der Strafverteidiger von Oppositionel- 
len unter Beobachtung gehalten wer- 
den, ohne daß andere Diensteinheiten 
,,störenJ' konnten. Wegen seiner ge- 
sellschaftlichen und politischen Stel- 
lung scheute man sich aber zunächst, 
eine OPK einzuleiten, zu der es dann 
letztendlich aber doch kam. 

Der Aussc-huß behauptet genau- 
so allgemein wie unbelegt, im Falle 
Gysi habe aus Gründen der internen 
Konspiration innerhalb des MfS ver- 
schleiert werden sollen, daß Gregor 
Gysi als IM das MfS über seine Man- 
daten informiere. Nur: Das macht of- 
fensichtlich keinen Sinn. Sollten die 
jeweiligen Bearbeiter der Operativen 
Vorgänge getäuscht werden? Dann 
hätten doch die ,,Berichteu, ,,Infor- 
mationen'' und ,,Tonbandabschrif- 
ten" so gefertigt werden müssen, 
daß sich aus ihnen ein Zusammen- 
hang zu Gregor Gysi nicht herstellte. 
Die vorgelegten Unterlagen weisen 
aber gerade unmittelbar auf Gregor 
Gysi bzw. seine Rechtsanwaltskanzlei 
hin. Wollten die aktenführenden 
Mitarbeiter stattdessen die wahren 
Beziehungen zu Gysi vor sich selbst 
verschleiern? Wollten sie sich selbst 
verheimlichen, daß sie Gysi längst als 
IM gewonnen hatten? Das kann es 
doch wohl auch nicht sein. Bleibt 
letztlich nur die Möglichkeit, daß Gy- 
sis Tätigkeit als IM vor Herrn Gauck 
und seiner Behörde und natürlich vor 
dem Immunitätsausschuß des Deut- 
schen Bundestages verschleiert wer- 
den sollte. Aber: Waren der Herr 
Mielke und seine Mannen wirklich so 
umfassend informiert und hatten sie 
einen so klaren Blick in die Zukunft? 

Inoffiziell: die ganz große 
Koalition und Kooperation 
Der Bericht des Immunitätsausschusses 
ist das Ergebnis jahrelanger verkrampf- 
ter Bemühungen parteipolitischer Geg- 
ner, zu denen an dieser Stelle nur Eck- 
punkte angemerkt werden sollen.18 Am 
Ende der vorigen Legislaturperiode hat- 
te der Immunitätsausschuß bereits ein- 
mal die Überprüfung Gregor Gysis ab- 
geschlossen. Er war zu dem Ergebnis 
gekommen, daß eine ,,inoffizielle Tätig- 
keit Dr. Gysis für das MfS nicht erwie- 
sen" sei (53). Daraus ist jetzt gemacht 
worden, damals sei der Ausschuß zu 
dem Ergebnis gelangt, ,,eine inoffizielle 
Tätigkeit Dr. Gysis für das MfS sei nicht 
mit letzter Sicherheit zu erweisen." (5) 

Beschämend sowohl 
für den Immunitäts- 
ausschuß als auch 
für die Behörde des 
Bundesbeauftragten 
sind die inoffiziellen 
Kontakte und 
Absprachen zwi- 
schen ihnen. A u f  
derselben Linie lag 
die dauernde 
Kungelei m i t  Teilen 
der Presse. 
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hartz auf die Gauck-Behörde. 

Was wäre mi t  den 
Methoden des 

Immunitätsausschus- 
ses und  der Unter- 

stützung von Herrn 
Gauck wohl aus 

Stolpes Akten 
herausgelesen 

worden? 

Beschämend sowohl für den Im- 
munitätsausschuß als auch für die Be- 
hörde des Bundesbeauftragten sind 
die inoffiziellen Kontakte und Abspra- 
chen zwischen ihnen. Spitzenleistung 
war in diesem Zusammenhang der 
Versuch des damaligen Berichterstat- 
ters der CDUICSU, ,,behördlicherseits 
... parallel zur Auskunft bzw. zur ,gut- 
achterlichen Stellungnahme' eine 
Strafanzeige ... (Mandantenverrat)" er- 
statten zu lassen1g (s. Abbildung). Auf 
derselben Linie lag die dauernde Kun- 
gelei mit Teilen der Presse, die stets vor- 
zeitig mit vertraulichem Material, sei es 
von Ausschußmitgliedern, sei es aus 
der Behörde versorgt wurden. 

Weniger transparent hingegen 
waren Verfahren und ausgewertete 

Dokumente für die Normalsterblichen 
unter den Bundestagsabgeordneten, 
in deren Namen der Immunitätsaus- 
schuß seineTätigkeit entfaltete. Zu kei- 
nem Zeitpunkt fand eine Diskussion im 
Plenum statt, fraktionsintern gab es je- 
denfalls bei der SPD keine Aussprache. 
In aller Stille hatte sich um die Vorlage 
des gemeinsamen Berichtsentwurfs 
eine ganz große Koalition aus CDUI 
CSU, SPD und Grünen gebildet. 

Neben der PDS-Vertreterin verwei- 
gerte überraschend nur der Abgeord- 
nete Jörg van Essen (FDP) seine Zu- 
stimmung und legte einen eigenen 
Entwurf vor. Er hatte sich fortbeste- 
hende vernünftige Zweifel daran, daß 
eine Tätigkeit Gysis für das MfS nach- 
gewiesen sei, nicht ausreden lassen. 
Davor hat ihn gewiß der Respekt vor 
der eigenen juristischen ,,Professiona- 
lität" als Oberstaatsanwalt a. D. be- 
wahrt. 

Daß die Vertreterin der Grünen 
den Ausschußbericht voll mitgetragen 
hat, daß sie auch an den Absprachen 
mit der Gauck-Behörde beteiligt war, 
ist Ausdruck dafür, daß die Mehrheit 
ihrer Bundestagsfraktion sich nach An- 
erkennung als eine ganz normale Par- 
tei sehnt. Sie will sich endlich auf den 
Stühlen der Regierung etablieren und 
ordnet sich deshalb in die Einheitsfront 
einer ganz großen Koalition ein. Bei 
Gysi geht es ihr nicht um demokrati- 
sche Rechte und den Schutz von Min- 
derheiten, auch parlamentarischen 
Minderheiten, sondern darum, eine 
konkurrierende Kraft aus dem Parla- 
ment zu drängen. 

Nicht anders ist das beim Ob- 
mann der SPD, Dr. Uwe Küster (Mag- 
deburg). Die Sozialdemokratie wäre 
aber gut beraten, ihr entsprechendes 
Verhalten für die Zukunft noch einmal 
zu bedenken. Es wirkt auf Dauer nicht 
übermäßig glaubwürdig, einen Gysi 
zu verdammen und mit einem Über- 
Vater Stolpe an der Spitze in den 
Wahlkampf zu ziehen. Was wäre mit 
den Methoden des Immunitätsaus- 
schusses und der Unterstützung von 
Herrn Gauck wohl aus Stolpes Akten 
herausgelesen worden? Und was ist 
mit der erneuten Etablierung des 
Magdeburger Modells und dessen 
angekündigter Übertragung auf 
Mecklenburg-Vorpommern und Thü- 
ringen? Angesichts der plakatierten 
,,roten Hände" und der Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs gegen Stolpe 
müßte auch der naivste der SPD-Ab- 
geordneten endlich begreifen: Die 
Kampagne gegen Gysi richtet sich 
auch, ja vor allem gegen einen Politik- 
wechsel unter Führung der SPD. 
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In der Sache verfassungsgericht- 
lich nicht geprüft ... 
Auch nach Auffassung der Hälfte des 
2. Senats des Bundesverfassungsge- 
richts verletzen die letzten vier Sätze 
des Berichts Gregor Gysi in seinen ver- 
fassungsmäßigen Rechten aus Artikel 
38 des Grundgesetzes: 

,,Dr. Gysi hat seine herausgehobe- 
ne berufliche Stellung als einer der we- 
nigen Rechtsanwälte in der DDR ge- 
nutzt, um als Anwalt auch internatio- 
nal bekannter Oppositioneller die poli- 
tische Ordnung der DDR vor seinen 
Mandanten zu schützen. Um dieses 
Ziel zu erreichen, hat er sich in die Stra- 
tegien des MfS einbinden lassen, 
selbst an der operativen Bearbeitung 
von Oppositionellen teilgenommen 
und wichtige Informationen an das 
MfS weitergegeben. Auf diese Er- 
kenntnisse war der Staatssicherheits- 
dienst zur Vorbereitung seiner Zerset- 
zungsstrategien dringend angewie- 
sen. Das Ziel dieser Tätigkeit unter Ein- 
bindung von Dr. Gysi war die mög- 
lichst wirksame Unterdrückung der de- 
mokratischen Opposition in der DDR." 
(50) 

Da bei Stimmengleichheit eine 
Maßnahme nicht für verfassungswid- 
rig erklärt werden kann, hat Gysi sei- 
nen Organstreit dennoch in vollem 
Umfang verloren. Zu recht ist aber von 
einer nur knappen Niederlage, einem 
halben Sieg die Rede gewesen. Denn 
auf die letzten Sätze kam es ja denjeni- 
gen gerade an, die Gysi persönlich und 
beruflich treffen, die ihn und mit ihm 
seine Partei aus dem Bundestag hin- 
auskatapultieren wollen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat- 
te sich schon 1 99620 kritisch mit der 
Möglichkeit der Überprüfung von Ab- 
geordneten auseinandergesetzt und 
festgestellt: 

„Die Mitglieder des Deutschen 
Bundestags haben durch das Wähler- 
votum den Status eines unabhängi- 
gen Abgeordneten erlangt. Diesen 
Status hat der Bundestag zu achten. 
Er ist grundsätzlich gehindert, das 
Verhalten eines Abgeordneten vor 
der Wahl, soweit es nicht zulässiger- 
weise seine Wählbarkeit ausschließt, 
zum Anknüpfungspunkt eines beson- 
deren Überpr~fun~sverfahrens zu 
m a ~ h e n . " ~ '  

Bis zur Vereinigung kannten das 
Grundgesetz und die bundesdeut- 
sche Verfassungswirklichkeit solche 
Überprüfungen nicht.22 Das Bundes- 
verfassungsgericht hält sie nur aus- 
nahmsweise im Rahmen des Über- 
gangs von der Diktatur zur Demokra- 
tie im Hinblick auf eine frühere Tätig- 
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Branchen und Infrastrukturen nach 
Kriterien einer nachhaltigen Wirt- 
schaftsweise umzugestalten. Die 
Kampagne der IG-Metall zu ökolo- 
gisch schädlichen Lösungs- und Reini- 
gungsmitteln in Metallbetrieben oder 
die Initiativen der Arbeitskreise zur 
,,alternativen Produktion" aus den 
80er-Jahren geben einen Hinweis auf 
das schlummernde Potential für de- 
mokratische Gegenmacht als auch 
aktive Gestaltungspolitik für den öko- 
logischen Umbau aus dem lnnern der 
Betriebe. Dieses heute weitgehend 
verschüttete und vergessene Potential 
gilt es in einer Zeit zu aktivieren, w o  
alle Welt von notwendiger Innovati- 
on, von motivierten Beschäftigten 
und größeren Entscheidungsspielräu- 
men der Arbeitnehmerlnnen als Vor- 
aussetzung wirtschaftlichen Erfolgs 
nur redet. Erweiterte individuelle und 
kollektive Mitbestimmungsrechte (Ar- 
beitsverweigerungsrecht bei gesund- 
heitsgefährdenden Arbeitsbedingun- 
gen, Ausdehnung der betrieblichen 
Mitbestimmung auf Umweltfragen, 
Einführung einer ,,dritten Bank" für 
Umwelt- und Fraueninteressen in den 
Aufsichtsräten von Großunterneh- 
men) könnten einen Schub für eine 
arbeitnehmerlnnenorientierte ökolo- 
gische lndustriepolitik auslösen, der 
für den Umbau mindestens ebenso 
bedeutsam ist wie die Einführung von 
Ökosteuern. 

3. Wirtschaftspolitische Einbin- 
dung 
Ökosteuern und Konzepte einer öko- 
logischen Steuerreform sind heute 
bei großen Teilen der Bevölkerung 
mit der Angst vor Arbeitsplatzverlust 
und höheren Belastungen verbun- 
den. Es ist deshalb nicht möglich, 
nur auf positive Wirkungen durch 
die Preissignale der Ökosteuer (Ver- 
teuerung des Energie- und Ressour- 
cenverbrauchs) zu setzen. Vielmehr 
muß sie in einen konzeptionellen Zu- 
sammenhang mit verschiedenen In- 
strumenten der Modernisierung, Hu- 
manisierung und Demokratisierung 
der Wirtschaft und der Lösung der 
Jobkrise gestellt werden. Der ökolo- 
gische Umbau kann wirtschaftlich 
und beschäftigungspolitisch erfolg- 
reich werden, wenn er zu einer dra- 
stischen Reduktion des Ressourcen- 
einsatzes führt. Eine bloße Entkop- 
pelung von Wirtschaftswachstum 
und Energiewachstum reicht dafür 
nicht aus. Notwendig ist daher der 
gezielte Substitutionswettbewerb, 
der umweltschädliche Produkte zu- 
rückdränqt, neue enerqie- und res- 

sourceneffenziente, insbesondere 
solare Zukunftsmärkte erschließt und 
mehr Beschäftigung ermöglicht. 

4. Schrittweise steigende 
Energie- und Ressourcenver- 
brauchssteuern 
Als Einstieg in eine ökologische Steu- 
erreform ist die Einführung einer Pri- 
märenergiesteuer, die Erhöhung der 
Mineralölsteuer und der Abbau um- 
weltschädigender Steuersubventio- 
nen notwendig (z.B. bei Flugbenzin, 
landwirtschaftlichen Betriebsstoffen 
etc.). Die schrittweise steigende Be- 
steuerung von Energieträgern bietet 
zudem eine Besteuerungsgrundlage, 
die ein dauerhaft hohes Steuerauf- 
kommen bereitstellen kann. Hierauf 
kann eine ökologische Reform des 
Steuersystems aufbauen, die Ener- 
gie- und Ressourcenverbrauchssteu- 
ern zu einem bedeutsamen Pfeiler 
des Steuersystems neben Steuern auf 
Einkommen aus Kapital und Arbeit 
macht. Ökosteuern müssen dabei so 
bemessen sein, daß sie zu einer spür- 
baren Mehrbelastung umweltschädi- 
gender und ressourcenintensiver Ver- 
haltensweisen, Konsumformen und 
Produktionen führen. Sie müssen im 
Zeitverlauf in kalkulierbaren Schritten 
ansteigen, um so Impulse für ener- 
gie- und ressourceneffiziente Inno- 
vationen und Verhaltensänderungen 
zu geben. 

5. Zielgerichtete Verwendung 
des Ökosteueraufkommens 
Weil die Klima-Reduktionsziele von 
Rio und die in diversen Studien (Sus- 
tainable Europe, Zukunftsfähiges 
Deutschland etc.) quantifizierten Zie- 
le für nachhaltiges Wirtschaften 
nicht allein durch veränderte Preissi- 

gnale herbeigeführt werden können, 
sind gezielte Förderprogramme in 
Leitbereichen des ökologischen Um- 
baus (Energie- und Verkehrswende, 
Abfallwirtschaft, sanfte Chemie, 
Agrarwende usw.) unverzichtbar. Sie 
müssen in einem Ökologischen Zu- 
kunftsinvestitionsprogramm gebün- 
delt werden. Der damit verbundene 
erhebliche lnvestitionsbedarf ist auch 
der Grund, warum eine ökologische 
Steuerreform nicht aufkommensneu- 
tral durchgeführt werden kann. Ins- 
besondere sprechen wir uns dage- 
gen aus, die ökologische Steuerre- 
form mit einer Reform der Einkom- 
mensteuer zu verkoppeln. Diverse 
Modelle und Konzepte der letzten 
Monate zeigen, daß eine die unteren 
und mittleren Einkommensschichten 
entlastende Einkommensteuerre- 
form möglich ist, indem die Bemes- 
sungsgrundlage für Einkommens- 
steuern durch Streichung von Steu- 
erprivilegien und -schlupflöchern 
verbreitert wird. 

Das Aufkommen aus Ökosteuern 
sollte deshalb vorrangig für folgende 
Bereiche verwendet werden: 

die Finanzierung von Förderpro- 
grammen des ökologischen Umbaus 
(ÖkoZIP) und eines ,,internationalen 
Klimafonds", mit dem ökologische 
Umbauprogramme in Osteuropa und 
der Dritten Welt gefördert werden 
sollen; 

ein ,,Sondervermögen Arbeit und 
Umwelt", das ökologisch verträgli- 
che Beschäftigung im Sozial-, Ge- 
sundheits-, Bildungs- und Kulturbe- 
reich, den Aufbau eines ,,solidarwirt- 
schaftlichen Sektors" der Ökonomie 
anschiebt und fördert und das Mittel 
für Ausgleichsprogramme für öko- 
steuerbedingte besondere Belastun- 

Eine ganzheitliche 
Strategie des 
ökologischen 
Umbaus verbindet 
staatliche Eingriffe 
m i t  zivilgesellscha fi- 
licher Mobilisierung 
und Selbsisteue- 
rung. 

Foto Christian Kiel (Meerbusch)  
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Ökologische 
Steuerreform 

1. Strategischer Einstieg in den 
ökologischen Umbau 

Ökosteuern sind 
keine ,,politikneutra- 

le" Antwor t  auf  die 
Umweltkrise, deren 

Durchsetzung 
lediglich eine Frage 

der Vernunft und  
des guten Willens 

ist. 

D ie Diskussion um Ökosteuern 
und ökologische Steuer- 

reform rnuß sich der Erkennt- 
nis stellen, daß wir es mit einer globa- 
len Strukturkrise der kapitalistischen 
lndustriegesellschaften zu tun haben, 
und nicht lediglich mit der mangel- 
haften Wettbewerbsfähigkeit des ei- 
nen oder des anderen Standorts. Eine 
,,linke" lnnovationsstrategie, die nur 
dafür sorgen will, daß ,,wirJ' (Deutsch- 
land, Europa) künftig die Spitzenrei- 
ter im Export von Ökokühlschränken, 
Photovoltaikanlagen und Niedrigen- 
ergiehäusern werden, würde zu kurz 
greifen. Die ,,Gruppe von Lissabon" 
fordert mit Recht den Abschied vom 
Dogma der ,,Wettbewerbsfähigkeit" 
als Voraussetzung einer neuen Politik, 
die zur globalen Kooperation auf aus- 
gesuchten, nur gemeinsam zu bewäl- 
tigenden Problemfeldern hinführt. 
Eine nachhaltige Entwicklung erfor- 
dert eine grundsätzliche Änderung 
unserer Produktionsweise. Sie ist 
ohne Aufhebung neokolonialer Ab- 
hängigkeiten nicht zu lösen. 

Ökosteuern sind keine ,,politik- 
neutrale" Antwort auf die Umwelt- 
krise, deren Durchsetzung lediglich 

eine Frage der Vernunft und des gu- 
ten Willens ist. Sie sind ein strategi- 
scher Einstieg für einen Kurswechsel 
in der Wirtschaftspolitik, die sich 
nicht dem Diktat des Weltmarkts 
fügt. Ein zentrales Ziel einer ökologi- 
schen Steuerreform ist es, die Öko- 
nomie politisch zu gestalten und den 
Primat der Politik durchzusetzen. Der 
Primat der Politik kann nur auf de- 
mokratische Weise zum Zuge kom- 
men. 

Der ökologische Umbau muß mit 
einer Ausweitung demokratischer 
Teilhaberechte der Bevölkerung ein- 
hergehen (Informations- und Akten- 
einsichtsrechte, Verbandklagerechte, 
Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und Technikfolgenabschätzungen 
u.v.m.). Die Erfahrung zeigt, daß Stra- 
tegien zu kurz greifen, die sich am 
Menschenbild des ,,homo oeconomi- 
cus" orientieren - der Mensch als En- 
semble wirtschaftsrationaler Motive. 
Nur weil die Preise für umweltschädi- 
gende Produkte wie z.B. PS-starke Lu- 
xuslimousinen durch eine ökologische 
Politik steigen werden, verschwindet 
nicht die mit  diesen Produkten ver- 
bundene Sehnsucht nach Status und 
Anerkennung und die Motivation, 
auch als Normalverdiener dafür zu 
sparen. Der ökologische Umbau und 
die ökologische Steuerreform werden 
nur Erfolg haben, wenn es gelingt, 
bei den Menschen die Lust auf ein 
neues Wohlstandsmodell, Neugierde 
statt Angst vor Veränderungen und 
eine neue Vision des „Gut leben statt 
viel haben" zu wecken. Als bloß passi- 
ve ,,Revolution von oben" kann die 
ökologische Steuerreform schnell im 

Gestrüpp erster Widerstände und 
aufgestauter Frustrationen auf hal- 
bem Wege steckenbleiben. 

2. Elemente einer ganzheitlichen 
Umbaustrategie 
Nationale oder europaweit eingeführ- 
te Ökosteuern müssen als Teilinstru- 
ment einer ganzheitlichen Strategie 
des ökologischen Umbaus betrachtet 
werden. Diese verbindet staatliche 
Eingriffe mit zivilgesellschaftlicher 
Mobilisierung und Selbststeuerung. 

Zum Bereich staatlicher Eingriffe 
gehört das Ordnungsrecht, um 
marktregulierende Rahmenvorgaben 
zu setzen (Schadstoffgrenzwerte, Ge- 
und Verbote, aber auch politische 
Vorgaben wie der Atomausstieg, In- 
tegrierte Ressourcenplanung, demo- 
kratische Energieaufsicht etc.), ohne 
die auch die Preissignale der Ökosteu- 
ern kaum in die erwünschte Richtung 
wirken würden. In der Bundesrepu- 
blik rnuß die jahrelang aufgeschobe- 
ne Wärmenutzungsverordnung (effi- 
ziente Nutzung von Abwärme in in- 
dustriellen Prozessen) auf den Weg 
gebracht werden. Sie bewirkt einen 
Schub zu mehr Energieeffizienz und 
schafft gleichzeitig neue Arbeitsplät- 
ze. 

Ein zivilgesellschaftliches Element 
ist eine bewußte Konsumwende - 
denn der Abschied vom Auto ist 
nicht nur eine Frage der Kosten, son- 
dern der Veränderung einer Lebens- 
weise und der fordistischen Massen- 
kultur. 

Die Erweiterung demokratischer 
Teilhaberechte in der Wirtschaft ist 
eine weitere Voraussetzung, um 

BONN APART 

keit oder Verantwortunq für das MfS tel der politischen Auseinanderset- lieh-negative Handlungen zu erwarten 

für zulässig. Wegen der-~efahr eines zung gebraucht, um den betroffe- S. 271) 
,,imperialistische und andere nichtsoziali- 

Mißbrauchs müßten aber ein rechts- nen Abgeordneten zu diskreditie- stische Saaten und Territorien, gegen die 
staatliches Verfahren, das Erfordernis ren."28 Ja, so ist es. Und der Verdacht ~ Z W .  V O ~  denen aus ... politisch-operative 
einer qualifizierten Mehrheit und ist beqründet. Nur: Die ganzen vor- Maßnahmen durch das MfS ... durchge- 

,,von der Verstrickung des Abgeord- 
neten eine so sichere Überzeugung" 
gegeben sein, „daß vernünftige Zwei- 
fel an der Richtigkeit der Feststellung 
ausgeschlossen sind. ... Mutmaßun- 
gen sind ihm (dem Ausschuß) ver- 
wehrt."23 

Der Verfahrensbevollmächtigte 
von Bundestag und Ausschuß, Prof. 
Dr. Wolfgang Löwer, kämpfte gegen 
eine inhaltliche Prüfung durch das 
Gericht: Das Überprüfungsverfahren 
ähnele der Arbeit der Untersu- 
chungsausschüsse. Der insoweit 
maßgebliche Artikel 44 Abs. 4 des 
Grundgesetzes bestimme aber: „Die 
Beschlüsse der Untersuchungsaus- 
schüsse sind der richterlichen Erörte- 
rung entzogen. In der Würdigung 
und Beurteilung des der Untersu- 
chung zugrunde liegenden Sachver- 
halts sind die Gerichte frei." Die feh- 
lende gerichtliche Prüfbarkeit solle 
,,jedermann verdeutlichen, daß es 
sich nicht um einen justitiellen Akt 
handelt, der für die Ermittlung der 
Wahrheit die Dignität24 richterlicher 
Professionalität für sich in Anspruch 
nehmen könnte.''25 Das Gleiche gelte 
für Beschlüsse des Immunitätsaus- 
Schusses in Überprüfungsangelegen- 
heit. 

Auch das Bundesverfassungsge- 
richt hat eine verfassungsgerichtliche 
Prüfung des Berichts in der Sache aus- 
qeschlossen: „Die vom Antraqsteller 

angegangenen Operationen des 
Ausschusses dienten doch nur dazu, 
die Schlußpassagen aufzubauen. 
Auch zu den Einzelkomplexen ent- 
hält der Bericht überwiegend keine 
Feststellungen, sondern Mutmaßun- 
gen. 

Der Stasi keine Macht ... 
Wenn das Verfassungsgericht auch 
zukünftig derartige Berichte nicht in 
der Sache prüfen will, wofür manches 
spricht, bleibt nur eine Möglichkeit, 
um die Rechte einzelner Abgeordne- 
ter und kleinerer Gruppen vor der Ar- 
roganz der ganz großen Mehrheit zu 
schützen: Im Lichte der jetzt gemach- 
ten Erfahrungen rnuß erkannt wer- 
den, daß ein Mißbrauch durch Ver- 
fahrensvorschriften nicht ausge- 
schlossen werden kann und daß des- 
halb das Überprüfungsverfahren mit 
dem Grundgesetz gänzlich unverein- 
bar ist und wieder abgeschafft wer- 
den rnuß - und ohne jeden Verlust 
auch abgeschafft werden kann, da ja 
die Feststellungen des Immunitäts- 
ausschusses nach eigener Rechtsauf- 
fassung für sich nicht einmal die 
Dignität in Anspruch nehmen kön- 
nen, die jedem amtsgerichtlichen Ur- 
teil eigen ist. 

Das freie Mandat jedes demokra- 
tisch gewählten Bundestagsabgeord- 
neten rnuß wieder befreit werden von 
den unseliqen Deformierungen, die 

ruhrt werden." (Wörterbuch, S. 264) 
,,Glaubhafter Vorwand, durch den Perso- 
nen in der operativen Arbeit über die 
wahren Ziele und Absichten des MfS ge- 
täuscht werden ..." (a.a.0. S, 233) 
Eine IM-Vorlauf-Akte wurde angelegt und 
registriert, wenn die Absicht bestand, 
eine Person als IM zu werben. Nach er- 
folgreicher Werbung und Verpflichtung 
erfolgte mit  Zustimmung des jeweiligen 
Vorgesetzten eine Umregistrierung. ,,Die 
Abteilung XI1 händigte dann den Teil II 
der Akte an den IM-führenden Mitarbei- 
ter aus." (vgl. Helmut Muller-Enbergs: 
Normative Grundlagen des MfS für die 
Arbeit mit IM, in: Materialien der Enque- 
te-Kommission ,,Aufarbeitung von Ge- 
schichte und Folgen der SED-Diktatur in 
Deutschland" Bd. VIII, S. 483 f.) 
,,Prozeß der Vorgangsbearbeitung, in dem 
der Verdacht strafbarer Handlungen 
(Staatsverbrechen oder operativ bedeutsa- 
men Straftat der allgemeinen Kriminalität) 
... geklärt wird." (Wörterbuch, S. 273) 

'O ,,Gesellschaftlicher Mitarbeiter für Sicher- 
heit (GMS): Bürger der DDR mit einer 
auch in der Öffentlichkeit bekannten 
staatsbewußten Einstellung und Haltung, 
der sich für eine vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit mit dem MfS bereit erklärt ..." 
(Wörterbuch, S. 145) 

l 1  vgl. Müller-Enbergs, a.a.0.. S. 463 ff., in- 
bes. 5. 467f. 

l 2  Teil II der IM  Akten mit den schriftlichen 
Berichten des IM und den Treffberichten 
gemäß den Durchführungsbestimmun- 
gen zu den Richtlinien 1/68 und 1/79, ab- 
gedruckt in: Müller-Enbergs: Inoffizielle 
Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit, in: Materialien der Enquete- 
Kommission ,,Aufarbeitung von Ge- 
schichte und Folgen der SED-Diktatur in 
Deutschland" Bd. VIII, S. 288f. bzw. 378 

j 3  So aber der Berichtsentwurf des parteipo- 

in den Mittelpunkt gerückten Rügen, die antithetischen Zwillinge Mielke litisch 

mit denen er die Feststellung, Würdi  und Gauck der Verfassungswirklichkeit d:h " ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ s i : ~ ~ ~ s E ~ ~ b " ~ ~ ;  > ,  

gung und Beurteilung der Tatsachen aufgenötigt haben! SPW nicht erwiesen festqestellt" werde. Er 

angreift, sind der verfassungsgericht- 
lichen Prüfung entzogen ... Die zu 
den Feststellungen führenden Gedan- 
kengänge sind dargestellt und genü- 
gen damit dem Begründungserfor- 
dernis.'jz6 Das Kriterium des Beschlus- 
ses von 1996, daß ,,vernünftige Zwei- 
fel an der Feststellunq ausgeschlossen 

gekürzte Fassung eines Beitrags in dem 
von Jochen Zimmer herausgegebenen 
,,Gauck-Lesebuch", das im September 
beim Eichborn-Verlag erscheinen wird. 
Bericht des Ausschusses fur Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung 
zu dem Überprufungsverfahren des Ab- 
geordneten Dr. Gregor Gysi (BT-Drs. 131 
10893). Seitenanqaben in Klammern be- 

wurde im Juni 1997 bekannt, dann aber 
hektisch aus dem Verkehr gezogen. (vgl. 
Stellungnahme Gysi, Bericht. S. 52) 
Ergänzender Bericht, S. 10 
daselbst S. 11 
bestätigt in der Antwort der Bundesregie- 
rung auf meine mundliche Anfrage (Ple- 
narprotokoll 131237. 5. 21 808) 
Müller-Enbergs, Inoffizielle Mitarbeiter, S. 
3 4 r - - 
I 1 3  

sind," wird stillschweigend aufgege- ziehen sich im folgenden auf diesen Be- 18 vgl, hierzu den ~~i~~~~ von ~ ~ ~ i ~ l ~  ~~h~ . , 
ben bzw. darauf reduziert, daß der ricnt. in dem ,,Gauck-Lesebuch" 

ROger Engelmann: Zum Wert der MfS-Ak- 19 vgl, das Schreiben des Gauck.Mitarbeiters ,,seine sichere ten, in: Materialien der Enquete.Kommis. Klaus Richter vom 08. Mai 1995 Überzeugung darlegt.''27 Damit wird sion ,.Aufarbeitung von Geschichte und 20 NJW 1996, 2720 
der notwendige Schutz gegenüber ei- Folgen der SED-Diktatur in Deutschland" „ i\llW 

nem Mißbrauch der Kollegialenquete 
zurückgenommen. 

Die eine Hälfte des Senats prüfte 
am Ende dann aber doch in  der Sa- 
che: „Die Schlußpassage enthält kei- 
ne Feststellungen, sondern Mutma- 
ßungen." Sie „ist daher geeignet, 
den Verdacht zu nähren, das Über- 
prüfungsverfahren werde als ein Mit- 

Bd. VIII. S 271f. 
Das Worterbuch der Staatssicherheit, 
Hg.: Bundesbeauftragter fur die Unterla- 
gen des Staatssicherheitsdienstes, S. 31 1 
Eine ,,Operative Personenkontrolle" dien- 
te entweder der ,.Erarbeitung eines Ver- 
dachts" einer Straftat oder dem ..Erken- 
nen von Personen mit feindlich-negativer 
Einstellung bzw. operativ bedeutsamen 
Verbindungen und Kontakten, von denen 
unter bestimmten Bedingungen feind- 

, . . . , . . , 

Der Fall Steinerwienand bezog sich auf 
Vorgänge während der Zugehörigkeit 
zum Bundestag. 
NJW, S. 2722 
hoher Rang, (Amts-)Würde 
Schriftsatz Prof. Löwervom 23.06.98, S. 41 
Urteil des Bundesverfasssungserichts vom 
20 07.98, S. 25f. 
daselbst, S. 33 
daselbst, S. 38f. 

Das freie Mandat 
jedes demokratisch 
gewählten Bundes- 
tagsabgeordneten 
rnuß wieder befreit 
werden von den 
unseligen Deformie- 
rungen, die die 
antithetischen 
Zwillinge Mielke und 
Gauck der Verfas- 
sungswirklichkeit 
aufgenötigt haben! 
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,,Innovation und Gerechtigkeit" lautet der zentrale Wahl- 
kampfslogan der SPD. Im Mittelpunkt der Berichte der Zu- 
kunftskommission der Freistaaten Bayern und Sachsen wie 
auch der Friedrich-Ebert-Stiftung steht ebenfalls das Inno- 
vationsthema.' So fordert die Freistaaten-Kommission die 
unternehmerische Wissensgesellschaft (BayernISachsen) 

als Kern einer Erneuerungsstra- 
Eine Debatte um Erneuerung, Moder- tegie. Die FES benennt als er- 

nisierung und Innovation von Wirt- stes Projekt die Verbesserung 
der Innovationsfähigkeit und 

Schaft und Gesellschaft jenseits die Stärkung der Humanres- 

kapitalorientierter Verengungen ist SOUrCen~ Ähnliches wird auch 
aus dem Unternehmerlager 

notwendig. laut. Die Innovation - sprich 
das ,Neue' - soll in die Welt 

kommen. (siehe die von Lars Neumann und Hanna Mar- 
quas verfaßte Rezension des Buches von Pierer und 
Oetinger). 

lnnovation als Problemlösung? 
Glaubt man diesen Slogans und Einschätzungen, haben 
wir in Deutschland - aber auch in der ganzen Welt - das 
Problem, nicht innovativ genug zu sein. Wenn wir schnel- 
ler Neues entwickeln und umsetzen würden, wären wich- 
tige Zukunftsfragen wie die Beseitigung der Massenar- 
beitslosigkeit oder die Durchsetzung einer sozial und öko- 
logisch nachhaltigen Entwicklung wenn vielleicht nicht 
ganz, so aber zumindest weitgehend gelöst. Falls doch 
noch einige Marginalisierte übrig bleiben sollten, wird für 

diese eben ein Niedriglohnsektor eingerichtet. Damit soll 
die gesellschaftliche Spaltung zwar nicht überwunden, 
aber zumindest politisch befriedet werden, damit sie die 
Reproduktionsfähigkeit des Systems nicht gefährdet. Und 
wer sich trotz dieser lntegrationsangebote nicht einfügen 
will, für den werden unter dem Stichwort ,,Innere Sicher- 
heit" die repressiven Elemente der Staatsgewalt verfeinert. 

Bei genauerem Hinsehen zeigt sich jedoch, daß der 
über die Lager hinweg verwendete neoliberal geprägte In- 
novationsbegriff höchst einseitig ist. Dreh- und Angel- 
punkt ist eine Technikzentriertheit, die an die alte Vorstel- 
lung anknüpft, jegliche Probleme mittels neuer Technologi- 
en lösen zu können. Dies wird mit den Anforderungen der 
internationalen Standortkonkurrenz verbunden. Die füh- 
renden multinationalen Unternehmen sollen in die Lage 
versetzt werden, in der Triade-Konkurrenz besser bestehen 
zu können. Kriterium für die Sinnhaftigkeit von lnnovation 
ist somit nicht die Lösung gesellschaftlicher Probleme, son- 
dern die Steigerung von Profit und die Verbesserung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Damit einhergeht 
die Fortsetzung des seit Mitte der 80er Jahre andauernden 
Trends, die Politik systematisch zurückzudrängen und ge- 
sellschaftliche Steuerungsaufgaben Marktmechanismen zu 
überantworten und damit unter Kontrolle der führenden 
Kapitalgruppen zu geben. 

Diesem verkürzten und kapitalorientierten Innovations- 
begriff wollen wir mit den folgenden Beiträgen ein Ver- 
ständnis gesellschaftlicher Erneuerung und Modernisie- 
rung entgegensetzen, welches an unser Innovationsver- 
ständnis, wie wir es schon 1989 in den 53 Thesen des Pro- 
jekts Moderner Sozialismus formuliert haben, anknüpfen. 
Demnach soll lnnovation zwar einerseits die mit neuen 
technologischen Entwicklungen verknüpften neuen Pro- 

* Dr. Joachim Schuster, Politikwissenscha~ler, Mitglied der spw-Redaktion; Thomas Westphal, 
Mitherausgeber der spw blemlösungsmöglichkeiten und Gestaltungschancen auf- 

mentieren." Ihre Antwort auf diesen gesellschaftlichen 
Autismus ist ,,DasNeue". 

Gleichzeitig sind sich beide Herausgeber darüber im 
Klaren, daß eben dieses Neue nicht ohne weiteres zu ih- 
nen kommt - „der gemeinsame Nenner ist das schöpferi- 
sche Zusammentreffen unterschiedlichster Elemente an 
einem Brennpunkt, an dem ungeheure menschliche 
Spannungen auftreten, mit dem das Neue ringen muß, 
wenn es zu uns will." Sie entwerfen eine Gesellschaftsper- 
spektive mit einem gesunden ,,Groß- und Kleinklima". Die 
Gemeinsamkeit beider Systeme ist im ,,kreativen Spiel" zu 
finden. Dieses kreative Spiel ist nichts anderes als ,,scharfer 
Wettbewerb. der anreizt". 

Das unternehmerische Individuum 
Das gesunde Kleinklima als Keimzelle des Neuen konstitu- 
iert sich auf individueller Selbstverantwortung und einem 
unternehmerischen Geist. „Das große unerschlossene Po- 
tential kreativer und unternehmerischer Menschen wird 
das Schicksal unserer Wirtschaft bestimmen." Sie fordern 
individuelles Risiko (das entsprechend belohnt werden 
muß) und kreativen Geist in freien Organisationen. Auch 
wenn ,,in jedem Menschen in gewissem Grad ein Unter- 
nehmer steckt", ,,wird diese Anlage leider sozial ziemlich 
schnell zugeschüttet". Die Auswirkungen auf den Einzel- 
nen beschreiben sie klar und deutlich: ,,Weil jeder sein Le- 
ben und seinen Unterhalt viel stärker in die eigenen Hän- 
de nehmen muß, sollte er befähigt werden, sein Geld sel- 
ber zu verdienen, aber auch größere Lohn- und Einkom- 
mensdifferenzierungen und stärkere Ungleichheiten ak- 
zeptieren." An dieser Stelle ist der Verbindungsschlüssel 
zwischen gesundem Klein- und Großklima nicht nur durch 
das System, sondern erst recht durch die Inhalte der Bil- 
dung zu sehen. Die wichtigste Aufgabe des Staates ist es 
demnach, Schulen und Hochschulen so auszurichten, 
„daß sie der Jugend jene Haltung und Fähigkeit vermit- 
teln", die diese in Zukunft brauchen. 

Geistige Führung 
Im Mittelpunkt eines gesunden Großklimas steht also eine 
neue gesellschaftliche Grundhaltung. Sie beschreiben ein 
Großklima der Zukunft, das für Technik und Fortschritt, für 
ein neues Unternehmertum und Risikofreudigkeit steht. 
Hier übernimmt der Staat die zukunftsentscheidende ,,gei- 
stige Führung". Dem Bürger soll geholfen werden, den 
Wandel zu begreifen. Der Staat soll ,,ihm das optimistische 
Grundgefühl geben, daß dieser Wandel, bei allen Über- 
gangsschwierigkeiten, die Chance eröffnet, das menschli- 
che Leben materiell wie kulturell auf eine höhere Entwick- 
lungsstufe zu heben." Bei den Aufgaben, die der Staat dar- 
über hinaus übernehmen soll, sind sich die verschiedenen 
Autoren durchaus nicht einig. Einerseits steht die Vorstel- 
lung eines Türöffner-Staates im Raum, der den Weg mit 
konkreten Instrumenten zur lnformationsgesellschaft be- 
schleunigen kann. Dem steht die Ansicht von Jost Stoll- 
mann entgegen: ,,Die Führungskraft der Zukunft kann 
nicht mehr, als eine allgemeine Richtung vorgeben." Sie 
soll sich darauf verlassen, daß viele Leute das Richtige tun 
werden. In diesem Großklima sind nunmehr Innovationen 
gefordert, bei denen es nicht nur um neue Produkte geht, 
sondern um eine ,,Neuschöpfung von Wirtschaft, Politik 
und Kultur". 

Das Neue 
Die Kombination aus einer gesellschaftlichen Grundhal- 
tung, die dem Neuen gegenüber offen ist, und einem krea- 

tiven Geist, der in der Kooperation mit seiner Organisation 
frei und unternehmerisch handeln kann, wird somit span- 
nungsgeladen zum Neuen. 

Auch wenn von Pierer und von Oetinger am Ende ihres 
Buches über die Endlichkeit des Fortschritts philosophieren 
und eine globale ökologische Verantwortung anmahnen, 
sehen sie dennoch keine ,,Grenzen des Wachstums". Der 
Ausweg ist in der ,,ökonomischen Evolution" zu sehen. 
,,Das Neue verlangt nach radi- 
kalen Schritten" und sie ,,müs- ~ i ,  ~ ~ ~ b i ~ ~ t i ~ ~  aus einer gesell- 
Sen andauern, damit sich nicht 
zu früh ein trügerisches Gleich- schaftlichen Grundhaltung, die dem 
gewicht, d.h. Stillstand, ein- Neuen gegenüber offen ist, und ei- 
pendelt und wir wieder zurück- 
fallen." nem kreativen Geist, der in der Koope- 

Den Herausgebern Heinrich ration mit seiner Oraanisation frei und .., 
von Pierer und Bolko von 
Oetinqer ist mit diesem Proiekt 

unternehmerisch handeln kann, wird 

auch das gelungen, was Ger- somit spannungsgeladen zum Neuen. 
hard Cromme im Laufe seines 
Interviews für sein Unterneh- 
men anmahnt. Es ginge ihnen darum, den ,,Schatz zu he- 
ben, der im Know-how unserer Leute liegt." Jeder einzelne 
Akteur dieses Buches ist seiner ,,Eigenverantwortung" 
nachgekommen und hat sich an der eigenwilligen (und 
auch unreflektierten) Neuschaffung des Neuen beteiligt. 

Sicherlich sind in diesem Buch einige Aufsätze und In- 
terviews mit Interesse zu lesen - erst recht, wenn man über 
,,bisher unentdeckte Sphären" einen Eindruck gewinnen 
will. Bei einem Marktpreis von knapp 50,- DM ist aber eher 
die kurzweiligere Variante der Web-Page ,,http:ll 
dasneue.deU zu empfehlen. SPW 
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schung und Lehre weiterentwickelt werden. Der grund- 
legende Unterschied zur klassischen Form des For- 
schungstransfers ist hier die Entwicklung von .prozes- 
sualen Kenntnissen als Voraussetzung für Innovation. In 
diesem Sinne bedeutet Weiterbildung nicht ein Aufho- 
len von wissenschaftlichen und technischen Entwicklun- 
gen, sondern die Freisetzung von Kreativität und die 
gleichzeitige Befruchtung der Hochschule mit  berufs- 
praktischen Erfahrungen. 

Existenzgründung 
Die Existenzgründung aus der Hochschule heraus stellt 
einen zweiten wichtigen Beitrag zur Innovationsförde- 
rung an der Schnittstelle Hochschule/Wirtschaft dar. 

Notwendig ist die direkte 

Zukünftig wird die Realisierung eines Umsetzung 
und ökologischer Entwicklun- 

gerechten und lebenslangen An- gen unter umgehung der ri. 

spruchs auf Bildung eine entscheiden- giden und interessensgeleiten 
FuE-Arbeit der Großkonzer- 

de Voraussetzung zur Bewältigung 
„, Die ,,Mitnahme,, von an 

Zukünftig wird die Realisierung eines gerechten und 
lebenslangen Anspruchs auf Bildung eine entscheiden- 
de Voraussetzung zur Bewältigung der sozialen und 
ökologischen Herausforderungen darstellen. Die Gestal- 
tung sozialer und technologischer lnnovationsprozesse 
wird dabei in hohem Maße prägend sein für den Zu- 
sammenhalt der Gesellschaft, da sich an ihnen nicht 
zuletzt auch die Teilhabe an gesellschaftlichen Verände- 
rungsprozessen messen Iäßt - und das ist dann in der 
Tat ein ,,Mega-Thema". SPW 

' Tiemann, Heinrich: Innovationspolitik am Standort Deutschland 
- Ein Argumentationsleitfaden. In: FES - ,,Dialog Wirtschaft": 
Innovationspolitik am Standort Deutschland, Bonn 1997, S. 28. 
Heinrich Tiemann ist Leiter des Planungsstabes der Sozialdemo- 
kratisches Fraktion im Deutschen Bundestag 
Blättel-Mink, Birgit; Renn, Ortwin: Zwischen Akteur und Sy- 
stem, Opladen 1997. 
Soskice. David: Innovation strategies of companies: a compa- 
rative institutional approach of some cross-country diffe- 
rences. In: Zapf, Wolfgang; Dierkes. M.: lnstitutionenvergleich 
und lnstitutionendynamik. WZB-Jahrbuch 1994, Berlin, S. 271 
- 289 

der sozialen und ökologischen H ~ ~ ~ ~ ~ -  der Hochschule entwickelten " Bell, Daniel; Die nachindustrielle Gesellschaft; Frankfurt arn 
Main 1975, Seite 36 

forderungen darstellen. technologischen Konzepten Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und und die schnelle Umwand- Technologie; lnnovationen durch mehr Flexibilität und Wettbe- 
lung in marktreife Produkte werb. Leitlinien zur strategischen Orientierung der deutschen 

muß durch Risikokapitalabsicherung und durch neue Forschungslandschaft; Bonn, 11. Juli 1996, Seite 2 

unternehmerische Organisationsformen abgesichert ebd.,Seite4 ' ebd. 
werden. Denkbar ist die Beteiligung des Staates oder 8 siehe zu diesem Absatz hinsichtlich konkreter Umsetzungs. 
die Fondbildung zur Finanzierung neuer Unternehrnun- schritte ausführlich die entsprechenden Beschlüsse und Mate- 
gen im Rahmen regionaler Netzwerke. rialien des Juso-Landesverbandes NRW 

,, Wer nichts Neues bringt, 
muß den Weg frei 
machen" 
Wie kommt das Neue in die Welt? 
von Lars Neumann und Hanna Marquaß* 

Besprechung zu: H. v. Pierer; B. v. Oetinger: Wie kommt das 
Neue in die Welt?, Hanser-Verlag 1997, 336 S., 49,80 D M  

H einrich von Pierer, Vorsitzender des Vorstands der 
Siemens AG, und Bolko von Oetinger, der Senior 
Vice President der Boston Cunsulting Group, treten 

mit dem Buch ,,Wie kommt DasNeue in die Welt?" enga- 
giert gegen das ,Lamento der Gegenwart' und für eine 
,Zukunft des Neuen' ein. 

Die Herausgeber haben insgesamt 37 Autoren und In- 
terviewpartner ,,virtuell um einen runden Tisch" zusam- 

* Lars Neumann, Juso UB-Vorsitzender i n  Bochum; Hanna Marquaß, stellv. Juso UB-Vorsitzende 
i n  Bochum 

mengeführt, die darüber berichten, wie DasNeue „mit ih- 
nen in Berührung gekommen" ist. In Kurzberichten, Inter- 
views und längeren Artikeln schildern die Autoren, wie 
DasNeue in ihr persönliches Umfeld gekommen ist und 
welche Wirkungen es dort hatte. Im selben Buch schildern 
amerikanische Tänzer, wie sie neue Choreographien ent- 
wickeln; englische Filmemacher, wie das neue Kino von 
Morgen aussieht; deutsche Unternehmer, wie sie in ihrem 
Unternehmen lnnovationen ermöglichen; katholische 
Theologen, wie Beten und Arbeiten das Neue bringt; chi- 
nesische Architekten, wie der Streit zwischen linker und 
rechter Gehirnhälfte zum Neuen verhilft und schwedische 
Finanzminister a.D., wie die Politik des Neuen aussieht. M i t  
diesem Projekt haben die Herausgeber ein internationales 
Bündnis aus Kultur, Wissenschaft, Wirtschaft und Politikfür 
DasNeue geknüpft. 

Die Herausgeber verfolgen nicht das Ziel, eine große 
umfassende Theorie oder eine ,,handwerkliche Lösung für 
Montag früh" zu schaffen. Trotzdem wird das Lesebuch zu 
einem Gesamtkonzept, nachdem „die Spannungen zwi- 
schen dem Alten und dem Neuen so zu gestalten sind, daß 
das Neue zu uns darf". 

Die Tyrannei des Bestehenden 
Von Pierer und von Oetinger erheben nicht den Anspruch, 
allgemein über gesellschaftlichen Stillstand und politische 
Blockaden zu klagen. Sie wollen Perspektiven aufzuzeigen, 
die über den latenten Autismus hinweg zeigen. Sie wollen 
aus der ,,Tyrannei des Bestehenden" einen Weg finden - 
„Das Land benötigt eine frische Technologie- und Zu- 
kunftsperspektive, anstatt nur über Arbeitslosigkeit zu la- 

greifen, muß sie aber andererseits an inhaltlichen Kriterien 
wie der Durchsetzung einer sozial und ökologischen Ent- 
wicklung und einer umfassenden Emanzipation der Men- 
schen koppeln. 

lnnovationsaufgaben der Linken 
Konkret werden in diesem Heft drei lnnovationsfelder be- 
handelt: 

a) Zunächst geht es u m  die Verschiebung volkswirt- 
schaftlicher Proportionen und den sektoralen Strukturwan- 
del, die grundlegende Konsequenzen für ökonomische Ba- 
sis und ökonomische Regulationsmechanismen haben. 
Thomas Westphal formuliert dazu Umrisse einer alternati- 
ven Politik als ,,Prozeß des konkreten Bruchs", die eine Ab- 
kehr von der dominanten Orientierung auf die bedin- 
gungslose Förderung weltmarktorientierter Kapitale und 
die stärkere Hinwendung zu regionalwirtschaftlich veran- 
kerten Unternehmen beinhaltet. Paul Krugman stellt eine 
Vergleich zwischen dem Chicago des ausgehenden 19. 
Jahrhunderts und dem heutigen Los Angeles an. Anhand 
dieses Vergleich versucht er, die Debatte um die ,Schrecken 
der Globalisierung' auf eine rationalere Grundlage zu stel- 
len. 

b) Dirk Meyer und Birgit Zoerner befassen sich mit dem 
Feld sozialstaatlicher Innovation, einem Feld, welches in 
der vorherrschenden lnnovationsdebatte auf die Frage der 
Ausgestaltung eines Niedriglohnsektors und der zuneh- 
menden Privatisierung der Sicherungssysteme reduziert 

S pätestens seit den wirtschaftlichen Einbrüchen von 
1992193 überschlagen sich die Krisendebatten, in 
deren Mittelpunkt der Strukturwandel innerhalb der 

industriellen Produktion, die Internationalisierung der Pro- 
duktion und die Verschiebung der sektoralen Strukturen 
der gesamten Volkswirtschaft stehen. Der kometenhafte 
Aufstieg des politischen ,,Innovations-Diskurses" und die 
angelagerten Lösungsstrategien machen deutlich, daß die 
aktuelle Krisenentwicklung in der zeitgenössischen Wahr- 
nehmung als grundlegender Strukturbruch innerhalb der 
kontinentaleuropäischen lndustriegesellschaft verarbeitet 
werden. Einige sprechen von der größten Herausforde- 
rung, vor der die Wirtschaft Europas im Wettlauf mit der 
angelsächsischen Ökonomie stehe (vgl. B. Hombach, 
1997). Es scheint größte Einigkeit darüber zu herrschen, 
daß die Zeiten lang anhaltender Wachstumsschübe nun 
unwiderruflich vorbei sind, und daß sich das ungleiche 
Strukturverhältnis zwischen dem expandierenden Export- 
sektor und dem stagnativen Binnenmarkt mit entspre- 
chend weiter steigender Massenarbeitslosigkeit und weg- 
brechenden Staatseinnahmen nicht einfach im nächsten 
Konjunkturhoch verflüchtigen wird. Vor diesem Hinter- 
grund drängen wirtschaftspolitische Konzepte, die sich an 
einem neuen Produktionsmodell mit reformierten Produkt- 
ions- und lnnovationsprozessen orientieren, in allen Partei- 
en und in vielen Wissenschaftseinrichtungen immer stärker 
in den Mittel~unkt.  

Dreifach verschränkter Strukturwandel 
Tatsächlich handelt es sich bei dieser Beschreibung der Kri- 
senlage nicht um eine der.üblichen demagogischen Über- 
treibungen. Die bundesdeutsche Volkswirtschaft steckt in 
einer Phase der Zuspitzung eines dreifach verschränkten 
Strukturwandels. Die Stagnation der ehemaligen dynami- 

wird. Der aktuelle gesellschaftliche Umbruch äußert sich 
nämlich auch in veränderten Lebensweisen und -risiken, 
die mit dem traditionellen sozialstaatlichen Instrumentari- 
um nur unzureichend abgesichert werden können. Im Mit- 
telpunkt ihrer Ausführungen stehen Ansätze zu einer Um- 
gestaltung der sozialen Sicherungssystems, die den Anfor- 
derungen der modernen Arbeitsgesellschaft gerecht wer- 
den. 

C) Als drittes lnnovationsfeld beleuchten Sebastian Jo- 
belius/Konstantin Vössing das Bildungssystem und Benja- 
min MikfeldIJessica Wischmeyer die Veränderung im Ar- 
beitssystem und daraus resultierende Anforderungen an 
die Qualifikationsentwicklung. Im Unterschied zur neolibe- 
ralen lnnovationsvorstellungen wird die Entwicklung der 
Humanressourcen dabei nicht vorrangig als notwendige 
Maßnahme zur Verbesserung der Produktivität und damit 
der Wettbewerbsfähigkeit begriffen, sondern als Mittel, 
um gesellschaftliche Problemlösung und Emanzipation der 
Menschen zu befördern. 

Dieser Schwerpunkt versteht sich als ein fortzusetzen- 
der Beitrag zur notwendigen Debatte um Erneuerung, Mo- 
dernisierung und lnnovation von Wirtschaft und Gesell- 
schaft jenseits kapitalorientierter Verengungen. SPW 

' Zur FES-Studie vgl. Ralf Krämer: Drei Ziele- kein Weg: Neosozialde- 
mokratie, in: spw 3/98, S. 10-1 5; zur bayerisch-sächsischen Studie 
werden wir in der nächsten spw eine ausführlichere Auseinander- 
setzung bringen. 

Programmiertes Wachs- 
tum und moderner 

Kapitalismus 
von Thornas Westphal* 

schen Massenmärkte der Nachkriegswirtschaft (im wesent- 
lichen die Automobilproduktion, die haushaltsorientierten 
Konsumartikel und die unterstützenden Investitionsgüter- 
abteilung) ist verbunden mit einem internationalen Ver- 
drängungswettbewerb, in dem klassische Branchen immer 
weiter an Beschäftigung und Wachstum verlieren. Der 
Massenabsatz ist hier längst vom Verdrängungswettbe- 
werb abgelöst worden. Große Unternehmen mit einst 
klangvollen Namen wie Grundig oder AEG hängen am 
staatlichen Subventionstropf oder sind bereits völlig vom 
Markt verschwunden. 

Das damit verbundene Wegbrechen von Märkten im 
Takt von fünf bis sieben Jahren führt zu immer neuen An- 
forderungen an den unternehmerischen Strukturwandel. 
In der Reaktion auf das Verschwinden von vergleichsweise 
stabilen Marktverhältnissen sind diverse neue Fabrik- und 

* Thomas Westphal, Dortmund, Mitherausgeber der spw, arbeitet i n  einem 
gewerkschafiseigenen Beratungsunternehmen 
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Arbeitsorganisationsformen sowie Managementkonzepte 
(lean production, Reengineering, Kaizen, Fraktale Fabrik 
usw.) entstanden. Das Ziel heißt Abbau von zentralen, bü- 
rokratischen und schwerfälligen Unternehmensstrukturen, 
um einen flexiblen und unmittelbaren Bezug zum Markt- 

geschehen herstellen zu kön- 
Unter den bedingungen schnellebiger nen. Unter den Bedingungen 

Märkte rückt die strategische Markt- schnellebiser, unstetiger Kun- 
denmärkte rückt die strategi- 

macht und die Ausprägung exklusiver sche ~ ~ ~ k ~ ~ ~ ~ h ~  und die A ~ ~ -  

Kernkompetenzen ins Zentrum mo- Prägung möglichst exklusiver 
Kernkompetenzen ins Zentrum 

derner Akkumulationsstrategien. moderner Akkumulationsstra- 

tegien. Dezentralisierung -also 
die Verlagerung von Kompetenzen aus der Unternehmens- 
zentrale auf ausführende Stellen - ist mittlerweile zum 
grundlegenden Leitbild der Unternehmensorganisation 
(vgl. H. Hirsch-Kreinsen, 1996) geworden. 

Eine neue ,,industrielle Landkarte" entsteht 
Dieser dreifach verschränkte Strukturwandel aus Marktver- 
engung, intersektoralem Wandel und neuen Unterneh- 
mensstrategien führt in seinem Ergebnis zu einem entwick- 
lungsgeschichtlichen Bruch mit dem historisch gewachse- 
nen Mix von Produktions- und Unternehmenstypen, von 
Leitbranchen und Sektoralstrukturen, die den deutschen 
Kapitalismus bisher getragen haben. Es entsteht eine völlig 
neue ,,industrielle Landkarte". Zusammengefaßt lassen sich 
derzeit drei unterschiedliche sektorale Hauptgruppen be- 
schreiben, die die Topographie der Zukunft bestimmen wer- 
den bzw. dies heute schon tun (vgl. Hirsch-Kreinsen, 1998): 

Die Gruppe der global player. Diese Gruppierung von 
Produktions- und Unternehmenstypen verfolgt eine welt- 
umspannende Beschaffungs-, Produktions- und Absatz- 
strategie. Diese Gruppierung wird beherrscht von den 
,,Multis" und Konzernen aus den Kernsektoren der Metall- 
und Elektroindustrie. Sie verfolgen im Kern die Strategie, 
die Vorteile der ,,economy of scale" (Herstellung standardi- 
sierter und arbeitsintensiver Massengüter für homogene 
Märkte) auf andere geographische Märkte auszudehnen. 
Für sie ist die sogenannte Lokalisierung ihrer Produktions- 
stätten in allen relevanten Segmenten des Weltmarktes der 
entscheidende Hebel, um die Wachstumsgrenzen der Bin- 
nenwirtschaft zu überschreiten. Neben den Konzernen aus 
der fordistischen Ära verfolgen aber auch Großunterneh- 
men aus den Bereichen der Informations- und Kommuni- 
kationsindustrie diese Strategie der Weltmarktfabrik. Sie 
sind quasi die Dienstleister für die entstandenen internatio- 

nalen Produktionsnetzwerke 

Das Ergebnis ist ein entwicklungsge- und eben- 
falls die Strategie der interna- 

schichtlicher Bruch mit dem historisch tionalen Lokalisierung ihrer 

gewachsenen Mix von Produktions- Produktionsstätten. Die,,global 
player" werden unterstützt von 

und Unternehmenstypen. einer Armada hochflexibler, 

spezialisierter Zulieferunter- 
nehmen vor allem aus der Metall- und Elektroindustrie. Ih- 
nen bleibt nichts anderes übrig, als ihren Endabnehmern 
auf dem Weg in den Weltmarkt zu folgen. 

Ähnlich weltmarktorientiert zeigt sich die Gruppe der 
,,Local content-Unternehmen". Im Unterschied zu den 
,,global player" verfolgen die Unternehmen dieser Grup- 
pierung aber keine Strategie der Weltmarktfabrik auf der 
Basis der ,,economy of scale". Sie verfolgen vielmehr eine 
Strategie der flexiblen kundenspezifischen Anpassung der 
Produkte und der Produktion. D.h. die unstetigen, schnell 
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wechselnden Marktanforderungen zwingen diese Unter- 
nehmen zu einer Strategiebalance. Sie verlagern Produk- 
tionen ins Ausland, um eine entsprechende Nähe zum 
Markt und den Kunden zu erreichen. Gleichzeitig sind sie 
auf die technologische Basis am Heimatstandort angewie- 
sen, um die notwendige kundenflexible, modularisierte 
Bauweise und Konstruktionsarbeit leisten zu können. 

Zu diesem Unternehmenstyp zählen vor allem kleine 
und mittlere Unternehmen aus dem Maschinen- und Anla- 
genbau, aus der Textil- und Bekleidungsindustrie sowie 
Bauteile- und Komponentenfertiger aus der Metallverar- 
beitung. Insbesondere in diesen Sektoren wachsen Indu- 
strieproduktion und Dienstleistungen immer weiter zusam- 
men. Ihre Produkte sind häufig nur noch mit speziellen Lei- 
stungsvorteilen, Qualitäten und Se~iceeinrichtungen pro- 
fitabel. An die Seite der fertigungstechnischen Fähigkeit 
tritt also die Service-, Beratungs- und Marktbeobachtungs- 
fähigkeit. Kooperationen mit Institutionen aus der Region, 
wie Beratern, software-Produzenten, Werbe- und Marke- 
tingagenturen, Planungs- und Ingenieurbüros und wissen- 
schaftlichen Instituten spielen eine wichtige Rolle für die 
Wettbewerbsfähigkeit dieses Unternehmenstyps. 

Die dritte Gruppe stellt die Gruppe der regionalwirt- 
schaftlichen Unternehmen dar. Hierzu zählen industrielle 
Produzenten, die Güter für Märkte und Kunden unter dem 
,,Radarschirm des Weltmarktes" herstellen. Häufig handelt 
es sich um industriell gefertigte Maßarbeit in kleinen Los- 
größen für spezielle Kundenanforderungen. Zu dieser 
Gruppen zählen aber auch Unternehmen aus der Nah- 
rungsmittelindustrie, dem Baustoffhandel, dem Hand- 
werk, der Kommunalwirtschaft und aus den Bereichen der 
personalintensiven Bildungs- und Pflegearbeit sowie den 
sonstigen haushaltsorientierten Dienstleistungen. Sie sind 
auf regionale Wertschöpfungskreisläufe angewiesen und 
leiden unmittelbar unter der mangelnden Kaufkraft und 
der politischen Umverteilung nach oben. 

Auflösung-des ,,fordistischenU Diamanten 
Wenn man den Wandel der historisch gewachsenen sekt- 
oralen Gliederung in den Worten des amerikanischen Öko- 
nomen M. Porter ausdrücken will, dann rnuß man davon 
sprechen, daß der deutsche Kapitalismus seinen erfolgrei- 
chen ,,DiamantenJ', der für die unverwechselbaren Vortei- 
le einer nationalen Ökonomie bestimmend ist, verliert (vgl. 
M. Porter, 1993). Für Porter ist der ,,Diamant" eine Art Leit- 
sektor, der die Wirtschaftsbasis der nationalen Ökonomie 
verkörpert und in dem spezifische Produktionsfaktoren 
und ,,Eigenschaften" eines Landes in einmaliger Weise mit- 
einander verbunden sind. Der deutsche ,,fordistische Dia- 
mant" bestand bis weit in die siebziger Jahre hinein aus 
den etablierten Kernsektoren Automobilindustrie, Chemie, 
Maschinenbau und Elektrotechnik. Ihr Erfolg beruhte auf 
einem sich wechselseitig verstärkenden System von einzig- 
artigen Bedingungen: Eine gewachsene handwerkliche 
Kultur mit entsprechender Facharbeiterausbildung, Mas- 
sennachfrage nach Gütern der Kernsektoren im Heimat- 
markt, gewachsene Zulieferstrukturen und unterstützende 
Branchen für die Kernsektoren im eigenen Land und eine 
etablierte sozialpartnerschaftliche Unternehmenskultur. 

Durch den anhaltenden Wandel der Proportionen zwi- 
schen Industrie, Handel und Dienstleistungen, zwischen 
Exportindustrie und regionaler Güterwirtschaft wird dieser 
,,DiamantM zerstört. 

Makroökonomisch betrachtet führt die Auflösung des 
deutschen ,,fordistischen Diamanten" dazu, daß der bis 
Ende der siebziger Jahre gültige positive Zusammenhang 
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tät. In diesem Zusammenhang formulierte Ziele sind 
,,mehr Freiraum", und ,,mehr Wettbewerb" für For- 
schung und B i l d ~ n g . ~  

Wenn der Staat in diesem Kontext seine Lenkungstä- 
tigkeit im Bildungs- und Forschungsbereich zurück- 
nimmt und nicht zu einer Formulierung gesellschaftlich 
sinnvoller Leitbilder und ,,lnnovationsziele" beiträgt, 
dann bedeutet das durchgängige Prinzip einer ,,breite- 
ren leistungsorientierteren Mittelvergabe im Wettbe- 
werb der Einrichtungen und Forscher untereinander'" 
nichts anderes als die Lenkung von lnnovationen im 
und durch das Bildungswesen mittels der Mechanismen 
des Marktes. Dieses Prinzip mitsamt der damit zusam- 
menhängenden politischen Praxis vermag es weder, Zu- 
gangschancen zu Bildung und Wissen zu verbessern, 
noch trägt es zu einer Beseitigung tatsächlich bestehen- 
der lnnovationshemmnisse bei, wie sie gegenwärtig 
etwa in den unzureichenden Mechanismen des Wis- 
senstransfers oder in den Strukturen zur Verhinderung 
von Interdisziplinarität bestehen. 

Grundlegende Prinzipien: Integration, Selbstent- 
faltung, Problemorientierung 
In diesem Zusammenhang sind lnnovationen im Bil- 
dungswesen notwendig. Um elitäre Ausgrenzung durch 
Beschränkung von Reformen auf ohnehin schon bevor- 
zugte Segmente des Bildungswesens zu verhindern, 
muß mit einer inneren Reform des Bildungswesens not- 
wendigerweise ein Zuwachs an lntegration einherge- 
hen. 

An dieser Zielsetzung hat sich im Laufe der Zeit 
nichts geändert. 

Verändern muß sich statt dessen bei der in dieser 
Frage zu statisch und strukturkonservativ denkenden 
Linken das Verständnis davon, was lntegration bedeutet 
und wo sie ihre immanenten Grenzen hat. Dieser An- 
spruch impliziert darüber hinaus die Anerkennung bzw. 
Formulierung und Umsetzung einer veränderten dyna- 
mischeren Praxis auf dem Weg zu mehr lntegration so- 
wie eine neue Kornmunikationsstrategie zur Vermitt- 
lung des „Leitbildes Integration", die nicht an der Struk- 
tur selbst ansetzt, sondern an den Individuen, deren Bil- 
dungsansprüche im Rahmen eines integrierten Systems 
befriedigt werden sollen. 

Die Zielmarken einer umfassenden inneren Inno- 
vation des Bildungswesens lassen sich mit  den Begrif- 
fen Selbstentfaltung und Problemorientierung umrei- 
ßen. 

Selbstentfaltung bedeutet, die strukturelle und di- 
daktische Ausgestaltung von Bildung entlang der ge- 
wandelten Ansprüchen der ,,Lernenden8'. Dies bedeu- 
tet sowohl die Herstellung permanenter struktureller 
Durchlässigkeit zur Verhinderung von individuell wie 
auch gesellschaftlich katastrophal wirkenden Bil- 
dungssackgassen als auch die Orientierung der Ver- 
mittlungsabläufe von Bildung an den gegebenen In- 
teressen. 

Problemorientierung meint zunächst Interdisziplina- 
rität: Lern- und Aneignungsprozesse sollen sich nicht an 
gegebenen willkürlichen ,,Portionierungen" orientieren, 
mit  denen das Ensemble vermeintlich notwendigen 
Wissens häppchenweise aufgeteilt und vermittelt wird, 
sondern viel mehr an der real existierenden Welt und 
ihren Problemstellungen. Darüber hinaus meint Pro- 
blemorientierung eine bestimmte Form von Arbeitswei- 
se: projekt- und zielorientiert. 

In diesem Rahmen rnuß lnnovation im Bildungswe- 
sen durch ein umfangreiches Bündel von Maßnahmen 
umgesetzt werden: Einerseits, um lnnovationen durch 
das Bildungswesen zu ermöglichen, und andererseits, 
um individuelle Emanzipation und gleiche Bildungs- 
chancen zu e rmög l i~hen .~  

Innovationsförderung durch das Bildungswesen 
Die Befähigung der Menschen, einen aktiven Beitrag zur 
zukünftigen Gestaltung des demokratischen Zusam- 
menlebens und zum nachhaltigen Wirtschaften zu lei- 
sten, muß Hauptaufgabe ei- 

nes nach diesen Prinzipien Die Zielmarken einer umfassenden in- 
gestalteten staatlichen Bil- 
dungswesens sein, Die inter- neren lnnovation des Bildungswesens 
disziplinäre Betrachtung und lassen sich mit den Beariffen Selbst- ., 
Beurteilung technologischer 
Entwicklungen und gesell- entfaltung und Problemorientierung 
schaftlicher Abläufe ist in die- umreißen. 
sem Zusammenhang Vorbe- 
dingung für ausgewählte Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeit. Irn Kontext einer konsequenten Beschäfti- 
gungspolitik gilt es zugleich, das Bildungswesen in eine 
regionaIwirtschaftliche Perspektive einzuordnen. Die 
Einbindung von Lern- und Forschungseinrichtungen in 
regionale Strukturplanung sowie die Bedarfsfeststellung 
regionaler Entwicklungs- und Qualifizierungsfelder 
durch dem staatlichen Bildungswesen vorgelagerte Ein- 
richtungen (regionale Qualifizierungs und Weiterbil- 
dungszentren) können hierbei die Kontinuität des struk- 
turpolitischen Akteurs ,,staatliches Bildungswesen" si- 
cherstellen. 

Stärkung von ,,lnnovationsnetzwerken" 
Regionale Innovations- und Weiterbildungsnetzwerke 
müssen die partikularen Interessen privatwirtschaftli- 
cher Akteure integrieren und zu einem abgestimmten 
Konzept des regionalen wirtschaftsstrukturellen Wan- 
dels führen. Die Unterstützung kleiner und mittelständi- 
scher Unternehmen bei der kostenintensiven FuE-Arbeit 
durch gezielten Wissens- und Technologietransfer lei- 
stet dabei neben der Übernahme arbeitnehmerlnnen- 
spezifischer und betriebsspezifischer Weiterbildungs- 
maßnahmen einen wichtigen Beitrag regionaler Aus- 
und Weiterbildungsinstanzen im Rahmen korporativer 
Netzwerke. Insbesondere für die Hochschule sollte das 
,,studierende Weiterbilden" zur dritten Säule neben For- 
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halbinstitutionalisierter Akteure bestimmt, die nicht al- 
Ausbildung: Warum Betriebe ,,Neinu mgen lesamt durch reine Kap~talnteressen geleitet sind Ein 

Von 100 Betrieben bilden nicht aus ... reformiertes staatliches Bildungswesen kann daher im 
Rahmen der mit  ihm verbundenen personellen, wis- 
senschaftlichen, technischen und organisatorischen 
Mittel eine wichtige Funktion b e ~  der Gestaltung zu- 

davon: künftiger korporativer lnnovationsprozesse einneh- 
men Notwendige Voraussetzung ist nicht die Orien- 

weil sie nicht die sachlichen und tierung des Bildungswesens am Markt, sondern viel- 
personellen Voraussetzungen erfüllen mehr die gezielte Begleitung des Marktes in ausge- 

die anderen: 
weit es keine geeigneten Bewerber 0,s 
gibt 

weil die Kosten zu hoch sind 693 X l . ' -  

(Mehrfachnennungen) 

Quelle: Institut fllr Arbeitsmarkt- und Benifsforschyng ([AB) 

Auf der anderen Seite besteht ein Zusammenhang 
zwischen gesellschaftlicher Schaffenskraft, potentiellen 
Trägerlnnen gesellschaftlicher Veränderungen, gesell- 
schaftlichen und ökonomischen Leitbildern und dem 
Bildungssystem. Dies scheint auch das Moment zu sein, 
das aktuell im Zentrum der innerparteilichen und öf- 
fentlichen Diskussion steht. 

Interessant ist dieser Zusammenhang vor allen Din- 
gen aufgrund ökonomischer Entwicklungen, die auch 
aus wirtschaftsdemokratischen Gesichtspunkten von 
hoher Bedeutung sind. So nimmt das Bildungswesen 
heute im Zusammenspiel mit privatwirtschaftlichen Un- 
ternehmen, sozialen Institutionen, staatlichen und halb- 

staatlichen Einrichtungen 

Innovationsabläufe werden somit von und Interessensverbänden 
eine wichtige Rolle im Rah- 

einem mannigfaltigen Ensemble priva- men lokaler, regionaler, na- 
ter, institutionalisierter und halb- tionaler und internationaler 

Kooperat ionsbeziehungen 
institutionalisierter Akteure bestimmt, und (Innovations.)Netzwer. 

die nicht allesamt durch reine Kapital- ken ein, die wiederum 

interessen geleitet sind 
Grundlage sind für bestimm- 
te wirtschaftspolitische Stra- 
tegien, kulturelle Gegeben- 

heiten, individuelle ökonomische und nicht-ökonomi- 
sche Interessen (Blättel-Mink 1 997)2. Vieles deutet dar- 
auf hin, daß in den korporatistischen Ökonomien West- 
europas im Vergleich zu den markliberalen Ökon~mien  
auf Grundlage anderer Kooperationsmuster auch ande- 
re lnnovationsprozesse vonstatten gehen. Diese Koope- 
rationsmuster lassen sich grundsätzlich nach Industrie- 
koordinierten Netzwerken (im erweiterten sozialpart- 
nerschaftlichen Sinne) und nach Gruppe-koordinierten 
Netzwerken (Koordination innerhalb großer Firmen- 
gruppen) unterscheiden (Soskice 1 994)3. 

Innovationsabläufe werden somit von einem man- 
nigfaltigen Ensemble privater, institutionalisierter und 

suchten Wachstums- und lnnovationsfeldern sowie die 
Realisierung eines lebenslangen Bildungszugangs 
(s.u.). 

Marktmechanismen - untaugliche Steuerungsin- 
strumente im Bildungswesen 
Für neoliberale Ideologie und Praxis ist auch in Fra- 
gen bildungspolitischer Orientierung der Markt Mittel 
und Zweck von Politik. Grundlage solcher ,,lnnovati- 
onspolitik" im und durch das Bildungswesen ist eine 
spezifische Theorie über den Verlauf der sozialen Ent- 
wicklung: Der Gegensatz von Kapital und Arbeit, prä- 
gendes Moment der lndustriegesellschaft hinsichtlich 
Klassenbildung und Determination gesellschaftlicher 
Machtverhältnisse, werde in einer postindustriellen 
(wahlweise Informations- oder Wissens-) Gesellschaft 
abgelöst durch den Gegensatz von Wissen und Nicht- 
wissen, lnformation und Nicht-Information: Der Fak- 
tor Wissen wird zum ,,axialen Prinzip" einer postindu- 
striellen Gesellschaft, ihrer Sozialstruktur und ihrer 
Macht~erhäl tn isse.~ In der Diktion des Bundesbil- 
dungsministers Dr. Jürgen Rüttgers heißt dies dann, 
„daß Wissen zum Basiselement der modernen Gesell- 
schaft und zum entscheidenden Produktionsfaktor 
geworden ist.'j5 

Auch wenn die Bedeutung des theoretischen Wis- 
sens für die ökonomische Innovationsfähigkeit sicher- 
lich ständig zunimmt: Der Faktor Wissen ist weder das 
entscheidende Kriterium, welchesökonomische Prozesse 
determiniert, noch die Hauptursache für die Reproduk- 
tion sozialer Ungleichheit. Der Zugang zu und die An- 
wendbarkeit von Wissen und lnformation ist wie eh 
und je in ercter Linie abhängig von der Ausstattung mit 
Kapital (sei es der Forschungsetat eines Großunterneh- 
mens oder auch das Einkommen und das Bildungsni- 
veau des Elternhauses). 

Diese Fehleinschätzung bzw. Verschleierung der Ver- 
hältnisse bewirkt zweierlei: Zunächst liefert sie die Legi- 
timation für eine politische Praxis, die die Herstellung 
gleicher Bildungschancen nicht mehr im Auge hat, und 
genau das stellt darüber hinaus selbst ein zentrales In- 
novationshemmnis dar: Der restriktive Zugang zu quali- 
fizierender Bildung beschneidet durch die ,,Vergeudung 
von Humanressourcen" sowohl gesellschaftliche als 
auch ökonomische Innovationstätigkeit durch das Bil- 
dungswesen und beschränkt zudem die Umsetzung 
von Innovationen im Bildungswesen durch soziale Zu- 
gangsbarrieren auf nur wenige elitäre Bereiche (die 
dann idealerweise auch noch privat und nicht staatlich 
organisiert sind). 

Darüber hinaus verzichtet neoliberale Ideologie 
und Praxis auf die Formulierung von Zielen und Leitbil- 
dern, an denen sich Innovation orientieren soll. Es 
geht nicht um gerichtete Innovationen, die sich so- 
wohl ökonomisch rechnen als auch gesellschaftlich 
nutzbringend sind; es geht um reine Marktkonformi- 
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von Produktivität, Produktiv- 
kraftentwicklung und Beschäft- 
gung zerbricht. Zwar werden in 
der hochproduktiven globalen 
Wirtschaft immer mehr infor- 
mations- und steuerungstech- 
nologische Produkte benötigt 
und eingesetzt, aber ihre Pro- 
duktion benötigt ein geringeres 
Volumen an menschlicher Ar- 
beitskraft. Hier liegt der Unter- 
schied zum Siegeszug des mo- 
dernen lndustriesektors nach 
dem zweiten Weltkrieg. Die da- 
malige Herausbildung des ,,for- 
distischen Diamanten" vollzog 
sich als Verlagerung der Wert- 
schöpfung von den traditionel- 
len, landwirtschaftlichen Sekto- 
ren zur industriellen Produktion. 
Dies erforderte den Ausbau von 
Beschäftigungsvolumen. Die 
neuen industriellen Kernsekto- 
ren konnten die überschüssigen 
Arbeitskräfte aus den traditio- 
nellen Sektoren auffangen (vgl. B. Lutz, 1985). Eine solche 
positive Wertschöpfungsverlagerung suchen wir heute ver- 
geblich. Die Folgen sind bekannt: gleichzeitiger Anstieg von 
Produktivität, Gewinnen und von Arbeitslosigkeit. 

Krise der gesellschaftlichen Lebensweise 
So wie die Herausbildung des ,,fordistischen Diamanten" in 
Deutschland von einer kompletten Veränderung von Le- 
bensstilen, Alltagsgewohnheiten Konsumverhalten und Fa- 
milienverhältnissen begleitet war (vgl. V. Wittke 1996). so 
führt seine Auflösung zur Krise der gesellschaftlichen Le- 
bensweise. Die Unsicherheiten, wie die Menschen in Zu- 
kunft ihr Leben führen können und wollen, ist ~asant ge- 
stiegen. Ende der achtziger Jahre wurde im Namen der In- 
dividualisierung das Aufsprengen der ,,Herkunftsfesseln" 
gefeiert. Jetzt entpuppt sich das Versprechen, daß die 
Menschen ihr Schicksal nun selbst - unabhängig von Her- 
kunft und Geschlecht - in die Hand nehmen können, als 
Fluch der fortwährenden sozialen Bedrohung. An die Stel- 
le des Aufbruchs ins Land der neuen Möglichkeiten tritt die 
Angst, daß alles bisher Erreichte schon morgen verdampft. 
An die Stelle der versprochenen klassenlosen Gesellschaft 
tritt der Umschlag der ,,feinen Unterschiede" (Bourdieu) in 
eine neuerliche große soziale Polarisierung. An die Stelle 
des sozialen Fahrstuhleffekts für alle Schichten tritt der 
Drehtüreffekt, der wenige Gewinner hervorbringt und vie- 
le Verlierer herausschleudert. 
Die derzeitigen politischen Kontroversen über den Zusam- 
menhang von Innovation, Zukunftstechnologien, Globali- 
sierung, Beschäftigung und Sozialstaatlichkeit müssen vor 
dem Hintergrund dieser Umbruchprozesse betrachtet und 
bewertet werden. Bildlich gesprochen handelt es sich bei 
diesen Kontroversen um unterschiedliche Versuche, aus 
der beschriebenen Entwicklung der industriellen Landkarte 
einen neuen ,,Diamantenr' herauszufinden und zu schlei- 
fen. Aber von einer Kontroverse kann eigentlich nicht 
ernsthaft gesprochen werden. Im Namen von internatio- 
naler Wettbewerbsfähigkeit und weltmarktgängiger Pro- 
duktion breitet sich eine Welle von Konsens über die we- 
sentlichen Rentabilitätskriterien und Effektivitäten eines er- 
folgreichen kapitalistischen Landes aus. 

Die Wiedergeburt des Merkantilismus 
Wir erleben die politische Wiedergeburt einer ökonomi- 
schen Entwicklungspolitik aus dem 18. Jahrhundert, den 
Merkantilismus. Die merkantilistische Wirtschaft im vorin- 
dustriellen Europa kann vereinfacht gesehen in drei Sekto- 
ren unterteilt werden (vgl. Spengler 1965 ): 

Ein relativ entwickelter Sektor von Handel, Gewerbe 
und Industrie, dieser ,,moderne" Sektor ist umgeben von 

einem traditionellen, agrarischen Hinterland, in dem 
Subsistenzproduktion vorherrscht und das von ökonomi- 
scher und kultureller Rückständigkeit geprägt ist; 

ein externes Hinterland, in 
dem Waren des Duch den Wandel der Proportionen 
Sektors abgesetzt und aus dem 
Rohprodukte für die Weiterver. zwischen Industrie, Handel und 
arbeitung im ,,modernen1' Sek- Dienstleistunaen wird der 

.J 

tor bezogen werden können. 
Aus dieser sektoralen Aus- ,,fordistische Diamant" zerstört 

gangslage heraus entwickelten 
sich die Zielsetzungen und Aufgabenstellungen des euro- 
päischen Merkantilismus (vgl. I. Demele, W. Schoeller, 
R.Steiner, 1989). 

Der ,,moderneu Sektor wurde als Träger des wirtschaft- 
lichen Fortschritts angesehen. Der europäische Merkantilis- 
mus ging davon aus, daß schrittweise Modernisierung des 
traditionellen Hinterlandes ohne die Expansion des „mo- 
dernen" Sektors, ohne Industrialisierung, nicht möglich sei. 
Aus diesem Blickwinkel wurde der traditionellen Landwirt- 
schaft ebenso wie dem externen Hinterland die Aufgaben- 
stellung zugewiesen, zur Expansion des ,,modernen" Sek- 
tors, der Industrie, beizutragen. Dies erforderte die Bereit- 
stellung einer wachsenden Anzahl von billigen Arbeitskräf- 
ten sowie wachsenden Mengen von günstigen Nahrungs- 
mitteln und Rohstoffen durch den Agrarsektor. In der prak- 
tischen Wirtschaftspolitik der Merkantilisten spielte des- 
halb die Ökonomie des niedrigen Lohnes eine entscheiden- 
de Rolle. Ein niedriger Lohnkostensatz war der entschei- 
dende Hebel, die ausländische Konkurrenz zu unterbieten 
und so den ,,modernenJ' Sektor weiter entwickeln zu kön- 
nen. Der lndustrialisierungsbeitrag des traditionellen Hin- 
terlandes war deshalb ein dreifacher: Er lieferte eine rasch 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 102. 1998 



INNOVATIVER KAPITALISMUS? INNOVATIVER KAPITALISMUS? 

wachsende arbeitsfähige Bevölkerung. Der Lohn für diese 
Arbeitskräfte wurde niedrig gehalten, um im Außenhandel 
die Industrie zu erweitern. Dafür mußte die Preisentwick- 

Unfall von Eschede sind aufschlußreiche Beispiele für die 
Probleme einer ,,merkantilistischen Technologiepolitik". 

Zum zweiten bilden Wissenschaft und Forschung so- 

Hierzu gehören z.B. auch Maßnahmen wie ,,Jugend in Ar- 
beit", die wir im letzten ,,spwJ'-Heft bereits vorgestellt haben.4 

Selbst die beste lndustriepolitikwird die Arbeitslosigkeit 
nicht beseitigen können, weil die Stabilisierung und Neuer- 
schließung von industriellen Beschäftigungsfeldern in einer 
internationalisierten Ökonomie mit einer verstärkten Er- 
schließung von Produktivitäts- und Rationalisierungspoten- 
tialen einhergehen wird. 

Für weite Teile des Dienstleistungs- und Handwerkssek- 
tors gilt indessen, daß sie nicht im vollen Umfange dem in- 
ternationalen Wettbewerb ausgesetzt sind. Die Produktivi- 
tätsspanne zwischen dem industriellen Bereich und diesem 
Sektor wird immer größer, weil die Rationalisierungspoten- 
tiale hier nicht in dem Maßevorhanden sind. Hier bieten sich 
die größten Beschäftigungsmöglichkeiten an, wobei die Ar- 
beit - relativ gesehen - teurer wird. 

Für diesen Sektor stellt sich die Frage, ob überhaupt im 
strengen Sinne marktwirtschaftlich gedacht werden sollte. 
Der öffentliche Sektor z.B. folgt einer anderen Logik; war- 
um nicht auch dieser Sektor? Hier wäre eine Umverteilung 
aus dem hochproduktiven Sektor über Steuervorteile zu 
prüfen. Im positiven Sinne betroffen wären die sozialen 
Dienstleistungen und das Handwerk sowie die Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsgesellschaften, deren Sonder- 
stellung damit aufgehoben wäre. 

' Dabei stellt sich die Frage, wer das bezahlen soll. Allge- 
mein gilt: Arbeitseinkommen haben Vorrang vor Transferein- 
kommen. Es muß eine flexible Handhabung der vorhandenen 
Mittel angestrebt werden. Dabei muß vor allen Dingen eine 
Harmonisierung der Leistungen nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz und dem Bundessozialhilfegesetz erreicht werden. Die 

rein konsumtive Verausgabung von Transferleistungen muß 
verändert werden und durch ihre investive Verausgabung 
undloder Kopplung mit anderen Leistungen zur Finanzierung 
von Arbeit bzw. Wiedereingliederung genutzt werden. 

Die Arbeitslosenversicherung muß insgesamt entlastet 
werden und auf ihre ursprünglicheTätigkeit zurückgeführt 
werden. Maßnahmen, die Beschäftigung sichern, müssen 
steuerfinanziert werden. Die 0.g. Harmonisierung der Hil- 
fesysteme sollte dabei der Logik einer Beschäftigungsversi- 
cherung folgen. Da die 0.g. Übergangsarbeitsmärkte eine 
Kombination mehrerer Finanzquellen darstellen, müßte für 
diese komplexe Organisationsleistung ebenfalls die Bun- 
desanstalt für Arbeit reformiert werden. 

Insgesamt gilt: Die sozialen Sicherungssysteme sind 
künftig so zu justieren, daß sie den Veränderungen der Er- 
werbsarbeit insofern Rechnung tragen, als sie die sich aus- 
breitenden erwerbsbiographischen ,,Flickenteppichen sozial- 
politisch flankieren müssen. Gelingt es, etwa berufliche Aus- 
zeiten wegen Kindererziehung, wegen beruflicher Weiterbil- 
dung, wegen kurzfristiger Arbeitslosigkeit, wegen eines Sab- 
batjahres, etc. sozial zu flankieren, dann wird sich die Akzep- 
tanz des Sozialstaates wieder herstellen lassen und die neo- 
liberale Hegemonie zurückdrängen lassen. spw 

lung in der Nahrungsmittelherstellung gedrosselt werden, 
weil die aus dem Hinterland stammenden Arbeitskräfte ih- 
ren Lohn nahezu ausschließlich für Nahrungsmittel, die au- 

wie die produktionsorientierten Dienstleistungen aus der 
Heimatwirtschaft die wissenschaftliche Produktivkraft für 
die neuen tragenden modernen Sektoren. Für die Sektoren 
der binnenwirtschaftlichen Kreisläufe sind diese Unterstüt- ßerhalb des ,,modernen" Sektors in der traditionellen 

Landwirtschaft hergestellt wurden, verbrauchten. Der 
niedrige Preis der Nahrungsmittel bezifferte daher das phy- 

zungsleistungen h&fig nicht erschwinglich bzw. zu groß 
dimensioniert. So liegt z.B. die regionale Entwicklungspro- 
blematik des altindustriellen Ruhrgebietes u.a. auch an der sische Minimum, bis zu dem der Lohnsatz zu senken war 

(vgl. Heckscher, 1932). 
Die sogenannten ,,internen terms of trade" im merkan- 

tilistischen Staat waren also so geschaffen worden, daß 

schwachen Entwicklung der naturwissenschaftlich-techni- 
schen Dienste, von Forschung & Entwicklung sowie der 
Unternehmensplanungsfunktionen in der Region (vgl. 
Ruhr-Memorandum, 1997). der Sektor des traditionellen 

Der Neo-Merkantilismus setzt auf die nicht-kapitalistischen Hinter- Zum dritten wird in unterschiedlichen Sektoren, etwa 
im Bauwesen, in der Freizeitwirtschaft und im Bereich der 
haushaltsorientierten Dienstleistungen wieder auf die Öko- 

Abschöpfung der wissenschaftlichen- landes einzig zur Ausbeutung 
durch den ,.modernen" Sektor 

technischen Kompetenzen und öko- diente und keine endoqenen nomie des niedrigen Lohnes zurückgegriffen. Die Repro- 
nomischen Leistungsquellen der Potentiale entstehen konnten. 

Burkhart Lutz beschreibt an an- 
Binnenwirtschaft. derer Stelle wie diese ,,merkan- 

tilistische" Stabilität durch die 
erste große Krise des Weltmarktes zerstört wird und in eine 

duktionsarbeit in Form von Bildung und Erziehung, Pflege 
und Betreuung, Unterhaltung und Nahrungsversorgung 
hat für den Neo-Merkantilismus etwa dieselbe ~edeutung 
wie die Nahrungsmittelherstellung und Rohstofflieferung 
im historischen Merkantilismus. Die Ausbreitung dieser 
Dienstleistungssektoren soll durch die dauerhafte Lohnab- lange Krisen- und Stockungsphase mit zwei Weltkriegen 

mündet (vgl. B. Lutz, 1985). 
Die Herausbildung des bereits beschriebenen ,,fordisti- 

sen kung beschleunigt werden. Dafür stehen prekäre Be- 
schäftigungsverhältnisse und die immer wieder aufge- 
wärmten Pläne zur Einrichtung von Niedriglohnsektoren. 

I Vgl. dazu Volker Offermann: Von der vermeintlichen Erschöpfung 
des Wohlfahrtsstaats, in: spw 3/98, 5. 18-24 
Vgl. dazu auch Gerhard Bäcker: Niedriglöhne - der letzte Ausweg 
zur Eingrenzung der Arbeitslosigkeit?, in: spw 3/98, S. 25-31 
Die folgenden Ausführungen beruhen wesentlich auf den Anga- 
ben von Gerhard Bosch: Brauchen wir mehr Ungleichheit auf dem 
Arbeitsmarkt?, in: WSI-Mitteilungen 1/1998, 5. 15-25 
Vgl. Dirk Meyer, Birgit Zoerner: Jugend in Arbeit, in: spw 3/98, S. 5 

schen Diamanten" beendete diese Stockungsphase und 
schuf wieder eine längere Stabilitätsphase, die im Kern dar- 
auf beruhte, daß die merkantilistische Ökonomie des nied- 
rigen Lohns aufgehoben wurde und das traditionelle Hin- 

Durch diesen Entwicklungsbeitrag der binnenwirt- 
schaftlichen Sektoren für die Entfaltung der Globalwirt- 
schaft sind die ökonomischen, infrastrukturellen und öko- 
logischen Potentiale, die in den regionalorientierten terland durch Waren und Güter aus dem industriellen Kon- 

sumsektor erobert wurde. Dienstleistungs- und Güterwirtschaftstrukturen stecken, 
verkümmert und politisch trocken gelegt. 

Das grundsätzliche Problem der neo-merkantilisti- Die Politik des Neo-Merkantilismus 
Nun, wo die Stabilität des fordistischen Diamanten eben- 
falls zu Ende geht, scheint in Deutschland die merkantilisti- 
sche Politik wieder entdeckt zu werden. Natürlich im neu- 

schen Wirtschaftspolitik ist also nicht darin zu sehen, daß 
die modernen Sektoren der Globalwirtschaft entwick- 
lungspolitisch unterstützt werden, sondern darin, daß die 

en Gewande und mit moderneren Zielsetzungen und Auf- 
gabenstellungen. Aber offenbar mit den alten Rezepten 
des 18. Jahrhunderts. 

wissenschaftlich-technischen Kompetenzen, Infrastruktu- 

W enn heute von Gerhard Schröder bis Roman 
Herzog das ,,Mega-Thema" Bildung beschwo- 

ren wird, dann hat das weniger mit einer drin- 
gend notwendigen bildungspolitischen Debatte zu tun, 
sondern vielmehr mit der Suche nach Zusammenhängen. 
Immer wieder taucht Bildung mal als Standortfaktor, mal 
als Instanz zur Vermittlung von Normen, Werten und Tu- 
genden und mal als Gradmesser der Innovationsfähigkeit 
der bundesrepublikanischen Gesellschaft auf. Bezogen auf 
den letzten Punkt herrscht nicht nur in der Sozialdemokra- 
tie eine bedrückende Unsicherheit darüber, wie ein Zusam- 
menhang zwischen staatlichem Bildungswesen und dem 
beklagten ,,lnnovationsstau" hergestellt und thematisiert 
werden kann. Die Folge ist eine vorschnelle Bestandsauf- 
nahme und Schlußfolgerung [,,Bildung darf nicht mehr 
statisch sein, sondern muß sich der Dynamik des Marktes 
anpassen"]', die weder den bildungspolitischen Reformbe- 
darf noch exsitierende lnnovationshemnisse treffend be- 
schreibt. Daß innerhalb des Bildungssystems sowie an den 
Schnittstellen von Bildungssystem, Ökonomie und privater 
Forschung und Entwicklung (FuE) lnnovationsbedarf im 
Sinne schlichten Erneuerungsbedarfs besteht, dürfte un- 
strittig sein. Es ist daher an dieser Stelle notwendig, sich 
zunächst über die Bereiche zu verständigen, innerhalb de- 
rer mit  dem lnnovationsbegriff operiert werden kann, und 
um welche Innovationen es in welche Bereichen geht. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Verständigung 
auf zwei Fragestellungen: 

ren und ökonomischen Leistungsquellen der Binnenwirt- 
schaft übermäßig abgeschöpft werden. In der deutschen 
Volkswirtschaft zerfällt damit das positive Austauschver- 

Gesellschaftliche Pro- 
Der Neo-Merkantilismus scheint die sektoralen Grup- 

blemlösung durch Inno- pierungen um die ,,global player" und die ,,local content- 
Unternehmen" als Träger des wirtschaftlichen und gesell- 

hältnis von binnenwirtschaftlichen personalintensiven 
Wertschöpfungskreisläufen und internationalisierten, 
hochproduktiven Industriesektoren. Verkoppelt mit den schaftlichen Fortschritts anzusehen. Die Wettbewerbsbe- vation im Bildungwesen dingungen und Rentabilitätskriterien dieser Sektoren wer- 

den zu den allgemeingültigen Marktgesetzen erhoben, de- 
nen sich scheinbar niemand in der nationalen Ökonomie 

Problemen von Produktivitäts- und Beschäftigungsent- 
wicklung entsteht somit der eigentliche strukturelle Ursa- 
chenkranz für die anhaltende Massenarbeitslosigkeit in 
Deutschland. 

von Sebastian Jobelius und Konstantin Vössing* 
entziehen kann. Den Sektoren der Binnenwirtschaft wird 
die Aufgabe zugedacht, die Ausbreitungsdynamik welt- 
marktorientierter Unternehmenstypen zu beschleunigen. Programmiertes Wachstum für einen ,,neuen 

Diamanten" 
Welche Alternative zur Wirtschaftspolitik des Neo-Merkan- 
tilismus ist nun aber vor dem Hintergrund der Umbrüche 
im modernen Kapitalismus möglich und sinnvoll? Es liegt 
auf der Hand, daß eine Strategie der makroökonomischen 
Globalsteuerung, die auf eine Kombination von antizykli- 
scher Haushalts- und Finanzpolitik des Staates, konjunktur- 
gerechte Geldmengenpolitik der Zentralbank und nachfra- 
gestabilisierende Einkommenspolitik der Tarifparteien 
setzt, für viele Krisenentwicklungen des kapitalistischen 
Strukturbruchs keine ausreichenden Antworten liefern 
kann. 

In Anlehnung an eine Diskussion um den ,,Sozialismus 
a'la Francaise" aus der Mitte der achtziger Jahre (vgl. P. 
Boccara, 1986) soll deshalb eine Strategie vorgeschlagen 
werden, die, allgemein gesprochen, als ,,Prozeß des kon- 

Natürlich spielt dabei der Austausch von Nahrungsmit- 
teln und Rohmaterialien nicht mehr die gleiche Rolle wie 
im 18. Jahrhundert. Der moderne Ressourcentransfer ver- lnnovationsbedarfe 

Auf der einen Seite stellt sich die Frage nach dem sy- 
stemimmanenten lnnovationsbedarf im Bereich allge- 
meiner, beruflicher und unversitärer Bildung. Dieser In- 
novationsbedarf leitet sich primär nicht aus dem festzu- 
stellenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Inno- 
vationsstau ab, sondern ist in erster Linie einer originär 
bildungspolitische Aufgabe. 

läuft weniger in Form stofflicher Leistung, als vielmehr in 
Form der Wissens- und Kompetenzausbeutung. Die bin- 
nenwirtschaftlichen Strukturen dienen erstens als techno- 
logische Schaufenster für großangelegte Weltmarktoffen- 
siven: Transrapid, ICE, die verschiedenen Reaktorgeneratio- 
nen der Atomwirtschaft sind immer als Referenzprojekte 
für den weltweiten Verkauf deutscher Technologie ge- 
dacht. Dafür werden die Konstruktions- und Entwicklungs- 
zeiträume immer kürzer geplant und das Tempo des Engi- 
neering immer weiter beschleunigt. Qualität bleibt dabei 
jedoch immer häufiger auf der Strecke. Die inflationären 

* Sebastian Jobelius, Kreuztal, Juso-Landesvorsitzender NR W, Konstantin Vössing, Höxter, 
stellv. Juso-Landesvorsitzender NRW, studieren Sozial- und Rechtswissenschaften an der 
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Rückrufaktionen bei fast jedem neuen Automobilmodell, 
das Eichtest-Desaster der Mercedes A-Klasse und der ICE- 
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Nach einer OECD-Studie ist zwischen 1979 und 1995 
die Einkommensverteilung in Ländern, die ihre Arbeits- 
märkte dereguliert haben, deutlich ungleicher geworden. 
Die Geringverdienenden konzentrieren sich auf bestimmte 
Tätigkeiten. Ganz besonders stark sind in den USA und in 
Großbritannien Arbeiter und Handwerker, Büroangestellte 
sowie Arbeitskräfte im Bereich persönlicher Dienstleistun- 
gen vertreten. 

In Deutschland sind Arbeiter und Büroangestellte 
durch die Flächentarifverträge und durch ihre bessere Be- 
rufsausbildung eher vor Armut geschützt. Im Dienstlei- 
stungsbereich allerdings, in dem Tarifverträge weniger 
greifen und nur geringe Verdienste ausgehandelt wurden 
-wie bei vielen typischen Frauentätigkeiten - liegt der An- 
teil der Geringverdienenden aber ebenfalls über dem 
Durchschnitt, wenngleich deutlich unter entsprechenden 
Werten in den USA und in Großbritannien. 

Die Deregulierung des Arbeitsmarktes hat also in einer 
Reihe von Ländern tiefe Spuren in der Einkommensvertei- 

lunq hinterlassen. Einen sol- 

Arbeitsmarkt und Beschäftigungspoli- chenhOhen preis zu 
lohnt sich nur, wenn sich auch 

tik müssen stärker miteinander ver- die versprochenen positiven 
koppelt um präventiv tätig Arbeitsmarkteffekte einstellen. 

Doch die OECD kommt in ihrer 
werden zu können. Es muß eine De- Studiefür 994 zu einem inter. 

batte über Interventionshierarchien essanten Ergebnis: Es lassen 
sich keine signifikanten Bezie- 

geführt werden, bei der Prävention vor hungen zwischen den Größen 
Krisenintewention steht. ,,Beschäftigungsentwicklung", 

,,Arbeitslosenquote" und ,,Ein- 
kommensverteilung" feststellen. So weisen etwa Däne- 
mark, Norwegen oder die Niederlande mit ihrer ausgegli- 
chenen Einkommensstruktur eine sehr positive Beschäfti- 
gungsbilanz auf. 

Das gilt auch für die Arbeitsmarktlage der Geringquali- 
fizierten: Ihre Beschäftigungsquote liegt in Deutschland 
über der in Großbritannien und den USA; sie hat hier sogar 
noch zugenommen, während sie sich in den angelsächsi- 
schen Ländern vermindert. Lediglich geringqualifizierte 
Frauen weisen in Großbritannien eine höhere Beschäfti- 
gungsquote auf. Kurzum, die Beschäftigungsquote der 
Geringqualifizierten zeigt eine völlig andere Dynamik, als 
es die neoliberale Wirtschaftstheorie voraussagt. 

Auch die These der Neoliberalen, Niedriglohnjobs er- 
leichterten den Einstieg in besser bezahlte Tätigkeiten, 
kann nicht belegt werden. Vergleicht man die Einkom- 
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mensmobilität eines Landes zwischen 1986 und 1991 (nur 
für diesen Zeitraum liegen international vergleichbare Zah- 
len vor), dann zeigt sich, daß die Wahrscheinlichkeit, arm 
zu bleiben, in Ländern mit großen Einkommensdifferenzen 
größer ist als in Ländern mit geringen Einkommensdiffe- 
renzen. 

Während die Arbeitsmärkte in den USA und in Groß- 
britannien nach oben hin weniger durchlässig als bei uns 
sind, ist die Abwärtsmobilität deutlicher ausgeprägter. Un- 
ter den 1996 Geringverdienenden hatten zehn Jahre zuvor 
in den USA noch 12.3% mehr als 95% des mittleren Ein- 
kommens verdient, in Großbritannien 1 1,6% und in  
Deutschland 5.4% (OECD 1996). Mit  wachsender sozialer 
Ungleichheit erhöht sich also nicht nur die Gefahr, arm zu 
bleiben, sondern auch die, arm zu werden. Es kommt zu 
einem Sogeffekt nach unten. 

Arbeit gerechter verteilen: ,,Übergänge" schaffen - - 

Sind ~iedri~lohnsektoren also keineswegs als probates zu 
betrachten, dann komint es für die Linke darauf an, zu zei- 
gen, daß Vollbeschäftigung mit Tariflöhnen herstellbar ist. 

Hier lautet die These: Die vorhandene Arbeit muß ge- 
rechter und intelligenter verteilt werden. 

Arbeitsmarkt und Beschäftigungspolitik müssen stärker 
miteinander verkoppelt werden, um präventiv tätig wer- 
den zu können. Es muß eine Debatte über Interventions- 
hierarchien geführt werden, bei der Prävention vor Krisen- 
intervention steht. 
Bei der Prävention muß zwischen: 
a) dem industriepolitischen Ansatz mit seiner betrieblichen 
Ausrichtung und 
b) Ansätzen im sog. ,,Dritten Sektor" 
unterschieden werden. 

,,Übergangsarbeitsmärkte" erscheinen als Mittel, das 
auf beide Sektoren Anwendung finden kann. Dabei verste- 
hen wir unter Übergang Prävention und flexible Beschäfti- 
gungspuffer im Zusammenhang mit Arbeitsmarktpolitik. 
Im Kern geht es darum, die ,,Übergangsarbeitsmärkte" als 
Alternative zur Zweidrittelgesellschaft zu verstehen, in der 
die einen zuviel und die anderen zuwenig Arbeit bzw. in  
der die einen die hochbezahlten und die anderen die 
schlecht bezahlten Jobs haben. 

Auf Übergangsarbeitsmärkten sollen Transferleistun- 
gen mit Arbeitseinkommen verkoppelt werden, um eine 
stabile Brücke zum ersten Arbeitsmarkt zu bilden. Über- 
gänge sind in folgenden Bereichen denkbar: 
1. Brücken zwischen privater Tätigkeit und Erwerbsarbeit 
(familienbedingte Teilzeitarbeit oder Pause, Sabbat-Jahre 
usw.). Hier steht in gewisser Weise auch die Normalbiogra- 
phie eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers auf dem 
Prüfstand. 
2. Brücken zwischen ErwerbsarbeiWorruhestand und 
Rente. Damit ist neben dem reinen Kriseninstrumentarium 
der langsame Ausstieg aus dem Erwerbsleben über Teilzeit- 
arbeitsverhältnisse gemeint. 
3. Brücken zwischen Bildungs- und Beschäftigungssyste- 
men (Qualifizierung und Weiterbildung). Ein mögliches 
und bereits erprobtes Instrument ist das sog. Job-Rotati- 
onssystem. 
4. Übergänge zwischen Kurz- und Vollzeitbeschäftigung 
könnten mit Qualifizierungsphasen verbunden werden; 
(Schlecht-Wetter- und Kurzarbeitergeld). 
5. Brücken zwischen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit. 
Hierbei handelt es sich um Lohnsubventionen für eine be- 
stimmte Dauer und Zielgruppe. Das Ziel ,,Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit" darf dabei nicht durchbrochen werden. 
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kreten Bruchs" bezeichnet werden 
kann. Der Prozeß des konkreten 
Bruchs soll konkrete wirtschaftspoli- 
tische lnterventionen nach anderen 
Kriterien als denen des ,,Globalis- 
mus", nach Kriterien sozialer Effekti- 
vität und ökologischer Nachhaltig- 
keit in den Mittelpunkt rücken. Mit 
dieser Strategie soll zum einen an äl- 
tere Konzepte zur ,,Reformpolitik der 
mittleren Reichweite" und zum 
,,Umbau der Volkswirtschaft", wie 
sie im spw-Umfeld entwickelt wur- 
den, angeknüpft werden (vgl. Pro- 
jekt Moderner Sozialismus: 53 The- 
sen, 1989). Zum anderen sollen die 
besonderen Züge der derzeitigen 
Strukturkrise des deutschen Kapita- 
lismus zum Ausgangspunkt der al- 
ternativen Perspektiven gemacht 
werden. 

Für die ,,Strategie des konkreten 
Bruchs" sind folgende Grundüberle- 
gungen der konzeptionelle Aus- 
gangspunkt: 

Das Unheil der Globalisierung ist nicht in der Tatsache 
zu suchen, daß es einen Weltmarkt gibt und daß deutsche 
Kapitalien sich am Weltmarkt orientieren. Eine Strategie 
der Abkopplung wird niemand ernsthaft vorschlagen wol- 
len. Das Problem liegt woanders. Zurück zur Porterschen 
,,Diamant-Theorie": Internationaler Wettbewerbsvorteil ist 
demnach nur in den Branchen möglich, in denen die „in- 
landsbedingten Vorteile und Landeseigenschaften für an- 
dere Länder von Wert sind". Deshalb erfordert der ,,inter- 
nationale Wettbewerb, daß Unternehmen inländische Po- 
sitionen in internationale Positionen umwandeln und dafür 
die Vorteile aus dem heimischen Stützpunkt ziehen und 
verstärken" (vgl. M. Porter, 1991). Aber genau diesevortei- 
le des ,,heimischen Stützpunktes" werden durch den „mo- 
dernen Globalismus" nicht verstärkt, sondern durch Strate- 
gien, die sich ähneln wie ein Ei dem anderen, zerstört. Am 
Ende entsteht nichts weiter als ein ,,globaler Kinoeffekt". 
Ein Kinobesucher erhebt sich aus dem Sitz, um das Ge- 
schehen im Stehen zu verfolgen. Auf diese Weise hat er ei- 
nen besseren Blick auf die Leinwand und einen Vorteil ge- 
genüber allen anderen Besuchern. Nicht viel später stehen 
alle Besucher, die hinter ihm sitzen ebenfalls auf, weil sie im 
Sitzen nichts mehr sehen. Am Ende stehen alle Kinobesu- 
cher auf. Der Blick ist für alle wieder gleich, nur daß es jetzt 
alle unbequemer haben. 

Die temporeiche Entwicklunq der Informations- und 
Kommunikationstechnologie beschleunigt die produkti- 
onstechnische Umwälzung. Ihr Kern liegt darin, daß die 
Übertragung von Funktionen des menschlichen Gehirns 
auf Steuerungsfunktionen des Computers und der Einsatz 
von technischer Qualifikation, lebendiger Arbeit und Wis- 
sen, die in Maschinerie vergegenständlichte Arbeit in der 
Bedeutung reduzieren. Notwendig wäre ein Produktiv- 
krafttyp, der die in Maschinen vergegenständlichte Arbeit 
spart und die lebendige Arbeit in Produktion und Dienstlei- 
stungen entwickelt und fördert. Aber die im Namen des 
,,modernen Globalismus" entstehenden Wertvorstellungen 
des ,,shareholder value" und die Verschiebung der ,,econo- 
my of scale-Strategie" auf die internationalen Märkte, füh- 
ren zu einer Deformation dieser Produktivkraftentwick- 
lung. Die ,,Humanisierung der Arbeit" in der Produktion ist 

augenscheinlich auf dem Rückzug und die Arbeit im 
Dienstleistungssektor wird nicht auf hohem arbeitsintensi- 
ven Niveau entwickelt, sondern durch ,,McDonaldisierung" 
entstellt. 

Wenn vom konkreten Bruch die Rede ist, dann ist damit 
der Bruch mit den Wert- und Rentabilitätsvorstellungen 
der neo-merkantilistischen Entwicklungsstrategie gemeint. 
An die Stelle der Ressourcenabschöpfung aus den binnen- 
wirtschaftlichen Kreisläufen soll eine ausgewogene volks- 
wirtschaftliche Proportion zwischen Binnen- und Export- 
wirtschaft, Regionen und Sektoren, Industrie und Dienst- 
leistungen, Technik und Be- 
schäftigung gestellt werden. 
Damit verbunden ist die Der Prozeß des konkreten Bruchs soll 

wicklung effizienter und nach- konkrete wirtschaftspolitische Inter- 
haltiger Energie-, Logistik- und 
Stoffnutzungskonzepte. Im ventionen nach anderen Kriterien als 

~ i t te l~unk t -d ieses  konkreten denen des ,,Globalismus", nach Krite- 
Bruchs stehen lnterventionen 
in die Investitions-, Güter-, Ar- 

rien sozialer Effektivität und ökologi- 

beits- und Stoffströme zur scher Nachhaltigkeit in den 
Schaffung eines neuen unver- Mittelpunkt rücken, 
wechsel baren ,,Diamantenu. 
Die Schaffung eines ,,Maßan- 
fertigungs-Diamanten", der optimal in die internationalen 
Wertschöpfungsketten integriert ist. 

Der ,,Maßanfertigungs- Diamant" 
Der amerikanische Ökonom Paul Krugman stellt in einem 
Aufsatz dieses Themenschwerpunktes fest, daß es die „hu- 
man touch-Aktivitäten", die nicht handelbaren, nicht zur 
Exportbasis gehörenden Aktivitäten sind, die Beschäfti- 
gung schaffen und den zukünftigen Fokus der Ökonomie 
bilden. Wenn Krugman die Vorteile des heutigen Los An- 
geles so beschreibt, daß sie nicht die Stadt ist, ,,in der viele 
Menschen Greifbares produzieren, aber ist dies genau des- 
wegen so, weil ihre Einwohner so gut darin sind, greifbare 
Dinge zu produzieren, daß sie ihre Energie auf nicht-Greif- 
bares verwenden können", dann thematisiert Krugman 
genau jenes Austauschverhältnis zwischen internationalen 
Wertschöpfungsketten und lokalen Wirtschaftskräften, 
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welches für die Strategie zur Schaffung eines ,,Maßanferti- 
gungs-Diamanten" wesentlich ist. Bei dieser Betrachtung 
rückt die Verwendung des gesamtwirtschaftlichen Wertzu- 
wachses für die Entwicklung der arbeitsintensiven, lokalen 
Güter- und Dienstleistungssektoren in den Bewertungsfo- 
kus. 

Es geht bei diesem ,,Diamanten" nicht um die Eröff- 
nung einer reinen lokalen Dienstleistungsökonomie, son- 
dern um die Schaffung ,,ortsgebundener Wertschöpfungs- 
netze", in denen Industrie und Dienstleistungen eine orga- 
nische Verbindung eingehen. 

Bei der Herausbildung eines ,,Maßanfertigungs-Dia- 
manten" geht es also um ein produktives Kooperations- 
und Entwicklungsbündnis zwischen den Sektoren der „lo- 
cal content-Unternehmen" und den Sektoren der ,,regio- 
nalwirtschaftlichen Unternehmen". Ihre Gemeinsamkeit 
besteht in der Produktion kleiner Losgrößen und in der 
ausgeprägten Orientierung der Geschäfts- und Produktpo- 

litik an den Kundenbedürfnis- 
sen und -anwendungen. Die 

Moderne Wirtschaftsdemokratie traditionelle produktorientierte 

braucht eine Verbindung von kollekti- Marktdefinition wird bei bei- 
den Unternehmenstypen 

ven, strategischen Eingriffs- durch eine kompetenzorien- 

befu~nissen für die Mitarbeiter eines tierte Marktdefinition abgelöst. .., 
Hieß es z.B. bei AEG noch „Wir 

Unternehmens, aber auch sind führend auf dem Markt 
Weiterbildunqsrechte und -zeiten für für Geschirrspülmaschinen", so - 

,, Empowerment-Aufgaben" heißt es bei den kompetenzori- 
entierten Unternehmen ,,Wir 
sind Spitzenanbieter im Ge- 

.schirrreinigungsmarkt" (vgl. H. Simon, 1996). D.h. kompe- 
tenzorientierte Unternehmen bieten Waren, Dienste, Tech- 
nologien und Qualität zur Lösung spezieller Kundenbe- 
dürfnisse und -problerne an. Für die hochspezialisierte, 
personalintensive Produktstrategie der Maßanfertigung 
benötigen diese Unternehmenstypen Unterstützung durch 
entwickelte ortsnahe Standortfaktoren. Planungs- und In- 
genieurdienste mit EDV-support, Forschung- und Entwick- 
lungszentren sowie naturwissenschaftliche Grundlagenfor- 
schung sind für die einzelnen Unternehmen nicht finan- 

zierbar. Deshalb sind beide Un- 
ternehmenstypen auf eine 
schnelle Kooperation und 
Kommunikation mit produkti- 
ons- und innovationsorientier- 
ten Diensten, also auf ein „in- 
novatives Milieu" (vgl. D. Läpp- 
le, 1995) in der Region ange- 
wiesen. 

Unterschiede existieren 
zwischen den genannten Un- 
ternehmenstypen im Hinblick 
auf die Absatzgebiete. Die 
Gruppe der ,,local content-un- 
ternehmen" besitzt eine multi- 
regionale Kundenorientierung 
und verkauft ihre Waren und 
Dienste in vielen Weltmarkt- 
Segmenten außerhalb des Bin- 
nenmarktes. Die Gruppe der 
regionalwirtschaftlichen Un- 
ternehmen ist im wesentlichen 
auf den lokalen Markt orien- 
tiert. Aber dieser Unterschied 
muß kein Widerspruch sein, 

wie konkrete Beispiele zeigen. An der Westküste von 
Schleswig-Holstein befinden sich heute die weltweit größ- 
ten Anbieter für Windernergieanlagen, die ihre Produkte 
und Dienste in der ganzen Welt vermarkten. Entstanden ist 
dieser Schwerpunkt aus einem Konversionsprojekt im 
Schiffs- und Maschinenbau. Was sich zunächst als regiona- 
ler Markt entwickelte, hat sich mittlerweile zu einer ausdif- 
ferenzierten Wertschöpfungskette zum Windernergie-An- 
lagenbau gemausert. Neben den örtlichen Tiefbauunter- 
nehmen, die sich auf die Gründung der Betonsockel spe- 
zialisiert haben, gehören die eigentlichen Anlagenbauer, 
Planungsbüros und Wartungsdienste zu diesem Windener- 
gie-Cluster (vgl. A. Drinkuth, T. Müller, W. Bierter, 1998). 
Ähnliche weltmarktintegrierte, lokalgebundene Cluster 
entwickeln sich derzeit in NRW innerhalb der Solarwirt- 
schaft in der Emscher-Lippe Region rund um die Stadt Gel- 
senkirchen und den Kreis Recklinghausen. 

Programmiertes Wachstum 
Der Ansatz des ,,Maßanfertigungs-Diamanten" ist keine re- 
gionalwirtschaftliche Ausweich-Strategie in Zeiten der Glo- 
balisierung. Sie beruht auch nicht auf der einfachen An- 
nahme, daß die Regionen als Funktionsraum gegenüber 
dem Nationalstaat an Bedeutung gewinnen. Mit dem Ent- 
wicklungsbündnis zwischen den Sektoren der ,,local-con- 
tent Unternehmen" und den ,,regionalwirtschaftlichen Un- 
ternehmen" soll vielmehr ein neuer Spezialisierungsvorteil 
geschaffen werden, der als dynamischer Kern für eine be- 
schäftigungswirksame Wirtschaftsentwicklung nötig ist. 
Der strategische Hebel für die Etablierung eines ,,Maßan- 
fertigungs-Diamanten" ist deshalb ein programmiertes 
Wachstum, in dem mit einer Mixtur unterschiedlicher wirt- 
schaftspolitischer Instrumente das Wachstum speziell in 
den genannten Sektoren gefördert werden soll. 
In diesem Sinne basiert das Konzept des programmierten 
Wachstums auf vier wirtschaftspolitischen Aktionsfel- 
dern: 

1. Technologie- und Kooperationsstrategie 
Die unternehmensübergreifende Kooperation ist für die 
regionalgebundenen Unternehmenstypen von entschei- 
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den Beziehern hoher, sondern auch mittlerer und unterer 
Einkommen; 

es gibt das Bedürfnis beider Geschlechter nach Er- 
werbsarbeit und das Bedürfnis, dies mit Familie verbinden 
zu können; 

es gibt aber auch die Erwartung vieler Betriebe nach 
flexiblerem Einsatz der Arbeitskräfte je nach Auftragslage; 

es gibt das Bedürfnis vieler Arbeitnehmer und es gibt 
die Erwartung vieler Betriebe nach lebenslangem Lernen, 

es gibt die Erwartung der meisten Menschen nach Rah- 
menbedingungen, die ihnen soziale Sicherheit bei flexibler 
Arbeitswelt und Lebensführung garantieren. 

Was ist zu tun? Ansatzpunkte für eine künftige 
Arbeits- und Sozialpolitik 
Mit den letztgenannten Gegenüberstellungen sind bereits 
erste Aspekte für eine linke Gegenstrategie zum neolibera- 
len Politikkonzept genannt. Und: Es dürfte bereits jetzt klar 
sein, daß es mit der schlichten Forderung nach Umvertei- 
lung von oben nach unten allein kaum getan sein wird. 
Vielmehr ist eine Gesamtstrategie zahlreiche verknüpfter 
Einzelelemente vonnöten. 
Einige Elemente erscheinen so selbstverständlich, daß sie 
hier nur kurz angerissen werden: 
1. Die Ordnung auf dem Arbeitsmarkt ist dort wieder- 
herzustellen, wo sie lediglich der Flucht aus sozialpoliti- 
scher Verantwortung entspringt, also etwa in der Frage 
der Scheinselbständigkeit oder in der Umwandlung regu- 
lärer Beschäftigungsverhältnisse in atypische, etwa im 
Handel. 
2. Die sozialen Sicherungssysteme sind dort zu entlasten, 
wo sie zur Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufga- 
ben herangezogen werden. Damit ist v.a. die Finanzierung 
der deutschen Einheit gemeint. Hier sind Umschichtungen 
im Steuersystem notwendig, das wiederum, nicht zuletzt 
über eine ökologische Steuerreform, auf eine neue, ge- 
rechtere Grundlage gestellt werden muß. 
3. Wir brauchen eine andere wirtschafts- und bildungs- 
politische Förderpolitik. 

Anhand allseits bekannter Statistiken wissen wir, daß 
die BRD seit Jahren von der Substanz lebt, was die Bil- 
dungs- und Forschungsinfrastruktur angeht. D.h. wir brau- 
chen eine entschiedene Förderung 

der Forschungslandschaft, v.a. im Bereich zukunfts- 
trächtiger und ökologisch nachhaltiger Produkte und Pro- 
du ktionsverfa hren; 

des allgemeinen Bildungswesens, v.a. im Hinblick auf 
das Erlernen jener Qualifikationen, die in der modernen 
Arbeitswelt von Bedeutung sind (Teamfähigkeit, Konfliktlö- 
sungskompetenzen, Flexibilität, aber auch Medienkompe- 
tenz etc.); 

der Weiterbildungslandschaft, um dem gebetsmüh- 
lenartig vorgetragenen aber nur unzureichend eingelö- 
sten Anspruch auf lebenslanges Lernen realisieren zu 
können; dabei müssen schwierige Finanzierungsfragen 
geklärt werden, v.a. wenn es um die berufliche Weiterbil- 
dung geht; 
* der beruflichen Bildung, die sich noch schneller an die 
Entwicklung neuer Berufsbilder anpassen muß und die die 
Azubis besser befähigen muß, den Anforderungen in der 
veränderten Arbeitswelt Rechnung zu tragen - kleine Ge- 
sellenbriefe führen da in die falsche, weil aufgebende, ab- 
drängende Richtung. 

Vor allem aber brauchen wir eine Weiterentwicklung 
der Arbeitsmarktpolitik. Die Arbeitslosenversicherung und 
die Sozialhilfe übernehmen mittlerweile Aufgaben, für die 

sie ursprünglich nicht geschaffen worden sind. Immer we- 
niger sind sie in der Lage, ihre Leistungsbezieher ins Er- 
werbssystem zurückzubringen. Stattdessen haben sie den 
Charakter von Beruhigungspillen für diejenigen gewon- 
nen, die ohne Perspektive auf Wiedereingliederung in die 
Arbeitsgesellschaft bleiben. 

Dies ist um so widersinniger, als es genügend gesell- 
schaftlich notwendige Bedarfsfelder für Beschäftigung gibt 
(z.B. die sozialen Dienstleistun- 
gen), die allerdings aufgrund Mit wachsender sozialer Ungleichheit 
der nicht derzeitigen ausgefüllt Finanzsituation werden kön- 

erhöht sich also nicht nur die Gefahr, 
nen. Angesichtsdieser Parade- arm zu bleiben, sondern auch die, arm 

xie kenntnis hat sich durchgesetzt, inzwischen daß die die Er- ZU werden. Es kommt zu einem Sog- 
öffentliche Finanzierung von effekt nach unten, 
Arbeit volkswirtschaftlich gese- 
hen günstiger ist als die Finanzierung von Arbeitslosigkeit. 

Schaffung eines dauerhaften Niedriglohnsektors? 
Vor diesem Hintergrund ist die Debatte zur Schaffung von 
dauerhaften Niedriglohnarbeitsverhältnissen zu sehen, die 
ob ihrer Brisanz etwas eingehender dargestellt werden 
soll.2 Derzeit vergeht kaum ein Tag, an dem nicht irgendje- 
mand mit einer neuen Kombilohn-, Niedriglohn- oder 
Lohnkostenzuschuß-Variante aufwartet. 

Mehr Ungleichheit auf dem Arbeitsmarkt, so die der 
Debatte um den sogenannten Niedriglohnsektor zugrunde 
liegende Ausgangsthese, schafft Arbeitsplätze. Nach die- 
sem Modell ist die hohe und andauernde Arbeitslosigkeit 
im wesentlichen ein Resultat von Eingriffen in die Arbeits- 
märkte, die sich nicht an die Spielregeln des Marktes hal- 
ten. Tarifverträge bzw. ein ausgebauter Sozialstaat hinder- 
ten die Arbeitslosen daran, wieder ins Erwerbssystem zu- 
rückzukehren. 

Entwickelte Volkswirtschaften hätten daher nur die 
Wahl zwischen ,,normaler" Arbeitslosigkeit oder aber deut- 
lichen Ungleichheiten in der Einkommensverteilung. Letz- 
teres sei auch deswegen eher hinzunehmen, da die gerin- 
ger bezahlten Arbeitnehmer auf diesem Wege ohnehin 
wieder den Einstieg in eine tariflich entlohnte ,,bessere" Ar- 
beit finden würden. Wie nun ist die empirische Tragfähig- 
keit dieser Arg~mentat ion?~ 

In Industrieländern wie Großbritannien, Neuseeland und 
den USA ist konsequent Beschäftigungspolitik in diesem Sin- 
ne gemacht worden. Überprüft man heute, über 20 Jahre 
danach, die Ergebnisse, dann ergibt sich folgendes Bild: 
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Sozialstaates an die sich weiter entwickelnden Bedürfnisse bzw. Kürzungszwänge liefern gewissermaßen die empiri- 
der Bevölkerung sowie Veränderungen an der produktiven schen Daten, um den Sozialstaat grundsätzlich in Frage 
Basis und der Arbeitswelt resultieren. Wir müssen also stellen zu können. Von Abrechnungszeitraum zu Abrech- 
auch eine Funktionskrise des Sozialstaates konstatieren. nungszeitraum können neue Belege dafür angeführt wer- 

Die Finanzkrise des Sozialstaates ist zu weiten Teilen be- den, daß „der Sozialstaat" nicht mehr finanzierbar ist. 
wußt gestaltet worden und resultiert zunächst und vor al- 
lem aus der Einnahmekrise. Sie resultiert nicht, wie sich 

ideologisch überaus erfolg- 

Die vermeintliche hegemoniale Stärke reich in vielen Köpfen festge- 
setzt hat, aus einer Ausgaben- 

der Neoliberalen resultiert wesentlich kri„, etwa wegen überbor. 

auch aus der Schwäche der Linken, die dender Inanspruchnahme der 
Leistungen oder millionenfa- 

es viel zu lange versäumt hat, objektiv chen Mißbrauchs,, 
bestehende Funktionsmängel wahrzu- Die Einnahmen brechen 

weg, weil Millionen von Men- 
nehmen. schenzwar Ansprüche auf Lei- 

D.h.: Dem neoliberalen Politikkonzept, wie wir es im main- 
stream in Union und FDP vorfinden, kann die Finanzkrise 
nicht weit genug gehen, sorgen doch immer neue Schul- 
denstände letztlich für den nötigen Rückenwind, um die 
Legitimationskrise zu forcieren. Je höher der Leidensdruck 
für die Arbeitnehmer, so das Kalkül, also je höher die Abga- 
benlasten bei gleichzeitig immer weniger funktionsfähiger 
Alters- oder gesundheitlicher Versorgung, desto schneller 
stellt sich die Bereitschaft zu umfassendem Sozialabbau 
und Privatisierung der Lebensrisiken ein. Den wiederholten 
Zuzahlungsregelungen und Leistungsausgrenzungen in- 
nerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung kommt da- 

stungen aus den Systemen er- bei die Funktion des Büchsenöffners zu. 
worben haben, aber als Beitragszahler ausfallen. Indes verkürzte man die Analyse, beschränkte man sich 

D i l  seit den 70er Jahren angewachsene Massenarbeits- darauf, in der Krise des Sozialstaates den rein ideologisch 
losigkeit ist hier ebenso zu erwähnen, wie die Abdrängung motivierten Coup einer 16 Jahre lang regierenden Koalition 
von immer mehr Erwerbstätigen in sozialversicherungsfreie zu sehen. 
Beschäftigungsverhältnisse, also all das, was unter ,,Unord- Jüngere Umfragen deuten darauf hin, daß der neolibe- 
nung auf dem Arbeitsmarkt" zu subsumieren ist. rale Ansturm keineswegs durchgeschlagen ist: Noch im- 

Die Einnahmekrise resultiert ferner aus dem deutlichen mer mißt eine Mehrheit in unserer Gesellschaft dem Sozi- 
Zurückbleiben der Löhne und Gehälter hinter der Produk- alstaat eine wichtige Rolle zu. 
tivitätsentwicklung. Die bereinigte Lohnquote im Westen Daß wir es dennoch mit einer Akzeptanzkrise zu tun ha- 
ist inzwischen auf den Stand der 60er Jahre abgesunken ben, dürftevor allem aus dem Umstand resultieren, daßvie- 
und hat die Einnahmen der sozialen Sicherungssysteme le Menschen für ihre individuellen Erwerbsbiographien 
stark in Mitleidenschaft gezogen. Funktionsmängel der sozialen Sicherungssysteme feststel- 

Die Folgekosten der deutschen Einheit werden nicht als len. Sie nehmen täglich wahr, daß die Arbeitswelt sich ver- 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe über Steuern, sondern zu ändert. Sie nehmen täglich wahr, daß sich Lebenslagen plu- 
einem großen Teil aus den Sozialversicherungen finanziert. ralisiert haben, daß Familiengefüge sich verändern. Sie müs- 

Im Rahmen der Steuerpolitik ist seit den 80er Jahren sen sich darauf einstellen und erkennen, daß die solidari- 
eine gigantische Umverteilung von unten nach oben orga- schen Sicherungssysteme Schwächen aufweisen, wenn es 
nisiert worden. Während sich Vermögende und Unterneh- um die Lösung ihrer oder gesamtstaatlicher Aufgaben geht. 
men mit Hilfe unzähliger Vergünstigungen, Steuersenkun- Und sie beginnen, an der Zukunftsfähigkeit des Sozial- 

gen und Schlupflöchern aus ih- staates zu zweifeln, weil sie Antworten vermissen und mer- 

~ ~ b ~ i t ~ l ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ h ~ ~ ~ ~ ~  und sozial.. rer Verantwortung für die Fi- ken, daß bislang der neoliberalen Antwort nur wenig Über- 
nanzierung des Staates und zeugendes von der anderen Seite des politischen Spek- 

hilfe haben den Charakter Beruhi- seiner Aufgaben zurückgezo- trums entgegengesetzt wird. 

gungspillen für diejenigen gewonnen, gen haben, verbleibt die D.h. aber, daß die vermeintliche hegemoniale Stärke 
Hauptlast der Finanzierung von der Neoliberalen wesentlich aus der Schwäche der Linken 

die ohne Perspektive auf Wiederein- Sozialleistungen bei den Bezie- resultiert, die es viel zu lange versäumt hat, objektiv beste- 
gliederung in die Arbeitsgesellschaft hern von Löhnen und Gehäl- hende Funktionsmängel wahrzunehmen. Voraussetzung 

tern. Dies schlägt um so mehr für die Wiedergewinnung der Hegemonie auf diesem zen- 
bleiben. 

zu Buche, als die staatlichen tralen Politikfeld ist daher also zunächst einmal, die Be- 
Leistungen, etwa in der Sozial- dingtheit der Akzeptanzkrise anzuerkennen und daraus so- 

hilfe, immer umfänglicher werden, je weniger die vorgela- zialpolitische Lösungen abzuleiten. Nicht hegemoniefähig 
gerten Sicherungssysteme in der Lage sind, das soziale dürfte der Schlachtruf ,,Zurück in die goldenen 60er und 
Durchrutschen zu verhindern. 70er Jahre" sein. Ein die Einnahmen der Sozialkassen si- 
Die Folgen dieser Politik sind verheerend: cherndes Modell der Vollbeschäftigung nach dem Muster 

um die sozialstaatlichen Leistungen finanzieren zu kön- des 35-Stunden- und 40 Jahre Lebensarbeitszeit erwerbs- 
nen, sind die Steuer- und vor allem Abgabenlasten der Ar- tätigen Arbeitnehmers - möglichst im selben Betrieb - in- 
beitnehmer bei gleichzeitiger Beschneidung des Leistungs- klusive hinzuverdienender, aber v.a. kindererziehender Ehe- 
kataloges gestiegen; sie belasten den Faktor Arbeit, was frau, ist ebenso passe wie jede Reformstrategie, die sich 
sich vor allem negativ auf den lohnkostenintensiven daran orientiert. 
Dienstleistungssektor auswirkt und insgesamt die Binnen- Sie ist passe, weil sie immer weniger der Wirklichkeit 
kaufkraft geschwächt hat; entspricht. 

wichtige Infrastruktur-Investitionen in den Bereichen Denn: 
Soziales, Umwelt, Kultur, Bildung und Forschung bleiben es gibt ein Bedürfnis nach flexiblen Arbeitszeiten, d.h. 
aus, weil dem Staat die nötigen Mittel fehlen. nach Teilzeitbeschäftigung, nach Sabbatjahren, nach Ar- 

beitszeitkonten, nach je nach Lebenssituation variablen Ar- 
Neoliberale Offensive und Schwäche der Linken beitszeiten; 
Hinter der Finanzkrise des Sozialstaates steckt jede Menge es gibt ein Bedürfnis, Dienstleistungen, auch haushalts- 
politisches Kalkül. Die selbst produzierten Sach- und Spar- bezogene Dienstleistungen nachzufragen, nicht nur bei 
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dender Bedeutung. Deshalb ist es wichtig, daß in der Re- 
gion konkrete Kooperationsplattformen zwischen den 
einzelnen Unternehmen und den Einrichtungen der pro- 
duktions- und innovationsorientierten Dienste entstehen. 
Allerdings sind alle bisherigen Lösungsmodelle, wie z.B. 
Wissenschaftstransferstellen sowie Technologiezentren 
und Innovationsparks, mit wenig positiven Effekten be- 
gleitet gewesen. Der entscheidende Engpaß ist in der An- 
onymität dieser Technologiestrategie zu suchen. Konkre- 
te Erfolge in der Weiterentwicklung von Produkt- und 
Prozeßtechnik sind in der Regel nur ,,spin-offJ'-Effekte, die 
bei der ,,merkantilistischen Technologiepolitik" abfallen. 
Paßgenaue Technologie- und Forschungspolitik für orts- 
gebundene Wertschöpfungsketten braucht allerdings 
entsprechende Managementeinheiten, die für betriebs- 
nahe Forschung & Entwicklung sorgen und die Entwick- 
lungsapathie innerhalb kleiner und mittlerer Unterneh- 
men überwinden kann. Es müssen also staatliche Förder- 
Programme entwickelt werden, in denen räumliche Ko- 
operationsplattformen durch staatlich geförderte Mana- 
gement-Kompetenzen und logistische und technische In- 
frastrukturen unterstützt und entwickelt werden. Der 
Staat übernimmt also die Rolle des ,,strategischen Mana- 
gement", in dem er die technologie- und forschungspo- 
litischen Ziele präzise formuliert und zur Sicherstellung 
der Erfüllung entsprechende Beratungskompetenzen för- 
dert. Die eigentliche Realisierung ist durch die Kooperati- 
onspartner eigenverantwortlich sicherzustellen. Sinnvoll 
wäre also die Zusammenfassung der unterschiedlichen 
Technologieprogramme, Technologieparks und Transfer- 
stellen unter dem Dach einer strategischen Führungsge- 
sellschaft, die der jeweiligen Landesregierung zugeordnet 
ist. 

2.  ,,EmpowermentJ' und Wirtschaftsdemokratie 
Im Rahmen der neuen Unternehmensstrategien sind eine 
Vielzahl von Netzstrukturen zwischen einzelnen Unterneh- 
men, Zulieferern, Kunden, produktionsorientierten Dien- 
sten und Kapitalgebern entstanden. Nach innen und nach 
außen versuchen Unternehmensleitungen Dritte in die ei- 
gene Wertschöpfung zu integrieren. Im Mittelpunkt ste- 
hen dabei das sogenannte ,,Empowerment8', also die Dele- 
gation von wirtschaftlicher und produktionstechnischer 
Entscheidungsbefugnis auf die Mitarbeiter. Wirtschaftlich- 

Entwicklung öffentlicher Pilotmärkte, um Nachfrage zu er- 
zeugen. Dieses Konzept läuft im wesentlichen darauf hin- 
aus, daß die etablierten Instrumente der öffentlichen Aus- 
schreibung, der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, 
der Investitions- und Strukturförderung konzeptionell zu- 
sammengefaßt werden, um Pilotmärkte zu schaffen, in 
denen sich das Entwicklungsbündnis von ,,local-content- 
Unternehmen" und ,,regionalwirtschaftlichen Unterneh- 
men" entfalten kann. Dabei ist auch zu überlegen, inwie- 
weit der Staat die Funktion übernehmen kann, als eine Art 
Dienstleistungsagentur Maßanfertigungsleistungen von . 

privaten Anbietern zu Marktpreisen aufzukaufen, um sie 
dann an die Endverbraucher verbilligt weiterzugeben. Die- 
ses Modell hätte den Vorteil, die ökologisch und volkswirt- 
schaftlich notwendige Wende zu personalintensiven Dien- 
sten objektfinanziert und ohne Niedriglohnsektor durch- 
führen zu können. 

4. Arbeitszeitverkürzung und qualitative Warenver- 
kehrssteuern 
Schließlich sind auch die wesentlichen makroökonomi- 
schen Ansätze für die Herausbildung eines ,,Maßanferti- 
gungs-Diamanten" zu berücksichtigen. Dabei ist es ent- 
scheidend, eine allgemeine Arbeitszeitverkürzung mit Hilfe 
von flexiblen, auf die Situation des entsprechenden Fach- 
zweiges zugeschnittenen Zeitmodellen durchzusetzen. 
Ebenso wichtig ist es, durch eine entsprechende Steuerpo- 
litik für eine materielle Untermauerung der relevanten Sek- 
toren zu sorgen. Dafür ist eine Steuerpolitik zu verfolgen, 
die insbesondere bei der Warenverkehrssteuer, der Mehr- 
wertsteuer für weitere qualitative Unterscheidungen sorgt. 
Schon heute sind einige Fachzweige und Berufsgruppen, 
wie z.B. Finanzdienstleistungen der Geschäftsbanken, von 
der Mehrwertsteuer befreit. Der Ausnahmekatalog ist zu- 
gunsten der regionalwirtschaftlichen Unternehmen ent- 
sprechend zu reformieren. SPW 
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viel von dem, was am charakteristischsten in unserer Ge- 
sellschaft und besonders in unserer Ökonomie ist. Ein Ver- 
gleich zwischen beiden Städten ist meines Erachtens der 
beste Weg, einige der oft mißverstandenen Realitäten der 
amerikanischen Ökonomie und ihrer Stellung in der Welt 
zu erklären. 

Denkt man an das alte Chicago und das neue LA, so 
wird man wahrscheinlich einige solcher unmittelbaren 
Kontraste anführen, die sich anhören wie das, was man 
immer über die Ökonomie hört: ,,Snowbelt8' gegen ,,Sun- 
belt", Kernland gegen Pazifische Küste. ~och-d ies sind 

F ür die meisten Menschen ist Ökonomie ein fürchter- oberflächliche Beobachtungen, mehr Schlagwörter als 
lich verwirrendes Thema - u m  so mehr, wenn sich die wirkliche ökonomische Analyse. Um wirklich etwas zu ler- 
Gespräche um den internationalen Handel und die in- nen, muß man schon tiefer graben. 

ternationalen Finanzen drehen. Verständlicherweise sind Wenn man das Chicago des Jahres 1894 mit Los An- 
wir alleauf der Suche nach einem anschaulichen Bild. Des- geles 1994 vergleicht, dann sind nicht die Unterschiede, 
halb wenden wir uns gewöhnlicherweise den Geschichten sondern die Gemeinsamkeiten das Erstaunlichste. Beide 
einzelner Unternehmen zu - widmen uns Unternehmen, sind gigantische Boomtowns, in denen eine Art Kettenre- 
die auf dem internationalen Parkett überlebt haben oder aktion des Wachstums in weniger als der Dauer eines 
zugrunde gegangen sind. Menschenlebens Dörfer in gewaltige Ballungszentren ver- 

Unglücklicherweise weisen solche Geschichten aber zu wandelte. Beide sind Einwanderungsstädte: Wenn heute 
häufig in die falsche Richtung. Es geht nicht nur darum, das moderne LA für manche wie ein fremdes Land wirkt, 
daß ein Konzern wie General Motors, egal was sie selbst was würden sie erst von Chicago gedacht haben, wo irn 
darüber denken, nicht repräsentativ ist für die amerikani- Jahre 1900 die Hälfte der Einwohner im Ausland geboren 
sche Wirtschaft. Egal, welches Unternehmen man betrach- waren? 
tet, ja sogar egal, wie viele Unternehmen man betrachtet, Das damalige Chicago und das heutige Los Angeles 

auf diese Weise erhält man sind beides Städte, in denen großer Wohlstand und massi- 

~i~ internationale ~ i ~ ~ ~ t i ~ ~  war in kein vollständiges Bild, denn ve Armut nebeneinander existieren, in denen der Optimis- 
die Ökonomie ist mehr als die mus bezüglich des menschlichen Fortschritts kontinuierlich 

der in der die Freiheitsstatue e n t  Summe ihrer Teile. Um zu be- von sozialen Mißständen herausgefordert wird. Natürlich 

stand, ungleich höher als jemals da- greifen, auf welche Weise sich schneidet das alte Chicago in diesem Vergleich schlechter 
unsere Ökonomie verändert, ab: Trotz der wachsenden Unterklasse, trotz der Gangs 

nach. müssen wir verstehen, wie Pro- und Drogenkriege, LA ist bis jetzt längst nicht in jeneTiefen 
duzenten und Konsumenten zurückgefallen, die Chicagos Sozialarbeiter einst beschrie- 

interagieren; dieses Verhältnis in den Strukturen der Öko- ben. 
nomie Iäßt sich bei weitem nicht durch die Anhäufung von Am erstaunlichsten ist die Art und Weise, auf die beide 
Konkurrenzkampf-Geschichten vermitteln. Städte in ein weltweites Netz aus Handel und Finanzen in- 

Auf der anderen ~ e i t e  ist die Ökonomie als Ganzes aber tegriert waren. Es ist ein moderner Irrglaube des späten 20. 
einfach zu groß, zu komplex, zu entfernt von der Alltagser- Jahrhunderts, daß wir die globale Ökonomie erst gestern 
fahrung, um sie ohne weiteres begreifen zu können. Gibt erfunden haben. 
es einen Teil der Ökonomie, der uns wirklich helfen kann, Heute lesen wir Berichte darüber, wie Boeing und Air- 
das Ganze zu verstehen? bus sich duellieren, wie japanische Investoren in New York 

Ich würde eine etwas ungewöhnliche Antwort vor- Immobilien aufkaufen, BMW eine Fabrik in South Caroli- 
schlagen, die allerdings unter Ökonomen wachsende Po- na eröffnet und die Börsenmärkte vor Nachrichten aus 
pularität gewinnt: Ein besonders guter Weg, um die ame- Europa zittern. Wir sprechen immer wieder von einem 
rikanische Ökonomie zu verstehen, ist die Betrachtung der beispiellosen globalen Dorf. Unsere Urgroßväter konnten 
amerikanischen Städte. sich nicht vorstellen, daß die Welt einmal so klein sein 

würde! 
Altes Chicago und neues Los Angeles Und trotzdem war die Fleischwarenindustrie in Chica- 
Dieses Essay ist eine Geschichte zweier Städte, zu unter- go vor 100 Jahren sich ihrer Konkurrenzstellung zur neu- 
schiedlichen Zeiten an unterschiedlichen Orten: dem Chi- seeländischen Fleischwarenindustrie bewußt. Die Bahnlini- 
cago des letzten Jahrhunderts und dem heutigen Los An- en, die in der Stadt zusammentrafen, die Rindfleisch und 
geles. Beide Städte blähten sich innerhalb eines halben Getreide für die europäischen Märkte brachten, waren 
Jahrhunderts von kaum mehr als einem Dorf zu einer riesi- größtenteils mit europäischem Kapital gebaut worden - 
gen Metropole auf. Jede von ihnen war zu ihrer Blüte wohl tatsächlich waren am Vorabend des ersten Weltkrieges die 
der Inbegriff einer amerikanischen Stadt; sie verkörperten Übersee-Investitionen der Briten größer als ihre heimi- 
in ihrer Energie, in ihrem Stil, ja sogar in ihren Problemen schen Kapitalanlagen, ein Rekord, den seitdem kein bedeu- 

tendes Land jemals auch nur annähernd erreicht hätte. Die 
Chemieunternehmen, die das späte Chicaqo mit Stofffar- 
ben und Aspirin versorgt haben, waren vor allem multina- 
tionale Konzerne mit Hauptsitz in Deutschland. Und der 

* Paul Krugman ist Professor für Wirtschaftsw~ssenschaften am Massachusetts Institute for Terminmarkt Chicagos war in jedem Detail genauso sensi- 
Technologie (MIT). Der Text ist eine Übersetzung des Artikels ,, The Localization o f  the World bel gegenüber Dürren in der Ukraine und Frost in Brasilien, - - 
~conomy"  in derZeitschrift,,New Perspectives Ouarterly" Winter 1995), 5. 34 - 38, Blackwell wie er es heute ist, Das alles obgleich internationaler Geld- 
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basis und der nötigen Erweiterung der Versichertenkreises 
auf alle Erwerbstätigen wird es erforderlich sein, für die öf- 
fentlich finanzierten Leistungen einen Beitrag der Unter- 
nehmensseite zu verlangen. Denkbar wäre es in diesem Zu- 
sammenhang, die alte Idee der Wertschöpfungsabgabe zu 
reaktivieren. Mit  einem solchen faktischen Umlageverfah- 
ren innerhalb der Wirtschaft wäre es auch verteilungspoli- 
tisch unproblematisch, tariflich vereinbarte Arbeitszeitver- 
kürzungen und berufliche Weiterbildung zu bezuschussen. 
Letztlich könnten diese Überlegungen auch einen staatli- 
chen Beitrag für ein von SPD-Kanzlerkandidat Schröder 
gefordertes neues ,,Bündnis für Arbeit" jenseits von einem 
Rückzug auf die Moderatorenfunktion darstellen. Denn in 
einem sind wir uns mit  Hans-Olaf Henkel einig: der Weg 
vom runden Tisch zur langen Bank ist tatsächlich nicht 
weit. SPW 
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zialstaates reden? 
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Vom Tagelöhner zum 
Kombilöhner? 

Arbeitsgesellschaft im  Umbruch und die aktuellen Antworten 
der Sozialpolitik 

von Dirk Meyer und Birgit Zoerner* 

Es handelt sich u m  eine doppelte Krise, die über ver- 
schiedene Varianten gespielt wird. Aufgrund der Einnah- 
rneverluste bei gleichzeitig steigenden Ausgaben scheint 
die ,,Nicht-Finanzierbarkeit" des modernen Sozialstaates 
bewiesen. Garniert wird das Ganze durch verschiedene Fa- 
cetten unterschiedlich begründeter Akzeptanzprobleme, 
die im wesentlichen aus nicht erfolgten Anpassungen des 
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Arbeitsverhältnisse damit stärker vergesellschaften. 
Zweitens muß kritisch hinterfragt werden, ob der per- 
manente Hinweis auf die Tarifautonomie angesichts 
der Erosion industrieller Beziehungen stets richtig ist. 
Detlef Hensche hat unseres Erachtens völlig Recht, 

wenn er sich dafür aus- 
spricht,-„die Rollenverteilung 

Im Klartext könnte dies bedeuten, daß „i„hen Tarifvertrag und 

die Arbeitsversicherung einen aktiven Gesetz ...  kritisch zu hinter- 
fragen.'j20 Auch muß die zu- 

Beitrag zur Verkürzung der kollektiven nehmende Verlagerung von 

wie der individuellen Arbeitszeit lei- Entscheidungen auf die be- 
triebliche Ebene konzeptio- 

stet. nell berücksichtigt werden. 
Das Nachfolgemodell zum 

,,Modell Deutschland" wird mehr dezentrale Aushand- 
lungen zulassen, aber auch mehr gesetzliche Rahmen- 
bedingungen formulieren müssen. Drittens ist eine in- 
tegrierte Arbeitspolitik selbstverständlich auf eine an- 
dere Wirtschafts- und Finanzpolitik angewiesen, die 
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Probe: H*e 

eine Abkehr vom neoliberalen Paradigma beinhaltten 
muß. 

Die eingebettete Erwerbsbiograhie 
Was wir anstreben, ist eine Arbeitsversicherung, die die er- 
werbsfähige Bevölkerung nicht nur bei Eintreten des Risi- 
kofalls zu spüren bekommt, sondern von der sie auch pro- 
fitiert, wenn sie einer Erwerbslaufbahn nachgeht. Soweit 
wie möglich sollen nicht die Folgen von Arbeitslosigkeit 
korrigiert, sondern Beschäftigung sozialstaatlich einbettet 
werden. Der Logik nach wäre die Arbeitsversicherung so 
etwas wie eine Beschäftigungsgesellschaft für die ganze 
Volkswirtschaft. Sie stellt die Plattform bzw. die ,,Dreh- 
scheibe im Strukt~rwandel"~~ dar, auf der Risiken aufge- 
fangen und auf der individuelle Interessen und Fragen der 
wirtschaftlichen Strukturentwicklung verbunden werden. 
Dies soll selbstverstandlich regionale und betriebliche Maß- 
nahmen nicht vollständiq ersetzen, sondern absichern. 

Im Klartext könnte dies bedeuten, daß die Arbeitsversi- 
cherung einen aktiven Beitrag zur Verkürzung der kollekti- 
ven wie der individuellen Arbeitszeit leistet. Dort, wo be- 
triebliche oder tarifliche Arrangements zustande kommen, 
daß die Arbeitszeit deutlich unter das allgemeine Niveau 
reduziert werden soll, sind entsprechende Förderungen 
denkbar. Ebenso sollte die Arbeitsversicherung einen Bei- 
trag dazu leisten, daß individuelle Phasen des Arbeitszeit- 
verkürzung bzw. des temporären Ausstiegs z.B. aus Grün- 
den der Kindererziehung nicht zu einer entsprechenden 
Reduzierung des Lohnniveaus führen. Dies ist unseres Er- 
achtens die bessere Alternative im Vergleich zur ge- 
schlechtsspezifischen Spaltung des Arbeitsmarktes in Voll- 
zeit- und Teilzeitjobs. 

Ebenso ist die berufliche Weiterbildung für die Beschäf- 
tigten über die Arbeitsversicherung verallgemeinerbar. 
JedeIr Erwerbstätige könnte einen jährlichen ,,Weiterbil- 
dungsbonus" erhalten, der dazu berechtigt, bei voller so- 
zialer Absicherung Qualifizierungsmaßnahmen in An- 
spruch zu nehmen. Mit der bloßen rechtlichen Option ist 
es, wie die Weiterbildungsgesetze der Länder zeigen, je- 
doch nicht getan. Es bedarf entsprechender Informations- 
systeme, die den Beschäftigten die inhaltlichen Möglichkei- 
ten aufzeigen und sie zur Inanspruchnahme motivieren. 
Gleichzeitig ist über entsprechende Ansätze der Standardi- 
sierung, Qualitätssicherung und Zertifizierung von Weiter- 
bildungsmodulen auf die „Arbeitsmarktgängigkeit" der 
Qualifizierungen im Interesse der Beschäftigten zu achten. 

Diejenigen, die keine reguläre Aufnahme im ersten Ar- 
beitsmarkt finden, gilt es über die Arbeitsversicherung in 
die Erwerbsarbeit zu integrieren. Zum einen könnten die 
durch die individuellen Arbeitszeitverkürzungen bestehen- 
den Lücken in Unternehmen mit Arbeitslosen gefüllt wer- 
den, die wieder Betriebspraxis erlangen müssen. Zum an- 
deren gilt es, dauerhafte öffentlich geförderte Beschäfti- 
gung dort zu schaffen, wo zwar ein gesellschaftlicher Be- 
darf, aber angesichts der nicht vorhandenen Möglichkei- 
ten zur Produktivitätssteigerung keine ausreichende Nach- 
frage besteht. Selbstverständlich ist eine wesentliche Funk- 
tion dieser öffentlich geförderten Beschäftigung, bislang 
privat geleistete Arbeit zu professionalisieren. Die Arbeits- 
versicherung stellt somit einen Pfeiler eines zu schaffenden 
,,öffentlichen Beschäftigungssektors" dar. 

Staatlicher Beitrag zu einem ,,Bündnis für Arbeit" 
Da nicht nur Arbeitslose, sondern die gesamte Gesellschaft 
von einem solchen Ansatz profitiert, stellt sich auch die Fra- 
ge der Finanzierung. Neben der bisherigen Finanzierungs- 
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vor dem Termin, eine Reise mit nur einer Übernachtung 
nach Buenos Aires anzutreten. 

Bezogen auf die tatsächliche Substanz ökonomischer 
Entwicklungen war das Chicago des Jahres 1894 jedoch 
wohl in demselben Maße ein Teil des globalen Marktes, 
wie Los Angeles heute. Wir alle wissen, daß erst die moder- 
nen Technologien eine wahrhaftig globale Ökonomie er- 
möglicht haben; aber es scheint, daß die Schlüsseltechno- 
logien, die dies ermöglichten, die Dampfmaschine und der 
Telegraph waren. 

,,Politics kills" 
Aber warum bilden wir uns heute ein, daß die globalen 
Märkte von heute etwas Einmaliges sind? Weil die Politik 
diese erste globale Ökonomie zerschlagen hat! 

e Zwischen 1914 und 1945 wurde das engmaschige 
Netz aus Handel, Investitionen und häufig auch Familien- 
banden, das das alte Chicago mit dem Rest der Welt ver- 
band, zerrissen. In gewisser Weise hat sich die Welt davon 
nicht mehr erholt. Es ist eine relativ unbekannte, aber er- 
staunliche Tatsache, daß der Welthandel, gemessen am 
Anteil an der Weltproduktion, erst um 1970 wieder das 
Niveau von 191 3 erreichte. Noch erstaunlicher ist, daß die 
Direktinvestitionen im Ausland (im Unterschied zu den Fi- 
nanztransaktionen, die nicht der Finanzierung von Realin- 
vestitionen dienen) vor dem Ersten Weltkrieg einen erheb- 
lich größeren Anteil an der Weltersparnis ausmachten als 
selbst in den letzten paar Jahren mit ihrem Boom in den 
,,neuen Wachstumsmärkten" Südostasiens. Sicherlich ist 
sich jeder, der darüber nachdenkt, bewußt, daß jenseits 
der momentanen Hysterie die internationale Migration in 
einer Ära, in der die Freiheitsstatue entstehen konnte, um 
Immigranten willkommen zu heißen, ungleich größer war 
als jemals danach. 

Trotz all dieser Gemeinsamkeiten ist es jedoch offen- 
sichtlich, daß die Ökonomie des heutigen Los Angeles sich 
sehr von der Chicagos oder irgendeiner anderen Stadt des 
letzten Jahrhunderts unterscheidet. Doch um welchen Un- 
terschied handelt es sich hier? 

Ich vermute, daß der augenfälligste Unterschied (abge- 
sehen von der immensen Verbesserung des durchschnittli- 
chen Lebensstandards) darin besteht, was man Abstrakt- 
heit der Ökonomie einer modernen Stadt nennt - die Art 
und Weise, wie sie losgelöst von der physischen Welt 
scheint. 

Die Abstraktheit der Ökonomie 
Betrachten wir beispielsweise die grundlegendste Frage- 
stellung über eine Stadt: Wo liegt :,* und warum liegt sie 
dort, wo sie ist? Sieht man sich +- c. Eisenbahnkarte des . 
letzten Jahrhunderts an, wird ir I keine Probleme haben 
zu verstehen, warum Chicago e,ne große Metropole war. 
Chicago war die Stadt, die von der Eisenbahn gemacht 
wurde: Es war der Ort, w o  die Strecken des Mittleren We- 
stens zusammenliefen und ein immenses Wurzelsystem 
bildeten, das Nährstoffe sammelt, um die großen Haupt- 
strecken nach Osten zu versorgen. Und auch wenn es 
vielleicht nicht unvermeidbar war, daß Chicago der Ort 
wurde, an dem die Ressourcen des Binnenlandes gesam- 
melt wurden, stellte das südwestliche Ufer des Michigan- 
sees doch einen vergleichsweise augenfälligen Ort dar, 
um eine Stadt anzusiedeln, die der Historiker William Cro- 
non ,,Nature's Metropolis" - die Metropole der Natur - 
genannt hat. 

Aber warum sollte man Amerikas zweitbedeutendste 
Stadt im Los Angeles Basin ansiedeln? Gab es einstmals 

Öl, so sind die Quellen heute versiegt. War es einstmals 
wegen seiner klaren Luft und des guten Wetters ein guter 
Ort, um Filme zu drehen, wird heute in Studios gedreht 
oder an Originalschauplätzen. Darüber hinaus leidet LA 
heute unter Smog. Einstmals war die Stadt ein guter Ort 
für die Flugzeugindustrie, als Flugzeuge noch im Freien 
zusammengebaut wurden 
und am selben Ort testgeflO- Die Abstraktheit der Ökonomie einer 
gen wurden. Doch heute wer- 
den Flugzeuge in Fabriken ge. Stadt scheint lösgelöst von einer 
baut, und die Fluglotsen wür- räumlichen Funktion zu sein. Der 
den es sicher nicht begrüßen, 
wenn man über dem Fluqha- größte Teil der Beschäftigten ist in Be- 
fen von LA mal eben eine Run- reichen tätia, die für den lokalen 

4 .  

de drehen würde. Versucht 
man zu verstehen, warum die- Markt produzieren. 
se für Los Angeles charakteri- 
stischen Industrien heute dort angesiedelt sind, werden 
die Begründungen immer auf einen Zirkelschluß hinaus- 
laufen: Die Filmstudios sind dort wegen der großen An- 
zahl von Personen mit spezieller Ausbildung, auf die zu- 
rückgegriffen werden kann, und die speziell ausgebilde- 
ten Personen sind in LA, weil dort die Jobs sind. (Neben- 
bei bemerkt: Es spricht in der Wirtschaftsgeografie nichts 
gegen Zirkelschlüsse.) 
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Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

Bezug auf die Arbeitskleidung, sondern auch in Bezug 
auf das, was produziert wird? Man ist versucht, die mit 
der hochgradig diversifizierten Wirtschaft zu begründen 
- damit, daß die Wirtschaft von Los Angeles aussieht wie 
die der gesamten USA. Aber das stimmt nicht, wie uns 
die Rezession der letzten Jahre gezeigt haben sollte. Re- 
gionalökonomen unterscheiden gern zwischen der Ex- 
portbasis - den Gütern und Diensten, die an Leute außer- 
halb der Region verkauft werden - und den Beschäftig- 
ten, die nicht für diese Exportbasen produzieren, den Ver- 
sicherungsvertretern, der Bedienung im Schnellimbiß und 
dem Zahnarzt, die ihre Produkte an die Kunden vor Ort 
verkaufen. 

Nun, die Exportbasis von Los Angeles ist in der Tat 
hochgradig spezialisiert. Trotz des immensen Ausmaßes 
der Stadt ist diese hochgradig abhängig von wenigen 
Schlüsselindustrien: Unterhaltung, Rüstung, Luftfahrt. 
Dies ist die Begründung, warum sich Südkalifornien in 
der letzten Rezession als so verwundbar erwiesen hat. 
Als eine Nachfrageschwäche bei Flugzeugen mit schar- 

Die Wirtschaft von Los Angeles scheint sich jedoch von 
ihrer geographischen Verankerung gelöst zu haben. Die 
meisten Dinge, mit denen in der Stadt Geld verdient wird, 
können, so scheint es, genausogut wo anders stattfinden. 
Die drei Millionen Einwohner, die Chicago 1894 hatte, leb- 
ten dort, weil Chicago das Tor zum Kernland der USA war; 
sie waren dort wegen der Farmen, Wälder und Minen im 
Hinterland der Stadt. Die 11 Millionen Einwohner des mo- 
dernen LA sind dort um ihrer selbst willen. Könnte man die 
ganze Stadt um 500 Meilen verschieben, wäre die wirt- 
schaftliche Basis davon kaum betroffen. 

Was aber ist in beiden Fällen die wirtschaftliche Basis? 
Wovon lebte damals Chicago und lebt heute LA? 

Carl Sundberg faßt dies für Chicago mit ,,Schweine- 
schlachter der Welt" zusammen. Ebenso treffend sind Holz- 
und Getreidehändler, Landwirtschaftsmaschinenproduzent, 
Mineralölverarbeiter und Stahlproduzent. Chicago 1894 
war eine Stadt, in der Waren hergestellt und transportiert 
wurden. Und alles, was man tun mußte, um einen Eindruck 
von der Rolle der Stadt in der nationalen und der Weltwirt- 
schaft zu erlangen, war, in der Stadt herumzulaufen. 

Aber womit wird in LA das Geld verdient? Abgesehen 
von den Beschäftigten der Traumfabriken sehen die Leu- 
te in Los Angeles, die Gebäude, in denen sie leben und ar- 

beiten, mehr oder weniger ge- 

Die Jobs, deren Anzahl mit der Zeit nauso aus wie in anderen 
Städten (oder vielleicht sollte 

wächst, sind nicht diejenigen, die wir man eher „gen, daß jede an. 
gut, sondern diejenigen, die wir dere Stadt heute LA sehr ähn- 

lich sieht?). Beobachtet man 
schlecht machen. Wir haben viel weni- die Massen von Anzugträ- 
ger Fortschritt bei Aktivitäten erreicht, gern, die in und aus Büroge- 

bäuden in den Gewerbezen- für die wir gesunden Menschenver- 
tren der Vorstädte strömen, 

stand benötigen. könnte man nur schwerlich er- 
klären, wie sich' die Ökonomie 

LA'S von denen anderer führender US-Metropolen unter- 
scheidet. Wiederum rnuß festgestellt werden, daß die 
Ökonomie der Stadt auf eine seltsame Art losgelöst von 
bestimmten räumlichen Funktionen scheint. 

Unterscheidbare und ununterscheidbare Beschäf- 
t i g te  
Warum wirkt die Arbeitswelt von Los Angeles so wenig 
von anderen Städten der USA unterscheidbar, nicht nur in 

fen Einschnitten im Verteidigungshaushalt zusammen- 
traf, brachte dies die ganze Region aus dem Gleichge- 
wicht. 

Warum aber ist es nicht offensichtlicher, wenn eine 
Stadt so spezialisiert ist? Eine Antwort ist, daß die Beschäf- 
tigten heute selbst nicht mehr so unterscheidbar sind. Vor 
einem Jahrhundert haben die Fleischpacker Chicagos an- 
dere Kleidung getragen als die Textilarbeiter New Yorks, sie 
hatten einen anderen Körperbau und konnten schon am 
Aussehen identifiziert werden (oder auch mit anderen Sin- 
nen, je nach Windrichtung). Heute sieht ein Arbeiter in der 
Flugzeugindustrie von Los Angeles mehr oder weniger ge- 
nauso aus wie ein Pharma-Arbeiter in New Jersey. Auch 
dies ist ein Teil der wachsenden Abstraktheit der Ökono- 
mie. 

Doch es gibt noch einen anderen Grund, den erstaun- 
lich wenige zu verstehen scheinen: Los Angeles hat zwar 
einen bedeutenden, nur auf wenige Branchen beschränk- 
ten Exportbasissektor, aber der größte Teil der Beschäftig- 
ten ist in Bereichen tätig, in denen Güter und (insbesonde- 
re) Dienstleistungen für den lokalen Markt hergestellt wer- 
den. Und da die Dienste der Angestellten in den Einkaufs- 
zentren, der Rechtsanwältinnen, der Chiropraktiker und 
der Lehrerinnen überall mehr oder weniger gleich sind, ist 
es nachvollziehbar, warum die Ökonomie von Los Angeles 
trotz allem aussieht wie die Amerikas. 

Doch traf dies nicht auch auf das Chicago des letzten 
Jahrhunderts zu? Nicht in demselben Maße! Obwohl wir 
heute viel von Globalisierung reden, darüber, wie klein die 
Welt geworden ist, bemerkt man einen zunehmenden Pro- 
zeß der Lokalisierung insbesondere in den Städten. Ein 
ständig wachsender Anteil der Arbeitskräfte produziert 
Dienstleistungen, die nur innerhalb der jeweiligen Bal- 
lungsregion verkauft werden. Im Chicago des Jahres 1894 
lag die Beschäftigung im Exportbasis-Sektor wahrschein- 
lich bei über 50 Prozent - das bedeutet, daß mehr als die 
Hälfte der Beschäftigten in Schlachthöfen, Stahlwerken 
etc. gearbeitet haben, jene unverwechselbaren Waren pro- 
duziert haben, die Chicago an die Welt verkauft hat. Im 
heutigen Los Angeles liegt dieser Anteil vermutlich nicht 
über 25 Prozent. 

Lokalisierung 
Der Prozeß der Lokalisierung erklärt, was andernfalls wie 
ein Paradoxon der Weltökonomie erscheinen würde: ~ i e  
Tatsache, daß der Welthandel, gemessen an der Weltpro- 
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d.h. anstatt des vollständigen Verzichts auf Erwerbsarbeit 
geringfügige Arbeitszeiten unterhalb der Versicherungs- 
grenze in Kauf zu nehmen und damit ihren ,,doppelten Le- 
bensentwurf" abzusichern. Frauen leben ihren Lebensent- 
wurf innerhalb des bestehenden Systems, sie stoßen dabei 
aber auch auf seine Grenzen. 

Allerdings beschränkt sich der Anspruch auf die gleich- 
zeitige Realisierung von qualifizierten Erwerbsbiographien 
und Privatleben keineswegs nur auf den weiblichen Teil der 
Bevölkerung, wie Studien über Arbeitseinstellungen bestä- 
tigen. Vor allem bei hochqualifizierten Beschäftigten be- 
steht ein Zusammenhang zwischen dem Anspruch auf be- 
rufliche Selbstverwirklichung, Zeitsouveränität und privater 
Reproduktion. ,,Gerade aus der Untrennbarkeit ihrer Ent- 
würfe nach Selbstentfaltung speist sich der intensive 
Wunsch nach einer veränderten Zeitorganisation im Be- 
trieb. Weil dieser Zusammenhang in den Unternehmen 
ianoriert wird, bedroht eine verschärfte Politik der extensi- - 
ven und intensiven Nutzung qualifizierter Arbeitskraft nicht 
nur die Balance zwischen Beruf und privatem Leben, son- 
dern auch -was viele Leitungen offensichtlich ignorieren - 
die Vereinbarkeit von beruflicher Tätigkeit und beruflichen 
Ansprüchen, die ihrerseits zur Leistung erst innerlich moti- 
vieren."18 Wahrscheinlich kann tendenziell immer weniger 
von „den männlichen" bzw. ,,den weiblichen" Ansprü- 
chen, sondern eher von einer Verallgemeinerung differen- 
zierter Lebensentwürfe und Arbeitszeitinteressen gespro- 
chen werden, die sowohl von der konkreten beruflichen 
Situation als auch von der privaten Lebenslage abhän- 
gen.19 

III. Integrierte Arbeitspolit ik als Kern eines moder- 
nen Sozialstaats 

Vom ,,monetären Transferleistungsstaat" zur 
,,Arbeitsversicherung f ü r  alle" 
Extrapoliert man die hier nur sehr grob skizzieren Entwick- 
lungen - unter gleichen politischen Vorzeichen - in die Zu- 
kunft, dann werden sich die Spaltung der Arbeitsgesell- 
schaft und die strukturelle Benachteiligung der Frauen wei- 
ter fortsetzen. Auch gewerkschaftliche kollektive Kämpfe 
werden obsolet, weil die sozialen Realitäten der lohnabhän- 
gig Beschäftigten immer weiter auseinanderklaffen. Viel- 
mehr steht zu befürchten, daß es die privilegierten Lohnab- 
hängigen sein werden, die den auf monetäre Transferlei- 
stungen aufgebauten Sozialstaat aufkündigen werden und 
die aktuellen Vorstellungen von der Privatisierung sozialer 
Risiken, Kombi-Lohn und Zwangsarbeit unterstützen. 

Hält man an der Vorstellung fest, für alle Menschen 
ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten entsprechende Er- , 
werbsarbeit zu schaffen, so sind andere Konzepte erfor- 
derlich. Allerdings wäre es verkehrt, diese Diskussion von 
den Fragen der wirtschaftlichen Innovation und des 
strukturellen Wandels zu trennen. Nach wie vor ist die 
Entwicklung der Produktivkräfte (inklusive der menschli- 
chen Fähigkeiten) die wesentliche Voraussetzung zur 
Steigerung des gesellschaftlichen Wohlstandes. Es geht 
darum, die Erhöhung der wirtschaftlichen Innovationsfä- 
higkeit unter ausdrücklicher Einbeziehung sozialer und 
ökologischer Erfordernisse und die Berücksichtigung der 
veränderten Ansprüche der Beschäftigten zusammenzu- 
denken (ohne den grundsätzlichen Interessenantagonis- 
mus zwischen Kapital und Arbeit vergessen oder ver- 
schleiern zu wollen). 

Erforderlich ist dazu die Wiederbelebung eines Sozial- 
staatsverständnisses, das sich davon löst, nur als Korrektiv 

kapitalistischer Verteilungsergebnisse in bezug auf Ein- 
kommen und Arbeit zu fungieren und im wesentlichen 
monetäre Transferleistungen zu erbringen. Gegenwärtig 
scheint vor allem die sozialistische Linke einen Sozialstaat 
zu verteidigen, den sie in dieser Form eigentlich aus guten 
Gründen nicht gewollt hat. Ein modernes linkes Sozial- 
staatsverständnis muß mit der Vorstellung brechen, daß 
Vollbeschäftigung allein über klassische Wachtumspolitik 
(und das gilt nicht nur für die Angebots-, sondern auch 
die Nachfragepolitik) zu bewerkstelligen ist. Es muß da- 
her präventiv angelegt sein und Leistungen erbringen, die 
es den meisten Menschen überhaupt erst möglich ma- 
chen, selbst gewählte Erwerbs- und Lebensentwürfe zu 
realisieren. 

,.Arbeitsversicherungn als Rahmen 
Eine integrierte Arbeitspolitik, so wie wir sie verstehen, 
unternimmt den Versuch, auf der inhaltlichen Ebene 
Struktur-, Berufsbildungs, Arbeitsmarkt- und Gleichstel- 
lungspolitik und auf der Akteursebene gesetzliche und 
tarifliche Politik miteinander zu verbinden. Was die Frage 
nach der Handlungsebene betrifft, ist trotz Globalisierung 
die Bundesebene entscheidend. Unseres Erachtens wäre 
es sinnvoll, die Arbeitslosenversicherung, die den Aus- 
nahmefall noch immer im Namen trägt, in eine „Arbeits- 
versicherung" umzuwandeln, die allen Erwerbsfähigen 
die Integration in den normalen ersten Arbeitsmarkt oder 
den öffentlich geförderten, aber dauerhaft organisierten, 
Arbeitsmarkt ermöglicht. Die Arbeitsversicherung wäre 
dafür zuständig, flexiblere Erwerbsbiographien und Pha- 
sen der Nicht-Erwerbstätigkeit abzusichern. Bevor wir 
unsere Überlegungen konkretisieren, sollen zuvor noch 
drei Voraussetzungen einer anderen Arbeitspolitik be- 
nannt werden: 

Erstens muß die klassische aktive Arbeitsmarktpoli- 
tik sich von der Beschränkung auf kurzfristige Problem- 
Iösungen entfernen. Qualifizierungen für Langzeitar- 
beitslose, Eingliederungshilfen, AB-Maßnahmen sind 
und bleiben wichtig. Sicher kann an die Vorstellungen 
von SPD und Gewerkschaften zur Reform des AFG bzw. 
des SozialGesetzBuch III angeknüpft werden. Unseres 
Erachtens müssen aber die Modelle deutlich stärker um 
die Aspekte der Arbeitszeitregelung, der präventiven 
Qualifizierung und der Absicherung eines öffentlichen 
Beschäftigungssektors erweitert werden. Arbeitsmarkt- 
politik muß viel stärker in die betriebliche bzw. Bran- 
chenentwicklung eingreifen und die Regulierung der 
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ten einer Tarifbindung. Aber in Ostdeutschland und neu- 
en Dienstleistungsbereichen sieht die Sache deutlich dra- 
matischer aus. Und bestehende Tarifverträge enthalten 
zunehmend Regelungen, die das unternehmerische Risi- 
ko auf die Beschäftigten verlagern. So kann beispielswei- 
se im Bankensektor die Wochenarbeitszeit ohne Lohnaus- 
gleich von 39 auf 31 Stunden reduziert werden. In der 
westdeutschen Chemieindustrie ist zur Beschäftigungssi- 
cherung oder Verbesserung derhe t tbewerb~ fäh i~ke i t  
sogar eine 1 O0/0ige Absenkung der Grundvergütung 
m ö g l i ~ h . ' ~  

Fraglich ist jedoch, ob es ausreicht, der Atypisierung 
von Arbeitsverhältnissen mit arbeits- und sozialrechtlichen 

Re-Regulierungen wie der For- 
Ein modernes linkes Soziaistaats- derung nach einer Abschaf- 

rnuß präventiv angelegt f ~ "  der Sozialversicherungs- 
freiheit geringfügiger Beschäf- 

sein und Leistungen erbringen, die es tigung entgegenzutreten. zum 
den meisten Menschen überhaupt erst einen liegen die Probleme viel 

tiefer, als daß sie mit isolierten 
möglich machen, selbst gewählte Er- Maßnahmen dauerhaft zu Iö. 
werbs- und Lebensentwürfe zu reali- Sen wären. Zum anderen kann 

die Lösung nicht in einer Re- 
sieren. naissance des bisherigen Nor- 

malarbeitsverhältnisses liegen. 
Einige der flexiblen Beschäftigungsformen sind ja nicht nur 
auf Bestrebungen der Unternehmen, Kosten zu minimie- 
ren, sondern auch auf veränderte Ansprüche von Beschäf- 
tigten an Erwerbsarbeit zurückzuführen. 

II. Ansprüche an Erwerbsarbeit 
Entgegen der These vom ,,Ende der Arbeitsgesellschaft" 
vertreten wir die Auffassung, daß die aktuellen Umbruchs- 
tendenzen keineswegs die Konsequenz haben, daß ein Teil 
der Gesellschaft keine Aufnahme mehr im Erwerbssektor 
finden kann. Ebensowenig kann behauptet werden, daß 
der gesellschaftliche ,,Wertewandel" zu einer abnehmen- 
den Bedeutung von Erwerbsarbeit im Leb~nskonzept der 
Menschen führt. Das Gegenteil ist der Fall. Während sich 
der Wunsch, einer Erwerbsarbeit nachzugehen, verallge- 
meinert, steigen gleichzeitig die Ansprüche an die Arbeits- 
inhalte, wie auch eine aktuelle Untersuchung des SOFl be- 
stätigt. Während 91 % der Beschäftigten einem sicheren 
Arbeitsplatz hohe Bedeutung zuweisen, ist für 82% ei& 
interessante Tätigkeit, für 79% Selbständigkeit und für 
72% Sinnhaftigkeit in der Arbeit wichtig." Dies geht einher 
mit einer ausgeprägten Bereitschaft, sich erforderliche 
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Qualifikationen anzueignen. Allerdings tut sich hier ein er- 
heblicher Widerspruch zwischen Gestaltungsansprüchen 
sowie Qualifizierungsbereitschaften und den betrieblichen 
Realisierungschancen auf. 

Bei Frauen führte die Verallgemeinerung von Er- 
werbsarbeit in den letzten Jahrzehnten keineswegs zum 
Bestreben, männliche Erwerbsbiographien zu kopieren. 
Seidenspinner beschreibt diese veränderten Ansprüche 
von Frauen in ihrer Studie als „doppelten Lebensent- 
wurf".12 Das Aufgreifen dieses Begriffes in der politi- 
schen Diskussion13 hat jedoch zu Auseinandersetzungen 
geführt. Der ,,doppelte Lebensentwurf" beschreibt Re- 
aktionen auf Sozialisationsanforderungen und -erfah- 
rungen an und von Frauen. Das Spannende an der Stu- 
die von Seidenspinner ist der erneute Beleg einer gefe- 
stigten Erwerbsorientierung junger Frauen und das Auf- 
zeigen der individuellen Verarbeitungsstrategien zur 
Realisierung dieser Orientierung auf der Grundlage der 
gesellschaftlichen Gegebenheiten. Das Ernstnehmen 
dieses Lebensanspruches beinhaltet eine grundlegende 
Anforderung an Politik, nämlich Produktion und Repro- 
duktion zusammen zu denken, um Partizipation für 
Männer und Frauen sowohl auf dem Erwerbsarbeits- 
markt als auch bei grundlegenden gesellschaftlichen 
Entscheidungsprozessen zu ermöglichen. Wenn wir an 
der Zusammenführung von Diskussionssträngen arbei- 
ten, dann müssen wir bei der Analyse ökonomischer 
Entwicklungen und der Suche nach politischen Regulie- 
rungsansätzen die Geschlechterve~rhältnisse einbezie- 
hen. Es stellt sich die zentrale Frage, ob tatsächlich das 
männlich geprägte Normalarbeitsmodell die allgemeine 
gesellschaftliche Wunschvorstellung ist. 

Bei allen Schwierigkeiten und problematischen Prozes- 
sen konnten die Frauen in einer insgesamt viel problemati- 
scher gewordenen Arbeitsmarktlage ihre Position in klei- 
nen Schritten verbessern. Dies stellt sich regional sehr un- 
terschiedlich dar. In NRW erhöhte sich der Anteil der Frau- 
en an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in den 
letzten Jahren auf zuletzt immerhin 41,3%. Vorrangige Ur- 
sachefür dieseTrends waren strukturelle Gründe in Gestalt 
des langfristigen sektoralen Strukturwandels zugunsten 
der Dienstleistungen und zu Lasten der Produktionstätig- 
keiten.14 Traditionell haben sich Frauen bei ihrer Berufswahl 
auf diesen Bereich konzentriert und hatten somit in Zeiten 
des Strukturwandels insoweit einen ,,Vorteil" gegenüber 
Männern. Hierbei spielten Teilzeitarbeitsverhältnisse eine 
zentrale Rolle, es kam aber auch im Bereich von Vollzeitar- 
beitsplätze zu einem allerdings außerordentlich schwa- 
chen zu wach^.^^ Insgesamt Iäßt sich also feststellen, daß 
die gewachsene Erwerbsorientierung sich trotz der schwie- 
rigen Arbeitsmarktlage bereits bei der Erwerbsbeteiligung 
von Frauen spiegelt. 

Ganz deutlich wird an der Entwicklung der Arbeits- 
marktzahlen das Bedürfnis von Frauen nach veränderten 
Arbeitszeiten, nur so Iäßt sich rational die überproportio- 
nale Beteiligung von Frauen bei allen Formen von Teilzeitar- 
beitsverhältnissen erklären, die in der Regel mit einer 
schlechteren sozialen Absicherung und geringeren Auf- 
stiegschancen verbunden sind. Die Entscheidung für ein 
Nicht-Normal-Arbeitsverhältnis steht in direkten Zusam- 
menhang mit der Notwendigkeit, Beruf und Familie bzw. 
andere private Interessen und Ansprüche zu vereinbaren. 
Dies belegt auch dieTatsache, daß sich die Nachfrage nach 
Teilzeitarbeit vor allem auf Vormittagsarbeit bezieht.16 Ge- 
ringfügige Beschäftigung ist hierbei als Versuch von Frauen 
zu verstehen, ihre Erwerbsbiographie zu k~ntinuisieren~~, 
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duktion, heute kaum größer ist als vor einem Jahrhun- 
dert. 

Hierzu einige statistische Werte: 1993 gaben die USA 
11 Prozent ihres Volkseinkommensfür Importe aus. 1890 
lag dieser Wert bei 8 Prozent. Dies ist kein großer Zu- 
wachs, besonders wenn man bedenkt, daß während des 
19. Jahrhunderts der US-Markt sehr protektionistisch war, 
während er heute relativ offen ist. Auch andere Länder 
trieben in großem Umfang Handel: Großbritannien ex- 
portierte Mitte des 19. Jahrhunderts ungefähr 40 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes, das ist mehr als heute. Und 
trotzdem liest man ständig davon, wie moderne Ver- 
kehrs- und Kommunikationsmittel es ermöglicht haben, 
„die Wertschöpfungskette zu sprengen" -so nehmen tai- 
wanesische Arbeiter einen amerikanischen Mikroprozes- 

9 sor, bauen ihn in ein in Singapur hergestelltes Disketten- 
laufwerk ein, verpacken das Ganze in ein Kunststoffge- 
häuse, das in China produziert wurde, und schicken es 
zurück nach Amerika. Warum führt dieses ganze Hin und 
Her nicht zu deutlich mehr Handel als die eher prosa- 
ischen Verarbeitungsprozesse des späten 19. Jahrhun- 
derts? Die Antwort ist, daß jene ,,handelbarenl' Produkte, 
die mit noch nie dagewesener Hingabe hin und her ge- 
schickt werden, einen ständig schrumpfenden Anteil an 
der Ökonomie ausmachen. 

Dies ist kein Zufall, sondern ein Trend, der tief in der 
Natur des ökonomischen und technischen Fortschritts ver- 
wurzelt ist. 

Man beginne mit einem ersten, scheinbar paradoxen 
Prinzip: Die Jobs, deren Anzahl mit der Zeit wächst, sind 
nicht diejenigen, die wir gut, sondern diejenigen, die wir 
schlecht machen. Die amerikanische Ökonomie ist über- 
aus effizient in der Produktion von Nahrungsmitteln ge- 
worden. Im Ergebnis sind wir in der Lage, uns selbst und 
einen guten Teil der Welt zu ernähren, obwohl lediglich 
zwei Prozent der Beschäftigten in der Landwirtschaft ar- 
beiten. Auf der anderen Seite werden noch genauso vie- 
le Menschen wie eh und je benötigt, um ein Essen zu 
servieren oder eine Registrierkasse zu betätigen. Deswe- 
gen werden so viele Stellen in unserer Wirtschaft in der 
Gastronomie und dem Einzelhandel geschaffen. Indu- 
strien mi t  einem rapiden Wachstum der Produktivität 
neigen eher dazu, Jobs zu vernichten als neue hinzuzu- 
gewinnen. 

Aber in welchen Bereichen sind die größten Produkti- 
vitätszuwächse zu verzeichnen? Eine Antwort ist, daß wir 
ständig effizienter in der Produktion von Gütern - Nah- 
rung, Kleidung, Autos - werden, aber keine großen Fort- 
schritte im Dienstleistungsbereich zu verzeich- 
nen haben. Eine noch bessere Antwort wäre, 

L 

C daß wir rapide Fortschritte in den Bereichen ma- 
chen, w o  die benötigten Informationen relativ 
leicht zu formalisieren und als Programm in ei- . nen Roboter oder Computer eingegeben wer- 
den können. Wir haben viel weniger Fortschritt 
erreicht bei Aktivitäten, bei denen der Prozeß 
der lnformationsverarbeitung von der subtilen 
und extrem komplexen Art ist, die wir gesunder 
Menschenverstand nennen. Hierzu gehört so- 
wohl das Haareschneiden als auch die medizini- 
sche Versorgung. 

Aber diejenigen Tätigkeiten, für die wir keinen 
Computer oder Roboter programmieren können, 
die einen ,,human touch" erfordern, erfordern ty- 
pischerweise auch einen direkten menschlichen 
Kontakt. Gerade weil Landwirtschaft, Verarbei- 

tung und einige nicht personenbezogene Dienstleistungen 
so produktiv geworden sind, konzentriert sich unsere Wirt- 
schaft zunehmend auf die anderen Dinge, die ,,nicht han- 
delbaren" Aktivitäten, die nicht zur Exportbasis gehören, 
und in denen die meisten Leute in den modernen Städten 
ihre Beschäftigung finden. Und dies ist der Grund, warum 
die meisten Menschen in LA Dienstleistungen für den loka- 
len Verbrauch produzieren und damit so ziemlich dasselbe 
tun wie die meisten Menschen im metropolitanen New 
York - oder ebenso in London, Paris, Chicago. 

Die Moral der Geschichte 
Dies führt uns nun endlich zur Moral der Geschichte: Man 
findet zahlreiche Menschen, die sich Sorgen um die ameri- 
kanische Ökonomie machen. Das ist verständlich: Wir ha- 
ben viele reale Probleme. Aber viele Leute scheinen sich aus 
den falschen Gründen Sorgen 
zu machen, sie sind beiSpiels- LA ist nicht die Stadt, in der viele Men- 

weise wegen der ,rDe- schen Greifbares produzieren, aber 
industrialisierung". Wohin, fra- 
gen sie, sind die ganzen Ar. dies ist so, weil ihre Einwohner so gut 
beitsplätze in der Produktion darin sind, greifbare Dinge zu produ- 
verschwunden? Und sie sehen 
sich unsere merkwürdig ab- zieren. 
strakte Ökonomie an und sor- 
gen sich, daß ihre Prosperität irgendwie angegriffen ist, 
daß wir (in den Worten des ,,World Competitiveness Re- 
port") reich sind in Bezug auf die Konsumtion, nicht bezo- 
gen auf die Produktion. 

- Danke, Herr Bundeskanzler! 
Wir bieten detailliertere Antworten auf dringende Umweltfragen. 

I GUTSCHEIN  f u r  e i n  P r o b e e x e m p l a r  des 
4 3 m l X O B I N  W O O D - M a g a z i n s ,  e i n s e n d e n  an  

R o b i n W o o d  e V P o s t f a c h 1 0 2 1 2 2  2 8 2 0 1 B r e m e n  
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Aber man denke an Los Angeles. Die Stadt ist nicht sehr 
offensichtlich durch Verarbeitendes Gewerbe geprägt, 
aber tatsächlich ist dessen Anteil um einiges höher als in 
anderen amerikanischen Großstädten. Gäbe es entspre- 
chende Statistiken, würde man sicherlich feststellen, daß 
sie mehr exportiert als importiert. Sie ist nicht die Stadt, in 
der viele Menschen Greifbares produzieren; aber dies ist 
genau deswegen so, weil ihre Einwohner so gut darin sind, 
greifbare Dinge zu produzieren, daß sie ihre Energie auf 
nicht-Greifbares verwenden können. In anderen Worten: 
Man sollte LA 1994 nicht dafür verurteilen, daß es nicht 
wie Chicago 1894 aussieht. 

Nun hat LA gerade unter einer schweren Rezession zu 
leiden gehabt. Ökonomen, die sich hierauf spezialisiert 
haben, erklären mir, daß dieser Sturz vor allem einfach 
Pech war; und sie erwarten einen starken Wiederauf- 
schwung. Trotzdem, es kann passieren, daß sich Los An- 
geles Wachstum verlangsamt: Vielleicht wird die Techno- 
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logie des 21. Jahrhunderts eine andere Art von Stadt be- 
vorzugen, vielleicht wird der Prozeß der Abstraktion Städ- 
te insgesamt überflüssig machen. Doch wenn man den 
Fokus weder auf die ganz kurzfristige Perspektive noch 
auf die spekulative Zukunft richtet, erkennt man in Los 
Angeles eine Ökonomie, die, wie die der Vereinigten 
Staaten, mit dem Rest der Welt auf eine Weise verbunden 
ist, die schwer greifbar ist, die aber grundsätzlich ver- 
nünftig und gesund ist. Der Wohlstand der Stadt und des 
Landes ist wesentlich solider, als das die Abstraktheit der 
Okonomie befürchten Iäßt. 

So sollte man das nächste Mal, wenn jemand versucht, 
einen mit der Angst vor globalem Wettbewerb zu er- 
schrecken und dies mit schließenden Fabriken und nieder- 
gehenden Industrien belegen, den Kontrast zwischen dem 
alten Chicago und dem modernen LA anführen und ihn 
daran erinnern: ,,Ich habe die Gegenwart gesehen, sie 
funktioniert!" SPW 

I. Ende des ,,Modell Deutschland" ? - Erwerbsar- h'lnovation, Arbeitspoliti k beitim Umbruch - 
H Unter ,,Modell Deutschland" wurde in der Vergangenheit 

und neues 
Sozialstaatsverständnis 
von Benjamin Mikfeld und Jessica Wischmeier* 

I m Kontext der Debatte um die Innovationsfähigkeit der 
,,Deutschland AG" geraten auch die Arbeitsverhältnisse 
unter erheblichen Veränderungsdruck. Nichts könne so 

bleiben, wie es einmal war; alles müsse flexibler werden, 
lautet die vielstimmige Forderung. Unklar bleibt dabei je- 
doch häufig, welche tatsächlichen Veränderungen sich im 
nachfordistischen Produktionsmodell vollziehen und wie 
diese in Verbindung mit sich wandelnden Interessen und 
Ansprüchen der Beschäftigten zu bringen sind. Unseres 
Erachtens stehen eine Reihe von Diskussionssträngen über 
die Zukunft der Erwerbsarbeit recht unverbunden neben- 
einander. Ein linkes Verständnis von Arbeitspolitik, das eine 
sozial und ökologisch sinnvolle Produktivkraftentwicklung 
verbinden will mit dem Anspruch, qualifizierte und abgesi- 
cherte Erwerbsarbeit für alle Frauen und Männer zu schaf- 
fen, muß versuchen, diese Stränge miteinander zu ver- 
knüpfen. 

* Benjamin Mikfeld, Bochum, Juso-Bezirksvorsitzender Westliches Westfalen und Mitglied im 
SPD-Parte~vorstand, studiert Sozialwissenschaften; lessica Wischmeier, Bonn, Juso- 
Bezirksvorsitzende Mittelrhein, Dip/.-Päd. 

ein korporativer Produktivitätspakt verstanden, der wirt- 
schaftliche Pros~erität auf der einen Seite und soziale Sta- 
bilität auf der anderen Seite gesichert hat bzw. die Verbin- 
dung von wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer Rah- 
mensetzung, stabilen industriellen Beziehungen sowie 
qualifizierter Berufsausbildung darstellte. Mit  dem Hinweis 
auf veränderte weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen 
wird nun die Zukunfts- bzw. Konkurrenzfähigkeit dieses 
,,Modells Deutschland" infrage gestellt. 

1. Innovation, sektoraler Wandel und Qualifikati- 
onsentwicklung 
Angesichts veränderter Konkurrenzverhältnisse, gestiege- 
nen Ansprüchen an Produktqualität sowie neuen Ent- 
wicklungen v.a. im Bereich der Informations- und Kom- 
munikationstechnologie findet ein Wandel des bundes- 
deutschen Produktionsmodells statt, der als Übergang 
von der ,,diversifizierten Qualitätsproduktion" hin zur 
,,flexiblen Kundenorientierung" beschrieben wird.' Die 
Diskussion über ,,strategische Dezentralisierung", Abfla- 
chung von Hierarchien und Aufgabenintegration im Form 
von Team- oder Gruppenarbeit wurde in der Vergangen- 
heit unter immer neuen populären Schlagworten intensiv 
geführt und soll an dieser Stelle nicht wiederholt werden. 
Systematisch verkürzt waren aber die betriebswirtschaft- 
lichen oder technikorientierten Betrachtungsweisen, die 
kaum Aufschluß darüber gaben, welche Entwicklung die 
Arbeitsverhältnisse nehmen werden. Verwendet man ei- 
nen ,,weiten Begriff industrieller Inn~vat ion"~,  dann gera- 
ten nicht nur neue Produkte, sondern eine damit un- 
trennbar verbundene veränderte Unternehmens-, Be- 
triebs- und Arbeitsorganisation, die sich sowohl im Hin- . 

blick auf die betriebliche Personalpolitik als auch in bezug 
auf die benötigten Qualifikationsprofile der Beschäftigten 
auswirkt, ins Blickfeld. 

Der Prozeß der Unternehmensreorganisation verläuft 
gegenwärtig sowohl offen als auch widersprüchlich. Denn 
zum einen kann von einer Verallgemeinerung neuer Ar- 
beitsformen kaum gesprochen werden. Verschiedene Stu- . 
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dien kommen zu dem Ergebnis, daß der Anteil der Betrie- 
be mit Gruppenarbeit, die tatsächlich zu einer Verlagerung 
von Aufgaben und Entscheidungsmöglichkeiten führt, 
deutlich unter der 10%-Marke liegt3 Zum anderen werden 
auch wieder ,,grundlegende Gegentendenzen" beobach- 
tet. KernISchumann behaupten für bestimmte industrielle 
- der Shareholder-Value-Logik unterliegende - Bereiche 
eine partielle De-Technisierung, die Verschiebung der Zu- 
mutbarkeitsgrenzen der Arbeit nach unten und die „Re- 
naissance des fordistischen Fließbandes und der taktge- 
bundenen Fer t ig~ng" .~ 

Dort, wo aber neue Produktionsmodelle umgesetzt 
E werden, kommt es tendenziell zu einer Auflösung der klas- 

sischen Facharbeit. Während die Orientierung auf hand- 
werkliche Fähigkeiten und beruflich eingegrenztes Fach- 

L wissen an Bedeutung verliert, kristallisiert sich ein Arbeit- 
nehmerlnnentypus heraus, der als ,,Problemlöser" be- 
schrieben wird.5 Zentral wird in der Erstausbildung die Ver- 
mittlung von Handlungskompetenz, die als Verbindung 
von verbreiteter Fachkompetenz, Sozialkompetenz (Team- 
fähigkeit, Kommunikationsfähigkeit) und'Methodenkom- 
petenz (z.B. selbständiges Aneignen von Wissen) zu verste- 
hen ist. Gleichzeitig wird aber auch die regelmäßige Aktua- 
lisierung von Wissen während der Erwerbsbiographie ge- 
genüber der Erstausbildung zunehmen müssen. Dennoch 
hält das bisherige Ausbildungssystem neben der proble- 
matischen einzelbetrieblichen Finanzierung von Aus- und 
Weiterbildung sowohl an der bisherigen Form der Beruf- 
lichkeit als auch am Prinzip ,,eine Ausbildung für das gan- 
ze Leben" fest. 

Zwar gilt diese Entwicklung wie erwähnt längst nicht 
für alle Unternehmen und Zweige der Industrie. Es ist zu- 
dem äußerst fraglich, ob es überhaupt Iänderspezifische 
homogene Produktionsmodelle gab und geben wird. 
Stellt man sich aber richtigerweise der unternehmeri- 
schen Forderung nach einer stärkeren Lohnspreizung ent- 
gegen, so wird man mittelfristig damit rechnen müssen, 
daß die geringqualifizierten, wenig innovativen Arbeits- 
plätze in Volkswirtschaften mit geringeren Lohnkosten 
verlagert werden. Gleichzeitig werden solche Arbeitsplät- 
ze durch die fortschreitende Automatisierung und Me- 
chanisierung immer seltener. Damit reduziert sich die 
Möglichkeit des industriellen Sektors, geringqualifizierte 
Beschäftigte in vergleichsweise abgesicherte Arbeitsver- 
hältnisse zu integrieren und ggf. sogar an Facharbeit her- 
an~u führen .~  

Bereits gegenwärtig sind rund 63% der Erwerbstäti- 
gen im Dienstleistungssektor beschäftigt und etwa drei 
Viertel verrichten Dienstleistungstätigkeiten. Im wesentli- 
chen gelten die hier kurz skizzierten Anforderungen an 
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Qualifikationen der Zukunft nicht nur für die Industrie, 
sondern sogar in weitaus stärkerem Maße auch für viele 
qualifizierte Tätigkeiten (Beratung, Betreuung, Bildung 

i 
etc.) im Dienstleistungssektor. Qualifikatorische Voraus- 
setzungen für solche Tätigkeiten sind „Problemlösungs- 
Know-How auf hohem fachlichen Niveau sowie gut fun- 
dierte professionelle K~mpetenz . "~  Damit dürften in be- 
stimmten Bereichen des Dienstleistungssektors die bishe- 
rigen Formen und Profile von Studium und Ausbildung 
noch fraglicher sein als im industriellen Sektor. Ob die 
Mehrzahl der Dienstleistungsbeschäftigten aber in Zu- 
kunft in qualifizierten und abgesicherten Arbeitsverhält- 
nissen arbeiten wird, ist Gegenstand aktueller und bevor- 
stehender politischer Auseinandersetzungen. Noch ist 
nicht entschieden, ob in der Bundesrepublik der amerika- 
nische Pfad der ,,tertiären KriseJ'* mit niedriger volkswirt- 

schaftlicher Produktivität, bad jobs und gesellschaftlicher 
Spaltung beschritten wird oder ob es Chancen zur Reali- 
sierung einer ,,tertiären Zivilisation" gibt, deren Grundla- 
ge hohe Produktivitätssteigerungen im industriellen Sek- 
tor, hohe Masseneinkommen und eine entsprechende 
Nachfrage nach qualifizierten 
und gutbezahlten Dienstlei Wir vertreten die Auffassung, daß die 
stungen darstellen. 

~ b ~ ~ h l i ~ ß ~ ~ d  kann festse- aktuellen Umbruchstendenzen keines- - 
halten werden, daß - bei aller Wegs die Konsequenz haben, daß ein 
Widersprüchlichkeit der Ent- 
wicklunq -zur Steiqerunq von Teil der Gesellschaft keine Aufnahme - 
industrieller Innovationsfähig- mehr im Erwerbssektor finden kann. 
keit und Produktivität wahr- 
scheinlich weniger, aber besser 
und anders qualifizierte Beschäftigte benötigt werden. 
Fraglich ist, ob dies in Zukunft noch über das duale Ausbil- 
dungssystem gewährleistet werden kann.g 

2. Erosion des Normalarbeitsverhältnisses 
Neben der Veränderung der Arbeitsinhalte und Aufga- 
benzuschnitte erleben wir seit geraumer Zeit eine Erosion 
des Normalarbeitsverhältnisses. Definiert werden kann 
dieses als ,,eine stabile, sozial abgesicherte, abhängige 
Vollzeitbeschäftigung, deren Rahmenbedingungen (Ar- 
beitszeit, Löhne, Transferleistungen) kollektivvertraglich 
oder arbeits- bzw. sozialrechtlich auf einem Mindestni- 
veau geregelt sind, mit einer tendenziell diese Bedingun- 
gen vereinheitlichenden Vertretungsmacht (Einheitsge- 
werkschaft)" (Gerhard Bosch). Die Ursachen hierfür sind 
v.a. die gravierend veränderten Kräfteverhältnisse zwi- 
schen Arbeit und Kapital, politische Deregulierungen so- 
wie die oben skizzierten Probleme des industriellen Sek- 
tors, die erwerbsfähige Bevölkerung aufzunehmen. An 
die Stelle der bisherigen Industriebeschäftigung treten - 
neben der Ausweitung von Randbelegschaften in der 
Produktion und Dumping-Jobs in der Bauwirtschaft - vor 
allem neue Dienstleistungsbereiche, in denen die Arbeits- 
verhältnisse weitaus weniger reguliert und abgesichert 
sind. Nur noch gut zwei Drittel der abhängig Beschäftig- 
ten arbeiten in Normalarbeitsverhältnissen, während aty- 
pische Formen wie geringfügige Beschäftigung, befriste- 
te Beschäftigung, Leiharbeit, Scheinselbständigkeit oder 
auch Teilzeit relativ zunehmen. 

Aber auch für die Beschäftigten in Normalarbeitsver- 
hältnissen gilt die ,,verläßliche Welt des Fordismus" nicht 
mehr. Zwar unterliegen in den alten Bundesländern noch 
immer rund 62% der Betriebe sowie 84% der Beschäftig- 
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Aber man denke an Los Angeles. Die Stadt ist nicht sehr 
offensichtlich durch Verarbeitendes Gewerbe geprägt, 
aber tatsächlich ist dessen Anteil um einiges höher als in 
anderen amerikanischen Großstädten. Gäbe es entspre- 
chende Statistiken, würde man sicherlich feststellen, daß 
sie mehr exportiert als importiert. Sie ist nicht die Stadt, in 
der viele Menschen Greifbares produzieren; aber dies ist 
genau deswegen so, weil ihre Einwohner so gut darin sind, 
greifbare Dinge zu produzieren, daß sie ihre Energie auf 
nicht-Greifbares verwenden können. In anderen Worten: 
Man sollte LA 1994 nicht dafür verurteilen, daß es nicht 
wie Chicago 1894 aussieht. 

Nun hat LA gerade unter einer schweren Rezession zu 
leiden gehabt. Ökonomen, die sich hierauf spezialisiert 
haben, erklären mir, daß dieser Sturz vor allem einfach 
Pech war; und sie erwarten einen starken Wiederauf- 
schwung. Trotzdem, es kann passieren, daß sich Los An- 
geles Wachstum verlangsamt: Vielleicht wird die Techno- 
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logie des 21. Jahrhunderts eine andere Art von Stadt be- 
vorzugen, vielleicht wird der Prozeß der Abstraktion Städ- 
te insgesamt überflüssig machen. Doch wenn man den 
Fokus weder auf die ganz kurzfristige Perspektive noch 
auf die spekulative Zukunft richtet, erkennt man in Los 
Angeles eine Ökonomie, die, wie die der Vereinigten 
Staaten, mit dem Rest der Welt auf eine Weise verbunden 
ist, die schwer greifbar ist, die aber grundsätzlich ver- 
nünftig und gesund ist. Der Wohlstand der Stadt und des 
Landes ist wesentlich solider, als das die Abstraktheit der 
Okonomie befürchten Iäßt. 

So sollte man das nächste Mal, wenn jemand versucht, 
einen mit der Angst vor globalem Wettbewerb zu er- 
schrecken und dies mit schließenden Fabriken und nieder- 
gehenden Industrien belegen, den Kontrast zwischen dem 
alten Chicago und dem modernen LA anführen und ihn 
daran erinnern: ,,Ich habe die Gegenwart gesehen, sie 
funktioniert!" SPW 

I. Ende des ,,Modell Deutschland" ? - Erwerbsar- h'lnovation, Arbeitspoliti k beitim Umbruch - 
H Unter ,,Modell Deutschland" wurde in der Vergangenheit 

und neues 
Sozialstaatsverständnis 
von Benjamin Mikfeld und Jessica Wischmeier* 

I m Kontext der Debatte um die Innovationsfähigkeit der 
,,Deutschland AG" geraten auch die Arbeitsverhältnisse 
unter erheblichen Veränderungsdruck. Nichts könne so 

bleiben, wie es einmal war; alles müsse flexibler werden, 
lautet die vielstimmige Forderung. Unklar bleibt dabei je- 
doch häufig, welche tatsächlichen Veränderungen sich im 
nachfordistischen Produktionsmodell vollziehen und wie 
diese in Verbindung mit sich wandelnden Interessen und 
Ansprüchen der Beschäftigten zu bringen sind. Unseres 
Erachtens stehen eine Reihe von Diskussionssträngen über 
die Zukunft der Erwerbsarbeit recht unverbunden neben- 
einander. Ein linkes Verständnis von Arbeitspolitik, das eine 
sozial und ökologisch sinnvolle Produktivkraftentwicklung 
verbinden will mit dem Anspruch, qualifizierte und abgesi- 
cherte Erwerbsarbeit für alle Frauen und Männer zu schaf- 
fen, muß versuchen, diese Stränge miteinander zu ver- 
knüpfen. 

* Benjamin Mikfeld, Bochum, Juso-Bezirksvorsitzender Westliches Westfalen und Mitglied im 
SPD-Parte~vorstand, studiert Sozialwissenschaften; lessica Wischmeier, Bonn, Juso- 
Bezirksvorsitzende Mittelrhein, Dip/.-Päd. 

ein korporativer Produktivitätspakt verstanden, der wirt- 
schaftliche Pros~erität auf der einen Seite und soziale Sta- 
bilität auf der anderen Seite gesichert hat bzw. die Verbin- 
dung von wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer Rah- 
mensetzung, stabilen industriellen Beziehungen sowie 
qualifizierter Berufsausbildung darstellte. Mit  dem Hinweis 
auf veränderte weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen 
wird nun die Zukunfts- bzw. Konkurrenzfähigkeit dieses 
,,Modells Deutschland" infrage gestellt. 

1. Innovation, sektoraler Wandel und Qualifikati- 
onsentwicklung 
Angesichts veränderter Konkurrenzverhältnisse, gestiege- 
nen Ansprüchen an Produktqualität sowie neuen Ent- 
wicklungen v.a. im Bereich der Informations- und Kom- 
munikationstechnologie findet ein Wandel des bundes- 
deutschen Produktionsmodells statt, der als Übergang 
von der ,,diversifizierten Qualitätsproduktion" hin zur 
,,flexiblen Kundenorientierung" beschrieben wird.' Die 
Diskussion über ,,strategische Dezentralisierung", Abfla- 
chung von Hierarchien und Aufgabenintegration im Form 
von Team- oder Gruppenarbeit wurde in der Vergangen- 
heit unter immer neuen populären Schlagworten intensiv 
geführt und soll an dieser Stelle nicht wiederholt werden. 
Systematisch verkürzt waren aber die betriebswirtschaft- 
lichen oder technikorientierten Betrachtungsweisen, die 
kaum Aufschluß darüber gaben, welche Entwicklung die 
Arbeitsverhältnisse nehmen werden. Verwendet man ei- 
nen ,,weiten Begriff industrieller Inn~vat ion"~,  dann gera- 
ten nicht nur neue Produkte, sondern eine damit un- 
trennbar verbundene veränderte Unternehmens-, Be- 
triebs- und Arbeitsorganisation, die sich sowohl im Hin- . 

blick auf die betriebliche Personalpolitik als auch in bezug 
auf die benötigten Qualifikationsprofile der Beschäftigten 
auswirkt, ins Blickfeld. 

Der Prozeß der Unternehmensreorganisation verläuft 
gegenwärtig sowohl offen als auch widersprüchlich. Denn 
zum einen kann von einer Verallgemeinerung neuer Ar- 
beitsformen kaum gesprochen werden. Verschiedene Stu- . 
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dien kommen zu dem Ergebnis, daß der Anteil der Betrie- 
be mit Gruppenarbeit, die tatsächlich zu einer Verlagerung 
von Aufgaben und Entscheidungsmöglichkeiten führt, 
deutlich unter der 10%-Marke liegt3 Zum anderen werden 
auch wieder ,,grundlegende Gegentendenzen" beobach- 
tet. KernISchumann behaupten für bestimmte industrielle 
- der Shareholder-Value-Logik unterliegende - Bereiche 
eine partielle De-Technisierung, die Verschiebung der Zu- 
mutbarkeitsgrenzen der Arbeit nach unten und die „Re- 
naissance des fordistischen Fließbandes und der taktge- 
bundenen Fer t ig~ng" .~ 

Dort, wo aber neue Produktionsmodelle umgesetzt 
E werden, kommt es tendenziell zu einer Auflösung der klas- 

sischen Facharbeit. Während die Orientierung auf hand- 
werkliche Fähigkeiten und beruflich eingegrenztes Fach- 

L wissen an Bedeutung verliert, kristallisiert sich ein Arbeit- 
nehmerlnnentypus heraus, der als ,,Problemlöser" be- 
schrieben wird.5 Zentral wird in der Erstausbildung die Ver- 
mittlung von Handlungskompetenz, die als Verbindung 
von verbreiteter Fachkompetenz, Sozialkompetenz (Team- 
fähigkeit, Kommunikationsfähigkeit) und'Methodenkom- 
petenz (z.B. selbständiges Aneignen von Wissen) zu verste- 
hen ist. Gleichzeitig wird aber auch die regelmäßige Aktua- 
lisierung von Wissen während der Erwerbsbiographie ge- 
genüber der Erstausbildung zunehmen müssen. Dennoch 
hält das bisherige Ausbildungssystem neben der proble- 
matischen einzelbetrieblichen Finanzierung von Aus- und 
Weiterbildung sowohl an der bisherigen Form der Beruf- 
lichkeit als auch am Prinzip ,,eine Ausbildung für das gan- 
ze Leben" fest. 

Zwar gilt diese Entwicklung wie erwähnt längst nicht 
für alle Unternehmen und Zweige der Industrie. Es ist zu- 
dem äußerst fraglich, ob es überhaupt Iänderspezifische 
homogene Produktionsmodelle gab und geben wird. 
Stellt man sich aber richtigerweise der unternehmeri- 
schen Forderung nach einer stärkeren Lohnspreizung ent- 
gegen, so wird man mittelfristig damit rechnen müssen, 
daß die geringqualifizierten, wenig innovativen Arbeits- 
plätze in Volkswirtschaften mit geringeren Lohnkosten 
verlagert werden. Gleichzeitig werden solche Arbeitsplät- 
ze durch die fortschreitende Automatisierung und Me- 
chanisierung immer seltener. Damit reduziert sich die 
Möglichkeit des industriellen Sektors, geringqualifizierte 
Beschäftigte in vergleichsweise abgesicherte Arbeitsver- 
hältnisse zu integrieren und ggf. sogar an Facharbeit her- 
an~u führen .~  

Bereits gegenwärtig sind rund 63% der Erwerbstäti- 
gen im Dienstleistungssektor beschäftigt und etwa drei 
Viertel verrichten Dienstleistungstätigkeiten. Im wesentli- 
chen gelten die hier kurz skizzierten Anforderungen an 
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Qualifikationen der Zukunft nicht nur für die Industrie, 
sondern sogar in weitaus stärkerem Maße auch für viele 
qualifizierte Tätigkeiten (Beratung, Betreuung, Bildung 

i 
etc.) im Dienstleistungssektor. Qualifikatorische Voraus- 
setzungen für solche Tätigkeiten sind „Problemlösungs- 
Know-How auf hohem fachlichen Niveau sowie gut fun- 
dierte professionelle K~mpetenz . "~  Damit dürften in be- 
stimmten Bereichen des Dienstleistungssektors die bishe- 
rigen Formen und Profile von Studium und Ausbildung 
noch fraglicher sein als im industriellen Sektor. Ob die 
Mehrzahl der Dienstleistungsbeschäftigten aber in Zu- 
kunft in qualifizierten und abgesicherten Arbeitsverhält- 
nissen arbeiten wird, ist Gegenstand aktueller und bevor- 
stehender politischer Auseinandersetzungen. Noch ist 
nicht entschieden, ob in der Bundesrepublik der amerika- 
nische Pfad der ,,tertiären KriseJ'* mit niedriger volkswirt- 

schaftlicher Produktivität, bad jobs und gesellschaftlicher 
Spaltung beschritten wird oder ob es Chancen zur Reali- 
sierung einer ,,tertiären Zivilisation" gibt, deren Grundla- 
ge hohe Produktivitätssteigerungen im industriellen Sek- 
tor, hohe Masseneinkommen und eine entsprechende 
Nachfrage nach qualifizierten 
und gutbezahlten Dienstlei Wir vertreten die Auffassung, daß die 
stungen darstellen. 

~ b ~ ~ h l i ~ ß ~ ~ d  kann festse- aktuellen Umbruchstendenzen keines- - 
halten werden, daß - bei aller Wegs die Konsequenz haben, daß ein 
Widersprüchlichkeit der Ent- 
wicklunq -zur Steiqerunq von Teil der Gesellschaft keine Aufnahme - 
industrieller Innovationsfähig- mehr im Erwerbssektor finden kann. 
keit und Produktivität wahr- 
scheinlich weniger, aber besser 
und anders qualifizierte Beschäftigte benötigt werden. 
Fraglich ist, ob dies in Zukunft noch über das duale Ausbil- 
dungssystem gewährleistet werden kann.g 

2. Erosion des Normalarbeitsverhältnisses 
Neben der Veränderung der Arbeitsinhalte und Aufga- 
benzuschnitte erleben wir seit geraumer Zeit eine Erosion 
des Normalarbeitsverhältnisses. Definiert werden kann 
dieses als ,,eine stabile, sozial abgesicherte, abhängige 
Vollzeitbeschäftigung, deren Rahmenbedingungen (Ar- 
beitszeit, Löhne, Transferleistungen) kollektivvertraglich 
oder arbeits- bzw. sozialrechtlich auf einem Mindestni- 
veau geregelt sind, mit einer tendenziell diese Bedingun- 
gen vereinheitlichenden Vertretungsmacht (Einheitsge- 
werkschaft)" (Gerhard Bosch). Die Ursachen hierfür sind 
v.a. die gravierend veränderten Kräfteverhältnisse zwi- 
schen Arbeit und Kapital, politische Deregulierungen so- 
wie die oben skizzierten Probleme des industriellen Sek- 
tors, die erwerbsfähige Bevölkerung aufzunehmen. An 
die Stelle der bisherigen Industriebeschäftigung treten - 
neben der Ausweitung von Randbelegschaften in der 
Produktion und Dumping-Jobs in der Bauwirtschaft - vor 
allem neue Dienstleistungsbereiche, in denen die Arbeits- 
verhältnisse weitaus weniger reguliert und abgesichert 
sind. Nur noch gut zwei Drittel der abhängig Beschäftig- 
ten arbeiten in Normalarbeitsverhältnissen, während aty- 
pische Formen wie geringfügige Beschäftigung, befriste- 
te Beschäftigung, Leiharbeit, Scheinselbständigkeit oder 
auch Teilzeit relativ zunehmen. 

Aber auch für die Beschäftigten in Normalarbeitsver- 
hältnissen gilt die ,,verläßliche Welt des Fordismus" nicht 
mehr. Zwar unterliegen in den alten Bundesländern noch 
immer rund 62% der Betriebe sowie 84% der Beschäftig- 
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ten einer Tarifbindung. Aber in Ostdeutschland und neu- 
en Dienstleistungsbereichen sieht die Sache deutlich dra- 
matischer aus. Und bestehende Tarifverträge enthalten 
zunehmend Regelungen, die das unternehmerische Risi- 
ko auf die Beschäftigten verlagern. So kann beispielswei- 
se im Bankensektor die Wochenarbeitszeit ohne Lohnaus- 
gleich von 39 auf 31 Stunden reduziert werden. In der 
westdeutschen Chemieindustrie ist zur Beschäftigungssi- 
cherung oder Verbesserung derhe t tbewerb~ fäh i~ke i t  
sogar eine 1 O0/0ige Absenkung der Grundvergütung 
m ö g l i ~ h . ' ~  

Fraglich ist jedoch, ob es ausreicht, der Atypisierung 
von Arbeitsverhältnissen mit arbeits- und sozialrechtlichen 

Re-Regulierungen wie der For- 
Ein modernes linkes Soziaistaats- derung nach einer Abschaf- 

rnuß präventiv angelegt f ~ "  der Sozialversicherungs- 
freiheit geringfügiger Beschäf- 

sein und Leistungen erbringen, die es tigung entgegenzutreten. zum 
den meisten Menschen überhaupt erst einen liegen die Probleme viel 

tiefer, als daß sie mit isolierten 
möglich machen, selbst gewählte Er- Maßnahmen dauerhaft zu Iö. 
werbs- und Lebensentwürfe zu reali- Sen wären. Zum anderen kann 

die Lösung nicht in einer Re- 
sieren. naissance des bisherigen Nor- 

malarbeitsverhältnisses liegen. 
Einige der flexiblen Beschäftigungsformen sind ja nicht nur 
auf Bestrebungen der Unternehmen, Kosten zu minimie- 
ren, sondern auch auf veränderte Ansprüche von Beschäf- 
tigten an Erwerbsarbeit zurückzuführen. 

II. Ansprüche an Erwerbsarbeit 
Entgegen der These vom ,,Ende der Arbeitsgesellschaft" 
vertreten wir die Auffassung, daß die aktuellen Umbruchs- 
tendenzen keineswegs die Konsequenz haben, daß ein Teil 
der Gesellschaft keine Aufnahme mehr im Erwerbssektor 
finden kann. Ebensowenig kann behauptet werden, daß 
der gesellschaftliche ,,Wertewandel" zu einer abnehmen- 
den Bedeutung von Erwerbsarbeit im Leb~nskonzept der 
Menschen führt. Das Gegenteil ist der Fall. Während sich 
der Wunsch, einer Erwerbsarbeit nachzugehen, verallge- 
meinert, steigen gleichzeitig die Ansprüche an die Arbeits- 
inhalte, wie auch eine aktuelle Untersuchung des SOFl be- 
stätigt. Während 91 % der Beschäftigten einem sicheren 
Arbeitsplatz hohe Bedeutung zuweisen, ist für 82% ei& 
interessante Tätigkeit, für 79% Selbständigkeit und für 
72% Sinnhaftigkeit in der Arbeit wichtig." Dies geht einher 
mit einer ausgeprägten Bereitschaft, sich erforderliche 
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Qualifikationen anzueignen. Allerdings tut sich hier ein er- 
heblicher Widerspruch zwischen Gestaltungsansprüchen 
sowie Qualifizierungsbereitschaften und den betrieblichen 
Realisierungschancen auf. 

Bei Frauen führte die Verallgemeinerung von Er- 
werbsarbeit in den letzten Jahrzehnten keineswegs zum 
Bestreben, männliche Erwerbsbiographien zu kopieren. 
Seidenspinner beschreibt diese veränderten Ansprüche 
von Frauen in ihrer Studie als „doppelten Lebensent- 
wurf".12 Das Aufgreifen dieses Begriffes in der politi- 
schen Diskussion13 hat jedoch zu Auseinandersetzungen 
geführt. Der ,,doppelte Lebensentwurf" beschreibt Re- 
aktionen auf Sozialisationsanforderungen und -erfah- 
rungen an und von Frauen. Das Spannende an der Stu- 
die von Seidenspinner ist der erneute Beleg einer gefe- 
stigten Erwerbsorientierung junger Frauen und das Auf- 
zeigen der individuellen Verarbeitungsstrategien zur 
Realisierung dieser Orientierung auf der Grundlage der 
gesellschaftlichen Gegebenheiten. Das Ernstnehmen 
dieses Lebensanspruches beinhaltet eine grundlegende 
Anforderung an Politik, nämlich Produktion und Repro- 
duktion zusammen zu denken, um Partizipation für 
Männer und Frauen sowohl auf dem Erwerbsarbeits- 
markt als auch bei grundlegenden gesellschaftlichen 
Entscheidungsprozessen zu ermöglichen. Wenn wir an 
der Zusammenführung von Diskussionssträngen arbei- 
ten, dann müssen wir bei der Analyse ökonomischer 
Entwicklungen und der Suche nach politischen Regulie- 
rungsansätzen die Geschlechterve~rhältnisse einbezie- 
hen. Es stellt sich die zentrale Frage, ob tatsächlich das 
männlich geprägte Normalarbeitsmodell die allgemeine 
gesellschaftliche Wunschvorstellung ist. 

Bei allen Schwierigkeiten und problematischen Prozes- 
sen konnten die Frauen in einer insgesamt viel problemati- 
scher gewordenen Arbeitsmarktlage ihre Position in klei- 
nen Schritten verbessern. Dies stellt sich regional sehr un- 
terschiedlich dar. In NRW erhöhte sich der Anteil der Frau- 
en an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in den 
letzten Jahren auf zuletzt immerhin 41,3%. Vorrangige Ur- 
sachefür dieseTrends waren strukturelle Gründe in Gestalt 
des langfristigen sektoralen Strukturwandels zugunsten 
der Dienstleistungen und zu Lasten der Produktionstätig- 
keiten.14 Traditionell haben sich Frauen bei ihrer Berufswahl 
auf diesen Bereich konzentriert und hatten somit in Zeiten 
des Strukturwandels insoweit einen ,,Vorteil" gegenüber 
Männern. Hierbei spielten Teilzeitarbeitsverhältnisse eine 
zentrale Rolle, es kam aber auch im Bereich von Vollzeitar- 
beitsplätze zu einem allerdings außerordentlich schwa- 
chen zu wach^.^^ Insgesamt Iäßt sich also feststellen, daß 
die gewachsene Erwerbsorientierung sich trotz der schwie- 
rigen Arbeitsmarktlage bereits bei der Erwerbsbeteiligung 
von Frauen spiegelt. 

Ganz deutlich wird an der Entwicklung der Arbeits- 
marktzahlen das Bedürfnis von Frauen nach veränderten 
Arbeitszeiten, nur so Iäßt sich rational die überproportio- 
nale Beteiligung von Frauen bei allen Formen von Teilzeitar- 
beitsverhältnissen erklären, die in der Regel mit einer 
schlechteren sozialen Absicherung und geringeren Auf- 
stiegschancen verbunden sind. Die Entscheidung für ein 
Nicht-Normal-Arbeitsverhältnis steht in direkten Zusam- 
menhang mit der Notwendigkeit, Beruf und Familie bzw. 
andere private Interessen und Ansprüche zu vereinbaren. 
Dies belegt auch dieTatsache, daß sich die Nachfrage nach 
Teilzeitarbeit vor allem auf Vormittagsarbeit bezieht.16 Ge- 
ringfügige Beschäftigung ist hierbei als Versuch von Frauen 
zu verstehen, ihre Erwerbsbiographie zu k~ntinuisieren~~, 
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duktion, heute kaum größer ist als vor einem Jahrhun- 
dert. 

Hierzu einige statistische Werte: 1993 gaben die USA 
11 Prozent ihres Volkseinkommensfür Importe aus. 1890 
lag dieser Wert bei 8 Prozent. Dies ist kein großer Zu- 
wachs, besonders wenn man bedenkt, daß während des 
19. Jahrhunderts der US-Markt sehr protektionistisch war, 
während er heute relativ offen ist. Auch andere Länder 
trieben in großem Umfang Handel: Großbritannien ex- 
portierte Mitte des 19. Jahrhunderts ungefähr 40 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes, das ist mehr als heute. Und 
trotzdem liest man ständig davon, wie moderne Ver- 
kehrs- und Kommunikationsmittel es ermöglicht haben, 
„die Wertschöpfungskette zu sprengen" -so nehmen tai- 
wanesische Arbeiter einen amerikanischen Mikroprozes- 

9 sor, bauen ihn in ein in Singapur hergestelltes Disketten- 
laufwerk ein, verpacken das Ganze in ein Kunststoffge- 
häuse, das in China produziert wurde, und schicken es 
zurück nach Amerika. Warum führt dieses ganze Hin und 
Her nicht zu deutlich mehr Handel als die eher prosa- 
ischen Verarbeitungsprozesse des späten 19. Jahrhun- 
derts? Die Antwort ist, daß jene ,,handelbarenl' Produkte, 
die mit noch nie dagewesener Hingabe hin und her ge- 
schickt werden, einen ständig schrumpfenden Anteil an 
der Ökonomie ausmachen. 

Dies ist kein Zufall, sondern ein Trend, der tief in der 
Natur des ökonomischen und technischen Fortschritts ver- 
wurzelt ist. 

Man beginne mit einem ersten, scheinbar paradoxen 
Prinzip: Die Jobs, deren Anzahl mit der Zeit wächst, sind 
nicht diejenigen, die wir gut, sondern diejenigen, die wir 
schlecht machen. Die amerikanische Ökonomie ist über- 
aus effizient in der Produktion von Nahrungsmitteln ge- 
worden. Im Ergebnis sind wir in der Lage, uns selbst und 
einen guten Teil der Welt zu ernähren, obwohl lediglich 
zwei Prozent der Beschäftigten in der Landwirtschaft ar- 
beiten. Auf der anderen Seite werden noch genauso vie- 
le Menschen wie eh und je benötigt, um ein Essen zu 
servieren oder eine Registrierkasse zu betätigen. Deswe- 
gen werden so viele Stellen in unserer Wirtschaft in der 
Gastronomie und dem Einzelhandel geschaffen. Indu- 
strien mi t  einem rapiden Wachstum der Produktivität 
neigen eher dazu, Jobs zu vernichten als neue hinzuzu- 
gewinnen. 

Aber in welchen Bereichen sind die größten Produkti- 
vitätszuwächse zu verzeichnen? Eine Antwort ist, daß wir 
ständig effizienter in der Produktion von Gütern - Nah- 
rung, Kleidung, Autos - werden, aber keine großen Fort- 
schritte im Dienstleistungsbereich zu verzeich- 
nen haben. Eine noch bessere Antwort wäre, 

L 

C daß wir rapide Fortschritte in den Bereichen ma- 
chen, w o  die benötigten Informationen relativ 
leicht zu formalisieren und als Programm in ei- . nen Roboter oder Computer eingegeben wer- 
den können. Wir haben viel weniger Fortschritt 
erreicht bei Aktivitäten, bei denen der Prozeß 
der lnformationsverarbeitung von der subtilen 
und extrem komplexen Art ist, die wir gesunder 
Menschenverstand nennen. Hierzu gehört so- 
wohl das Haareschneiden als auch die medizini- 
sche Versorgung. 

Aber diejenigen Tätigkeiten, für die wir keinen 
Computer oder Roboter programmieren können, 
die einen ,,human touch" erfordern, erfordern ty- 
pischerweise auch einen direkten menschlichen 
Kontakt. Gerade weil Landwirtschaft, Verarbei- 

tung und einige nicht personenbezogene Dienstleistungen 
so produktiv geworden sind, konzentriert sich unsere Wirt- 
schaft zunehmend auf die anderen Dinge, die ,,nicht han- 
delbaren" Aktivitäten, die nicht zur Exportbasis gehören, 
und in denen die meisten Leute in den modernen Städten 
ihre Beschäftigung finden. Und dies ist der Grund, warum 
die meisten Menschen in LA Dienstleistungen für den loka- 
len Verbrauch produzieren und damit so ziemlich dasselbe 
tun wie die meisten Menschen im metropolitanen New 
York - oder ebenso in London, Paris, Chicago. 

Die Moral der Geschichte 
Dies führt uns nun endlich zur Moral der Geschichte: Man 
findet zahlreiche Menschen, die sich Sorgen um die ameri- 
kanische Ökonomie machen. Das ist verständlich: Wir ha- 
ben viele reale Probleme. Aber viele Leute scheinen sich aus 
den falschen Gründen Sorgen 
zu machen, sie sind beiSpiels- LA ist nicht die Stadt, in der viele Men- 

weise wegen der ,rDe- schen Greifbares produzieren, aber 
industrialisierung". Wohin, fra- 
gen sie, sind die ganzen Ar. dies ist so, weil ihre Einwohner so gut 
beitsplätze in der Produktion darin sind, greifbare Dinge zu produ- 
verschwunden? Und sie sehen 
sich unsere merkwürdig ab- zieren. 
strakte Ökonomie an und sor- 
gen sich, daß ihre Prosperität irgendwie angegriffen ist, 
daß wir (in den Worten des ,,World Competitiveness Re- 
port") reich sind in Bezug auf die Konsumtion, nicht bezo- 
gen auf die Produktion. 

- Danke, Herr Bundeskanzler! 
Wir bieten detailliertere Antworten auf dringende Umweltfragen. 

I GUTSCHEIN  f u r  e i n  P r o b e e x e m p l a r  des 
4 3 m l X O B I N  W O O D - M a g a z i n s ,  e i n s e n d e n  an  

R o b i n W o o d  e V P o s t f a c h 1 0 2 1 2 2  2 8 2 0 1 B r e m e n  
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Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

Bezug auf die Arbeitskleidung, sondern auch in Bezug 
auf das, was produziert wird? Man ist versucht, die mit 
der hochgradig diversifizierten Wirtschaft zu begründen 
- damit, daß die Wirtschaft von Los Angeles aussieht wie 
die der gesamten USA. Aber das stimmt nicht, wie uns 
die Rezession der letzten Jahre gezeigt haben sollte. Re- 
gionalökonomen unterscheiden gern zwischen der Ex- 
portbasis - den Gütern und Diensten, die an Leute außer- 
halb der Region verkauft werden - und den Beschäftig- 
ten, die nicht für diese Exportbasen produzieren, den Ver- 
sicherungsvertretern, der Bedienung im Schnellimbiß und 
dem Zahnarzt, die ihre Produkte an die Kunden vor Ort 
verkaufen. 

Nun, die Exportbasis von Los Angeles ist in der Tat 
hochgradig spezialisiert. Trotz des immensen Ausmaßes 
der Stadt ist diese hochgradig abhängig von wenigen 
Schlüsselindustrien: Unterhaltung, Rüstung, Luftfahrt. 
Dies ist die Begründung, warum sich Südkalifornien in 
der letzten Rezession als so verwundbar erwiesen hat. 
Als eine Nachfrageschwäche bei Flugzeugen mit schar- 

Die Wirtschaft von Los Angeles scheint sich jedoch von 
ihrer geographischen Verankerung gelöst zu haben. Die 
meisten Dinge, mit denen in der Stadt Geld verdient wird, 
können, so scheint es, genausogut wo anders stattfinden. 
Die drei Millionen Einwohner, die Chicago 1894 hatte, leb- 
ten dort, weil Chicago das Tor zum Kernland der USA war; 
sie waren dort wegen der Farmen, Wälder und Minen im 
Hinterland der Stadt. Die 11 Millionen Einwohner des mo- 
dernen LA sind dort um ihrer selbst willen. Könnte man die 
ganze Stadt um 500 Meilen verschieben, wäre die wirt- 
schaftliche Basis davon kaum betroffen. 

Was aber ist in beiden Fällen die wirtschaftliche Basis? 
Wovon lebte damals Chicago und lebt heute LA? 

Carl Sundberg faßt dies für Chicago mit ,,Schweine- 
schlachter der Welt" zusammen. Ebenso treffend sind Holz- 
und Getreidehändler, Landwirtschaftsmaschinenproduzent, 
Mineralölverarbeiter und Stahlproduzent. Chicago 1894 
war eine Stadt, in der Waren hergestellt und transportiert 
wurden. Und alles, was man tun mußte, um einen Eindruck 
von der Rolle der Stadt in der nationalen und der Weltwirt- 
schaft zu erlangen, war, in der Stadt herumzulaufen. 

Aber womit wird in LA das Geld verdient? Abgesehen 
von den Beschäftigten der Traumfabriken sehen die Leu- 
te in Los Angeles, die Gebäude, in denen sie leben und ar- 

beiten, mehr oder weniger ge- 

Die Jobs, deren Anzahl mit der Zeit nauso aus wie in anderen 
Städten (oder vielleicht sollte 

wächst, sind nicht diejenigen, die wir man eher „gen, daß jede an. 
gut, sondern diejenigen, die wir dere Stadt heute LA sehr ähn- 

lich sieht?). Beobachtet man 
schlecht machen. Wir haben viel weni- die Massen von Anzugträ- 
ger Fortschritt bei Aktivitäten erreicht, gern, die in und aus Büroge- 

bäuden in den Gewerbezen- für die wir gesunden Menschenver- 
tren der Vorstädte strömen, 

stand benötigen. könnte man nur schwerlich er- 
klären, wie sich' die Ökonomie 

LA'S von denen anderer führender US-Metropolen unter- 
scheidet. Wiederum rnuß festgestellt werden, daß die 
Ökonomie der Stadt auf eine seltsame Art losgelöst von 
bestimmten räumlichen Funktionen scheint. 

Unterscheidbare und ununterscheidbare Beschäf- 
t i g te  
Warum wirkt die Arbeitswelt von Los Angeles so wenig 
von anderen Städten der USA unterscheidbar, nicht nur in 

fen Einschnitten im Verteidigungshaushalt zusammen- 
traf, brachte dies die ganze Region aus dem Gleichge- 
wicht. 

Warum aber ist es nicht offensichtlicher, wenn eine 
Stadt so spezialisiert ist? Eine Antwort ist, daß die Beschäf- 
tigten heute selbst nicht mehr so unterscheidbar sind. Vor 
einem Jahrhundert haben die Fleischpacker Chicagos an- 
dere Kleidung getragen als die Textilarbeiter New Yorks, sie 
hatten einen anderen Körperbau und konnten schon am 
Aussehen identifiziert werden (oder auch mit anderen Sin- 
nen, je nach Windrichtung). Heute sieht ein Arbeiter in der 
Flugzeugindustrie von Los Angeles mehr oder weniger ge- 
nauso aus wie ein Pharma-Arbeiter in New Jersey. Auch 
dies ist ein Teil der wachsenden Abstraktheit der Ökono- 
mie. 

Doch es gibt noch einen anderen Grund, den erstaun- 
lich wenige zu verstehen scheinen: Los Angeles hat zwar 
einen bedeutenden, nur auf wenige Branchen beschränk- 
ten Exportbasissektor, aber der größte Teil der Beschäftig- 
ten ist in Bereichen tätig, in denen Güter und (insbesonde- 
re) Dienstleistungen für den lokalen Markt hergestellt wer- 
den. Und da die Dienste der Angestellten in den Einkaufs- 
zentren, der Rechtsanwältinnen, der Chiropraktiker und 
der Lehrerinnen überall mehr oder weniger gleich sind, ist 
es nachvollziehbar, warum die Ökonomie von Los Angeles 
trotz allem aussieht wie die Amerikas. 

Doch traf dies nicht auch auf das Chicago des letzten 
Jahrhunderts zu? Nicht in demselben Maße! Obwohl wir 
heute viel von Globalisierung reden, darüber, wie klein die 
Welt geworden ist, bemerkt man einen zunehmenden Pro- 
zeß der Lokalisierung insbesondere in den Städten. Ein 
ständig wachsender Anteil der Arbeitskräfte produziert 
Dienstleistungen, die nur innerhalb der jeweiligen Bal- 
lungsregion verkauft werden. Im Chicago des Jahres 1894 
lag die Beschäftigung im Exportbasis-Sektor wahrschein- 
lich bei über 50 Prozent - das bedeutet, daß mehr als die 
Hälfte der Beschäftigten in Schlachthöfen, Stahlwerken 
etc. gearbeitet haben, jene unverwechselbaren Waren pro- 
duziert haben, die Chicago an die Welt verkauft hat. Im 
heutigen Los Angeles liegt dieser Anteil vermutlich nicht 
über 25 Prozent. 

Lokalisierung 
Der Prozeß der Lokalisierung erklärt, was andernfalls wie 
ein Paradoxon der Weltökonomie erscheinen würde: ~ i e  
Tatsache, daß der Welthandel, gemessen an der Weltpro- 
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d.h. anstatt des vollständigen Verzichts auf Erwerbsarbeit 
geringfügige Arbeitszeiten unterhalb der Versicherungs- 
grenze in Kauf zu nehmen und damit ihren ,,doppelten Le- 
bensentwurf" abzusichern. Frauen leben ihren Lebensent- 
wurf innerhalb des bestehenden Systems, sie stoßen dabei 
aber auch auf seine Grenzen. 

Allerdings beschränkt sich der Anspruch auf die gleich- 
zeitige Realisierung von qualifizierten Erwerbsbiographien 
und Privatleben keineswegs nur auf den weiblichen Teil der 
Bevölkerung, wie Studien über Arbeitseinstellungen bestä- 
tigen. Vor allem bei hochqualifizierten Beschäftigten be- 
steht ein Zusammenhang zwischen dem Anspruch auf be- 
rufliche Selbstverwirklichung, Zeitsouveränität und privater 
Reproduktion. ,,Gerade aus der Untrennbarkeit ihrer Ent- 
würfe nach Selbstentfaltung speist sich der intensive 
Wunsch nach einer veränderten Zeitorganisation im Be- 
trieb. Weil dieser Zusammenhang in den Unternehmen 
ianoriert wird, bedroht eine verschärfte Politik der extensi- - 
ven und intensiven Nutzung qualifizierter Arbeitskraft nicht 
nur die Balance zwischen Beruf und privatem Leben, son- 
dern auch -was viele Leitungen offensichtlich ignorieren - 
die Vereinbarkeit von beruflicher Tätigkeit und beruflichen 
Ansprüchen, die ihrerseits zur Leistung erst innerlich moti- 
vieren."18 Wahrscheinlich kann tendenziell immer weniger 
von „den männlichen" bzw. ,,den weiblichen" Ansprü- 
chen, sondern eher von einer Verallgemeinerung differen- 
zierter Lebensentwürfe und Arbeitszeitinteressen gespro- 
chen werden, die sowohl von der konkreten beruflichen 
Situation als auch von der privaten Lebenslage abhän- 
gen.19 

III. Integrierte Arbeitspolit ik als Kern eines moder- 
nen Sozialstaats 

Vom ,,monetären Transferleistungsstaat" zur 
,,Arbeitsversicherung f ü r  alle" 
Extrapoliert man die hier nur sehr grob skizzieren Entwick- 
lungen - unter gleichen politischen Vorzeichen - in die Zu- 
kunft, dann werden sich die Spaltung der Arbeitsgesell- 
schaft und die strukturelle Benachteiligung der Frauen wei- 
ter fortsetzen. Auch gewerkschaftliche kollektive Kämpfe 
werden obsolet, weil die sozialen Realitäten der lohnabhän- 
gig Beschäftigten immer weiter auseinanderklaffen. Viel- 
mehr steht zu befürchten, daß es die privilegierten Lohnab- 
hängigen sein werden, die den auf monetäre Transferlei- 
stungen aufgebauten Sozialstaat aufkündigen werden und 
die aktuellen Vorstellungen von der Privatisierung sozialer 
Risiken, Kombi-Lohn und Zwangsarbeit unterstützen. 

Hält man an der Vorstellung fest, für alle Menschen 
ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten entsprechende Er- , 
werbsarbeit zu schaffen, so sind andere Konzepte erfor- 
derlich. Allerdings wäre es verkehrt, diese Diskussion von 
den Fragen der wirtschaftlichen Innovation und des 
strukturellen Wandels zu trennen. Nach wie vor ist die 
Entwicklung der Produktivkräfte (inklusive der menschli- 
chen Fähigkeiten) die wesentliche Voraussetzung zur 
Steigerung des gesellschaftlichen Wohlstandes. Es geht 
darum, die Erhöhung der wirtschaftlichen Innovationsfä- 
higkeit unter ausdrücklicher Einbeziehung sozialer und 
ökologischer Erfordernisse und die Berücksichtigung der 
veränderten Ansprüche der Beschäftigten zusammenzu- 
denken (ohne den grundsätzlichen Interessenantagonis- 
mus zwischen Kapital und Arbeit vergessen oder ver- 
schleiern zu wollen). 

Erforderlich ist dazu die Wiederbelebung eines Sozial- 
staatsverständnisses, das sich davon löst, nur als Korrektiv 

kapitalistischer Verteilungsergebnisse in bezug auf Ein- 
kommen und Arbeit zu fungieren und im wesentlichen 
monetäre Transferleistungen zu erbringen. Gegenwärtig 
scheint vor allem die sozialistische Linke einen Sozialstaat 
zu verteidigen, den sie in dieser Form eigentlich aus guten 
Gründen nicht gewollt hat. Ein modernes linkes Sozial- 
staatsverständnis muß mit der Vorstellung brechen, daß 
Vollbeschäftigung allein über klassische Wachtumspolitik 
(und das gilt nicht nur für die Angebots-, sondern auch 
die Nachfragepolitik) zu bewerkstelligen ist. Es muß da- 
her präventiv angelegt sein und Leistungen erbringen, die 
es den meisten Menschen überhaupt erst möglich ma- 
chen, selbst gewählte Erwerbs- und Lebensentwürfe zu 
realisieren. 

,.Arbeitsversicherungn als Rahmen 
Eine integrierte Arbeitspolitik, so wie wir sie verstehen, 
unternimmt den Versuch, auf der inhaltlichen Ebene 
Struktur-, Berufsbildungs, Arbeitsmarkt- und Gleichstel- 
lungspolitik und auf der Akteursebene gesetzliche und 
tarifliche Politik miteinander zu verbinden. Was die Frage 
nach der Handlungsebene betrifft, ist trotz Globalisierung 
die Bundesebene entscheidend. Unseres Erachtens wäre 
es sinnvoll, die Arbeitslosenversicherung, die den Aus- 
nahmefall noch immer im Namen trägt, in eine „Arbeits- 
versicherung" umzuwandeln, die allen Erwerbsfähigen 
die Integration in den normalen ersten Arbeitsmarkt oder 
den öffentlich geförderten, aber dauerhaft organisierten, 
Arbeitsmarkt ermöglicht. Die Arbeitsversicherung wäre 
dafür zuständig, flexiblere Erwerbsbiographien und Pha- 
sen der Nicht-Erwerbstätigkeit abzusichern. Bevor wir 
unsere Überlegungen konkretisieren, sollen zuvor noch 
drei Voraussetzungen einer anderen Arbeitspolitik be- 
nannt werden: 

Erstens muß die klassische aktive Arbeitsmarktpoli- 
tik sich von der Beschränkung auf kurzfristige Problem- 
Iösungen entfernen. Qualifizierungen für Langzeitar- 
beitslose, Eingliederungshilfen, AB-Maßnahmen sind 
und bleiben wichtig. Sicher kann an die Vorstellungen 
von SPD und Gewerkschaften zur Reform des AFG bzw. 
des SozialGesetzBuch III angeknüpft werden. Unseres 
Erachtens müssen aber die Modelle deutlich stärker um 
die Aspekte der Arbeitszeitregelung, der präventiven 
Qualifizierung und der Absicherung eines öffentlichen 
Beschäftigungssektors erweitert werden. Arbeitsmarkt- 
politik muß viel stärker in die betriebliche bzw. Bran- 
chenentwicklung eingreifen und die Regulierung der 
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Arbeitsverhältnisse damit stärker vergesellschaften. 
Zweitens muß kritisch hinterfragt werden, ob der per- 
manente Hinweis auf die Tarifautonomie angesichts 
der Erosion industrieller Beziehungen stets richtig ist. 
Detlef Hensche hat unseres Erachtens völlig Recht, 

wenn er sich dafür aus- 
spricht,-„die Rollenverteilung 

Im Klartext könnte dies bedeuten, daß „i„hen Tarifvertrag und 

die Arbeitsversicherung einen aktiven Gesetz ...  kritisch zu hinter- 
fragen.'j20 Auch muß die zu- 

Beitrag zur Verkürzung der kollektiven nehmende Verlagerung von 

wie der individuellen Arbeitszeit lei- Entscheidungen auf die be- 
triebliche Ebene konzeptio- 

stet. nell berücksichtigt werden. 
Das Nachfolgemodell zum 

,,Modell Deutschland" wird mehr dezentrale Aushand- 
lungen zulassen, aber auch mehr gesetzliche Rahmen- 
bedingungen formulieren müssen. Drittens ist eine in- 
tegrierte Arbeitspolitik selbstverständlich auf eine an- 
dere Wirtschafts- und Finanzpolitik angewiesen, die 
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Ehern.: LiFo-hfo. Neue Folge. Abo 6 Hefte / Jahr DM 60,- 

Zur Neuorientierung in der 
Linken: 
F. Guattari: Ökologische Demokratie; 
J.-P. Delhage: Politische Ökologie; R 
Land: "Sozialismus"-Transformation; 
K. MUller NRW Grtine; K. Drfiger: 
Gmne vor Bkoliberaler Wende? D. 
Kreulz: Auf dem Weg nach 
Godesberg; F.O. WolE An der 
niichsten Biegung links ... ; E. 
Stratmann Mertens Quo vadis Linke 
Alternative Außenvolitik: 

Diskussion eines ökologischen New 
Deal: 
A. Lipietz: Ökolog. Reform der 
Wirtschaft, E. Altvater Gleichheit. 
Frieden U. Beschäftigung; W. Brlggen 
65 Jahre danach 
Feministische Debatte: 
Schillen U. Ch. Karras: $218; H. 
Breyer: üN-Bevölkerungs- U. 

Weltfrauen-konferenz; R Beeker: 
Vom Fleischver-brauch der 
Vegetarierinnen; J. Endruweit Mit 

Deutschland 2 s  Internationaler ZDLer; I Schönleinstr. 6 -10967 Berlin I 
C. Roth Draußen vor der T& 

H.-C. Ströbele: ~Ltr ich t -ur te i l ;  J. ~eharrtichkeit ... 

D e r  i n t e r n e  D i s k u r s  d e r  G r ü n e n  L i n k e n  

Trittin: Asyi-Abschiebung nach 
Osteuropa; L. VolmerlF. Scbmidt: 
Thesen zur grünen AP, U.Cremer: 

INNOVATIVER KAPITALISMUS? 

Probe: H*e 

eine Abkehr vom neoliberalen Paradigma beinhaltten 
muß. 

Die eingebettete Erwerbsbiograhie 
Was wir anstreben, ist eine Arbeitsversicherung, die die er- 
werbsfähige Bevölkerung nicht nur bei Eintreten des Risi- 
kofalls zu spüren bekommt, sondern von der sie auch pro- 
fitiert, wenn sie einer Erwerbslaufbahn nachgeht. Soweit 
wie möglich sollen nicht die Folgen von Arbeitslosigkeit 
korrigiert, sondern Beschäftigung sozialstaatlich einbettet 
werden. Der Logik nach wäre die Arbeitsversicherung so 
etwas wie eine Beschäftigungsgesellschaft für die ganze 
Volkswirtschaft. Sie stellt die Plattform bzw. die ,,Dreh- 
scheibe im Strukt~rwandel"~~ dar, auf der Risiken aufge- 
fangen und auf der individuelle Interessen und Fragen der 
wirtschaftlichen Strukturentwicklung verbunden werden. 
Dies soll selbstverstandlich regionale und betriebliche Maß- 
nahmen nicht vollständiq ersetzen, sondern absichern. 

Im Klartext könnte dies bedeuten, daß die Arbeitsversi- 
cherung einen aktiven Beitrag zur Verkürzung der kollekti- 
ven wie der individuellen Arbeitszeit leistet. Dort, wo be- 
triebliche oder tarifliche Arrangements zustande kommen, 
daß die Arbeitszeit deutlich unter das allgemeine Niveau 
reduziert werden soll, sind entsprechende Förderungen 
denkbar. Ebenso sollte die Arbeitsversicherung einen Bei- 
trag dazu leisten, daß individuelle Phasen des Arbeitszeit- 
verkürzung bzw. des temporären Ausstiegs z.B. aus Grün- 
den der Kindererziehung nicht zu einer entsprechenden 
Reduzierung des Lohnniveaus führen. Dies ist unseres Er- 
achtens die bessere Alternative im Vergleich zur ge- 
schlechtsspezifischen Spaltung des Arbeitsmarktes in Voll- 
zeit- und Teilzeitjobs. 

Ebenso ist die berufliche Weiterbildung für die Beschäf- 
tigten über die Arbeitsversicherung verallgemeinerbar. 
JedeIr Erwerbstätige könnte einen jährlichen ,,Weiterbil- 
dungsbonus" erhalten, der dazu berechtigt, bei voller so- 
zialer Absicherung Qualifizierungsmaßnahmen in An- 
spruch zu nehmen. Mit der bloßen rechtlichen Option ist 
es, wie die Weiterbildungsgesetze der Länder zeigen, je- 
doch nicht getan. Es bedarf entsprechender Informations- 
systeme, die den Beschäftigten die inhaltlichen Möglichkei- 
ten aufzeigen und sie zur Inanspruchnahme motivieren. 
Gleichzeitig ist über entsprechende Ansätze der Standardi- 
sierung, Qualitätssicherung und Zertifizierung von Weiter- 
bildungsmodulen auf die „Arbeitsmarktgängigkeit" der 
Qualifizierungen im Interesse der Beschäftigten zu achten. 

Diejenigen, die keine reguläre Aufnahme im ersten Ar- 
beitsmarkt finden, gilt es über die Arbeitsversicherung in 
die Erwerbsarbeit zu integrieren. Zum einen könnten die 
durch die individuellen Arbeitszeitverkürzungen bestehen- 
den Lücken in Unternehmen mit Arbeitslosen gefüllt wer- 
den, die wieder Betriebspraxis erlangen müssen. Zum an- 
deren gilt es, dauerhafte öffentlich geförderte Beschäfti- 
gung dort zu schaffen, wo zwar ein gesellschaftlicher Be- 
darf, aber angesichts der nicht vorhandenen Möglichkei- 
ten zur Produktivitätssteigerung keine ausreichende Nach- 
frage besteht. Selbstverständlich ist eine wesentliche Funk- 
tion dieser öffentlich geförderten Beschäftigung, bislang 
privat geleistete Arbeit zu professionalisieren. Die Arbeits- 
versicherung stellt somit einen Pfeiler eines zu schaffenden 
,,öffentlichen Beschäftigungssektors" dar. 

Staatlicher Beitrag zu einem ,,Bündnis für Arbeit" 
Da nicht nur Arbeitslose, sondern die gesamte Gesellschaft 
von einem solchen Ansatz profitiert, stellt sich auch die Fra- 
ge der Finanzierung. Neben der bisherigen Finanzierungs- 
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vor dem Termin, eine Reise mit nur einer Übernachtung 
nach Buenos Aires anzutreten. 

Bezogen auf die tatsächliche Substanz ökonomischer 
Entwicklungen war das Chicago des Jahres 1894 jedoch 
wohl in demselben Maße ein Teil des globalen Marktes, 
wie Los Angeles heute. Wir alle wissen, daß erst die moder- 
nen Technologien eine wahrhaftig globale Ökonomie er- 
möglicht haben; aber es scheint, daß die Schlüsseltechno- 
logien, die dies ermöglichten, die Dampfmaschine und der 
Telegraph waren. 

,,Politics kills" 
Aber warum bilden wir uns heute ein, daß die globalen 
Märkte von heute etwas Einmaliges sind? Weil die Politik 
diese erste globale Ökonomie zerschlagen hat! 

e Zwischen 1914 und 1945 wurde das engmaschige 
Netz aus Handel, Investitionen und häufig auch Familien- 
banden, das das alte Chicago mit dem Rest der Welt ver- 
band, zerrissen. In gewisser Weise hat sich die Welt davon 
nicht mehr erholt. Es ist eine relativ unbekannte, aber er- 
staunliche Tatsache, daß der Welthandel, gemessen am 
Anteil an der Weltproduktion, erst um 1970 wieder das 
Niveau von 191 3 erreichte. Noch erstaunlicher ist, daß die 
Direktinvestitionen im Ausland (im Unterschied zu den Fi- 
nanztransaktionen, die nicht der Finanzierung von Realin- 
vestitionen dienen) vor dem Ersten Weltkrieg einen erheb- 
lich größeren Anteil an der Weltersparnis ausmachten als 
selbst in den letzten paar Jahren mit ihrem Boom in den 
,,neuen Wachstumsmärkten" Südostasiens. Sicherlich ist 
sich jeder, der darüber nachdenkt, bewußt, daß jenseits 
der momentanen Hysterie die internationale Migration in 
einer Ära, in der die Freiheitsstatue entstehen konnte, um 
Immigranten willkommen zu heißen, ungleich größer war 
als jemals danach. 

Trotz all dieser Gemeinsamkeiten ist es jedoch offen- 
sichtlich, daß die Ökonomie des heutigen Los Angeles sich 
sehr von der Chicagos oder irgendeiner anderen Stadt des 
letzten Jahrhunderts unterscheidet. Doch um welchen Un- 
terschied handelt es sich hier? 

Ich vermute, daß der augenfälligste Unterschied (abge- 
sehen von der immensen Verbesserung des durchschnittli- 
chen Lebensstandards) darin besteht, was man Abstrakt- 
heit der Ökonomie einer modernen Stadt nennt - die Art 
und Weise, wie sie losgelöst von der physischen Welt 
scheint. 

Die Abstraktheit der Ökonomie 
Betrachten wir beispielsweise die grundlegendste Frage- 
stellung über eine Stadt: Wo liegt :,* und warum liegt sie 
dort, wo sie ist? Sieht man sich +- c. Eisenbahnkarte des . 
letzten Jahrhunderts an, wird ir I keine Probleme haben 
zu verstehen, warum Chicago e,ne große Metropole war. 
Chicago war die Stadt, die von der Eisenbahn gemacht 
wurde: Es war der Ort, w o  die Strecken des Mittleren We- 
stens zusammenliefen und ein immenses Wurzelsystem 
bildeten, das Nährstoffe sammelt, um die großen Haupt- 
strecken nach Osten zu versorgen. Und auch wenn es 
vielleicht nicht unvermeidbar war, daß Chicago der Ort 
wurde, an dem die Ressourcen des Binnenlandes gesam- 
melt wurden, stellte das südwestliche Ufer des Michigan- 
sees doch einen vergleichsweise augenfälligen Ort dar, 
um eine Stadt anzusiedeln, die der Historiker William Cro- 
non ,,Nature's Metropolis" - die Metropole der Natur - 
genannt hat. 

Aber warum sollte man Amerikas zweitbedeutendste 
Stadt im Los Angeles Basin ansiedeln? Gab es einstmals 

Öl, so sind die Quellen heute versiegt. War es einstmals 
wegen seiner klaren Luft und des guten Wetters ein guter 
Ort, um Filme zu drehen, wird heute in Studios gedreht 
oder an Originalschauplätzen. Darüber hinaus leidet LA 
heute unter Smog. Einstmals war die Stadt ein guter Ort 
für die Flugzeugindustrie, als Flugzeuge noch im Freien 
zusammengebaut wurden 
und am selben Ort testgeflO- Die Abstraktheit der Ökonomie einer 
gen wurden. Doch heute wer- 
den Flugzeuge in Fabriken ge. Stadt scheint lösgelöst von einer 
baut, und die Fluglotsen wür- räumlichen Funktion zu sein. Der 
den es sicher nicht begrüßen, 
wenn man über dem Fluqha- größte Teil der Beschäftigten ist in Be- 
fen von LA mal eben eine Run- reichen tätia, die für den lokalen 

4 .  

de drehen würde. Versucht 
man zu verstehen, warum die- Markt produzieren. 
se für Los Angeles charakteri- 
stischen Industrien heute dort angesiedelt sind, werden 
die Begründungen immer auf einen Zirkelschluß hinaus- 
laufen: Die Filmstudios sind dort wegen der großen An- 
zahl von Personen mit spezieller Ausbildung, auf die zu- 
rückgegriffen werden kann, und die speziell ausgebilde- 
ten Personen sind in LA, weil dort die Jobs sind. (Neben- 
bei bemerkt: Es spricht in der Wirtschaftsgeografie nichts 
gegen Zirkelschlüsse.) 
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Die Lokalisierung der 
Weltökonomie 
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viel von dem, was am charakteristischsten in unserer Ge- 
sellschaft und besonders in unserer Ökonomie ist. Ein Ver- 
gleich zwischen beiden Städten ist meines Erachtens der 
beste Weg, einige der oft mißverstandenen Realitäten der 
amerikanischen Ökonomie und ihrer Stellung in der Welt 
zu erklären. 

Denkt man an das alte Chicago und das neue LA, so 
wird man wahrscheinlich einige solcher unmittelbaren 
Kontraste anführen, die sich anhören wie das, was man 
immer über die Ökonomie hört: ,,Snowbelt8' gegen ,,Sun- 
belt", Kernland gegen Pazifische Küste. ~och-d ies sind 

F ür die meisten Menschen ist Ökonomie ein fürchter- oberflächliche Beobachtungen, mehr Schlagwörter als 
lich verwirrendes Thema - u m  so mehr, wenn sich die wirkliche ökonomische Analyse. Um wirklich etwas zu ler- 
Gespräche um den internationalen Handel und die in- nen, muß man schon tiefer graben. 

ternationalen Finanzen drehen. Verständlicherweise sind Wenn man das Chicago des Jahres 1894 mit Los An- 
wir alleauf der Suche nach einem anschaulichen Bild. Des- geles 1994 vergleicht, dann sind nicht die Unterschiede, 
halb wenden wir uns gewöhnlicherweise den Geschichten sondern die Gemeinsamkeiten das Erstaunlichste. Beide 
einzelner Unternehmen zu - widmen uns Unternehmen, sind gigantische Boomtowns, in denen eine Art Kettenre- 
die auf dem internationalen Parkett überlebt haben oder aktion des Wachstums in weniger als der Dauer eines 
zugrunde gegangen sind. Menschenlebens Dörfer in gewaltige Ballungszentren ver- 

Unglücklicherweise weisen solche Geschichten aber zu wandelte. Beide sind Einwanderungsstädte: Wenn heute 
häufig in die falsche Richtung. Es geht nicht nur darum, das moderne LA für manche wie ein fremdes Land wirkt, 
daß ein Konzern wie General Motors, egal was sie selbst was würden sie erst von Chicago gedacht haben, wo irn 
darüber denken, nicht repräsentativ ist für die amerikani- Jahre 1900 die Hälfte der Einwohner im Ausland geboren 
sche Wirtschaft. Egal, welches Unternehmen man betrach- waren? 
tet, ja sogar egal, wie viele Unternehmen man betrachtet, Das damalige Chicago und das heutige Los Angeles 

auf diese Weise erhält man sind beides Städte, in denen großer Wohlstand und massi- 

~i~ internationale ~ i ~ ~ ~ t i ~ ~  war in kein vollständiges Bild, denn ve Armut nebeneinander existieren, in denen der Optimis- 
die Ökonomie ist mehr als die mus bezüglich des menschlichen Fortschritts kontinuierlich 

der in der die Freiheitsstatue e n t  Summe ihrer Teile. Um zu be- von sozialen Mißständen herausgefordert wird. Natürlich 

stand, ungleich höher als jemals da- greifen, auf welche Weise sich schneidet das alte Chicago in diesem Vergleich schlechter 
unsere Ökonomie verändert, ab: Trotz der wachsenden Unterklasse, trotz der Gangs 

nach. müssen wir verstehen, wie Pro- und Drogenkriege, LA ist bis jetzt längst nicht in jeneTiefen 
duzenten und Konsumenten zurückgefallen, die Chicagos Sozialarbeiter einst beschrie- 

interagieren; dieses Verhältnis in den Strukturen der Öko- ben. 
nomie Iäßt sich bei weitem nicht durch die Anhäufung von Am erstaunlichsten ist die Art und Weise, auf die beide 
Konkurrenzkampf-Geschichten vermitteln. Städte in ein weltweites Netz aus Handel und Finanzen in- 

Auf der anderen ~ e i t e  ist die Ökonomie als Ganzes aber tegriert waren. Es ist ein moderner Irrglaube des späten 20. 
einfach zu groß, zu komplex, zu entfernt von der Alltagser- Jahrhunderts, daß wir die globale Ökonomie erst gestern 
fahrung, um sie ohne weiteres begreifen zu können. Gibt erfunden haben. 
es einen Teil der Ökonomie, der uns wirklich helfen kann, Heute lesen wir Berichte darüber, wie Boeing und Air- 
das Ganze zu verstehen? bus sich duellieren, wie japanische Investoren in New York 

Ich würde eine etwas ungewöhnliche Antwort vor- Immobilien aufkaufen, BMW eine Fabrik in South Caroli- 
schlagen, die allerdings unter Ökonomen wachsende Po- na eröffnet und die Börsenmärkte vor Nachrichten aus 
pularität gewinnt: Ein besonders guter Weg, um die ame- Europa zittern. Wir sprechen immer wieder von einem 
rikanische Ökonomie zu verstehen, ist die Betrachtung der beispiellosen globalen Dorf. Unsere Urgroßväter konnten 
amerikanischen Städte. sich nicht vorstellen, daß die Welt einmal so klein sein 

würde! 
Altes Chicago und neues Los Angeles Und trotzdem war die Fleischwarenindustrie in Chica- 
Dieses Essay ist eine Geschichte zweier Städte, zu unter- go vor 100 Jahren sich ihrer Konkurrenzstellung zur neu- 
schiedlichen Zeiten an unterschiedlichen Orten: dem Chi- seeländischen Fleischwarenindustrie bewußt. Die Bahnlini- 
cago des letzten Jahrhunderts und dem heutigen Los An- en, die in der Stadt zusammentrafen, die Rindfleisch und 
geles. Beide Städte blähten sich innerhalb eines halben Getreide für die europäischen Märkte brachten, waren 
Jahrhunderts von kaum mehr als einem Dorf zu einer riesi- größtenteils mit europäischem Kapital gebaut worden - 
gen Metropole auf. Jede von ihnen war zu ihrer Blüte wohl tatsächlich waren am Vorabend des ersten Weltkrieges die 
der Inbegriff einer amerikanischen Stadt; sie verkörperten Übersee-Investitionen der Briten größer als ihre heimi- 
in ihrer Energie, in ihrem Stil, ja sogar in ihren Problemen schen Kapitalanlagen, ein Rekord, den seitdem kein bedeu- 

tendes Land jemals auch nur annähernd erreicht hätte. Die 
Chemieunternehmen, die das späte Chicaqo mit Stofffar- 
ben und Aspirin versorgt haben, waren vor allem multina- 
tionale Konzerne mit Hauptsitz in Deutschland. Und der 

* Paul Krugman ist Professor für Wirtschaftsw~ssenschaften am Massachusetts Institute for Terminmarkt Chicagos war in jedem Detail genauso sensi- 
Technologie (MIT). Der Text ist eine Übersetzung des Artikels ,, The Localization o f  the World bel gegenüber Dürren in der Ukraine und Frost in Brasilien, - - 
~conomy"  in derZeitschrift,,New Perspectives Ouarterly" Winter 1995), 5. 34 - 38, Blackwell wie er es heute ist, Das alles obgleich internationaler Geld- 
Publishers, Malden, MA,, USA (mit freundlicher Genehmigung). Die Übersetzung besorgte für 
uns Dipl. Ing. Steffi Gerszewski, Dortmund. Wir haben einige zusätzliche Zwischenüberschriften transfer damals einige statt einer Millisekunde 
eingefügt. benötigte, und man entschied sich auch nicht zwei Tage 
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basis und der nötigen Erweiterung der Versichertenkreises 
auf alle Erwerbstätigen wird es erforderlich sein, für die öf- 
fentlich finanzierten Leistungen einen Beitrag der Unter- 
nehmensseite zu verlangen. Denkbar wäre es in diesem Zu- 
sammenhang, die alte Idee der Wertschöpfungsabgabe zu 
reaktivieren. Mit  einem solchen faktischen Umlageverfah- 
ren innerhalb der Wirtschaft wäre es auch verteilungspoli- 
tisch unproblematisch, tariflich vereinbarte Arbeitszeitver- 
kürzungen und berufliche Weiterbildung zu bezuschussen. 
Letztlich könnten diese Überlegungen auch einen staatli- 
chen Beitrag für ein von SPD-Kanzlerkandidat Schröder 
gefordertes neues ,,Bündnis für Arbeit" jenseits von einem 
Rückzug auf die Moderatorenfunktion darstellen. Denn in 
einem sind wir uns mit  Hans-Olaf Henkel einig: der Weg 
vom runden Tisch zur langen Bank ist tatsächlich nicht 
weit. SPW 
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Vom Tagelöhner zum 
Kombilöhner? 

Arbeitsgesellschaft im  Umbruch und die aktuellen Antworten 
der Sozialpolitik 

von Dirk Meyer und Birgit Zoerner* 

Es handelt sich u m  eine doppelte Krise, die über ver- 
schiedene Varianten gespielt wird. Aufgrund der Einnah- 
rneverluste bei gleichzeitig steigenden Ausgaben scheint 
die ,,Nicht-Finanzierbarkeit" des modernen Sozialstaates 
bewiesen. Garniert wird das Ganze durch verschiedene Fa- 
cetten unterschiedlich begründeter Akzeptanzprobleme, 
die im wesentlichen aus nicht erfolgten Anpassungen des 

* Dirk Meyer, Historiker, Bünde; Birgit Zoerner, Historikerin, Dortmund 
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Sozialstaates an die sich weiter entwickelnden Bedürfnisse bzw. Kürzungszwänge liefern gewissermaßen die empiri- 
der Bevölkerung sowie Veränderungen an der produktiven schen Daten, um den Sozialstaat grundsätzlich in Frage 
Basis und der Arbeitswelt resultieren. Wir müssen also stellen zu können. Von Abrechnungszeitraum zu Abrech- 
auch eine Funktionskrise des Sozialstaates konstatieren. nungszeitraum können neue Belege dafür angeführt wer- 

Die Finanzkrise des Sozialstaates ist zu weiten Teilen be- den, daß „der Sozialstaat" nicht mehr finanzierbar ist. 
wußt gestaltet worden und resultiert zunächst und vor al- 
lem aus der Einnahmekrise. Sie resultiert nicht, wie sich 

ideologisch überaus erfolg- 

Die vermeintliche hegemoniale Stärke reich in vielen Köpfen festge- 
setzt hat, aus einer Ausgaben- 

der Neoliberalen resultiert wesentlich kri„, etwa wegen überbor. 

auch aus der Schwäche der Linken, die dender Inanspruchnahme der 
Leistungen oder millionenfa- 

es viel zu lange versäumt hat, objektiv chen Mißbrauchs,, 
bestehende Funktionsmängel wahrzu- Die Einnahmen brechen 

weg, weil Millionen von Men- 
nehmen. schenzwar Ansprüche auf Lei- 

D.h.: Dem neoliberalen Politikkonzept, wie wir es im main- 
stream in Union und FDP vorfinden, kann die Finanzkrise 
nicht weit genug gehen, sorgen doch immer neue Schul- 
denstände letztlich für den nötigen Rückenwind, um die 
Legitimationskrise zu forcieren. Je höher der Leidensdruck 
für die Arbeitnehmer, so das Kalkül, also je höher die Abga- 
benlasten bei gleichzeitig immer weniger funktionsfähiger 
Alters- oder gesundheitlicher Versorgung, desto schneller 
stellt sich die Bereitschaft zu umfassendem Sozialabbau 
und Privatisierung der Lebensrisiken ein. Den wiederholten 
Zuzahlungsregelungen und Leistungsausgrenzungen in- 
nerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung kommt da- 

stungen aus den Systemen er- bei die Funktion des Büchsenöffners zu. 
worben haben, aber als Beitragszahler ausfallen. Indes verkürzte man die Analyse, beschränkte man sich 

D i l  seit den 70er Jahren angewachsene Massenarbeits- darauf, in der Krise des Sozialstaates den rein ideologisch 
losigkeit ist hier ebenso zu erwähnen, wie die Abdrängung motivierten Coup einer 16 Jahre lang regierenden Koalition 
von immer mehr Erwerbstätigen in sozialversicherungsfreie zu sehen. 
Beschäftigungsverhältnisse, also all das, was unter ,,Unord- Jüngere Umfragen deuten darauf hin, daß der neolibe- 
nung auf dem Arbeitsmarkt" zu subsumieren ist. rale Ansturm keineswegs durchgeschlagen ist: Noch im- 

Die Einnahmekrise resultiert ferner aus dem deutlichen mer mißt eine Mehrheit in unserer Gesellschaft dem Sozi- 
Zurückbleiben der Löhne und Gehälter hinter der Produk- alstaat eine wichtige Rolle zu. 
tivitätsentwicklung. Die bereinigte Lohnquote im Westen Daß wir es dennoch mit einer Akzeptanzkrise zu tun ha- 
ist inzwischen auf den Stand der 60er Jahre abgesunken ben, dürftevor allem aus dem Umstand resultieren, daßvie- 
und hat die Einnahmen der sozialen Sicherungssysteme le Menschen für ihre individuellen Erwerbsbiographien 
stark in Mitleidenschaft gezogen. Funktionsmängel der sozialen Sicherungssysteme feststel- 

Die Folgekosten der deutschen Einheit werden nicht als len. Sie nehmen täglich wahr, daß die Arbeitswelt sich ver- 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe über Steuern, sondern zu ändert. Sie nehmen täglich wahr, daß sich Lebenslagen plu- 
einem großen Teil aus den Sozialversicherungen finanziert. ralisiert haben, daß Familiengefüge sich verändern. Sie müs- 

Im Rahmen der Steuerpolitik ist seit den 80er Jahren sen sich darauf einstellen und erkennen, daß die solidari- 
eine gigantische Umverteilung von unten nach oben orga- schen Sicherungssysteme Schwächen aufweisen, wenn es 
nisiert worden. Während sich Vermögende und Unterneh- um die Lösung ihrer oder gesamtstaatlicher Aufgaben geht. 
men mit Hilfe unzähliger Vergünstigungen, Steuersenkun- Und sie beginnen, an der Zukunftsfähigkeit des Sozial- 

gen und Schlupflöchern aus ih- staates zu zweifeln, weil sie Antworten vermissen und mer- 

~ ~ b ~ i t ~ l ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ h ~ ~ ~ ~ ~  und sozial.. rer Verantwortung für die Fi- ken, daß bislang der neoliberalen Antwort nur wenig Über- 
nanzierung des Staates und zeugendes von der anderen Seite des politischen Spek- 

hilfe haben den Charakter Beruhi- seiner Aufgaben zurückgezo- trums entgegengesetzt wird. 

gungspillen für diejenigen gewonnen, gen haben, verbleibt die D.h. aber, daß die vermeintliche hegemoniale Stärke 
Hauptlast der Finanzierung von der Neoliberalen wesentlich aus der Schwäche der Linken 

die ohne Perspektive auf Wiederein- Sozialleistungen bei den Bezie- resultiert, die es viel zu lange versäumt hat, objektiv beste- 
gliederung in die Arbeitsgesellschaft hern von Löhnen und Gehäl- hende Funktionsmängel wahrzunehmen. Voraussetzung 

tern. Dies schlägt um so mehr für die Wiedergewinnung der Hegemonie auf diesem zen- 
bleiben. 

zu Buche, als die staatlichen tralen Politikfeld ist daher also zunächst einmal, die Be- 
Leistungen, etwa in der Sozial- dingtheit der Akzeptanzkrise anzuerkennen und daraus so- 

hilfe, immer umfänglicher werden, je weniger die vorgela- zialpolitische Lösungen abzuleiten. Nicht hegemoniefähig 
gerten Sicherungssysteme in der Lage sind, das soziale dürfte der Schlachtruf ,,Zurück in die goldenen 60er und 
Durchrutschen zu verhindern. 70er Jahre" sein. Ein die Einnahmen der Sozialkassen si- 
Die Folgen dieser Politik sind verheerend: cherndes Modell der Vollbeschäftigung nach dem Muster 

um die sozialstaatlichen Leistungen finanzieren zu kön- des 35-Stunden- und 40 Jahre Lebensarbeitszeit erwerbs- 
nen, sind die Steuer- und vor allem Abgabenlasten der Ar- tätigen Arbeitnehmers - möglichst im selben Betrieb - in- 
beitnehmer bei gleichzeitiger Beschneidung des Leistungs- klusive hinzuverdienender, aber v.a. kindererziehender Ehe- 
kataloges gestiegen; sie belasten den Faktor Arbeit, was frau, ist ebenso passe wie jede Reformstrategie, die sich 
sich vor allem negativ auf den lohnkostenintensiven daran orientiert. 
Dienstleistungssektor auswirkt und insgesamt die Binnen- Sie ist passe, weil sie immer weniger der Wirklichkeit 
kaufkraft geschwächt hat; entspricht. 

wichtige Infrastruktur-Investitionen in den Bereichen Denn: 
Soziales, Umwelt, Kultur, Bildung und Forschung bleiben es gibt ein Bedürfnis nach flexiblen Arbeitszeiten, d.h. 
aus, weil dem Staat die nötigen Mittel fehlen. nach Teilzeitbeschäftigung, nach Sabbatjahren, nach Ar- 

beitszeitkonten, nach je nach Lebenssituation variablen Ar- 
Neoliberale Offensive und Schwäche der Linken beitszeiten; 
Hinter der Finanzkrise des Sozialstaates steckt jede Menge es gibt ein Bedürfnis, Dienstleistungen, auch haushalts- 
politisches Kalkül. Die selbst produzierten Sach- und Spar- bezogene Dienstleistungen nachzufragen, nicht nur bei 
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dender Bedeutung. Deshalb ist es wichtig, daß in der Re- 
gion konkrete Kooperationsplattformen zwischen den 
einzelnen Unternehmen und den Einrichtungen der pro- 
duktions- und innovationsorientierten Dienste entstehen. 
Allerdings sind alle bisherigen Lösungsmodelle, wie z.B. 
Wissenschaftstransferstellen sowie Technologiezentren 
und Innovationsparks, mit wenig positiven Effekten be- 
gleitet gewesen. Der entscheidende Engpaß ist in der An- 
onymität dieser Technologiestrategie zu suchen. Konkre- 
te Erfolge in der Weiterentwicklung von Produkt- und 
Prozeßtechnik sind in der Regel nur ,,spin-offJ'-Effekte, die 
bei der ,,merkantilistischen Technologiepolitik" abfallen. 
Paßgenaue Technologie- und Forschungspolitik für orts- 
gebundene Wertschöpfungsketten braucht allerdings 
entsprechende Managementeinheiten, die für betriebs- 
nahe Forschung & Entwicklung sorgen und die Entwick- 
lungsapathie innerhalb kleiner und mittlerer Unterneh- 
men überwinden kann. Es müssen also staatliche Förder- 
Programme entwickelt werden, in denen räumliche Ko- 
operationsplattformen durch staatlich geförderte Mana- 
gement-Kompetenzen und logistische und technische In- 
frastrukturen unterstützt und entwickelt werden. Der 
Staat übernimmt also die Rolle des ,,strategischen Mana- 
gement", in dem er die technologie- und forschungspo- 
litischen Ziele präzise formuliert und zur Sicherstellung 
der Erfüllung entsprechende Beratungskompetenzen för- 
dert. Die eigentliche Realisierung ist durch die Kooperati- 
onspartner eigenverantwortlich sicherzustellen. Sinnvoll 
wäre also die Zusammenfassung der unterschiedlichen 
Technologieprogramme, Technologieparks und Transfer- 
stellen unter dem Dach einer strategischen Führungsge- 
sellschaft, die der jeweiligen Landesregierung zugeordnet 
ist. 

2.  ,,EmpowermentJ' und Wirtschaftsdemokratie 
Im Rahmen der neuen Unternehmensstrategien sind eine 
Vielzahl von Netzstrukturen zwischen einzelnen Unterneh- 
men, Zulieferern, Kunden, produktionsorientierten Dien- 
sten und Kapitalgebern entstanden. Nach innen und nach 
außen versuchen Unternehmensleitungen Dritte in die ei- 
gene Wertschöpfung zu integrieren. Im Mittelpunkt ste- 
hen dabei das sogenannte ,,Empowerment8', also die Dele- 
gation von wirtschaftlicher und produktionstechnischer 
Entscheidungsbefugnis auf die Mitarbeiter. Wirtschaftlich- 

Entwicklung öffentlicher Pilotmärkte, um Nachfrage zu er- 
zeugen. Dieses Konzept läuft im wesentlichen darauf hin- 
aus, daß die etablierten Instrumente der öffentlichen Aus- 
schreibung, der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, 
der Investitions- und Strukturförderung konzeptionell zu- 
sammengefaßt werden, um Pilotmärkte zu schaffen, in 
denen sich das Entwicklungsbündnis von ,,local-content- 
Unternehmen" und ,,regionalwirtschaftlichen Unterneh- 
men" entfalten kann. Dabei ist auch zu überlegen, inwie- 
weit der Staat die Funktion übernehmen kann, als eine Art 
Dienstleistungsagentur Maßanfertigungsleistungen von . 

privaten Anbietern zu Marktpreisen aufzukaufen, um sie 
dann an die Endverbraucher verbilligt weiterzugeben. Die- 
ses Modell hätte den Vorteil, die ökologisch und volkswirt- 
schaftlich notwendige Wende zu personalintensiven Dien- 
sten objektfinanziert und ohne Niedriglohnsektor durch- 
führen zu können. 

4. Arbeitszeitverkürzung und qualitative Warenver- 
kehrssteuern 
Schließlich sind auch die wesentlichen makroökonomi- 
schen Ansätze für die Herausbildung eines ,,Maßanferti- 
gungs-Diamanten" zu berücksichtigen. Dabei ist es ent- 
scheidend, eine allgemeine Arbeitszeitverkürzung mit Hilfe 
von flexiblen, auf die Situation des entsprechenden Fach- 
zweiges zugeschnittenen Zeitmodellen durchzusetzen. 
Ebenso wichtig ist es, durch eine entsprechende Steuerpo- 
litik für eine materielle Untermauerung der relevanten Sek- 
toren zu sorgen. Dafür ist eine Steuerpolitik zu verfolgen, 
die insbesondere bei der Warenverkehrssteuer, der Mehr- 
wertsteuer für weitere qualitative Unterscheidungen sorgt. 
Schon heute sind einige Fachzweige und Berufsgruppen, 
wie z.B. Finanzdienstleistungen der Geschäftsbanken, von 
der Mehrwertsteuer befreit. Der Ausnahmekatalog ist zu- 
gunsten der regionalwirtschaftlichen Unternehmen ent- 
sprechend zu reformieren. SPW 
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welches für die Strategie zur Schaffung eines ,,Maßanferti- 
gungs-Diamanten" wesentlich ist. Bei dieser Betrachtung 
rückt die Verwendung des gesamtwirtschaftlichen Wertzu- 
wachses für die Entwicklung der arbeitsintensiven, lokalen 
Güter- und Dienstleistungssektoren in den Bewertungsfo- 
kus. 

Es geht bei diesem ,,Diamanten" nicht um die Eröff- 
nung einer reinen lokalen Dienstleistungsökonomie, son- 
dern um die Schaffung ,,ortsgebundener Wertschöpfungs- 
netze", in denen Industrie und Dienstleistungen eine orga- 
nische Verbindung eingehen. 

Bei der Herausbildung eines ,,Maßanfertigungs-Dia- 
manten" geht es also um ein produktives Kooperations- 
und Entwicklungsbündnis zwischen den Sektoren der „lo- 
cal content-Unternehmen" und den Sektoren der ,,regio- 
nalwirtschaftlichen Unternehmen". Ihre Gemeinsamkeit 
besteht in der Produktion kleiner Losgrößen und in der 
ausgeprägten Orientierung der Geschäfts- und Produktpo- 

litik an den Kundenbedürfnis- 
sen und -anwendungen. Die 

Moderne Wirtschaftsdemokratie traditionelle produktorientierte 

braucht eine Verbindung von kollekti- Marktdefinition wird bei bei- 
den Unternehmenstypen 

ven, strategischen Eingriffs- durch eine kompetenzorien- 

befu~nissen für die Mitarbeiter eines tierte Marktdefinition abgelöst. .., 
Hieß es z.B. bei AEG noch „Wir 

Unternehmens, aber auch sind führend auf dem Markt 
Weiterbildunqsrechte und -zeiten für für Geschirrspülmaschinen", so - 

,, Empowerment-Aufgaben" heißt es bei den kompetenzori- 
entierten Unternehmen ,,Wir 
sind Spitzenanbieter im Ge- 

.schirrreinigungsmarkt" (vgl. H. Simon, 1996). D.h. kompe- 
tenzorientierte Unternehmen bieten Waren, Dienste, Tech- 
nologien und Qualität zur Lösung spezieller Kundenbe- 
dürfnisse und -problerne an. Für die hochspezialisierte, 
personalintensive Produktstrategie der Maßanfertigung 
benötigen diese Unternehmenstypen Unterstützung durch 
entwickelte ortsnahe Standortfaktoren. Planungs- und In- 
genieurdienste mit EDV-support, Forschung- und Entwick- 
lungszentren sowie naturwissenschaftliche Grundlagenfor- 
schung sind für die einzelnen Unternehmen nicht finan- 

zierbar. Deshalb sind beide Un- 
ternehmenstypen auf eine 
schnelle Kooperation und 
Kommunikation mit produkti- 
ons- und innovationsorientier- 
ten Diensten, also auf ein „in- 
novatives Milieu" (vgl. D. Läpp- 
le, 1995) in der Region ange- 
wiesen. 

Unterschiede existieren 
zwischen den genannten Un- 
ternehmenstypen im Hinblick 
auf die Absatzgebiete. Die 
Gruppe der ,,local content-un- 
ternehmen" besitzt eine multi- 
regionale Kundenorientierung 
und verkauft ihre Waren und 
Dienste in vielen Weltmarkt- 
Segmenten außerhalb des Bin- 
nenmarktes. Die Gruppe der 
regionalwirtschaftlichen Un- 
ternehmen ist im wesentlichen 
auf den lokalen Markt orien- 
tiert. Aber dieser Unterschied 
muß kein Widerspruch sein, 

wie konkrete Beispiele zeigen. An der Westküste von 
Schleswig-Holstein befinden sich heute die weltweit größ- 
ten Anbieter für Windernergieanlagen, die ihre Produkte 
und Dienste in der ganzen Welt vermarkten. Entstanden ist 
dieser Schwerpunkt aus einem Konversionsprojekt im 
Schiffs- und Maschinenbau. Was sich zunächst als regiona- 
ler Markt entwickelte, hat sich mittlerweile zu einer ausdif- 
ferenzierten Wertschöpfungskette zum Windernergie-An- 
lagenbau gemausert. Neben den örtlichen Tiefbauunter- 
nehmen, die sich auf die Gründung der Betonsockel spe- 
zialisiert haben, gehören die eigentlichen Anlagenbauer, 
Planungsbüros und Wartungsdienste zu diesem Windener- 
gie-Cluster (vgl. A. Drinkuth, T. Müller, W. Bierter, 1998). 
Ähnliche weltmarktintegrierte, lokalgebundene Cluster 
entwickeln sich derzeit in NRW innerhalb der Solarwirt- 
schaft in der Emscher-Lippe Region rund um die Stadt Gel- 
senkirchen und den Kreis Recklinghausen. 

Programmiertes Wachstum 
Der Ansatz des ,,Maßanfertigungs-Diamanten" ist keine re- 
gionalwirtschaftliche Ausweich-Strategie in Zeiten der Glo- 
balisierung. Sie beruht auch nicht auf der einfachen An- 
nahme, daß die Regionen als Funktionsraum gegenüber 
dem Nationalstaat an Bedeutung gewinnen. Mit dem Ent- 
wicklungsbündnis zwischen den Sektoren der ,,local-con- 
tent Unternehmen" und den ,,regionalwirtschaftlichen Un- 
ternehmen" soll vielmehr ein neuer Spezialisierungsvorteil 
geschaffen werden, der als dynamischer Kern für eine be- 
schäftigungswirksame Wirtschaftsentwicklung nötig ist. 
Der strategische Hebel für die Etablierung eines ,,Maßan- 
fertigungs-Diamanten" ist deshalb ein programmiertes 
Wachstum, in dem mit einer Mixtur unterschiedlicher wirt- 
schaftspolitischer Instrumente das Wachstum speziell in 
den genannten Sektoren gefördert werden soll. 
In diesem Sinne basiert das Konzept des programmierten 
Wachstums auf vier wirtschaftspolitischen Aktionsfel- 
dern: 

1. Technologie- und Kooperationsstrategie 
Die unternehmensübergreifende Kooperation ist für die 
regionalgebundenen Unternehmenstypen von entschei- 
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den Beziehern hoher, sondern auch mittlerer und unterer 
Einkommen; 

es gibt das Bedürfnis beider Geschlechter nach Er- 
werbsarbeit und das Bedürfnis, dies mit Familie verbinden 
zu können; 

es gibt aber auch die Erwartung vieler Betriebe nach 
flexiblerem Einsatz der Arbeitskräfte je nach Auftragslage; 

es gibt das Bedürfnis vieler Arbeitnehmer und es gibt 
die Erwartung vieler Betriebe nach lebenslangem Lernen, 

es gibt die Erwartung der meisten Menschen nach Rah- 
menbedingungen, die ihnen soziale Sicherheit bei flexibler 
Arbeitswelt und Lebensführung garantieren. 

Was ist zu tun? Ansatzpunkte für eine künftige 
Arbeits- und Sozialpolitik 
Mit den letztgenannten Gegenüberstellungen sind bereits 
erste Aspekte für eine linke Gegenstrategie zum neolibera- 
len Politikkonzept genannt. Und: Es dürfte bereits jetzt klar 
sein, daß es mit der schlichten Forderung nach Umvertei- 
lung von oben nach unten allein kaum getan sein wird. 
Vielmehr ist eine Gesamtstrategie zahlreiche verknüpfter 
Einzelelemente vonnöten. 
Einige Elemente erscheinen so selbstverständlich, daß sie 
hier nur kurz angerissen werden: 
1. Die Ordnung auf dem Arbeitsmarkt ist dort wieder- 
herzustellen, wo sie lediglich der Flucht aus sozialpoliti- 
scher Verantwortung entspringt, also etwa in der Frage 
der Scheinselbständigkeit oder in der Umwandlung regu- 
lärer Beschäftigungsverhältnisse in atypische, etwa im 
Handel. 
2. Die sozialen Sicherungssysteme sind dort zu entlasten, 
wo sie zur Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Aufga- 
ben herangezogen werden. Damit ist v.a. die Finanzierung 
der deutschen Einheit gemeint. Hier sind Umschichtungen 
im Steuersystem notwendig, das wiederum, nicht zuletzt 
über eine ökologische Steuerreform, auf eine neue, ge- 
rechtere Grundlage gestellt werden muß. 
3. Wir brauchen eine andere wirtschafts- und bildungs- 
politische Förderpolitik. 

Anhand allseits bekannter Statistiken wissen wir, daß 
die BRD seit Jahren von der Substanz lebt, was die Bil- 
dungs- und Forschungsinfrastruktur angeht. D.h. wir brau- 
chen eine entschiedene Förderung 

der Forschungslandschaft, v.a. im Bereich zukunfts- 
trächtiger und ökologisch nachhaltiger Produkte und Pro- 
du ktionsverfa hren; 

des allgemeinen Bildungswesens, v.a. im Hinblick auf 
das Erlernen jener Qualifikationen, die in der modernen 
Arbeitswelt von Bedeutung sind (Teamfähigkeit, Konfliktlö- 
sungskompetenzen, Flexibilität, aber auch Medienkompe- 
tenz etc.); 

der Weiterbildungslandschaft, um dem gebetsmüh- 
lenartig vorgetragenen aber nur unzureichend eingelö- 
sten Anspruch auf lebenslanges Lernen realisieren zu 
können; dabei müssen schwierige Finanzierungsfragen 
geklärt werden, v.a. wenn es um die berufliche Weiterbil- 
dung geht; 
* der beruflichen Bildung, die sich noch schneller an die 
Entwicklung neuer Berufsbilder anpassen muß und die die 
Azubis besser befähigen muß, den Anforderungen in der 
veränderten Arbeitswelt Rechnung zu tragen - kleine Ge- 
sellenbriefe führen da in die falsche, weil aufgebende, ab- 
drängende Richtung. 

Vor allem aber brauchen wir eine Weiterentwicklung 
der Arbeitsmarktpolitik. Die Arbeitslosenversicherung und 
die Sozialhilfe übernehmen mittlerweile Aufgaben, für die 

sie ursprünglich nicht geschaffen worden sind. Immer we- 
niger sind sie in der Lage, ihre Leistungsbezieher ins Er- 
werbssystem zurückzubringen. Stattdessen haben sie den 
Charakter von Beruhigungspillen für diejenigen gewon- 
nen, die ohne Perspektive auf Wiedereingliederung in die 
Arbeitsgesellschaft bleiben. 

Dies ist um so widersinniger, als es genügend gesell- 
schaftlich notwendige Bedarfsfelder für Beschäftigung gibt 
(z.B. die sozialen Dienstleistun- 
gen), die allerdings aufgrund Mit wachsender sozialer Ungleichheit 
der nicht derzeitigen ausgefüllt Finanzsituation werden kön- 

erhöht sich also nicht nur die Gefahr, 
nen. Angesichtsdieser Parade- arm zu bleiben, sondern auch die, arm 

xie kenntnis hat sich durchgesetzt, inzwischen daß die die Er- ZU werden. Es kommt zu einem Sog- 
öffentliche Finanzierung von effekt nach unten, 
Arbeit volkswirtschaftlich gese- 
hen günstiger ist als die Finanzierung von Arbeitslosigkeit. 

Schaffung eines dauerhaften Niedriglohnsektors? 
Vor diesem Hintergrund ist die Debatte zur Schaffung von 
dauerhaften Niedriglohnarbeitsverhältnissen zu sehen, die 
ob ihrer Brisanz etwas eingehender dargestellt werden 
soll.2 Derzeit vergeht kaum ein Tag, an dem nicht irgendje- 
mand mit einer neuen Kombilohn-, Niedriglohn- oder 
Lohnkostenzuschuß-Variante aufwartet. 

Mehr Ungleichheit auf dem Arbeitsmarkt, so die der 
Debatte um den sogenannten Niedriglohnsektor zugrunde 
liegende Ausgangsthese, schafft Arbeitsplätze. Nach die- 
sem Modell ist die hohe und andauernde Arbeitslosigkeit 
im wesentlichen ein Resultat von Eingriffen in die Arbeits- 
märkte, die sich nicht an die Spielregeln des Marktes hal- 
ten. Tarifverträge bzw. ein ausgebauter Sozialstaat hinder- 
ten die Arbeitslosen daran, wieder ins Erwerbssystem zu- 
rückzukehren. 

Entwickelte Volkswirtschaften hätten daher nur die 
Wahl zwischen ,,normaler" Arbeitslosigkeit oder aber deut- 
lichen Ungleichheiten in der Einkommensverteilung. Letz- 
teres sei auch deswegen eher hinzunehmen, da die gerin- 
ger bezahlten Arbeitnehmer auf diesem Wege ohnehin 
wieder den Einstieg in eine tariflich entlohnte ,,bessere" Ar- 
beit finden würden. Wie nun ist die empirische Tragfähig- 
keit dieser Arg~mentat ion?~ 

In Industrieländern wie Großbritannien, Neuseeland und 
den USA ist konsequent Beschäftigungspolitik in diesem Sin- 
ne gemacht worden. Überprüft man heute, über 20 Jahre 
danach, die Ergebnisse, dann ergibt sich folgendes Bild: 
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Nach einer OECD-Studie ist zwischen 1979 und 1995 
die Einkommensverteilung in Ländern, die ihre Arbeits- 
märkte dereguliert haben, deutlich ungleicher geworden. 
Die Geringverdienenden konzentrieren sich auf bestimmte 
Tätigkeiten. Ganz besonders stark sind in den USA und in 
Großbritannien Arbeiter und Handwerker, Büroangestellte 
sowie Arbeitskräfte im Bereich persönlicher Dienstleistun- 
gen vertreten. 

In Deutschland sind Arbeiter und Büroangestellte 
durch die Flächentarifverträge und durch ihre bessere Be- 
rufsausbildung eher vor Armut geschützt. Im Dienstlei- 
stungsbereich allerdings, in dem Tarifverträge weniger 
greifen und nur geringe Verdienste ausgehandelt wurden 
-wie bei vielen typischen Frauentätigkeiten - liegt der An- 
teil der Geringverdienenden aber ebenfalls über dem 
Durchschnitt, wenngleich deutlich unter entsprechenden 
Werten in den USA und in Großbritannien. 

Die Deregulierung des Arbeitsmarktes hat also in einer 
Reihe von Ländern tiefe Spuren in der Einkommensvertei- 

lunq hinterlassen. Einen sol- 

Arbeitsmarkt und Beschäftigungspoli- chenhOhen preis zu 
lohnt sich nur, wenn sich auch 

tik müssen stärker miteinander ver- die versprochenen positiven 
koppelt um präventiv tätig Arbeitsmarkteffekte einstellen. 

Doch die OECD kommt in ihrer 
werden zu können. Es muß eine De- Studiefür 994 zu einem inter. 

batte über Interventionshierarchien essanten Ergebnis: Es lassen 
sich keine signifikanten Bezie- 

geführt werden, bei der Prävention vor hungen zwischen den Größen 
Krisenintewention steht. ,,Beschäftigungsentwicklung", 

,,Arbeitslosenquote" und ,,Ein- 
kommensverteilung" feststellen. So weisen etwa Däne- 
mark, Norwegen oder die Niederlande mit ihrer ausgegli- 
chenen Einkommensstruktur eine sehr positive Beschäfti- 
gungsbilanz auf. 

Das gilt auch für die Arbeitsmarktlage der Geringquali- 
fizierten: Ihre Beschäftigungsquote liegt in Deutschland 
über der in Großbritannien und den USA; sie hat hier sogar 
noch zugenommen, während sie sich in den angelsächsi- 
schen Ländern vermindert. Lediglich geringqualifizierte 
Frauen weisen in Großbritannien eine höhere Beschäfti- 
gungsquote auf. Kurzum, die Beschäftigungsquote der 
Geringqualifizierten zeigt eine völlig andere Dynamik, als 
es die neoliberale Wirtschaftstheorie voraussagt. 

Auch die These der Neoliberalen, Niedriglohnjobs er- 
leichterten den Einstieg in besser bezahlte Tätigkeiten, 
kann nicht belegt werden. Vergleicht man die Einkom- 
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mensmobilität eines Landes zwischen 1986 und 1991 (nur 
für diesen Zeitraum liegen international vergleichbare Zah- 
len vor), dann zeigt sich, daß die Wahrscheinlichkeit, arm 
zu bleiben, in Ländern mit großen Einkommensdifferenzen 
größer ist als in Ländern mit geringen Einkommensdiffe- 
renzen. 

Während die Arbeitsmärkte in den USA und in Groß- 
britannien nach oben hin weniger durchlässig als bei uns 
sind, ist die Abwärtsmobilität deutlicher ausgeprägter. Un- 
ter den 1996 Geringverdienenden hatten zehn Jahre zuvor 
in den USA noch 12.3% mehr als 95% des mittleren Ein- 
kommens verdient, in Großbritannien 1 1,6% und in  
Deutschland 5.4% (OECD 1996). Mit  wachsender sozialer 
Ungleichheit erhöht sich also nicht nur die Gefahr, arm zu 
bleiben, sondern auch die, arm zu werden. Es kommt zu 
einem Sogeffekt nach unten. 

Arbeit gerechter verteilen: ,,Übergänge" schaffen - - 

Sind ~iedri~lohnsektoren also keineswegs als probates zu 
betrachten, dann komint es für die Linke darauf an, zu zei- 
gen, daß Vollbeschäftigung mit Tariflöhnen herstellbar ist. 

Hier lautet die These: Die vorhandene Arbeit muß ge- 
rechter und intelligenter verteilt werden. 

Arbeitsmarkt und Beschäftigungspolitik müssen stärker 
miteinander verkoppelt werden, um präventiv tätig wer- 
den zu können. Es muß eine Debatte über Interventions- 
hierarchien geführt werden, bei der Prävention vor Krisen- 
intervention steht. 
Bei der Prävention muß zwischen: 
a) dem industriepolitischen Ansatz mit seiner betrieblichen 
Ausrichtung und 
b) Ansätzen im sog. ,,Dritten Sektor" 
unterschieden werden. 

,,Übergangsarbeitsmärkte" erscheinen als Mittel, das 
auf beide Sektoren Anwendung finden kann. Dabei verste- 
hen wir unter Übergang Prävention und flexible Beschäfti- 
gungspuffer im Zusammenhang mit Arbeitsmarktpolitik. 
Im Kern geht es darum, die ,,Übergangsarbeitsmärkte" als 
Alternative zur Zweidrittelgesellschaft zu verstehen, in der 
die einen zuviel und die anderen zuwenig Arbeit bzw. in  
der die einen die hochbezahlten und die anderen die 
schlecht bezahlten Jobs haben. 

Auf Übergangsarbeitsmärkten sollen Transferleistun- 
gen mit Arbeitseinkommen verkoppelt werden, um eine 
stabile Brücke zum ersten Arbeitsmarkt zu bilden. Über- 
gänge sind in folgenden Bereichen denkbar: 
1. Brücken zwischen privater Tätigkeit und Erwerbsarbeit 
(familienbedingte Teilzeitarbeit oder Pause, Sabbat-Jahre 
usw.). Hier steht in gewisser Weise auch die Normalbiogra- 
phie eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers auf dem 
Prüfstand. 
2. Brücken zwischen ErwerbsarbeiWorruhestand und 
Rente. Damit ist neben dem reinen Kriseninstrumentarium 
der langsame Ausstieg aus dem Erwerbsleben über Teilzeit- 
arbeitsverhältnisse gemeint. 
3. Brücken zwischen Bildungs- und Beschäftigungssyste- 
men (Qualifizierung und Weiterbildung). Ein mögliches 
und bereits erprobtes Instrument ist das sog. Job-Rotati- 
onssystem. 
4. Übergänge zwischen Kurz- und Vollzeitbeschäftigung 
könnten mit Qualifizierungsphasen verbunden werden; 
(Schlecht-Wetter- und Kurzarbeitergeld). 
5. Brücken zwischen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit. 
Hierbei handelt es sich um Lohnsubventionen für eine be- 
stimmte Dauer und Zielgruppe. Das Ziel ,,Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit" darf dabei nicht durchbrochen werden. 
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kreten Bruchs" bezeichnet werden 
kann. Der Prozeß des konkreten 
Bruchs soll konkrete wirtschaftspoli- 
tische lnterventionen nach anderen 
Kriterien als denen des ,,Globalis- 
mus", nach Kriterien sozialer Effekti- 
vität und ökologischer Nachhaltig- 
keit in den Mittelpunkt rücken. Mit 
dieser Strategie soll zum einen an äl- 
tere Konzepte zur ,,Reformpolitik der 
mittleren Reichweite" und zum 
,,Umbau der Volkswirtschaft", wie 
sie im spw-Umfeld entwickelt wur- 
den, angeknüpft werden (vgl. Pro- 
jekt Moderner Sozialismus: 53 The- 
sen, 1989). Zum anderen sollen die 
besonderen Züge der derzeitigen 
Strukturkrise des deutschen Kapita- 
lismus zum Ausgangspunkt der al- 
ternativen Perspektiven gemacht 
werden. 

Für die ,,Strategie des konkreten 
Bruchs" sind folgende Grundüberle- 
gungen der konzeptionelle Aus- 
gangspunkt: 

Das Unheil der Globalisierung ist nicht in der Tatsache 
zu suchen, daß es einen Weltmarkt gibt und daß deutsche 
Kapitalien sich am Weltmarkt orientieren. Eine Strategie 
der Abkopplung wird niemand ernsthaft vorschlagen wol- 
len. Das Problem liegt woanders. Zurück zur Porterschen 
,,Diamant-Theorie": Internationaler Wettbewerbsvorteil ist 
demnach nur in den Branchen möglich, in denen die „in- 
landsbedingten Vorteile und Landeseigenschaften für an- 
dere Länder von Wert sind". Deshalb erfordert der ,,inter- 
nationale Wettbewerb, daß Unternehmen inländische Po- 
sitionen in internationale Positionen umwandeln und dafür 
die Vorteile aus dem heimischen Stützpunkt ziehen und 
verstärken" (vgl. M. Porter, 1991). Aber genau diesevortei- 
le des ,,heimischen Stützpunktes" werden durch den „mo- 
dernen Globalismus" nicht verstärkt, sondern durch Strate- 
gien, die sich ähneln wie ein Ei dem anderen, zerstört. Am 
Ende entsteht nichts weiter als ein ,,globaler Kinoeffekt". 
Ein Kinobesucher erhebt sich aus dem Sitz, um das Ge- 
schehen im Stehen zu verfolgen. Auf diese Weise hat er ei- 
nen besseren Blick auf die Leinwand und einen Vorteil ge- 
genüber allen anderen Besuchern. Nicht viel später stehen 
alle Besucher, die hinter ihm sitzen ebenfalls auf, weil sie im 
Sitzen nichts mehr sehen. Am Ende stehen alle Kinobesu- 
cher auf. Der Blick ist für alle wieder gleich, nur daß es jetzt 
alle unbequemer haben. 

Die temporeiche Entwicklunq der Informations- und 
Kommunikationstechnologie beschleunigt die produkti- 
onstechnische Umwälzung. Ihr Kern liegt darin, daß die 
Übertragung von Funktionen des menschlichen Gehirns 
auf Steuerungsfunktionen des Computers und der Einsatz 
von technischer Qualifikation, lebendiger Arbeit und Wis- 
sen, die in Maschinerie vergegenständlichte Arbeit in der 
Bedeutung reduzieren. Notwendig wäre ein Produktiv- 
krafttyp, der die in Maschinen vergegenständlichte Arbeit 
spart und die lebendige Arbeit in Produktion und Dienstlei- 
stungen entwickelt und fördert. Aber die im Namen des 
,,modernen Globalismus" entstehenden Wertvorstellungen 
des ,,shareholder value" und die Verschiebung der ,,econo- 
my of scale-Strategie" auf die internationalen Märkte, füh- 
ren zu einer Deformation dieser Produktivkraftentwick- 
lung. Die ,,Humanisierung der Arbeit" in der Produktion ist 

augenscheinlich auf dem Rückzug und die Arbeit im 
Dienstleistungssektor wird nicht auf hohem arbeitsintensi- 
ven Niveau entwickelt, sondern durch ,,McDonaldisierung" 
entstellt. 

Wenn vom konkreten Bruch die Rede ist, dann ist damit 
der Bruch mit den Wert- und Rentabilitätsvorstellungen 
der neo-merkantilistischen Entwicklungsstrategie gemeint. 
An die Stelle der Ressourcenabschöpfung aus den binnen- 
wirtschaftlichen Kreisläufen soll eine ausgewogene volks- 
wirtschaftliche Proportion zwischen Binnen- und Export- 
wirtschaft, Regionen und Sektoren, Industrie und Dienst- 
leistungen, Technik und Be- 
schäftigung gestellt werden. 
Damit verbunden ist die Der Prozeß des konkreten Bruchs soll 

wicklung effizienter und nach- konkrete wirtschaftspolitische Inter- 
haltiger Energie-, Logistik- und 
Stoffnutzungskonzepte. Im ventionen nach anderen Kriterien als 

~ i t te l~unk t -d ieses  konkreten denen des ,,Globalismus", nach Krite- 
Bruchs stehen lnterventionen 
in die Investitions-, Güter-, Ar- 

rien sozialer Effektivität und ökologi- 

beits- und Stoffströme zur scher Nachhaltigkeit in den 
Schaffung eines neuen unver- Mittelpunkt rücken, 
wechsel baren ,,Diamantenu. 
Die Schaffung eines ,,Maßan- 
fertigungs-Diamanten", der optimal in die internationalen 
Wertschöpfungsketten integriert ist. 

Der ,,Maßanfertigungs- Diamant" 
Der amerikanische Ökonom Paul Krugman stellt in einem 
Aufsatz dieses Themenschwerpunktes fest, daß es die „hu- 
man touch-Aktivitäten", die nicht handelbaren, nicht zur 
Exportbasis gehörenden Aktivitäten sind, die Beschäfti- 
gung schaffen und den zukünftigen Fokus der Ökonomie 
bilden. Wenn Krugman die Vorteile des heutigen Los An- 
geles so beschreibt, daß sie nicht die Stadt ist, ,,in der viele 
Menschen Greifbares produzieren, aber ist dies genau des- 
wegen so, weil ihre Einwohner so gut darin sind, greifbare 
Dinge zu produzieren, daß sie ihre Energie auf nicht-Greif- 
bares verwenden können", dann thematisiert Krugman 
genau jenes Austauschverhältnis zwischen internationalen 
Wertschöpfungsketten und lokalen Wirtschaftskräften, 
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wachsende arbeitsfähige Bevölkerung. Der Lohn für diese 
Arbeitskräfte wurde niedrig gehalten, um im Außenhandel 
die Industrie zu erweitern. Dafür mußte die Preisentwick- 

Unfall von Eschede sind aufschlußreiche Beispiele für die 
Probleme einer ,,merkantilistischen Technologiepolitik". 

Zum zweiten bilden Wissenschaft und Forschung so- 

Hierzu gehören z.B. auch Maßnahmen wie ,,Jugend in Ar- 
beit", die wir im letzten ,,spwJ'-Heft bereits vorgestellt haben.4 

Selbst die beste lndustriepolitikwird die Arbeitslosigkeit 
nicht beseitigen können, weil die Stabilisierung und Neuer- 
schließung von industriellen Beschäftigungsfeldern in einer 
internationalisierten Ökonomie mit einer verstärkten Er- 
schließung von Produktivitäts- und Rationalisierungspoten- 
tialen einhergehen wird. 

Für weite Teile des Dienstleistungs- und Handwerkssek- 
tors gilt indessen, daß sie nicht im vollen Umfange dem in- 
ternationalen Wettbewerb ausgesetzt sind. Die Produktivi- 
tätsspanne zwischen dem industriellen Bereich und diesem 
Sektor wird immer größer, weil die Rationalisierungspoten- 
tiale hier nicht in dem Maßevorhanden sind. Hier bieten sich 
die größten Beschäftigungsmöglichkeiten an, wobei die Ar- 
beit - relativ gesehen - teurer wird. 

Für diesen Sektor stellt sich die Frage, ob überhaupt im 
strengen Sinne marktwirtschaftlich gedacht werden sollte. 
Der öffentliche Sektor z.B. folgt einer anderen Logik; war- 
um nicht auch dieser Sektor? Hier wäre eine Umverteilung 
aus dem hochproduktiven Sektor über Steuervorteile zu 
prüfen. Im positiven Sinne betroffen wären die sozialen 
Dienstleistungen und das Handwerk sowie die Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsgesellschaften, deren Sonder- 
stellung damit aufgehoben wäre. 

' Dabei stellt sich die Frage, wer das bezahlen soll. Allge- 
mein gilt: Arbeitseinkommen haben Vorrang vor Transferein- 
kommen. Es muß eine flexible Handhabung der vorhandenen 
Mittel angestrebt werden. Dabei muß vor allen Dingen eine 
Harmonisierung der Leistungen nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz und dem Bundessozialhilfegesetz erreicht werden. Die 

rein konsumtive Verausgabung von Transferleistungen muß 
verändert werden und durch ihre investive Verausgabung 
undloder Kopplung mit anderen Leistungen zur Finanzierung 
von Arbeit bzw. Wiedereingliederung genutzt werden. 

Die Arbeitslosenversicherung muß insgesamt entlastet 
werden und auf ihre ursprünglicheTätigkeit zurückgeführt 
werden. Maßnahmen, die Beschäftigung sichern, müssen 
steuerfinanziert werden. Die 0.g. Harmonisierung der Hil- 
fesysteme sollte dabei der Logik einer Beschäftigungsversi- 
cherung folgen. Da die 0.g. Übergangsarbeitsmärkte eine 
Kombination mehrerer Finanzquellen darstellen, müßte für 
diese komplexe Organisationsleistung ebenfalls die Bun- 
desanstalt für Arbeit reformiert werden. 

Insgesamt gilt: Die sozialen Sicherungssysteme sind 
künftig so zu justieren, daß sie den Veränderungen der Er- 
werbsarbeit insofern Rechnung tragen, als sie die sich aus- 
breitenden erwerbsbiographischen ,,Flickenteppichen sozial- 
politisch flankieren müssen. Gelingt es, etwa berufliche Aus- 
zeiten wegen Kindererziehung, wegen beruflicher Weiterbil- 
dung, wegen kurzfristiger Arbeitslosigkeit, wegen eines Sab- 
batjahres, etc. sozial zu flankieren, dann wird sich die Akzep- 
tanz des Sozialstaates wieder herstellen lassen und die neo- 
liberale Hegemonie zurückdrängen lassen. spw 

lung in der Nahrungsmittelherstellung gedrosselt werden, 
weil die aus dem Hinterland stammenden Arbeitskräfte ih- 
ren Lohn nahezu ausschließlich für Nahrungsmittel, die au- 

wie die produktionsorientierten Dienstleistungen aus der 
Heimatwirtschaft die wissenschaftliche Produktivkraft für 
die neuen tragenden modernen Sektoren. Für die Sektoren 
der binnenwirtschaftlichen Kreisläufe sind diese Unterstüt- ßerhalb des ,,modernen" Sektors in der traditionellen 

Landwirtschaft hergestellt wurden, verbrauchten. Der 
niedrige Preis der Nahrungsmittel bezifferte daher das phy- 

zungsleistungen h&fig nicht erschwinglich bzw. zu groß 
dimensioniert. So liegt z.B. die regionale Entwicklungspro- 
blematik des altindustriellen Ruhrgebietes u.a. auch an der sische Minimum, bis zu dem der Lohnsatz zu senken war 

(vgl. Heckscher, 1932). 
Die sogenannten ,,internen terms of trade" im merkan- 

tilistischen Staat waren also so geschaffen worden, daß 

schwachen Entwicklung der naturwissenschaftlich-techni- 
schen Dienste, von Forschung & Entwicklung sowie der 
Unternehmensplanungsfunktionen in der Region (vgl. 
Ruhr-Memorandum, 1997). der Sektor des traditionellen 

Der Neo-Merkantilismus setzt auf die nicht-kapitalistischen Hinter- Zum dritten wird in unterschiedlichen Sektoren, etwa 
im Bauwesen, in der Freizeitwirtschaft und im Bereich der 
haushaltsorientierten Dienstleistungen wieder auf die Öko- 

Abschöpfung der wissenschaftlichen- landes einzig zur Ausbeutung 
durch den ,.modernen" Sektor 

technischen Kompetenzen und öko- diente und keine endoqenen nomie des niedrigen Lohnes zurückgegriffen. Die Repro- 
nomischen Leistungsquellen der Potentiale entstehen konnten. 

Burkhart Lutz beschreibt an an- 
Binnenwirtschaft. derer Stelle wie diese ,,merkan- 

tilistische" Stabilität durch die 
erste große Krise des Weltmarktes zerstört wird und in eine 

duktionsarbeit in Form von Bildung und Erziehung, Pflege 
und Betreuung, Unterhaltung und Nahrungsversorgung 
hat für den Neo-Merkantilismus etwa dieselbe ~edeutung 
wie die Nahrungsmittelherstellung und Rohstofflieferung 
im historischen Merkantilismus. Die Ausbreitung dieser 
Dienstleistungssektoren soll durch die dauerhafte Lohnab- lange Krisen- und Stockungsphase mit zwei Weltkriegen 

mündet (vgl. B. Lutz, 1985). 
Die Herausbildung des bereits beschriebenen ,,fordisti- 

sen kung beschleunigt werden. Dafür stehen prekäre Be- 
schäftigungsverhältnisse und die immer wieder aufge- 
wärmten Pläne zur Einrichtung von Niedriglohnsektoren. 

I Vgl. dazu Volker Offermann: Von der vermeintlichen Erschöpfung 
des Wohlfahrtsstaats, in: spw 3/98, 5. 18-24 
Vgl. dazu auch Gerhard Bäcker: Niedriglöhne - der letzte Ausweg 
zur Eingrenzung der Arbeitslosigkeit?, in: spw 3/98, S. 25-31 
Die folgenden Ausführungen beruhen wesentlich auf den Anga- 
ben von Gerhard Bosch: Brauchen wir mehr Ungleichheit auf dem 
Arbeitsmarkt?, in: WSI-Mitteilungen 1/1998, 5. 15-25 
Vgl. Dirk Meyer, Birgit Zoerner: Jugend in Arbeit, in: spw 3/98, S. 5 

schen Diamanten" beendete diese Stockungsphase und 
schuf wieder eine längere Stabilitätsphase, die im Kern dar- 
auf beruhte, daß die merkantilistische Ökonomie des nied- 
rigen Lohns aufgehoben wurde und das traditionelle Hin- 

Durch diesen Entwicklungsbeitrag der binnenwirt- 
schaftlichen Sektoren für die Entfaltung der Globalwirt- 
schaft sind die ökonomischen, infrastrukturellen und öko- 
logischen Potentiale, die in den regionalorientierten terland durch Waren und Güter aus dem industriellen Kon- 

sumsektor erobert wurde. Dienstleistungs- und Güterwirtschaftstrukturen stecken, 
verkümmert und politisch trocken gelegt. 

Das grundsätzliche Problem der neo-merkantilisti- Die Politik des Neo-Merkantilismus 
Nun, wo die Stabilität des fordistischen Diamanten eben- 
falls zu Ende geht, scheint in Deutschland die merkantilisti- 
sche Politik wieder entdeckt zu werden. Natürlich im neu- 

schen Wirtschaftspolitik ist also nicht darin zu sehen, daß 
die modernen Sektoren der Globalwirtschaft entwick- 
lungspolitisch unterstützt werden, sondern darin, daß die 

en Gewande und mit moderneren Zielsetzungen und Auf- 
gabenstellungen. Aber offenbar mit den alten Rezepten 
des 18. Jahrhunderts. 

wissenschaftlich-technischen Kompetenzen, Infrastruktu- 

W enn heute von Gerhard Schröder bis Roman 
Herzog das ,,Mega-Thema" Bildung beschwo- 

ren wird, dann hat das weniger mit einer drin- 
gend notwendigen bildungspolitischen Debatte zu tun, 
sondern vielmehr mit der Suche nach Zusammenhängen. 
Immer wieder taucht Bildung mal als Standortfaktor, mal 
als Instanz zur Vermittlung von Normen, Werten und Tu- 
genden und mal als Gradmesser der Innovationsfähigkeit 
der bundesrepublikanischen Gesellschaft auf. Bezogen auf 
den letzten Punkt herrscht nicht nur in der Sozialdemokra- 
tie eine bedrückende Unsicherheit darüber, wie ein Zusam- 
menhang zwischen staatlichem Bildungswesen und dem 
beklagten ,,lnnovationsstau" hergestellt und thematisiert 
werden kann. Die Folge ist eine vorschnelle Bestandsauf- 
nahme und Schlußfolgerung [,,Bildung darf nicht mehr 
statisch sein, sondern muß sich der Dynamik des Marktes 
anpassen"]', die weder den bildungspolitischen Reformbe- 
darf noch exsitierende lnnovationshemnisse treffend be- 
schreibt. Daß innerhalb des Bildungssystems sowie an den 
Schnittstellen von Bildungssystem, Ökonomie und privater 
Forschung und Entwicklung (FuE) lnnovationsbedarf im 
Sinne schlichten Erneuerungsbedarfs besteht, dürfte un- 
strittig sein. Es ist daher an dieser Stelle notwendig, sich 
zunächst über die Bereiche zu verständigen, innerhalb de- 
rer mit  dem lnnovationsbegriff operiert werden kann, und 
um welche Innovationen es in welche Bereichen geht. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang die Verständigung 
auf zwei Fragestellungen: 

ren und ökonomischen Leistungsquellen der Binnenwirt- 
schaft übermäßig abgeschöpft werden. In der deutschen 
Volkswirtschaft zerfällt damit das positive Austauschver- 

Gesellschaftliche Pro- 
Der Neo-Merkantilismus scheint die sektoralen Grup- 

blemlösung durch Inno- pierungen um die ,,global player" und die ,,local content- 
Unternehmen" als Träger des wirtschaftlichen und gesell- 

hältnis von binnenwirtschaftlichen personalintensiven 
Wertschöpfungskreisläufen und internationalisierten, 
hochproduktiven Industriesektoren. Verkoppelt mit den schaftlichen Fortschritts anzusehen. Die Wettbewerbsbe- vation im Bildungwesen dingungen und Rentabilitätskriterien dieser Sektoren wer- 

den zu den allgemeingültigen Marktgesetzen erhoben, de- 
nen sich scheinbar niemand in der nationalen Ökonomie 

Problemen von Produktivitäts- und Beschäftigungsent- 
wicklung entsteht somit der eigentliche strukturelle Ursa- 
chenkranz für die anhaltende Massenarbeitslosigkeit in 
Deutschland. 

von Sebastian Jobelius und Konstantin Vössing* 
entziehen kann. Den Sektoren der Binnenwirtschaft wird 
die Aufgabe zugedacht, die Ausbreitungsdynamik welt- 
marktorientierter Unternehmenstypen zu beschleunigen. Programmiertes Wachstum für einen ,,neuen 

Diamanten" 
Welche Alternative zur Wirtschaftspolitik des Neo-Merkan- 
tilismus ist nun aber vor dem Hintergrund der Umbrüche 
im modernen Kapitalismus möglich und sinnvoll? Es liegt 
auf der Hand, daß eine Strategie der makroökonomischen 
Globalsteuerung, die auf eine Kombination von antizykli- 
scher Haushalts- und Finanzpolitik des Staates, konjunktur- 
gerechte Geldmengenpolitik der Zentralbank und nachfra- 
gestabilisierende Einkommenspolitik der Tarifparteien 
setzt, für viele Krisenentwicklungen des kapitalistischen 
Strukturbruchs keine ausreichenden Antworten liefern 
kann. 

In Anlehnung an eine Diskussion um den ,,Sozialismus 
a'la Francaise" aus der Mitte der achtziger Jahre (vgl. P. 
Boccara, 1986) soll deshalb eine Strategie vorgeschlagen 
werden, die, allgemein gesprochen, als ,,Prozeß des kon- 

Natürlich spielt dabei der Austausch von Nahrungsmit- 
teln und Rohmaterialien nicht mehr die gleiche Rolle wie 
im 18. Jahrhundert. Der moderne Ressourcentransfer ver- lnnovationsbedarfe 

Auf der einen Seite stellt sich die Frage nach dem sy- 
stemimmanenten lnnovationsbedarf im Bereich allge- 
meiner, beruflicher und unversitärer Bildung. Dieser In- 
novationsbedarf leitet sich primär nicht aus dem festzu- 
stellenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Inno- 
vationsstau ab, sondern ist in erster Linie einer originär 
bildungspolitische Aufgabe. 

läuft weniger in Form stofflicher Leistung, als vielmehr in 
Form der Wissens- und Kompetenzausbeutung. Die bin- 
nenwirtschaftlichen Strukturen dienen erstens als techno- 
logische Schaufenster für großangelegte Weltmarktoffen- 
siven: Transrapid, ICE, die verschiedenen Reaktorgeneratio- 
nen der Atomwirtschaft sind immer als Referenzprojekte 
für den weltweiten Verkauf deutscher Technologie ge- 
dacht. Dafür werden die Konstruktions- und Entwicklungs- 
zeiträume immer kürzer geplant und das Tempo des Engi- 
neering immer weiter beschleunigt. Qualität bleibt dabei 
jedoch immer häufiger auf der Strecke. Die inflationären 

* Sebastian Jobelius, Kreuztal, Juso-Landesvorsitzender NR W, Konstantin Vössing, Höxter, 
stellv. Juso-Landesvorsitzender NRW, studieren Sozial- und Rechtswissenschaften an der 

Universität Bonn 

Rückrufaktionen bei fast jedem neuen Automobilmodell, 
das Eichtest-Desaster der Mercedes A-Klasse und der ICE- 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 102. 1998 



INNOVATIVER KAPITALISMUS? 

halbinstitutionalisierter Akteure bestimmt, die nicht al- 
Ausbildung: Warum Betriebe ,,Neinu mgen lesamt durch reine Kap~talnteressen geleitet sind Ein 

Von 100 Betrieben bilden nicht aus ... reformiertes staatliches Bildungswesen kann daher im 
Rahmen der mit  ihm verbundenen personellen, wis- 
senschaftlichen, technischen und organisatorischen 
Mittel eine wichtige Funktion b e ~  der Gestaltung zu- 

davon: künftiger korporativer lnnovationsprozesse einneh- 
men Notwendige Voraussetzung ist nicht die Orien- 

weil sie nicht die sachlichen und tierung des Bildungswesens am Markt, sondern viel- 
personellen Voraussetzungen erfüllen mehr die gezielte Begleitung des Marktes in ausge- 

die anderen: 
weit es keine geeigneten Bewerber 0,s 
gibt 

weil die Kosten zu hoch sind 693 X l . ' -  

(Mehrfachnennungen) 

Quelle: Institut fllr Arbeitsmarkt- und Benifsforschyng ([AB) 

Auf der anderen Seite besteht ein Zusammenhang 
zwischen gesellschaftlicher Schaffenskraft, potentiellen 
Trägerlnnen gesellschaftlicher Veränderungen, gesell- 
schaftlichen und ökonomischen Leitbildern und dem 
Bildungssystem. Dies scheint auch das Moment zu sein, 
das aktuell im Zentrum der innerparteilichen und öf- 
fentlichen Diskussion steht. 

Interessant ist dieser Zusammenhang vor allen Din- 
gen aufgrund ökonomischer Entwicklungen, die auch 
aus wirtschaftsdemokratischen Gesichtspunkten von 
hoher Bedeutung sind. So nimmt das Bildungswesen 
heute im Zusammenspiel mit privatwirtschaftlichen Un- 
ternehmen, sozialen Institutionen, staatlichen und halb- 

staatlichen Einrichtungen 

Innovationsabläufe werden somit von und Interessensverbänden 
eine wichtige Rolle im Rah- 

einem mannigfaltigen Ensemble priva- men lokaler, regionaler, na- 
ter, institutionalisierter und halb- tionaler und internationaler 

Kooperat ionsbeziehungen 
institutionalisierter Akteure bestimmt, und (Innovations.)Netzwer. 

die nicht allesamt durch reine Kapital- ken ein, die wiederum 

interessen geleitet sind 
Grundlage sind für bestimm- 
te wirtschaftspolitische Stra- 
tegien, kulturelle Gegeben- 

heiten, individuelle ökonomische und nicht-ökonomi- 
sche Interessen (Blättel-Mink 1 997)2. Vieles deutet dar- 
auf hin, daß in den korporatistischen Ökonomien West- 
europas im Vergleich zu den markliberalen Ökon~mien  
auf Grundlage anderer Kooperationsmuster auch ande- 
re lnnovationsprozesse vonstatten gehen. Diese Koope- 
rationsmuster lassen sich grundsätzlich nach Industrie- 
koordinierten Netzwerken (im erweiterten sozialpart- 
nerschaftlichen Sinne) und nach Gruppe-koordinierten 
Netzwerken (Koordination innerhalb großer Firmen- 
gruppen) unterscheiden (Soskice 1 994)3. 

Innovationsabläufe werden somit von einem man- 
nigfaltigen Ensemble privater, institutionalisierter und 

suchten Wachstums- und lnnovationsfeldern sowie die 
Realisierung eines lebenslangen Bildungszugangs 
(s.u.). 

Marktmechanismen - untaugliche Steuerungsin- 
strumente im Bildungswesen 
Für neoliberale Ideologie und Praxis ist auch in Fra- 
gen bildungspolitischer Orientierung der Markt Mittel 
und Zweck von Politik. Grundlage solcher ,,lnnovati- 
onspolitik" im und durch das Bildungswesen ist eine 
spezifische Theorie über den Verlauf der sozialen Ent- 
wicklung: Der Gegensatz von Kapital und Arbeit, prä- 
gendes Moment der lndustriegesellschaft hinsichtlich 
Klassenbildung und Determination gesellschaftlicher 
Machtverhältnisse, werde in einer postindustriellen 
(wahlweise Informations- oder Wissens-) Gesellschaft 
abgelöst durch den Gegensatz von Wissen und Nicht- 
wissen, lnformation und Nicht-Information: Der Fak- 
tor Wissen wird zum ,,axialen Prinzip" einer postindu- 
striellen Gesellschaft, ihrer Sozialstruktur und ihrer 
Macht~erhäl tn isse.~ In der Diktion des Bundesbil- 
dungsministers Dr. Jürgen Rüttgers heißt dies dann, 
„daß Wissen zum Basiselement der modernen Gesell- 
schaft und zum entscheidenden Produktionsfaktor 
geworden ist.'j5 

Auch wenn die Bedeutung des theoretischen Wis- 
sens für die ökonomische Innovationsfähigkeit sicher- 
lich ständig zunimmt: Der Faktor Wissen ist weder das 
entscheidende Kriterium, welchesökonomische Prozesse 
determiniert, noch die Hauptursache für die Reproduk- 
tion sozialer Ungleichheit. Der Zugang zu und die An- 
wendbarkeit von Wissen und lnformation ist wie eh 
und je in ercter Linie abhängig von der Ausstattung mit 
Kapital (sei es der Forschungsetat eines Großunterneh- 
mens oder auch das Einkommen und das Bildungsni- 
veau des Elternhauses). 

Diese Fehleinschätzung bzw. Verschleierung der Ver- 
hältnisse bewirkt zweierlei: Zunächst liefert sie die Legi- 
timation für eine politische Praxis, die die Herstellung 
gleicher Bildungschancen nicht mehr im Auge hat, und 
genau das stellt darüber hinaus selbst ein zentrales In- 
novationshemmnis dar: Der restriktive Zugang zu quali- 
fizierender Bildung beschneidet durch die ,,Vergeudung 
von Humanressourcen" sowohl gesellschaftliche als 
auch ökonomische Innovationstätigkeit durch das Bil- 
dungswesen und beschränkt zudem die Umsetzung 
von Innovationen im Bildungswesen durch soziale Zu- 
gangsbarrieren auf nur wenige elitäre Bereiche (die 
dann idealerweise auch noch privat und nicht staatlich 
organisiert sind). 

Darüber hinaus verzichtet neoliberale Ideologie 
und Praxis auf die Formulierung von Zielen und Leitbil- 
dern, an denen sich Innovation orientieren soll. Es 
geht nicht um gerichtete Innovationen, die sich so- 
wohl ökonomisch rechnen als auch gesellschaftlich 
nutzbringend sind; es geht um reine Marktkonformi- 
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von Produktivität, Produktiv- 
kraftentwicklung und Beschäft- 
gung zerbricht. Zwar werden in 
der hochproduktiven globalen 
Wirtschaft immer mehr infor- 
mations- und steuerungstech- 
nologische Produkte benötigt 
und eingesetzt, aber ihre Pro- 
duktion benötigt ein geringeres 
Volumen an menschlicher Ar- 
beitskraft. Hier liegt der Unter- 
schied zum Siegeszug des mo- 
dernen lndustriesektors nach 
dem zweiten Weltkrieg. Die da- 
malige Herausbildung des ,,for- 
distischen Diamanten" vollzog 
sich als Verlagerung der Wert- 
schöpfung von den traditionel- 
len, landwirtschaftlichen Sekto- 
ren zur industriellen Produktion. 
Dies erforderte den Ausbau von 
Beschäftigungsvolumen. Die 
neuen industriellen Kernsekto- 
ren konnten die überschüssigen 
Arbeitskräfte aus den traditio- 
nellen Sektoren auffangen (vgl. B. Lutz, 1985). Eine solche 
positive Wertschöpfungsverlagerung suchen wir heute ver- 
geblich. Die Folgen sind bekannt: gleichzeitiger Anstieg von 
Produktivität, Gewinnen und von Arbeitslosigkeit. 

Krise der gesellschaftlichen Lebensweise 
So wie die Herausbildung des ,,fordistischen Diamanten" in 
Deutschland von einer kompletten Veränderung von Le- 
bensstilen, Alltagsgewohnheiten Konsumverhalten und Fa- 
milienverhältnissen begleitet war (vgl. V. Wittke 1996). so 
führt seine Auflösung zur Krise der gesellschaftlichen Le- 
bensweise. Die Unsicherheiten, wie die Menschen in Zu- 
kunft ihr Leben führen können und wollen, ist ~asant ge- 
stiegen. Ende der achtziger Jahre wurde im Namen der In- 
dividualisierung das Aufsprengen der ,,Herkunftsfesseln" 
gefeiert. Jetzt entpuppt sich das Versprechen, daß die 
Menschen ihr Schicksal nun selbst - unabhängig von Her- 
kunft und Geschlecht - in die Hand nehmen können, als 
Fluch der fortwährenden sozialen Bedrohung. An die Stel- 
le des Aufbruchs ins Land der neuen Möglichkeiten tritt die 
Angst, daß alles bisher Erreichte schon morgen verdampft. 
An die Stelle der versprochenen klassenlosen Gesellschaft 
tritt der Umschlag der ,,feinen Unterschiede" (Bourdieu) in 
eine neuerliche große soziale Polarisierung. An die Stelle 
des sozialen Fahrstuhleffekts für alle Schichten tritt der 
Drehtüreffekt, der wenige Gewinner hervorbringt und vie- 
le Verlierer herausschleudert. 
Die derzeitigen politischen Kontroversen über den Zusam- 
menhang von Innovation, Zukunftstechnologien, Globali- 
sierung, Beschäftigung und Sozialstaatlichkeit müssen vor 
dem Hintergrund dieser Umbruchprozesse betrachtet und 
bewertet werden. Bildlich gesprochen handelt es sich bei 
diesen Kontroversen um unterschiedliche Versuche, aus 
der beschriebenen Entwicklung der industriellen Landkarte 
einen neuen ,,Diamantenr' herauszufinden und zu schlei- 
fen. Aber von einer Kontroverse kann eigentlich nicht 
ernsthaft gesprochen werden. Im Namen von internatio- 
naler Wettbewerbsfähigkeit und weltmarktgängiger Pro- 
duktion breitet sich eine Welle von Konsens über die we- 
sentlichen Rentabilitätskriterien und Effektivitäten eines er- 
folgreichen kapitalistischen Landes aus. 

Die Wiedergeburt des Merkantilismus 
Wir erleben die politische Wiedergeburt einer ökonomi- 
schen Entwicklungspolitik aus dem 18. Jahrhundert, den 
Merkantilismus. Die merkantilistische Wirtschaft im vorin- 
dustriellen Europa kann vereinfacht gesehen in drei Sekto- 
ren unterteilt werden (vgl. Spengler 1965 ): 

Ein relativ entwickelter Sektor von Handel, Gewerbe 
und Industrie, dieser ,,moderne" Sektor ist umgeben von 

einem traditionellen, agrarischen Hinterland, in dem 
Subsistenzproduktion vorherrscht und das von ökonomi- 
scher und kultureller Rückständigkeit geprägt ist; 

ein externes Hinterland, in 
dem Waren des Duch den Wandel der Proportionen 
Sektors abgesetzt und aus dem 
Rohprodukte für die Weiterver. zwischen Industrie, Handel und 
arbeitung im ,,modernen1' Sek- Dienstleistunaen wird der 

.J 

tor bezogen werden können. 
Aus dieser sektoralen Aus- ,,fordistische Diamant" zerstört 

gangslage heraus entwickelten 
sich die Zielsetzungen und Aufgabenstellungen des euro- 
päischen Merkantilismus (vgl. I. Demele, W. Schoeller, 
R.Steiner, 1989). 

Der ,,moderneu Sektor wurde als Träger des wirtschaft- 
lichen Fortschritts angesehen. Der europäische Merkantilis- 
mus ging davon aus, daß schrittweise Modernisierung des 
traditionellen Hinterlandes ohne die Expansion des „mo- 
dernen" Sektors, ohne Industrialisierung, nicht möglich sei. 
Aus diesem Blickwinkel wurde der traditionellen Landwirt- 
schaft ebenso wie dem externen Hinterland die Aufgaben- 
stellung zugewiesen, zur Expansion des ,,modernen" Sek- 
tors, der Industrie, beizutragen. Dies erforderte die Bereit- 
stellung einer wachsenden Anzahl von billigen Arbeitskräf- 
ten sowie wachsenden Mengen von günstigen Nahrungs- 
mitteln und Rohstoffen durch den Agrarsektor. In der prak- 
tischen Wirtschaftspolitik der Merkantilisten spielte des- 
halb die Ökonomie des niedrigen Lohnes eine entscheiden- 
de Rolle. Ein niedriger Lohnkostensatz war der entschei- 
dende Hebel, die ausländische Konkurrenz zu unterbieten 
und so den ,,modernenJ' Sektor weiter entwickeln zu kön- 
nen. Der lndustrialisierungsbeitrag des traditionellen Hin- 
terlandes war deshalb ein dreifacher: Er lieferte eine rasch 
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Arbeitsorganisationsformen sowie Managementkonzepte 
(lean production, Reengineering, Kaizen, Fraktale Fabrik 
usw.) entstanden. Das Ziel heißt Abbau von zentralen, bü- 
rokratischen und schwerfälligen Unternehmensstrukturen, 
um einen flexiblen und unmittelbaren Bezug zum Markt- 

geschehen herstellen zu kön- 
Unter den bedingungen schnellebiger nen. Unter den Bedingungen 

Märkte rückt die strategische Markt- schnellebiser, unstetiger Kun- 
denmärkte rückt die strategi- 

macht und die Ausprägung exklusiver sche ~ ~ ~ k ~ ~ ~ ~ h ~  und die A ~ ~ -  

Kernkompetenzen ins Zentrum mo- Prägung möglichst exklusiver 
Kernkompetenzen ins Zentrum 

derner Akkumulationsstrategien. moderner Akkumulationsstra- 

tegien. Dezentralisierung -also 
die Verlagerung von Kompetenzen aus der Unternehmens- 
zentrale auf ausführende Stellen - ist mittlerweile zum 
grundlegenden Leitbild der Unternehmensorganisation 
(vgl. H. Hirsch-Kreinsen, 1996) geworden. 

Eine neue ,,industrielle Landkarte" entsteht 
Dieser dreifach verschränkte Strukturwandel aus Marktver- 
engung, intersektoralem Wandel und neuen Unterneh- 
mensstrategien führt in seinem Ergebnis zu einem entwick- 
lungsgeschichtlichen Bruch mit dem historisch gewachse- 
nen Mix von Produktions- und Unternehmenstypen, von 
Leitbranchen und Sektoralstrukturen, die den deutschen 
Kapitalismus bisher getragen haben. Es entsteht eine völlig 
neue ,,industrielle Landkarte". Zusammengefaßt lassen sich 
derzeit drei unterschiedliche sektorale Hauptgruppen be- 
schreiben, die die Topographie der Zukunft bestimmen wer- 
den bzw. dies heute schon tun (vgl. Hirsch-Kreinsen, 1998): 

Die Gruppe der global player. Diese Gruppierung von 
Produktions- und Unternehmenstypen verfolgt eine welt- 
umspannende Beschaffungs-, Produktions- und Absatz- 
strategie. Diese Gruppierung wird beherrscht von den 
,,Multis" und Konzernen aus den Kernsektoren der Metall- 
und Elektroindustrie. Sie verfolgen im Kern die Strategie, 
die Vorteile der ,,economy of scale" (Herstellung standardi- 
sierter und arbeitsintensiver Massengüter für homogene 
Märkte) auf andere geographische Märkte auszudehnen. 
Für sie ist die sogenannte Lokalisierung ihrer Produktions- 
stätten in allen relevanten Segmenten des Weltmarktes der 
entscheidende Hebel, um die Wachstumsgrenzen der Bin- 
nenwirtschaft zu überschreiten. Neben den Konzernen aus 
der fordistischen Ära verfolgen aber auch Großunterneh- 
men aus den Bereichen der Informations- und Kommuni- 
kationsindustrie diese Strategie der Weltmarktfabrik. Sie 
sind quasi die Dienstleister für die entstandenen internatio- 

nalen Produktionsnetzwerke 

Das Ergebnis ist ein entwicklungsge- und eben- 
falls die Strategie der interna- 

schichtlicher Bruch mit dem historisch tionalen Lokalisierung ihrer 

gewachsenen Mix von Produktions- Produktionsstätten. Die,,global 
player" werden unterstützt von 

und Unternehmenstypen. einer Armada hochflexibler, 

spezialisierter Zulieferunter- 
nehmen vor allem aus der Metall- und Elektroindustrie. Ih- 
nen bleibt nichts anderes übrig, als ihren Endabnehmern 
auf dem Weg in den Weltmarkt zu folgen. 

Ähnlich weltmarktorientiert zeigt sich die Gruppe der 
,,Local content-Unternehmen". Im Unterschied zu den 
,,global player" verfolgen die Unternehmen dieser Grup- 
pierung aber keine Strategie der Weltmarktfabrik auf der 
Basis der ,,economy of scale". Sie verfolgen vielmehr eine 
Strategie der flexiblen kundenspezifischen Anpassung der 
Produkte und der Produktion. D.h. die unstetigen, schnell 
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wechselnden Marktanforderungen zwingen diese Unter- 
nehmen zu einer Strategiebalance. Sie verlagern Produk- 
tionen ins Ausland, um eine entsprechende Nähe zum 
Markt und den Kunden zu erreichen. Gleichzeitig sind sie 
auf die technologische Basis am Heimatstandort angewie- 
sen, um die notwendige kundenflexible, modularisierte 
Bauweise und Konstruktionsarbeit leisten zu können. 

Zu diesem Unternehmenstyp zählen vor allem kleine 
und mittlere Unternehmen aus dem Maschinen- und Anla- 
genbau, aus der Textil- und Bekleidungsindustrie sowie 
Bauteile- und Komponentenfertiger aus der Metallverar- 
beitung. Insbesondere in diesen Sektoren wachsen Indu- 
strieproduktion und Dienstleistungen immer weiter zusam- 
men. Ihre Produkte sind häufig nur noch mit speziellen Lei- 
stungsvorteilen, Qualitäten und Se~iceeinrichtungen pro- 
fitabel. An die Seite der fertigungstechnischen Fähigkeit 
tritt also die Service-, Beratungs- und Marktbeobachtungs- 
fähigkeit. Kooperationen mit Institutionen aus der Region, 
wie Beratern, software-Produzenten, Werbe- und Marke- 
tingagenturen, Planungs- und Ingenieurbüros und wissen- 
schaftlichen Instituten spielen eine wichtige Rolle für die 
Wettbewerbsfähigkeit dieses Unternehmenstyps. 

Die dritte Gruppe stellt die Gruppe der regionalwirt- 
schaftlichen Unternehmen dar. Hierzu zählen industrielle 
Produzenten, die Güter für Märkte und Kunden unter dem 
,,Radarschirm des Weltmarktes" herstellen. Häufig handelt 
es sich um industriell gefertigte Maßarbeit in kleinen Los- 
größen für spezielle Kundenanforderungen. Zu dieser 
Gruppen zählen aber auch Unternehmen aus der Nah- 
rungsmittelindustrie, dem Baustoffhandel, dem Hand- 
werk, der Kommunalwirtschaft und aus den Bereichen der 
personalintensiven Bildungs- und Pflegearbeit sowie den 
sonstigen haushaltsorientierten Dienstleistungen. Sie sind 
auf regionale Wertschöpfungskreisläufe angewiesen und 
leiden unmittelbar unter der mangelnden Kaufkraft und 
der politischen Umverteilung nach oben. 

Auflösung-des ,,fordistischenU Diamanten 
Wenn man den Wandel der historisch gewachsenen sekt- 
oralen Gliederung in den Worten des amerikanischen Öko- 
nomen M. Porter ausdrücken will, dann rnuß man davon 
sprechen, daß der deutsche Kapitalismus seinen erfolgrei- 
chen ,,DiamantenJ', der für die unverwechselbaren Vortei- 
le einer nationalen Ökonomie bestimmend ist, verliert (vgl. 
M. Porter, 1993). Für Porter ist der ,,Diamant" eine Art Leit- 
sektor, der die Wirtschaftsbasis der nationalen Ökonomie 
verkörpert und in dem spezifische Produktionsfaktoren 
und ,,Eigenschaften" eines Landes in einmaliger Weise mit- 
einander verbunden sind. Der deutsche ,,fordistische Dia- 
mant" bestand bis weit in die siebziger Jahre hinein aus 
den etablierten Kernsektoren Automobilindustrie, Chemie, 
Maschinenbau und Elektrotechnik. Ihr Erfolg beruhte auf 
einem sich wechselseitig verstärkenden System von einzig- 
artigen Bedingungen: Eine gewachsene handwerkliche 
Kultur mit entsprechender Facharbeiterausbildung, Mas- 
sennachfrage nach Gütern der Kernsektoren im Heimat- 
markt, gewachsene Zulieferstrukturen und unterstützende 
Branchen für die Kernsektoren im eigenen Land und eine 
etablierte sozialpartnerschaftliche Unternehmenskultur. 

Durch den anhaltenden Wandel der Proportionen zwi- 
schen Industrie, Handel und Dienstleistungen, zwischen 
Exportindustrie und regionaler Güterwirtschaft wird dieser 
,,DiamantM zerstört. 

Makroökonomisch betrachtet führt die Auflösung des 
deutschen ,,fordistischen Diamanten" dazu, daß der bis 
Ende der siebziger Jahre gültige positive Zusammenhang 
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tät. In diesem Zusammenhang formulierte Ziele sind 
,,mehr Freiraum", und ,,mehr Wettbewerb" für For- 
schung und B i l d ~ n g . ~  

Wenn der Staat in diesem Kontext seine Lenkungstä- 
tigkeit im Bildungs- und Forschungsbereich zurück- 
nimmt und nicht zu einer Formulierung gesellschaftlich 
sinnvoller Leitbilder und ,,lnnovationsziele" beiträgt, 
dann bedeutet das durchgängige Prinzip einer ,,breite- 
ren leistungsorientierteren Mittelvergabe im Wettbe- 
werb der Einrichtungen und Forscher untereinander'" 
nichts anderes als die Lenkung von lnnovationen im 
und durch das Bildungswesen mittels der Mechanismen 
des Marktes. Dieses Prinzip mitsamt der damit zusam- 
menhängenden politischen Praxis vermag es weder, Zu- 
gangschancen zu Bildung und Wissen zu verbessern, 
noch trägt es zu einer Beseitigung tatsächlich bestehen- 
der lnnovationshemmnisse bei, wie sie gegenwärtig 
etwa in den unzureichenden Mechanismen des Wis- 
senstransfers oder in den Strukturen zur Verhinderung 
von Interdisziplinarität bestehen. 

Grundlegende Prinzipien: Integration, Selbstent- 
faltung, Problemorientierung 
In diesem Zusammenhang sind lnnovationen im Bil- 
dungswesen notwendig. Um elitäre Ausgrenzung durch 
Beschränkung von Reformen auf ohnehin schon bevor- 
zugte Segmente des Bildungswesens zu verhindern, 
muß mit einer inneren Reform des Bildungswesens not- 
wendigerweise ein Zuwachs an lntegration einherge- 
hen. 

An dieser Zielsetzung hat sich im Laufe der Zeit 
nichts geändert. 

Verändern muß sich statt dessen bei der in dieser 
Frage zu statisch und strukturkonservativ denkenden 
Linken das Verständnis davon, was lntegration bedeutet 
und wo sie ihre immanenten Grenzen hat. Dieser An- 
spruch impliziert darüber hinaus die Anerkennung bzw. 
Formulierung und Umsetzung einer veränderten dyna- 
mischeren Praxis auf dem Weg zu mehr lntegration so- 
wie eine neue Kornmunikationsstrategie zur Vermitt- 
lung des „Leitbildes Integration", die nicht an der Struk- 
tur selbst ansetzt, sondern an den Individuen, deren Bil- 
dungsansprüche im Rahmen eines integrierten Systems 
befriedigt werden sollen. 

Die Zielmarken einer umfassenden inneren Inno- 
vation des Bildungswesens lassen sich mit  den Begrif- 
fen Selbstentfaltung und Problemorientierung umrei- 
ßen. 

Selbstentfaltung bedeutet, die strukturelle und di- 
daktische Ausgestaltung von Bildung entlang der ge- 
wandelten Ansprüchen der ,,Lernenden8'. Dies bedeu- 
tet sowohl die Herstellung permanenter struktureller 
Durchlässigkeit zur Verhinderung von individuell wie 
auch gesellschaftlich katastrophal wirkenden Bil- 
dungssackgassen als auch die Orientierung der Ver- 
mittlungsabläufe von Bildung an den gegebenen In- 
teressen. 

Problemorientierung meint zunächst Interdisziplina- 
rität: Lern- und Aneignungsprozesse sollen sich nicht an 
gegebenen willkürlichen ,,Portionierungen" orientieren, 
mit  denen das Ensemble vermeintlich notwendigen 
Wissens häppchenweise aufgeteilt und vermittelt wird, 
sondern viel mehr an der real existierenden Welt und 
ihren Problemstellungen. Darüber hinaus meint Pro- 
blemorientierung eine bestimmte Form von Arbeitswei- 
se: projekt- und zielorientiert. 

In diesem Rahmen rnuß lnnovation im Bildungswe- 
sen durch ein umfangreiches Bündel von Maßnahmen 
umgesetzt werden: Einerseits, um lnnovationen durch 
das Bildungswesen zu ermöglichen, und andererseits, 
um individuelle Emanzipation und gleiche Bildungs- 
chancen zu e rmög l i~hen .~  

Innovationsförderung durch das Bildungswesen 
Die Befähigung der Menschen, einen aktiven Beitrag zur 
zukünftigen Gestaltung des demokratischen Zusam- 
menlebens und zum nachhaltigen Wirtschaften zu lei- 
sten, muß Hauptaufgabe ei- 

nes nach diesen Prinzipien Die Zielmarken einer umfassenden in- 
gestalteten staatlichen Bil- 
dungswesens sein, Die inter- neren lnnovation des Bildungswesens 
disziplinäre Betrachtung und lassen sich mit den Beariffen Selbst- ., 
Beurteilung technologischer 
Entwicklungen und gesell- entfaltung und Problemorientierung 
schaftlicher Abläufe ist in die- umreißen. 
sem Zusammenhang Vorbe- 
dingung für ausgewählte Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeit. Irn Kontext einer konsequenten Beschäfti- 
gungspolitik gilt es zugleich, das Bildungswesen in eine 
regionaIwirtschaftliche Perspektive einzuordnen. Die 
Einbindung von Lern- und Forschungseinrichtungen in 
regionale Strukturplanung sowie die Bedarfsfeststellung 
regionaler Entwicklungs- und Qualifizierungsfelder 
durch dem staatlichen Bildungswesen vorgelagerte Ein- 
richtungen (regionale Qualifizierungs und Weiterbil- 
dungszentren) können hierbei die Kontinuität des struk- 
turpolitischen Akteurs ,,staatliches Bildungswesen" si- 
cherstellen. 

Stärkung von ,,lnnovationsnetzwerken" 
Regionale Innovations- und Weiterbildungsnetzwerke 
müssen die partikularen Interessen privatwirtschaftli- 
cher Akteure integrieren und zu einem abgestimmten 
Konzept des regionalen wirtschaftsstrukturellen Wan- 
dels führen. Die Unterstützung kleiner und mittelständi- 
scher Unternehmen bei der kostenintensiven FuE-Arbeit 
durch gezielten Wissens- und Technologietransfer lei- 
stet dabei neben der Übernahme arbeitnehmerlnnen- 
spezifischer und betriebsspezifischer Weiterbildungs- 
maßnahmen einen wichtigen Beitrag regionaler Aus- 
und Weiterbildungsinstanzen im Rahmen korporativer 
Netzwerke. Insbesondere für die Hochschule sollte das 
,,studierende Weiterbilden" zur dritten Säule neben For- 
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schung und Lehre weiterentwickelt werden. Der grund- 
legende Unterschied zur klassischen Form des For- 
schungstransfers ist hier die Entwicklung von .prozes- 
sualen Kenntnissen als Voraussetzung für Innovation. In 
diesem Sinne bedeutet Weiterbildung nicht ein Aufho- 
len von wissenschaftlichen und technischen Entwicklun- 
gen, sondern die Freisetzung von Kreativität und die 
gleichzeitige Befruchtung der Hochschule mit  berufs- 
praktischen Erfahrungen. 

Existenzgründung 
Die Existenzgründung aus der Hochschule heraus stellt 
einen zweiten wichtigen Beitrag zur Innovationsförde- 
rung an der Schnittstelle Hochschule/Wirtschaft dar. 

Notwendig ist die direkte 

Zukünftig wird die Realisierung eines Umsetzung 
und ökologischer Entwicklun- 

gerechten und lebenslangen An- gen unter umgehung der ri. 

spruchs auf Bildung eine entscheiden- giden und interessensgeleiten 
FuE-Arbeit der Großkonzer- 

de Voraussetzung zur Bewältigung 
„, Die ,,Mitnahme,, von an 

Zukünftig wird die Realisierung eines gerechten und 
lebenslangen Anspruchs auf Bildung eine entscheiden- 
de Voraussetzung zur Bewältigung der sozialen und 
ökologischen Herausforderungen darstellen. Die Gestal- 
tung sozialer und technologischer lnnovationsprozesse 
wird dabei in hohem Maße prägend sein für den Zu- 
sammenhalt der Gesellschaft, da sich an ihnen nicht 
zuletzt auch die Teilhabe an gesellschaftlichen Verände- 
rungsprozessen messen Iäßt - und das ist dann in der 
Tat ein ,,Mega-Thema". SPW 

' Tiemann, Heinrich: Innovationspolitik am Standort Deutschland 
- Ein Argumentationsleitfaden. In: FES - ,,Dialog Wirtschaft": 
Innovationspolitik am Standort Deutschland, Bonn 1997, S. 28. 
Heinrich Tiemann ist Leiter des Planungsstabes der Sozialdemo- 
kratisches Fraktion im Deutschen Bundestag 
Blättel-Mink, Birgit; Renn, Ortwin: Zwischen Akteur und Sy- 
stem, Opladen 1997. 
Soskice. David: Innovation strategies of companies: a compa- 
rative institutional approach of some cross-country diffe- 
rences. In: Zapf, Wolfgang; Dierkes. M.: lnstitutionenvergleich 
und lnstitutionendynamik. WZB-Jahrbuch 1994, Berlin, S. 271 
- 289 

der sozialen und ökologischen H ~ ~ ~ ~ ~ -  der Hochschule entwickelten " Bell, Daniel; Die nachindustrielle Gesellschaft; Frankfurt arn 
Main 1975, Seite 36 

forderungen darstellen. technologischen Konzepten Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und und die schnelle Umwand- Technologie; lnnovationen durch mehr Flexibilität und Wettbe- 
lung in marktreife Produkte werb. Leitlinien zur strategischen Orientierung der deutschen 

muß durch Risikokapitalabsicherung und durch neue Forschungslandschaft; Bonn, 11. Juli 1996, Seite 2 

unternehmerische Organisationsformen abgesichert ebd.,Seite4 ' ebd. 
werden. Denkbar ist die Beteiligung des Staates oder 8 siehe zu diesem Absatz hinsichtlich konkreter Umsetzungs. 
die Fondbildung zur Finanzierung neuer Unternehrnun- schritte ausführlich die entsprechenden Beschlüsse und Mate- 
gen im Rahmen regionaler Netzwerke. rialien des Juso-Landesverbandes NRW 

,, Wer nichts Neues bringt, 
muß den Weg frei 
machen" 
Wie kommt das Neue in die Welt? 
von Lars Neumann und Hanna Marquaß* 

Besprechung zu: H. v. Pierer; B. v. Oetinger: Wie kommt das 
Neue in die Welt?, Hanser-Verlag 1997, 336 S., 49,80 D M  

H einrich von Pierer, Vorsitzender des Vorstands der 
Siemens AG, und Bolko von Oetinger, der Senior 
Vice President der Boston Cunsulting Group, treten 

mit dem Buch ,,Wie kommt DasNeue in die Welt?" enga- 
giert gegen das ,Lamento der Gegenwart' und für eine 
,Zukunft des Neuen' ein. 

Die Herausgeber haben insgesamt 37 Autoren und In- 
terviewpartner ,,virtuell um einen runden Tisch" zusam- 

* Lars Neumann, Juso UB-Vorsitzender i n  Bochum; Hanna Marquaß, stellv. Juso UB-Vorsitzende 
i n  Bochum 

mengeführt, die darüber berichten, wie DasNeue „mit ih- 
nen in Berührung gekommen" ist. In Kurzberichten, Inter- 
views und längeren Artikeln schildern die Autoren, wie 
DasNeue in ihr persönliches Umfeld gekommen ist und 
welche Wirkungen es dort hatte. Im selben Buch schildern 
amerikanische Tänzer, wie sie neue Choreographien ent- 
wickeln; englische Filmemacher, wie das neue Kino von 
Morgen aussieht; deutsche Unternehmer, wie sie in ihrem 
Unternehmen lnnovationen ermöglichen; katholische 
Theologen, wie Beten und Arbeiten das Neue bringt; chi- 
nesische Architekten, wie der Streit zwischen linker und 
rechter Gehirnhälfte zum Neuen verhilft und schwedische 
Finanzminister a.D., wie die Politik des Neuen aussieht. M i t  
diesem Projekt haben die Herausgeber ein internationales 
Bündnis aus Kultur, Wissenschaft, Wirtschaft und Politikfür 
DasNeue geknüpft. 

Die Herausgeber verfolgen nicht das Ziel, eine große 
umfassende Theorie oder eine ,,handwerkliche Lösung für 
Montag früh" zu schaffen. Trotzdem wird das Lesebuch zu 
einem Gesamtkonzept, nachdem „die Spannungen zwi- 
schen dem Alten und dem Neuen so zu gestalten sind, daß 
das Neue zu uns darf". 

Die Tyrannei des Bestehenden 
Von Pierer und von Oetinger erheben nicht den Anspruch, 
allgemein über gesellschaftlichen Stillstand und politische 
Blockaden zu klagen. Sie wollen Perspektiven aufzuzeigen, 
die über den latenten Autismus hinweg zeigen. Sie wollen 
aus der ,,Tyrannei des Bestehenden" einen Weg finden - 
„Das Land benötigt eine frische Technologie- und Zu- 
kunftsperspektive, anstatt nur über Arbeitslosigkeit zu la- 

greifen, muß sie aber andererseits an inhaltlichen Kriterien 
wie der Durchsetzung einer sozial und ökologischen Ent- 
wicklung und einer umfassenden Emanzipation der Men- 
schen koppeln. 

lnnovationsaufgaben der Linken 
Konkret werden in diesem Heft drei lnnovationsfelder be- 
handelt: 

a) Zunächst geht es u m  die Verschiebung volkswirt- 
schaftlicher Proportionen und den sektoralen Strukturwan- 
del, die grundlegende Konsequenzen für ökonomische Ba- 
sis und ökonomische Regulationsmechanismen haben. 
Thomas Westphal formuliert dazu Umrisse einer alternati- 
ven Politik als ,,Prozeß des konkreten Bruchs", die eine Ab- 
kehr von der dominanten Orientierung auf die bedin- 
gungslose Förderung weltmarktorientierter Kapitale und 
die stärkere Hinwendung zu regionalwirtschaftlich veran- 
kerten Unternehmen beinhaltet. Paul Krugman stellt eine 
Vergleich zwischen dem Chicago des ausgehenden 19. 
Jahrhunderts und dem heutigen Los Angeles an. Anhand 
dieses Vergleich versucht er, die Debatte um die ,Schrecken 
der Globalisierung' auf eine rationalere Grundlage zu stel- 
len. 

b) Dirk Meyer und Birgit Zoerner befassen sich mit dem 
Feld sozialstaatlicher Innovation, einem Feld, welches in 
der vorherrschenden lnnovationsdebatte auf die Frage der 
Ausgestaltung eines Niedriglohnsektors und der zuneh- 
menden Privatisierung der Sicherungssysteme reduziert 

S pätestens seit den wirtschaftlichen Einbrüchen von 
1992193 überschlagen sich die Krisendebatten, in 
deren Mittelpunkt der Strukturwandel innerhalb der 

industriellen Produktion, die Internationalisierung der Pro- 
duktion und die Verschiebung der sektoralen Strukturen 
der gesamten Volkswirtschaft stehen. Der kometenhafte 
Aufstieg des politischen ,,Innovations-Diskurses" und die 
angelagerten Lösungsstrategien machen deutlich, daß die 
aktuelle Krisenentwicklung in der zeitgenössischen Wahr- 
nehmung als grundlegender Strukturbruch innerhalb der 
kontinentaleuropäischen lndustriegesellschaft verarbeitet 
werden. Einige sprechen von der größten Herausforde- 
rung, vor der die Wirtschaft Europas im Wettlauf mit der 
angelsächsischen Ökonomie stehe (vgl. B. Hombach, 
1997). Es scheint größte Einigkeit darüber zu herrschen, 
daß die Zeiten lang anhaltender Wachstumsschübe nun 
unwiderruflich vorbei sind, und daß sich das ungleiche 
Strukturverhältnis zwischen dem expandierenden Export- 
sektor und dem stagnativen Binnenmarkt mit entspre- 
chend weiter steigender Massenarbeitslosigkeit und weg- 
brechenden Staatseinnahmen nicht einfach im nächsten 
Konjunkturhoch verflüchtigen wird. Vor diesem Hinter- 
grund drängen wirtschaftspolitische Konzepte, die sich an 
einem neuen Produktionsmodell mit reformierten Produkt- 
ions- und lnnovationsprozessen orientieren, in allen Partei- 
en und in vielen Wissenschaftseinrichtungen immer stärker 
in den Mittel~unkt.  

Dreifach verschränkter Strukturwandel 
Tatsächlich handelt es sich bei dieser Beschreibung der Kri- 
senlage nicht um eine der.üblichen demagogischen Über- 
treibungen. Die bundesdeutsche Volkswirtschaft steckt in 
einer Phase der Zuspitzung eines dreifach verschränkten 
Strukturwandels. Die Stagnation der ehemaligen dynami- 

wird. Der aktuelle gesellschaftliche Umbruch äußert sich 
nämlich auch in veränderten Lebensweisen und -risiken, 
die mit dem traditionellen sozialstaatlichen Instrumentari- 
um nur unzureichend abgesichert werden können. Im Mit- 
telpunkt ihrer Ausführungen stehen Ansätze zu einer Um- 
gestaltung der sozialen Sicherungssystems, die den Anfor- 
derungen der modernen Arbeitsgesellschaft gerecht wer- 
den. 

C) Als drittes lnnovationsfeld beleuchten Sebastian Jo- 
belius/Konstantin Vössing das Bildungssystem und Benja- 
min MikfeldIJessica Wischmeyer die Veränderung im Ar- 
beitssystem und daraus resultierende Anforderungen an 
die Qualifikationsentwicklung. Im Unterschied zur neolibe- 
ralen lnnovationsvorstellungen wird die Entwicklung der 
Humanressourcen dabei nicht vorrangig als notwendige 
Maßnahme zur Verbesserung der Produktivität und damit 
der Wettbewerbsfähigkeit begriffen, sondern als Mittel, 
um gesellschaftliche Problemlösung und Emanzipation der 
Menschen zu befördern. 

Dieser Schwerpunkt versteht sich als ein fortzusetzen- 
der Beitrag zur notwendigen Debatte um Erneuerung, Mo- 
dernisierung und lnnovation von Wirtschaft und Gesell- 
schaft jenseits kapitalorientierter Verengungen. SPW 

' Zur FES-Studie vgl. Ralf Krämer: Drei Ziele- kein Weg: Neosozialde- 
mokratie, in: spw 3/98, S. 10-1 5; zur bayerisch-sächsischen Studie 
werden wir in der nächsten spw eine ausführlichere Auseinander- 
setzung bringen. 

Programmiertes Wachs- 
tum und moderner 

Kapitalismus 
von Thornas Westphal* 

schen Massenmärkte der Nachkriegswirtschaft (im wesent- 
lichen die Automobilproduktion, die haushaltsorientierten 
Konsumartikel und die unterstützenden Investitionsgüter- 
abteilung) ist verbunden mit einem internationalen Ver- 
drängungswettbewerb, in dem klassische Branchen immer 
weiter an Beschäftigung und Wachstum verlieren. Der 
Massenabsatz ist hier längst vom Verdrängungswettbe- 
werb abgelöst worden. Große Unternehmen mit einst 
klangvollen Namen wie Grundig oder AEG hängen am 
staatlichen Subventionstropf oder sind bereits völlig vom 
Markt verschwunden. 

Das damit verbundene Wegbrechen von Märkten im 
Takt von fünf bis sieben Jahren führt zu immer neuen An- 
forderungen an den unternehmerischen Strukturwandel. 
In der Reaktion auf das Verschwinden von vergleichsweise 
stabilen Marktverhältnissen sind diverse neue Fabrik- und 

* Thomas Westphal, Dortmund, Mitherausgeber der spw, arbeitet i n  einem 
gewerkschafiseigenen Beratungsunternehmen 
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,,Innovation und Gerechtigkeit" lautet der zentrale Wahl- 
kampfslogan der SPD. Im Mittelpunkt der Berichte der Zu- 
kunftskommission der Freistaaten Bayern und Sachsen wie 
auch der Friedrich-Ebert-Stiftung steht ebenfalls das Inno- 
vationsthema.' So fordert die Freistaaten-Kommission die 
unternehmerische Wissensgesellschaft (BayernISachsen) 

als Kern einer Erneuerungsstra- 
Eine Debatte um Erneuerung, Moder- tegie. Die FES benennt als er- 

nisierung und Innovation von Wirt- stes Projekt die Verbesserung 
der Innovationsfähigkeit und 

Schaft und Gesellschaft jenseits die Stärkung der Humanres- 

kapitalorientierter Verengungen ist SOUrCen~ Ähnliches wird auch 
aus dem Unternehmerlager 

notwendig. laut. Die Innovation - sprich 
das ,Neue' - soll in die Welt 

kommen. (siehe die von Lars Neumann und Hanna Mar- 
quas verfaßte Rezension des Buches von Pierer und 
Oetinger). 

lnnovation als Problemlösung? 
Glaubt man diesen Slogans und Einschätzungen, haben 
wir in Deutschland - aber auch in der ganzen Welt - das 
Problem, nicht innovativ genug zu sein. Wenn wir schnel- 
ler Neues entwickeln und umsetzen würden, wären wich- 
tige Zukunftsfragen wie die Beseitigung der Massenar- 
beitslosigkeit oder die Durchsetzung einer sozial und öko- 
logisch nachhaltigen Entwicklung wenn vielleicht nicht 
ganz, so aber zumindest weitgehend gelöst. Falls doch 
noch einige Marginalisierte übrig bleiben sollten, wird für 

diese eben ein Niedriglohnsektor eingerichtet. Damit soll 
die gesellschaftliche Spaltung zwar nicht überwunden, 
aber zumindest politisch befriedet werden, damit sie die 
Reproduktionsfähigkeit des Systems nicht gefährdet. Und 
wer sich trotz dieser lntegrationsangebote nicht einfügen 
will, für den werden unter dem Stichwort ,,Innere Sicher- 
heit" die repressiven Elemente der Staatsgewalt verfeinert. 

Bei genauerem Hinsehen zeigt sich jedoch, daß der 
über die Lager hinweg verwendete neoliberal geprägte In- 
novationsbegriff höchst einseitig ist. Dreh- und Angel- 
punkt ist eine Technikzentriertheit, die an die alte Vorstel- 
lung anknüpft, jegliche Probleme mittels neuer Technologi- 
en lösen zu können. Dies wird mit den Anforderungen der 
internationalen Standortkonkurrenz verbunden. Die füh- 
renden multinationalen Unternehmen sollen in die Lage 
versetzt werden, in der Triade-Konkurrenz besser bestehen 
zu können. Kriterium für die Sinnhaftigkeit von lnnovation 
ist somit nicht die Lösung gesellschaftlicher Probleme, son- 
dern die Steigerung von Profit und die Verbesserung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Damit einhergeht 
die Fortsetzung des seit Mitte der 80er Jahre andauernden 
Trends, die Politik systematisch zurückzudrängen und ge- 
sellschaftliche Steuerungsaufgaben Marktmechanismen zu 
überantworten und damit unter Kontrolle der führenden 
Kapitalgruppen zu geben. 

Diesem verkürzten und kapitalorientierten Innovations- 
begriff wollen wir mit den folgenden Beiträgen ein Ver- 
ständnis gesellschaftlicher Erneuerung und Modernisie- 
rung entgegensetzen, welches an unser Innovationsver- 
ständnis, wie wir es schon 1989 in den 53 Thesen des Pro- 
jekts Moderner Sozialismus formuliert haben, anknüpfen. 
Demnach soll lnnovation zwar einerseits die mit neuen 
technologischen Entwicklungen verknüpften neuen Pro- 

* Dr. Joachim Schuster, Politikwissenscha~ler, Mitglied der spw-Redaktion; Thomas Westphal, 
Mitherausgeber der spw blemlösungsmöglichkeiten und Gestaltungschancen auf- 

mentieren." Ihre Antwort auf diesen gesellschaftlichen 
Autismus ist ,,DasNeue". 

Gleichzeitig sind sich beide Herausgeber darüber im 
Klaren, daß eben dieses Neue nicht ohne weiteres zu ih- 
nen kommt - „der gemeinsame Nenner ist das schöpferi- 
sche Zusammentreffen unterschiedlichster Elemente an 
einem Brennpunkt, an dem ungeheure menschliche 
Spannungen auftreten, mit dem das Neue ringen muß, 
wenn es zu uns will." Sie entwerfen eine Gesellschaftsper- 
spektive mit einem gesunden ,,Groß- und Kleinklima". Die 
Gemeinsamkeit beider Systeme ist im ,,kreativen Spiel" zu 
finden. Dieses kreative Spiel ist nichts anderes als ,,scharfer 
Wettbewerb. der anreizt". 

Das unternehmerische Individuum 
Das gesunde Kleinklima als Keimzelle des Neuen konstitu- 
iert sich auf individueller Selbstverantwortung und einem 
unternehmerischen Geist. „Das große unerschlossene Po- 
tential kreativer und unternehmerischer Menschen wird 
das Schicksal unserer Wirtschaft bestimmen." Sie fordern 
individuelles Risiko (das entsprechend belohnt werden 
muß) und kreativen Geist in freien Organisationen. Auch 
wenn ,,in jedem Menschen in gewissem Grad ein Unter- 
nehmer steckt", ,,wird diese Anlage leider sozial ziemlich 
schnell zugeschüttet". Die Auswirkungen auf den Einzel- 
nen beschreiben sie klar und deutlich: ,,Weil jeder sein Le- 
ben und seinen Unterhalt viel stärker in die eigenen Hän- 
de nehmen muß, sollte er befähigt werden, sein Geld sel- 
ber zu verdienen, aber auch größere Lohn- und Einkom- 
mensdifferenzierungen und stärkere Ungleichheiten ak- 
zeptieren." An dieser Stelle ist der Verbindungsschlüssel 
zwischen gesundem Klein- und Großklima nicht nur durch 
das System, sondern erst recht durch die Inhalte der Bil- 
dung zu sehen. Die wichtigste Aufgabe des Staates ist es 
demnach, Schulen und Hochschulen so auszurichten, 
„daß sie der Jugend jene Haltung und Fähigkeit vermit- 
teln", die diese in Zukunft brauchen. 

Geistige Führung 
Im Mittelpunkt eines gesunden Großklimas steht also eine 
neue gesellschaftliche Grundhaltung. Sie beschreiben ein 
Großklima der Zukunft, das für Technik und Fortschritt, für 
ein neues Unternehmertum und Risikofreudigkeit steht. 
Hier übernimmt der Staat die zukunftsentscheidende ,,gei- 
stige Führung". Dem Bürger soll geholfen werden, den 
Wandel zu begreifen. Der Staat soll ,,ihm das optimistische 
Grundgefühl geben, daß dieser Wandel, bei allen Über- 
gangsschwierigkeiten, die Chance eröffnet, das menschli- 
che Leben materiell wie kulturell auf eine höhere Entwick- 
lungsstufe zu heben." Bei den Aufgaben, die der Staat dar- 
über hinaus übernehmen soll, sind sich die verschiedenen 
Autoren durchaus nicht einig. Einerseits steht die Vorstel- 
lung eines Türöffner-Staates im Raum, der den Weg mit 
konkreten Instrumenten zur lnformationsgesellschaft be- 
schleunigen kann. Dem steht die Ansicht von Jost Stoll- 
mann entgegen: ,,Die Führungskraft der Zukunft kann 
nicht mehr, als eine allgemeine Richtung vorgeben." Sie 
soll sich darauf verlassen, daß viele Leute das Richtige tun 
werden. In diesem Großklima sind nunmehr Innovationen 
gefordert, bei denen es nicht nur um neue Produkte geht, 
sondern um eine ,,Neuschöpfung von Wirtschaft, Politik 
und Kultur". 

Das Neue 
Die Kombination aus einer gesellschaftlichen Grundhal- 
tung, die dem Neuen gegenüber offen ist, und einem krea- 

tiven Geist, der in der Kooperation mit seiner Organisation 
frei und unternehmerisch handeln kann, wird somit span- 
nungsgeladen zum Neuen. 

Auch wenn von Pierer und von Oetinger am Ende ihres 
Buches über die Endlichkeit des Fortschritts philosophieren 
und eine globale ökologische Verantwortung anmahnen, 
sehen sie dennoch keine ,,Grenzen des Wachstums". Der 
Ausweg ist in der ,,ökonomischen Evolution" zu sehen. 
,,Das Neue verlangt nach radi- 
kalen Schritten" und sie ,,müs- ~ i ,  ~ ~ ~ b i ~ ~ t i ~ ~  aus einer gesell- 
Sen andauern, damit sich nicht 
zu früh ein trügerisches Gleich- schaftlichen Grundhaltung, die dem 
gewicht, d.h. Stillstand, ein- Neuen gegenüber offen ist, und ei- 
pendelt und wir wieder zurück- 
fallen." nem kreativen Geist, der in der Koope- 

Den Herausgebern Heinrich ration mit seiner Oraanisation frei und .., 
von Pierer und Bolko von 
Oetinqer ist mit diesem Proiekt 

unternehmerisch handeln kann, wird 

auch das gelungen, was Ger- somit spannungsgeladen zum Neuen. 
hard Cromme im Laufe seines 
Interviews für sein Unterneh- 
men anmahnt. Es ginge ihnen darum, den ,,Schatz zu he- 
ben, der im Know-how unserer Leute liegt." Jeder einzelne 
Akteur dieses Buches ist seiner ,,Eigenverantwortung" 
nachgekommen und hat sich an der eigenwilligen (und 
auch unreflektierten) Neuschaffung des Neuen beteiligt. 

Sicherlich sind in diesem Buch einige Aufsätze und In- 
terviews mit Interesse zu lesen - erst recht, wenn man über 
,,bisher unentdeckte Sphären" einen Eindruck gewinnen 
will. Bei einem Marktpreis von knapp 50,- DM ist aber eher 
die kurzweiligere Variante der Web-Page ,,http:ll 
dasneue.deU zu empfehlen. SPW 
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CROSSOVER-THESEN: PROJEKTE FÜR EINEN ÖKOLOGISCH-SOLIDARISCHEN „NEW DEAL" 

Ökologische 
Steuerreform 

1. Strategischer Einstieg in den 
ökologischen Umbau 

Ökosteuern sind 
keine ,,politikneutra- 

le" Antwor t  auf  die 
Umweltkrise, deren 

Durchsetzung 
lediglich eine Frage 

der Vernunft und  
des guten Willens 

ist. 

D ie Diskussion um Ökosteuern 
und ökologische Steuer- 

reform rnuß sich der Erkennt- 
nis stellen, daß wir es mit einer globa- 
len Strukturkrise der kapitalistischen 
lndustriegesellschaften zu tun haben, 
und nicht lediglich mit der mangel- 
haften Wettbewerbsfähigkeit des ei- 
nen oder des anderen Standorts. Eine 
,,linke" lnnovationsstrategie, die nur 
dafür sorgen will, daß ,,wirJ' (Deutsch- 
land, Europa) künftig die Spitzenrei- 
ter im Export von Ökokühlschränken, 
Photovoltaikanlagen und Niedrigen- 
ergiehäusern werden, würde zu kurz 
greifen. Die ,,Gruppe von Lissabon" 
fordert mit Recht den Abschied vom 
Dogma der ,,Wettbewerbsfähigkeit" 
als Voraussetzung einer neuen Politik, 
die zur globalen Kooperation auf aus- 
gesuchten, nur gemeinsam zu bewäl- 
tigenden Problemfeldern hinführt. 
Eine nachhaltige Entwicklung erfor- 
dert eine grundsätzliche Änderung 
unserer Produktionsweise. Sie ist 
ohne Aufhebung neokolonialer Ab- 
hängigkeiten nicht zu lösen. 

Ökosteuern sind keine ,,politik- 
neutrale" Antwort auf die Umwelt- 
krise, deren Durchsetzung lediglich 

eine Frage der Vernunft und des gu- 
ten Willens ist. Sie sind ein strategi- 
scher Einstieg für einen Kurswechsel 
in der Wirtschaftspolitik, die sich 
nicht dem Diktat des Weltmarkts 
fügt. Ein zentrales Ziel einer ökologi- 
schen Steuerreform ist es, die Öko- 
nomie politisch zu gestalten und den 
Primat der Politik durchzusetzen. Der 
Primat der Politik kann nur auf de- 
mokratische Weise zum Zuge kom- 
men. 

Der ökologische Umbau muß mit 
einer Ausweitung demokratischer 
Teilhaberechte der Bevölkerung ein- 
hergehen (Informations- und Akten- 
einsichtsrechte, Verbandklagerechte, 
Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und Technikfolgenabschätzungen 
u.v.m.). Die Erfahrung zeigt, daß Stra- 
tegien zu kurz greifen, die sich am 
Menschenbild des ,,homo oeconomi- 
cus" orientieren - der Mensch als En- 
semble wirtschaftsrationaler Motive. 
Nur weil die Preise für umweltschädi- 
gende Produkte wie z.B. PS-starke Lu- 
xuslimousinen durch eine ökologische 
Politik steigen werden, verschwindet 
nicht die mit  diesen Produkten ver- 
bundene Sehnsucht nach Status und 
Anerkennung und die Motivation, 
auch als Normalverdiener dafür zu 
sparen. Der ökologische Umbau und 
die ökologische Steuerreform werden 
nur Erfolg haben, wenn es gelingt, 
bei den Menschen die Lust auf ein 
neues Wohlstandsmodell, Neugierde 
statt Angst vor Veränderungen und 
eine neue Vision des „Gut leben statt 
viel haben" zu wecken. Als bloß passi- 
ve ,,Revolution von oben" kann die 
ökologische Steuerreform schnell im 

Gestrüpp erster Widerstände und 
aufgestauter Frustrationen auf hal- 
bem Wege steckenbleiben. 

2. Elemente einer ganzheitlichen 
Umbaustrategie 
Nationale oder europaweit eingeführ- 
te Ökosteuern müssen als Teilinstru- 
ment einer ganzheitlichen Strategie 
des ökologischen Umbaus betrachtet 
werden. Diese verbindet staatliche 
Eingriffe mit zivilgesellschaftlicher 
Mobilisierung und Selbststeuerung. 

Zum Bereich staatlicher Eingriffe 
gehört das Ordnungsrecht, um 
marktregulierende Rahmenvorgaben 
zu setzen (Schadstoffgrenzwerte, Ge- 
und Verbote, aber auch politische 
Vorgaben wie der Atomausstieg, In- 
tegrierte Ressourcenplanung, demo- 
kratische Energieaufsicht etc.), ohne 
die auch die Preissignale der Ökosteu- 
ern kaum in die erwünschte Richtung 
wirken würden. In der Bundesrepu- 
blik rnuß die jahrelang aufgeschobe- 
ne Wärmenutzungsverordnung (effi- 
ziente Nutzung von Abwärme in in- 
dustriellen Prozessen) auf den Weg 
gebracht werden. Sie bewirkt einen 
Schub zu mehr Energieeffizienz und 
schafft gleichzeitig neue Arbeitsplät- 
ze. 

Ein zivilgesellschaftliches Element 
ist eine bewußte Konsumwende - 
denn der Abschied vom Auto ist 
nicht nur eine Frage der Kosten, son- 
dern der Veränderung einer Lebens- 
weise und der fordistischen Massen- 
kultur. 

Die Erweiterung demokratischer 
Teilhaberechte in der Wirtschaft ist 
eine weitere Voraussetzung, um 

BONN APART 

keit oder Verantwortunq für das MfS tel der politischen Auseinanderset- lieh-negative Handlungen zu erwarten 

für zulässig. Wegen der-~efahr eines zung gebraucht, um den betroffe- S. 271) 
,,imperialistische und andere nichtsoziali- 

Mißbrauchs müßten aber ein rechts- nen Abgeordneten zu diskreditie- stische Saaten und Territorien, gegen die 
staatliches Verfahren, das Erfordernis ren."28 Ja, so ist es. Und der Verdacht ~ Z W .  V O ~  denen aus ... politisch-operative 
einer qualifizierten Mehrheit und ist beqründet. Nur: Die ganzen vor- Maßnahmen durch das MfS ... durchge- 

,,von der Verstrickung des Abgeord- 
neten eine so sichere Überzeugung" 
gegeben sein, „daß vernünftige Zwei- 
fel an der Richtigkeit der Feststellung 
ausgeschlossen sind. ... Mutmaßun- 
gen sind ihm (dem Ausschuß) ver- 
wehrt."23 

Der Verfahrensbevollmächtigte 
von Bundestag und Ausschuß, Prof. 
Dr. Wolfgang Löwer, kämpfte gegen 
eine inhaltliche Prüfung durch das 
Gericht: Das Überprüfungsverfahren 
ähnele der Arbeit der Untersu- 
chungsausschüsse. Der insoweit 
maßgebliche Artikel 44 Abs. 4 des 
Grundgesetzes bestimme aber: „Die 
Beschlüsse der Untersuchungsaus- 
schüsse sind der richterlichen Erörte- 
rung entzogen. In der Würdigung 
und Beurteilung des der Untersu- 
chung zugrunde liegenden Sachver- 
halts sind die Gerichte frei." Die feh- 
lende gerichtliche Prüfbarkeit solle 
,,jedermann verdeutlichen, daß es 
sich nicht um einen justitiellen Akt 
handelt, der für die Ermittlung der 
Wahrheit die Dignität24 richterlicher 
Professionalität für sich in Anspruch 
nehmen könnte.''25 Das Gleiche gelte 
für Beschlüsse des Immunitätsaus- 
Schusses in Überprüfungsangelegen- 
heit. 

Auch das Bundesverfassungsge- 
richt hat eine verfassungsgerichtliche 
Prüfung des Berichts in der Sache aus- 
qeschlossen: „Die vom Antraqsteller 

angegangenen Operationen des 
Ausschusses dienten doch nur dazu, 
die Schlußpassagen aufzubauen. 
Auch zu den Einzelkomplexen ent- 
hält der Bericht überwiegend keine 
Feststellungen, sondern Mutmaßun- 
gen. 

Der Stasi keine Macht ... 
Wenn das Verfassungsgericht auch 
zukünftig derartige Berichte nicht in 
der Sache prüfen will, wofür manches 
spricht, bleibt nur eine Möglichkeit, 
um die Rechte einzelner Abgeordne- 
ter und kleinerer Gruppen vor der Ar- 
roganz der ganz großen Mehrheit zu 
schützen: Im Lichte der jetzt gemach- 
ten Erfahrungen rnuß erkannt wer- 
den, daß ein Mißbrauch durch Ver- 
fahrensvorschriften nicht ausge- 
schlossen werden kann und daß des- 
halb das Überprüfungsverfahren mit 
dem Grundgesetz gänzlich unverein- 
bar ist und wieder abgeschafft wer- 
den rnuß - und ohne jeden Verlust 
auch abgeschafft werden kann, da ja 
die Feststellungen des Immunitäts- 
ausschusses nach eigener Rechtsauf- 
fassung für sich nicht einmal die 
Dignität in Anspruch nehmen kön- 
nen, die jedem amtsgerichtlichen Ur- 
teil eigen ist. 

Das freie Mandat jedes demokra- 
tisch gewählten Bundestagsabgeord- 
neten rnuß wieder befreit werden von 
den unseliqen Deformierungen, die 

ruhrt werden." (Wörterbuch, S. 264) 
,,Glaubhafter Vorwand, durch den Perso- 
nen in der operativen Arbeit über die 
wahren Ziele und Absichten des MfS ge- 
täuscht werden ..." (a.a.0. S, 233) 
Eine IM-Vorlauf-Akte wurde angelegt und 
registriert, wenn die Absicht bestand, 
eine Person als IM zu werben. Nach er- 
folgreicher Werbung und Verpflichtung 
erfolgte mit  Zustimmung des jeweiligen 
Vorgesetzten eine Umregistrierung. ,,Die 
Abteilung XI1 händigte dann den Teil II 
der Akte an den IM-führenden Mitarbei- 
ter aus." (vgl. Helmut Muller-Enbergs: 
Normative Grundlagen des MfS für die 
Arbeit mit IM, in: Materialien der Enque- 
te-Kommission ,,Aufarbeitung von Ge- 
schichte und Folgen der SED-Diktatur in 
Deutschland" Bd. VIII, S. 483 f.) 
,,Prozeß der Vorgangsbearbeitung, in dem 
der Verdacht strafbarer Handlungen 
(Staatsverbrechen oder operativ bedeutsa- 
men Straftat der allgemeinen Kriminalität) 
... geklärt wird." (Wörterbuch, S. 273) 

'O ,,Gesellschaftlicher Mitarbeiter für Sicher- 
heit (GMS): Bürger der DDR mit einer 
auch in der Öffentlichkeit bekannten 
staatsbewußten Einstellung und Haltung, 
der sich für eine vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit mit dem MfS bereit erklärt ..." 
(Wörterbuch, S. 145) 

l 1  vgl. Müller-Enbergs, a.a.0.. S. 463 ff., in- 
bes. 5. 467f. 

l 2  Teil II der IM  Akten mit den schriftlichen 
Berichten des IM und den Treffberichten 
gemäß den Durchführungsbestimmun- 
gen zu den Richtlinien 1/68 und 1/79, ab- 
gedruckt in: Müller-Enbergs: Inoffizielle 
Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit, in: Materialien der Enquete- 
Kommission ,,Aufarbeitung von Ge- 
schichte und Folgen der SED-Diktatur in 
Deutschland" Bd. VIII, S. 288f. bzw. 378 

j 3  So aber der Berichtsentwurf des parteipo- 

in den Mittelpunkt gerückten Rügen, die antithetischen Zwillinge Mielke litisch 

mit denen er die Feststellung, Würdi  und Gauck der Verfassungswirklichkeit d:h " ~ ~ ~ ~ ~ i ~ ~ s i : ~ ~ ~ s E ~ ~ b " ~ ~ ;  > ,  

gung und Beurteilung der Tatsachen aufgenötigt haben! SPW nicht erwiesen festqestellt" werde. Er 

angreift, sind der verfassungsgericht- 
lichen Prüfung entzogen ... Die zu 
den Feststellungen führenden Gedan- 
kengänge sind dargestellt und genü- 
gen damit dem Begründungserfor- 
dernis.'jz6 Das Kriterium des Beschlus- 
ses von 1996, daß ,,vernünftige Zwei- 
fel an der Feststellunq ausgeschlossen 

gekürzte Fassung eines Beitrags in dem 
von Jochen Zimmer herausgegebenen 
,,Gauck-Lesebuch", das im September 
beim Eichborn-Verlag erscheinen wird. 
Bericht des Ausschusses fur Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung 
zu dem Überprufungsverfahren des Ab- 
geordneten Dr. Gregor Gysi (BT-Drs. 131 
10893). Seitenanqaben in Klammern be- 

wurde im Juni 1997 bekannt, dann aber 
hektisch aus dem Verkehr gezogen. (vgl. 
Stellungnahme Gysi, Bericht. S. 52) 
Ergänzender Bericht, S. 10 
daselbst S. 11 
bestätigt in der Antwort der Bundesregie- 
rung auf meine mundliche Anfrage (Ple- 
narprotokoll 131237. 5. 21 808) 
Müller-Enbergs, Inoffizielle Mitarbeiter, S. 
3 4 r - - 
I 1 3  

sind," wird stillschweigend aufgege- ziehen sich im folgenden auf diesen Be- 18 vgl, hierzu den ~~i~~~~ von ~ ~ ~ i ~ l ~  ~~h~ . , 
ben bzw. darauf reduziert, daß der ricnt. in dem ,,Gauck-Lesebuch" 

ROger Engelmann: Zum Wert der MfS-Ak- 19 vgl, das Schreiben des Gauck.Mitarbeiters ,,seine sichere ten, in: Materialien der Enquete.Kommis. Klaus Richter vom 08. Mai 1995 Überzeugung darlegt.''27 Damit wird sion ,.Aufarbeitung von Geschichte und 20 NJW 1996, 2720 
der notwendige Schutz gegenüber ei- Folgen der SED-Diktatur in Deutschland" „ i\llW 

nem Mißbrauch der Kollegialenquete 
zurückgenommen. 

Die eine Hälfte des Senats prüfte 
am Ende dann aber doch in  der Sa- 
che: „Die Schlußpassage enthält kei- 
ne Feststellungen, sondern Mutma- 
ßungen." Sie „ist daher geeignet, 
den Verdacht zu nähren, das Über- 
prüfungsverfahren werde als ein Mit- 

Bd. VIII. S 271f. 
Das Worterbuch der Staatssicherheit, 
Hg.: Bundesbeauftragter fur die Unterla- 
gen des Staatssicherheitsdienstes, S. 31 1 
Eine ,,Operative Personenkontrolle" dien- 
te entweder der ,.Erarbeitung eines Ver- 
dachts" einer Straftat oder dem ..Erken- 
nen von Personen mit feindlich-negativer 
Einstellung bzw. operativ bedeutsamen 
Verbindungen und Kontakten, von denen 
unter bestimmten Bedingungen feind- 

, . . . , . . , 

Der Fall Steinerwienand bezog sich auf 
Vorgänge während der Zugehörigkeit 
zum Bundestag. 
NJW, S. 2722 
hoher Rang, (Amts-)Würde 
Schriftsatz Prof. Löwervom 23.06.98, S. 41 
Urteil des Bundesverfasssungserichts vom 
20 07.98, S. 25f. 
daselbst, S. 33 
daselbst, S. 38f. 

Das freie Mandat 
jedes demokratisch 
gewählten Bundes- 
tagsabgeordneten 
rnuß wieder befreit 
werden von den 
unseligen Deformie- 
rungen, die die 
antithetischen 
Zwillinge Mielke und 
Gauck der Verfas- 
sungswirklichkeit 
aufgenötigt haben! 
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H i r n  01. Geber 

GLAul & nr.;.q 
ALAU 

Antrag des Ausschusses fßr Wahlprüfung. Immunität und Gesch8flsordnung (I. 
Ausschuß). Tgb.-Nr.: 1163FJSZZ 

SihrprahneiHen D,. Geber. 

anbei Gkrrende Ich Ihnen den 'InIsmen Bedchl ..:der Spezialrecheiche U. a. zum obigen hlrap. 

HeuteMmag haLHenDr. B. Reinam WdB. B e ~ t e M r r d e s  Ausschusses) kua balmirher. 

elnperehcn. Ihn halder ErkennVihsIandder Benamerummema Iniaiirrien. Ich habeHern~r. 

Rein=& anhand der EinleHung und der Fa& um- Bedchler lnbrnlen. in unserem Gerwash 

aha er neben elnerReuie mehr oderwenberwnhlberDel8lls verallem um den Charaklerdcr 

Fragen urddlsM uiueierAntwon. LX. Reinha,izmclnle. eswill aus der Behade-~Hdrtllch - eine 

'QuiachleiUche SlellvngoRime'kammen. und beider BsanMvnp der slnzelnen Fnpan von Ihm 

selbst brw. von S. Pmbrt (MdB) konnte slch auf unsere Stsllurgnahrne bsropen &M und ggl. 

n c d  smaruerde Bemeihingan hl-eSL>nmen. FalU Fngen konlrapmduMiv Kren. s i k ~ i n a  die 

Anhvoil sinerBcpandvng auchga~undg~rwqpdassen werden 

Ich Y ~ E S  aufein Ksmpmblcm. daB kl elnerOberbeanrpnichung des Ausragewsfiw elmibei 

Uniedagen bm. be.1 eher zu gerinpen Bcachbng derGuamQurrammcnhhenflge die Galahrvm Ver- 

wlnung und Lcpendenäldung anlslonde. 

ür. Rtinam bal zu emap'm. ob behadllcheesh nicht parallelairAiirkunn bm. zur .gutachte,- 

lichen Außeiunp' elne Slnlanzalpo erloigen kams WndanlenvemQ. / 

Ich bino demnach3 um slne R G ~ a c h s .  deren Zid melnencns da* beseht leshulcpen. In 

welchaFom dle Beaibeniq der AnIraper atgarchlriurn&en @He 

Mmirnrrlls benle Ich mrider SpezialrrshersDe den lnhsn der Anhvort dstallllen vor 

Anlagen -Interner BedchL April 1995 

Kopleder Schrelknsvom m 04 1895. 

. Kopeder Fragen vom 31 03 1995 

Cragenxa~a~cg s PIOM [M~B) Dr B Reinsm (MdB) 

hartz auf die Gauck-Behörde. 

Was wäre mi t  den 
Methoden des 

Immunitätsausschus- 
ses und  der Unter- 

stützung von Herrn 
Gauck wohl aus 

Stolpes Akten 
herausgelesen 

worden? 

Beschämend sowohl für den Im- 
munitätsausschuß als auch für die Be- 
hörde des Bundesbeauftragten sind 
die inoffiziellen Kontakte und Abspra- 
chen zwischen ihnen. Spitzenleistung 
war in diesem Zusammenhang der 
Versuch des damaligen Berichterstat- 
ters der CDUICSU, ,,behördlicherseits 
... parallel zur Auskunft bzw. zur ,gut- 
achterlichen Stellungnahme' eine 
Strafanzeige ... (Mandantenverrat)" er- 
statten zu lassen1g (s. Abbildung). Auf 
derselben Linie lag die dauernde Kun- 
gelei mit Teilen der Presse, die stets vor- 
zeitig mit vertraulichem Material, sei es 
von Ausschußmitgliedern, sei es aus 
der Behörde versorgt wurden. 

Weniger transparent hingegen 
waren Verfahren und ausgewertete 

Dokumente für die Normalsterblichen 
unter den Bundestagsabgeordneten, 
in deren Namen der Immunitätsaus- 
schuß seineTätigkeit entfaltete. Zu kei- 
nem Zeitpunkt fand eine Diskussion im 
Plenum statt, fraktionsintern gab es je- 
denfalls bei der SPD keine Aussprache. 
In aller Stille hatte sich um die Vorlage 
des gemeinsamen Berichtsentwurfs 
eine ganz große Koalition aus CDUI 
CSU, SPD und Grünen gebildet. 

Neben der PDS-Vertreterin verwei- 
gerte überraschend nur der Abgeord- 
nete Jörg van Essen (FDP) seine Zu- 
stimmung und legte einen eigenen 
Entwurf vor. Er hatte sich fortbeste- 
hende vernünftige Zweifel daran, daß 
eine Tätigkeit Gysis für das MfS nach- 
gewiesen sei, nicht ausreden lassen. 
Davor hat ihn gewiß der Respekt vor 
der eigenen juristischen ,,Professiona- 
lität" als Oberstaatsanwalt a. D. be- 
wahrt. 

Daß die Vertreterin der Grünen 
den Ausschußbericht voll mitgetragen 
hat, daß sie auch an den Absprachen 
mit der Gauck-Behörde beteiligt war, 
ist Ausdruck dafür, daß die Mehrheit 
ihrer Bundestagsfraktion sich nach An- 
erkennung als eine ganz normale Par- 
tei sehnt. Sie will sich endlich auf den 
Stühlen der Regierung etablieren und 
ordnet sich deshalb in die Einheitsfront 
einer ganz großen Koalition ein. Bei 
Gysi geht es ihr nicht um demokrati- 
sche Rechte und den Schutz von Min- 
derheiten, auch parlamentarischen 
Minderheiten, sondern darum, eine 
konkurrierende Kraft aus dem Parla- 
ment zu drängen. 

Nicht anders ist das beim Ob- 
mann der SPD, Dr. Uwe Küster (Mag- 
deburg). Die Sozialdemokratie wäre 
aber gut beraten, ihr entsprechendes 
Verhalten für die Zukunft noch einmal 
zu bedenken. Es wirkt auf Dauer nicht 
übermäßig glaubwürdig, einen Gysi 
zu verdammen und mit einem Über- 
Vater Stolpe an der Spitze in den 
Wahlkampf zu ziehen. Was wäre mit 
den Methoden des Immunitätsaus- 
schusses und der Unterstützung von 
Herrn Gauck wohl aus Stolpes Akten 
herausgelesen worden? Und was ist 
mit der erneuten Etablierung des 
Magdeburger Modells und dessen 
angekündigter Übertragung auf 
Mecklenburg-Vorpommern und Thü- 
ringen? Angesichts der plakatierten 
,,roten Hände" und der Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs gegen Stolpe 
müßte auch der naivste der SPD-Ab- 
geordneten endlich begreifen: Die 
Kampagne gegen Gysi richtet sich 
auch, ja vor allem gegen einen Politik- 
wechsel unter Führung der SPD. 
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In der Sache verfassungsgericht- 
lich nicht geprüft ... 
Auch nach Auffassung der Hälfte des 
2. Senats des Bundesverfassungsge- 
richts verletzen die letzten vier Sätze 
des Berichts Gregor Gysi in seinen ver- 
fassungsmäßigen Rechten aus Artikel 
38 des Grundgesetzes: 

,,Dr. Gysi hat seine herausgehobe- 
ne berufliche Stellung als einer der we- 
nigen Rechtsanwälte in der DDR ge- 
nutzt, um als Anwalt auch internatio- 
nal bekannter Oppositioneller die poli- 
tische Ordnung der DDR vor seinen 
Mandanten zu schützen. Um dieses 
Ziel zu erreichen, hat er sich in die Stra- 
tegien des MfS einbinden lassen, 
selbst an der operativen Bearbeitung 
von Oppositionellen teilgenommen 
und wichtige Informationen an das 
MfS weitergegeben. Auf diese Er- 
kenntnisse war der Staatssicherheits- 
dienst zur Vorbereitung seiner Zerset- 
zungsstrategien dringend angewie- 
sen. Das Ziel dieser Tätigkeit unter Ein- 
bindung von Dr. Gysi war die mög- 
lichst wirksame Unterdrückung der de- 
mokratischen Opposition in der DDR." 
(50) 

Da bei Stimmengleichheit eine 
Maßnahme nicht für verfassungswid- 
rig erklärt werden kann, hat Gysi sei- 
nen Organstreit dennoch in vollem 
Umfang verloren. Zu recht ist aber von 
einer nur knappen Niederlage, einem 
halben Sieg die Rede gewesen. Denn 
auf die letzten Sätze kam es ja denjeni- 
gen gerade an, die Gysi persönlich und 
beruflich treffen, die ihn und mit ihm 
seine Partei aus dem Bundestag hin- 
auskatapultieren wollen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat- 
te sich schon 1 99620 kritisch mit der 
Möglichkeit der Überprüfung von Ab- 
geordneten auseinandergesetzt und 
festgestellt: 

„Die Mitglieder des Deutschen 
Bundestags haben durch das Wähler- 
votum den Status eines unabhängi- 
gen Abgeordneten erlangt. Diesen 
Status hat der Bundestag zu achten. 
Er ist grundsätzlich gehindert, das 
Verhalten eines Abgeordneten vor 
der Wahl, soweit es nicht zulässiger- 
weise seine Wählbarkeit ausschließt, 
zum Anknüpfungspunkt eines beson- 
deren Überpr~fun~sverfahrens zu 
m a ~ h e n . " ~ '  

Bis zur Vereinigung kannten das 
Grundgesetz und die bundesdeut- 
sche Verfassungswirklichkeit solche 
Überprüfungen nicht.22 Das Bundes- 
verfassungsgericht hält sie nur aus- 
nahmsweise im Rahmen des Über- 
gangs von der Diktatur zur Demokra- 
tie im Hinblick auf eine frühere Tätig- 
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Branchen und Infrastrukturen nach 
Kriterien einer nachhaltigen Wirt- 
schaftsweise umzugestalten. Die 
Kampagne der IG-Metall zu ökolo- 
gisch schädlichen Lösungs- und Reini- 
gungsmitteln in Metallbetrieben oder 
die Initiativen der Arbeitskreise zur 
,,alternativen Produktion" aus den 
80er-Jahren geben einen Hinweis auf 
das schlummernde Potential für de- 
mokratische Gegenmacht als auch 
aktive Gestaltungspolitik für den öko- 
logischen Umbau aus dem lnnern der 
Betriebe. Dieses heute weitgehend 
verschüttete und vergessene Potential 
gilt es in einer Zeit zu aktivieren, w o  
alle Welt von notwendiger Innovati- 
on, von motivierten Beschäftigten 
und größeren Entscheidungsspielräu- 
men der Arbeitnehmerlnnen als Vor- 
aussetzung wirtschaftlichen Erfolgs 
nur redet. Erweiterte individuelle und 
kollektive Mitbestimmungsrechte (Ar- 
beitsverweigerungsrecht bei gesund- 
heitsgefährdenden Arbeitsbedingun- 
gen, Ausdehnung der betrieblichen 
Mitbestimmung auf Umweltfragen, 
Einführung einer ,,dritten Bank" für 
Umwelt- und Fraueninteressen in den 
Aufsichtsräten von Großunterneh- 
men) könnten einen Schub für eine 
arbeitnehmerlnnenorientierte ökolo- 
gische lndustriepolitik auslösen, der 
für den Umbau mindestens ebenso 
bedeutsam ist wie die Einführung von 
Ökosteuern. 

3. Wirtschaftspolitische Einbin- 
dung 
Ökosteuern und Konzepte einer öko- 
logischen Steuerreform sind heute 
bei großen Teilen der Bevölkerung 
mit der Angst vor Arbeitsplatzverlust 
und höheren Belastungen verbun- 
den. Es ist deshalb nicht möglich, 
nur auf positive Wirkungen durch 
die Preissignale der Ökosteuer (Ver- 
teuerung des Energie- und Ressour- 
cenverbrauchs) zu setzen. Vielmehr 
muß sie in einen konzeptionellen Zu- 
sammenhang mit verschiedenen In- 
strumenten der Modernisierung, Hu- 
manisierung und Demokratisierung 
der Wirtschaft und der Lösung der 
Jobkrise gestellt werden. Der ökolo- 
gische Umbau kann wirtschaftlich 
und beschäftigungspolitisch erfolg- 
reich werden, wenn er zu einer dra- 
stischen Reduktion des Ressourcen- 
einsatzes führt. Eine bloße Entkop- 
pelung von Wirtschaftswachstum 
und Energiewachstum reicht dafür 
nicht aus. Notwendig ist daher der 
gezielte Substitutionswettbewerb, 
der umweltschädliche Produkte zu- 
rückdränqt, neue enerqie- und res- 

sourceneffenziente, insbesondere 
solare Zukunftsmärkte erschließt und 
mehr Beschäftigung ermöglicht. 

4. Schrittweise steigende 
Energie- und Ressourcenver- 
brauchssteuern 
Als Einstieg in eine ökologische Steu- 
erreform ist die Einführung einer Pri- 
märenergiesteuer, die Erhöhung der 
Mineralölsteuer und der Abbau um- 
weltschädigender Steuersubventio- 
nen notwendig (z.B. bei Flugbenzin, 
landwirtschaftlichen Betriebsstoffen 
etc.). Die schrittweise steigende Be- 
steuerung von Energieträgern bietet 
zudem eine Besteuerungsgrundlage, 
die ein dauerhaft hohes Steuerauf- 
kommen bereitstellen kann. Hierauf 
kann eine ökologische Reform des 
Steuersystems aufbauen, die Ener- 
gie- und Ressourcenverbrauchssteu- 
ern zu einem bedeutsamen Pfeiler 
des Steuersystems neben Steuern auf 
Einkommen aus Kapital und Arbeit 
macht. Ökosteuern müssen dabei so 
bemessen sein, daß sie zu einer spür- 
baren Mehrbelastung umweltschädi- 
gender und ressourcenintensiver Ver- 
haltensweisen, Konsumformen und 
Produktionen führen. Sie müssen im 
Zeitverlauf in kalkulierbaren Schritten 
ansteigen, um so Impulse für ener- 
gie- und ressourceneffiziente Inno- 
vationen und Verhaltensänderungen 
zu geben. 

5. Zielgerichtete Verwendung 
des Ökosteueraufkommens 
Weil die Klima-Reduktionsziele von 
Rio und die in diversen Studien (Sus- 
tainable Europe, Zukunftsfähiges 
Deutschland etc.) quantifizierten Zie- 
le für nachhaltiges Wirtschaften 
nicht allein durch veränderte Preissi- 

gnale herbeigeführt werden können, 
sind gezielte Förderprogramme in 
Leitbereichen des ökologischen Um- 
baus (Energie- und Verkehrswende, 
Abfallwirtschaft, sanfte Chemie, 
Agrarwende usw.) unverzichtbar. Sie 
müssen in einem Ökologischen Zu- 
kunftsinvestitionsprogramm gebün- 
delt werden. Der damit verbundene 
erhebliche lnvestitionsbedarf ist auch 
der Grund, warum eine ökologische 
Steuerreform nicht aufkommensneu- 
tral durchgeführt werden kann. Ins- 
besondere sprechen wir uns dage- 
gen aus, die ökologische Steuerre- 
form mit einer Reform der Einkom- 
mensteuer zu verkoppeln. Diverse 
Modelle und Konzepte der letzten 
Monate zeigen, daß eine die unteren 
und mittleren Einkommensschichten 
entlastende Einkommensteuerre- 
form möglich ist, indem die Bemes- 
sungsgrundlage für Einkommens- 
steuern durch Streichung von Steu- 
erprivilegien und -schlupflöchern 
verbreitert wird. 

Das Aufkommen aus Ökosteuern 
sollte deshalb vorrangig für folgende 
Bereiche verwendet werden: 

die Finanzierung von Förderpro- 
grammen des ökologischen Umbaus 
(ÖkoZIP) und eines ,,internationalen 
Klimafonds", mit dem ökologische 
Umbauprogramme in Osteuropa und 
der Dritten Welt gefördert werden 
sollen; 

ein ,,Sondervermögen Arbeit und 
Umwelt", das ökologisch verträgli- 
che Beschäftigung im Sozial-, Ge- 
sundheits-, Bildungs- und Kulturbe- 
reich, den Aufbau eines ,,solidarwirt- 
schaftlichen Sektors" der Ökonomie 
anschiebt und fördert und das Mittel 
für Ausgleichsprogramme für öko- 
steuerbedingte besondere Belastun- 

Eine ganzheitliche 
Strategie des 
ökologischen 
Umbaus verbindet 
staatliche Eingriffe 
m i t  zivilgesellscha fi- 
licher Mobilisierung 
und Selbsisteue- 
rung. 
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gen unter sozialen, struktur- und re- 
gionalpolitischen Gesichtspunkten 
bereitstellt; 

zur Senkung der Sozialabgaben- 
last und für den sozialen Ausgleich 
für Bezieherlnnen von Transferein- 
kommen (BaföG, Sozialhilfe- oder 
künftig Grundsicherung, Arbeitslo- 
senunterstützung etc.), um eine 
Kompensation für ökosteuerbeding- 
te Preissteigerungen zu gewähren. 
Der soziale Ausgleich für Bezieherln- 
nen von Transfereinkommen kann 
auch in Form geldwerter Genuß- 
scheine (verbilligte ÖPNV-~ickets, 
Gutscheine zum Kauf energie- und 
ressourcensparender Haushaltsgerä- 
te etc.) erfolgen, so daß damit 
gleichzeitig der ökologische Umbau 
gefördert wird. 

Das Einnahmepotential aus Öko- 
steuern entbindet die Regierungen 
nicht von ihrer Pflicht, Haushaltsmit- 
tel, Fonds und Kreditfaszilitäten (von 
der Weltbank und UN über die EU 
bis zum Bund, Ländern und Kommu- 
nen) für ökologisch und sozial ver- 
trägliche Projekte und Ziele einzuset- 
zen und Verschwendung zu vermei- 
den. 

6. Notwendigkeit weitergehen- 
der Instrumente 
Aus diversen Studien zu Ökosteu- 
ern und ökologischem Umbau ist 
inzwischen erkennbar, daß Öko- 
steuern einen wirksamen Beitrag 
leisten können, um die Durchset- 
zung der bereits vorhandenen 
technologischen Möglichkeiten zur 
Energie- und Ressourceneinspa- 
rung zu fördern. Die Wuppertal- 
Studie ,,Zukunftsfähiges Deutsch- 
land" fordert allerdings überzeu- 
gend, daß Europa bis zum Jahr 
2050 den Verbrauch verschiedener 
Rohstoffe und fossiler Energieträ- 
ger um 80 bis 90 Prozent reduzie- 
ren müsse. Das als ambitioniert gel- 
tende Ökosteuermodell von Green- 
peaceIDIW kommt bei jährlichen 
Energiepreissteigerungen von 7% 
im Vergleich zu 1990 zu einem um 
14O/0 gesunkenen Energieverbauch 
im Jahr 201 0. Im Ökosteuerszena- 
rio der Universität Osnabrück bleibt 
die private Kraftstoffnachfrage 
trotz effizienterer Motoren im Jahr 
2005 und trotz eines Benzinpreises 
von 3,40 DM auf dem Niveau von 
1996. Die ökologische Steuerre- 
form mag sich zwar als wirksam er- 
weisen, in einem ersten Schritt eine 
Reduzierung der CO2-Emissionen 
um 25% zu fördern. Doch sie ist 
unzureichend, um die darüberhin- 

ausgehenden Klimaschutz- und Re- 
duktionsziele anzuschieben, die 
erst einen dauerhaften Zustand der 
Nachhaltigkeit ermöglichen wür- 
den. Deshalb ist es erforderlich, 
über weitergehende politische Ein- 
griffe in die Ökonomie nachzuden- 
ken. 

Alternative Konzepte einer Men- 
genregulierung (z.B. die staatlicher- 
seits herbeigeführte Verknappung 
des Angebots an Energierohstoffen 
durch eine zentrale staatliche Ener- 
gierohstoffagentur) und neue Kon- 
zepte zur politischen Umlenkung von 
Investitionsströmen (Verbraucher- 
wahlen) sehen einige von uns als 
Möglichkeit, den Prozeß der Vermin- 
derung des Energie- und Rohstoffein- 
satzes drastisch zu beschleunigen. Lö- 
sungen erhoffen sie sich auch von po- 
litisch definierten Wachstumsgrenzen 
(z.B. für Neuwagen und Luftschad- 
stoffemissionen), die mit  marktkon- 
formen Instrumenten wie frei handel- 

baren Zertifikaten im ökonomischen 
Regulationssystem umgesetzt werden 
könnten. 

Über die Stärken und Schwächen 
von Mengenregulierung, Zertifikaten 
und Ökosteuern bestehen bei uns 
unterschiedliche Auffassungen. In 
der öffentlichen Diskussion und in  
den Konzepten von Verbänden, In- 
stituten und der meisten Parteien 
sind jedoch Ökosteuern ein zentraler 
Punkt der Kontroverse und von Re- 
formkonzepten. Deshalb ist es sinn- 
voll, sich bei der politischen Durch- 
setzung zunächst auf Ökosteuern 
und die ökologische Steuerreform zu 
konzentrieren. Wer den Begriff der 
Nachhaltigkeit ernst nimmt, muß je- 
doch auch die Debatte über weiter- 
gehende politische lnstrumente füh- 
ren, mit denen die wissenschaftlich 
weitgehend unbestrittenen langfri- 
stigen Reduktionsziele der Wupper- 
tal-Studie tatsächlich erreicht wer- 
den können. SPW 

Die ,,Beweisführung" des Aus- 
schusses besteht schlicht darin, daß er 
einfach behauptet, die jeweiligen In- 
formationen könnten nur unmittelbar 
aus einer Zuarbeit von Gysi mit dem 
MfS herrühren. Solange aber andere 
Möglichkeiten schon wegen fehlen- 
der Unterlagen nicht wirklich ausge- 
schlossen werden können, erscheint 
das als willkürlich. 

Gysi hatte nach eigenen Angaben 
in Kenntnis und im Auftrag von Man- 
danten mit Vertretern der Staatsan- 
waltschaften bzw. einem Mitarbeiter 
der Abteilung Staat und Recht beim 
Zentralkomitee der SED gesprochen. 
In verschiedenen Fällen konnte er 
nachweisen, daß jeweils vor Eingang 
einer Information beim MfS ein sol- 
ches Gespräch stattgefunden hatte. 
So können Informationen zum MfS 
gelangt sein. 

In den ,,Berichten1' tauchen unter- 
schiedliche ,,Decknamen" auf. Dabei 
scheint beliebig zu sein, ob es sich bei 
,,Gregor" um einen „IM-Vorlauf" (13, 
18, 28), einen ,,IM8' (24, 32) oder 
aber um einen ,,GMS" (20)1° handelte 
und ob ,,Notar" „!M" (28, 29, 36) 
oder ,,GMS8' (28, 29, 30) war-für die 
MfS-Arbeit konstitutive Unterschei- 
dungen. Vor allem aber ist bemer- 
kenswert: Die Bezeichnung ,,GregorJ' 
wird ausschließlich vor dem 18. Sep- 
tember 1980, dem Tag der Anlegung 
des ,)M-Vorlaufs ,Gregor"' verwen- 
det. Für die Zeit danach ist von „No- 
tar" die Rede. Dieser Deckname war 
für Gysi aber erst von dem Zeitpunkt 
der Verpflichtung und Umregistrie- 
rung zum IM vorgesehen, wozu es in- 
des nie kam. Die Akten dokumentie- 
ren also, daß die Quelle der entspre- 
chenden Berichte nicht identisch mit 
der Person war, zu der die IM-Vorlauf- 
Akte geführt wurde. 

Bemerkenswert ist die einzige zeit- 
liche Ausnahme: Die ,,Information" 
vom 16. April 1982, also aus der Zeit 
nach der Anlegung der Vorlauf-Akte, 
enthält den Quellenhinweis „IM Gre- 
gor". Dieser ist allerdings handschrift- 
lich neben eine maschinenschriftlich 
verfaßte Passage gesetzt worden. (31) 
Es spricht alles dafür, daß dieser Zusatz 
nicht von den Mitarbeitern des MfS 
herrührt, sondern später entstanden 
ist. Ein gewisses Maß an Nachdenk- 
lichkeit hinsichtlich des generellen Um- 
gangs mit den Akten im Bereich des 
Bundesbeauftragten tut not. 

Die wirklich entscheidenden Unter- 
lagen sind aber nicht gefunden wor- 
den, weil es sie offenbar nie gab: Es 
liegt weder die übliche schriftliche Ver- 
pflichtungserklärung vor noch ein Ak- 

tenvermerk über eine mündliche Ver- 
pflichtung.ll Es fehlt die für einen ,,In- 
offiziellen Mitarbeiter" anzulegende 
,,Arbeitsakte".12 Es gibt keine von Gysi 
geschriebenen oder unterschriebenen 
Berichte, auch keine von Gysi mit sei- 
nem Namen oder einem Decknamen 
unterzeichnete Quittungen. 

Überzeugende Indizien dafür, daß 
Gregor Gysi für das MfS gearbeitet ha- 
ben könnte, liegen insgesamt nicht vor. 

Der Immunitätsausschuß hat sich 
nicht logisch-systematisch zunächst 
mit den dokumentierten Erfassungs- 
verhältnissen auseinandergesetzt13, 
sondern versucht, seine vorgefaßte 
Meinung in Einzeldokumente hinein- 
zuinterpretieren. Die sich anschließen- 
den Bemerkungen zu den Erfassungs- 
verhältnissen sind dürftig. Letztlich 
wird schlicht behauptet, die Doku- 
mentierung der Erfassungsverhältnisse 
sei eben falsch, weil sie generell nicht 
immer richtig erfolgte. Zitiert wird der 
Bundesbeauftragte dahingehend, 
„daß in einzelnen Fällen die Erfas- 
sungsart ... nicht nimmer das wirkliche 
Verhältnis zwischen der Person und 
dem MfS widerspiegelt," (42) „daß bei 
Dr. Gysi offenbar die Art des Erfas- 
sungsverhältnisses für die inoffizielle 
Mitarbeit nachrangig gewesen sei."14 
Die ,,abweichende Erfassung" habe 
,,auch der gezielten Verschleierung des 
wirklichen Verhältnisses dieser Person 
zum MfS dienen können."15 

Wie nun? In anderem Zusammen- 
hang und in Verfolgung anderer In- 
teressen hatte Joachim Gauck noch 
im Hessischen Rundfunk ex cathedra 
verkündet: „Ein militärisches System 
lügt sich nicht selbst in dieTasche. Mi- 
litärische Mitarbeiter können versetzt 
werden. Was machen die Nachfolger 
mit einem Kunstprodukt von Akten. 
Und können sie mit diesem Men- 
schen, über den die Akte angelegt ist, 
überhaupt arbeiten. Diese Fragen 
stellen heißt schon, mit einiger Sicher- 
heit davon auszugehen, daß die Ak- 
ten korrekt sein müssen."16 Aber bei 
Gregor Gysi hat das MfS eine Ausnah- 
me gemacht? 

Nun sind die Akten des MfS in der 
Tat kein reiner Born der Wahrheit, gab 
es in der Praxis Abweichungen von 
den normativen Vorgaben, finden 
sich Fehler und Unwahrhaftigkeiten, 
die Aussagekraft und Beweiswert von 
Stasi-Akten infrage stellen. 

So wurde der IM-Vorlauf zu Gre- 
gor Gysi entgegen den Richtlinien 
nicht neun Monate,17 sondern sechs 
Jahre aufrecht erhalten, ohne daß 
auch nur ein Werbeversuch stattfand. 
Allerdings wurden damals nicht selten 

Personen allein deshalb als IM-Vorlauf 
geführt, um durch die Sperrwirkung 
der Registrierung den Zugriff anderer 
Dienststellen des Ministeriums auszu- 
schließen. Im Falle Gysis sollte offenbar 
der Strafverteidiger von Oppositionel- 
len unter Beobachtung gehalten wer- 
den, ohne daß andere Diensteinheiten 
,,störenJ' konnten. Wegen seiner ge- 
sellschaftlichen und politischen Stel- 
lung scheute man sich aber zunächst, 
eine OPK einzuleiten, zu der es dann 
letztendlich aber doch kam. 

Der Aussc-huß behauptet genau- 
so allgemein wie unbelegt, im Falle 
Gysi habe aus Gründen der internen 
Konspiration innerhalb des MfS ver- 
schleiert werden sollen, daß Gregor 
Gysi als IM das MfS über seine Man- 
daten informiere. Nur: Das macht of- 
fensichtlich keinen Sinn. Sollten die 
jeweiligen Bearbeiter der Operativen 
Vorgänge getäuscht werden? Dann 
hätten doch die ,,Berichteu, ,,Infor- 
mationen'' und ,,Tonbandabschrif- 
ten" so gefertigt werden müssen, 
daß sich aus ihnen ein Zusammen- 
hang zu Gregor Gysi nicht herstellte. 
Die vorgelegten Unterlagen weisen 
aber gerade unmittelbar auf Gregor 
Gysi bzw. seine Rechtsanwaltskanzlei 
hin. Wollten die aktenführenden 
Mitarbeiter stattdessen die wahren 
Beziehungen zu Gysi vor sich selbst 
verschleiern? Wollten sie sich selbst 
verheimlichen, daß sie Gysi längst als 
IM gewonnen hatten? Das kann es 
doch wohl auch nicht sein. Bleibt 
letztlich nur die Möglichkeit, daß Gy- 
sis Tätigkeit als IM vor Herrn Gauck 
und seiner Behörde und natürlich vor 
dem Immunitätsausschuß des Deut- 
schen Bundestages verschleiert wer- 
den sollte. Aber: Waren der Herr 
Mielke und seine Mannen wirklich so 
umfassend informiert und hatten sie 
einen so klaren Blick in die Zukunft? 

Inoffiziell: die ganz große 
Koalition und Kooperation 
Der Bericht des Immunitätsausschusses 
ist das Ergebnis jahrelanger verkrampf- 
ter Bemühungen parteipolitischer Geg- 
ner, zu denen an dieser Stelle nur Eck- 
punkte angemerkt werden sollen.18 Am 
Ende der vorigen Legislaturperiode hat- 
te der Immunitätsausschuß bereits ein- 
mal die Überprüfung Gregor Gysis ab- 
geschlossen. Er war zu dem Ergebnis 
gekommen, daß eine ,,inoffizielle Tätig- 
keit Dr. Gysis für das MfS nicht erwie- 
sen" sei (53). Daraus ist jetzt gemacht 
worden, damals sei der Ausschuß zu 
dem Ergebnis gelangt, ,,eine inoffizielle 
Tätigkeit Dr. Gysis für das MfS sei nicht 
mit letzter Sicherheit zu erweisen." (5) 

Beschämend sowohl 
für den Immunitäts- 
ausschuß als auch 
für die Behörde des 
Bundesbeauftragten 
sind die inoffiziellen 
Kontakte und 
Absprachen zwi- 
schen ihnen. A u f  
derselben Linie lag 
die dauernde 
Kungelei m i t  Teilen 
der Presse. 
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Rechtstaatlicher 
Unfug - oder mehr? 
Wie Gregor Gysi das Fell über die Ohren gezogen 
werden soll1 

von Kurt Neumann* 

Das Gysi-Urteil bestätigt einen recht- 
staatlichen Unfug von 15 Abgeordne- 
ten als verfassungsmäßig. (Süddeut- 
sche Zeitung v. 2 1 .  07. 1998) 

n e r  Immunitätsausschuß des 

Die wirklich ent- 
scheidenden 

Unterlagen sind 
nicht gefunden 

worden, weil es sie 
offenbar nie gab. 

Überzeugende 
Indizien dafür; daß 
Gregor Gysi für das 

MfS gearbeitet 
haben könnte, 

liegen insgesamt 
nicht vor. 

* Kurt Neumann, Rechtsanw 
Mitglied der SPD 

Deutschen Bundestages be- 
schloß am 29. Mai 19982, 

daß ,,eine inoffizielle Tätigkeit des Ab- 
geordneten Dr. Gysi für das Ministeri- 
um für Staatssicherheit ... erwiesen'' 
sei. Das Bundesverfassungsgericht 
lehnte es am 20. Juli 1998 bei Stim- 
mengleichheit ab festzustellen, daß 
Gregor Gysi mit dieser Behauptung in 
seinen Rechten als Bundestagsabge- 
ordneter verletzt werde. Dem ist zu 
widersprechen: Der Beschluß des Im- 
munitätsausschusses verletzt Gregor 
Gysi in seinen Rechten als Bundes- 
tagsabgeordneter. Eine inoffizielle Tä- 
tigkeit Gregor Gysis für das MfS ist 
keineswegs erwiesen. 

Lückenlos erfaßt, aber nie als IM 
Gregor Gysi war von 1975 bis 1989 
vom MfS ,,aktiv erfaßt", d. h. er war je- 
weils für einen aktuell bearbeiteten 
Vorgang registriert. Registrierungen 
erfolgten zentral durch die Hauptab- 
teilung (HA) XI1 (Auskunft, Speicher). 
„Die zentralen Karteien der Abteilung 
XI1 ... führten den Nachweis über alle 
im MfS erfaßten Personen und Objek- 
te, sowie alle registrierten Vorgänge 
und Akten, also auch über die anderen 
Regi~trierbereiche."~ Die Registrierun- 
gen dienten der ,,zentralisierten Nach- 
weisführung" über „den jeweils opera- 
tiv Verant~ort l ichen"~ und schlossen 
eine gleichzeitige Arbeit verschiedener 
Dienststellen an denselben Vorgängen 
bzw. mit denselben Inoffiziellen Mitar- 
beitern prinzipiell aus. 

Bis 1978 war Gysi für eine Opera- 
tive Personenkontrolle (OPK)5 der 
Hauptverwaltung Aufklärung Abtei- 

alt und MdB, Berlin, von 1966 bis 1996 

BONN APART 
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lung XI erfaßt. Dazu gibt es einen 
Sachstandsbericht vom 17. Februar 
1978, in dem es heißt: ,,Gysi wurde 
1975 im Zusammenhang mit der 
Überprüfung eines Vorgangs aus 
dem Operationsgebiet6 für eine Le- 
gende' eines juristischen Beraters in- 
offiziell zur Zusammenarbeit gewon- 
nen." (42) Das bedeutet im Klartext, 
daß Gysi unter einem Vorwand ohne 
seine Kenntnis in die Arbeit des MfS 
einbezogen war. Er wurde inoffiziell 
zur Zusammenarbeit gewonnen und 
nicht zu ,,inoffizieller Zusammenar- 
beit", wie der Bericht manipulierend 
formuliert. (43) 

Vom Frühjahr1978 bis September 
1980 war Gregor Gysi in einem ,,Siehe- 
rungsvorgang" der Bezirksverwaltung 
für das Rechtsanwaltskollegium Berlin 
erfaßt. Das wäre nicht geschehen bzw. 
wieder aufgehoben worden, wenn es 
eine ,,Inoffizielle Mitarbeit" für eine 
andere Dienststelle gegeben hätte. 

Am 18. September 1980 wurde 
dann zu Gregor Gysi bei der HA XX 
eine IM-Vorlauf-Akte8 angelegt und 
am 28. Oktober 1980 registriert. (45) 
Als Deckname wurde ,,Gregor" einge- 
tragen. Für den Fall der Verpflichtung 
als IM sollte an dessen Stelle ,,Notar8' 
treten. Ohne daß sich in dieser Akte ir- 
gendein Hinweis auf eine Zusammen- 
arbeit mit Gysi fände, wurde sechs Jah- 
re später ein Abschlußbericht erstellt: 
,,Aufgrund der beruflichen Stellung 
des Kandidaten ist auch künftig eine 
ersprießliche und konkrete Zusam- 
menarbeit seitens des Kandidaten 
nicht zu erwarten," hieß es dort. (46) 
Am 17. September 1986 wurde der 
Vorgang dann geschlossen und archi- 
viert. (45) 

Schon einen Tag später wurde zu 
Gregor Gysi eine Operative Personen- 
kontrolle (OPK) angelegt. Damit war 

klar, daß von Seiten des MfS eine et- 
waige Hoffnung endgültig aufgeben 
war, Gysi als IM zu werben, daß er 
nun unmittelbar dem ,,feindlich-ne- 
gativen" Bereich zugeordnet wurde 
und daß er überwacht werden sollte. 
Die OPK erhielt den Decknamen 
,,Sputnik". (47) 

Aus den dokumentierten Erfas- 
sungsverhältnissen ergibt sich, daß 
Gregor Gysi in den Jahren von 1975 - 
1989 zu keinem Zeitpunkt als IM für 
das MfS gearbeitet hat. 

Einzeldokumente ohne Beweis- 
kraft 
Der Immunitätsausschuß setzt sich 
mit den Erfassungsverhältnissen zu- 
nächst überhaupt nicht auseinander. 
Er beginnt seine ,,Beweiswürdigung" 
willkürlich mit Einzeldokumenten, 
die ihm der Bundesbeauftragte über- 
mittelt hat. Woher diese im einzel- 
nen stammen, wird verschwiegen, 
obwohl eine Auswertung von Akten 
jeweils nur im Zusammenhang ge- 
schehen kann, es nicht ausreicht, 
wenn der Bundesbeauftragte, nicht 
aber der Betroffene selbst, über die 
Einzeldokumente hinaus auch deren 
Umfeld kennt. Da es sich um Unter- 
lagen aus ,,Operativen V ~ r g ä n g e n " ~  
gegen Mandanten von Gregor Gysi 
handeln dürfte, hätte es der Einsicht 
in alle diese Akten sowie die Akten 
sämtlicher IM bedurft, die auf die je- 
weils Betroffenen angesetzt waren. 
Sämtliche Unterlagen über das Ab- 
hören von Räumen und Telefonen 
sowie über die durchgeführte Post- 
kontrolle hätten ausgewertet und 
zugänglich gemacht werden müs- 
sen. Vor allem wäre aufzuklären ge- 
wesen, ob das MfS einen IM in dem 
Rechtsanwaltsbüro von Gregor Gysi 
plaziert hatte. 

CROSSOVER-THESEN: PROJEKTE FÜR EINEN ÖKOLOGISCH-SOLIDARISCHEN „NEW DEAL" 

1. Notwendigkeit und Probleme den gibt und 80 Prozent ,,Randar- 
kollektiver Arbeitszeitverkür- beitsplätze" m i t  prekären Arbeits- 
zung verhältnissen, die mehrere Jobs er- 

fordern, um das Existenzminimum 
A rbeitszeitverkürzungen sind zu sichern. Einer solchen Entwick- 

H dringender denn je, um die 
Arbeitslosigkeit effektiv zu- 

rückzudrängen. Die Bedingungen 
zu ihrer Durchsetzung sind schwie- 
riger geworden. Notwendig sind 
eine gerechte Verteilung des vor- 
handenen Arbeitsvolumens und  
kollektive Arbeitszeitverkürzungen. 
Die Diskussion darf nicht auf  indivi- 
duelle Arbeitszeitflexibilisierungen 
und Teilzeitarbeit eingeengt wer- 
den. Ein Absinken der Lohn- u n d  
Gehaltssumme gilt es zu verhin- 
dern. 

Der Kampf u m  Arbeitszeitver- 
kürzungen erfolgt heute unter an- 
deren Bedingungen als noch in den 
Jahrzehnten zuvor. Beim Kampf um 
die 35-Stunden-Woche gab es 
noch größere Spielräume. Die Ar- 
beitslosigkeit hatte noch nicht Re- 
kordniveau. Die Deregulierungspo- 
litik war noch nicht soweit fortge- 
schritten und Arbeitszeitverkürzun- 
gen waren mi t  Lohnausgleich ver- 
bunden. 

Heute sind die Unternehmen in 
der Regel nicht mehr bereit, Ar- 
beitszeitverkürzungen zuzustim- 
men. Im Gegenteil, sie plädieren 
für eine Verlängerung der Arbeits- 
zeit. Die fordistischen Produktions- 
strukturen sind weitgehend nicht 
mehr vorhanden. Der Trend geht in 
Richtung ,,lean production", einer 
,,neuen Unternehmenskultur", ver- 
bunden mi t  einer Deregulierungs- 
politik, die viele der gewachsenen 
Schutzrechte der abhängig Be- 
schäftigten erheblichem Anpas- 
sungszwang aussetzt. Besonders 
große Brüche gibt es in der Aus- 
höhlung der Normalarbeit. 

Der heutige Stand in der Ent- 
wicklung der Produktivkräfte erfor- 
dert ein offensives Aufgreifen der 
,,Flexibilisierung" durch Forderun- 
gen nach Zeitsouveränität für die 
Beschäftigten. Allerdings darf dies 
nicht dazu führen, daß die Diskussi- 
on um Arbeitszeitverkürzungen auf 
Flexibilisierung individueller Ar- 
beitszeiten oder auf Teilzeit einge- 
engt wird. Sollen deutliche Be- 
schäftigungseffekte erzielt werden, 
dann sind kollektive Arbeitszeitver- 
kürzungen unabdingbar. Anson- 
sten droht eine Situation, in der es 
etwa 20 Prozent gut  bezahlte 
„Kernarbeitsplätze" mit  wöchentli- 
chen Arbeitszeiten bis zu 60 Stun- 

lung gilt es entgegenzuwirken. Die 
Politik der Arbeitszeitverkürzungen 
muß mit einer gerechteren Vertei- 
lung der Erwerbsarbeit und damit 
auch des Arbeitsvolumens einher- 
gehen. 

Der Weg in die Dienstbotenge- 
sellschaft droht auch dann, wenn 
mit Arbeitszeitverkürzungen ein ge- 
nerelles Absinken des Lohn- und 
Gehaltsniveaus verbunden ist. Die 
Gesamtlohnsumme darf im Verhält- 
nis zu den Gewinnen nicht weiter 
zurückgehen. Notwendig ist zu- 
mindest ein differenzierter Lohn- 
ausgleich nach Einkommensgrup- 
pen und nach Beschäftigungseffek- 
ten. Ein Lohnausgleich muß für un- 
tere und mittlere Einkommensgrup- 
pen garantiert sein. Außerdem sind 
substantielle Steuererleichterungen 
für solche Lohnabhängigen not- 
wendig. 

Auch bei den abhängig Be- 
schäftigten ist der Wille, sich für 
Arbeitszeitverkürzungen zu enga- 
gieren, unterschiedlich ausge- 
prägt. Schwierig ist es vor allem 
dann, wenn Einkommensverluste 
zu erwarten sind. Bereits jetzt be- 
finden sich die unteren Lohngrup- 
pen an der Armutsgrenze. Vor die- 
sem Hintergrund rangieren der Er- 
halt oder die Steigerung der Ein- 
kommen oftmals vor einer Verkür- 
zung der Arbeitszeit. Das er- 
schwert die Mobilisierungsfähig- 
keit der Gewerkschaften für deutli- 
che Arbeitszeitverkürzungen. In ei- 
ner konkreten Situation und in ei- 
ner konkreten Branche oder Gebiet 
(Ostländer), wenn Arbeitsplätze 
aber garantiert werden, spricht 
sich in der Regel die Mehrheit der 
Arbeiter und Angestellten - für ei- 
nen begrenzten Zeitraum - auch 
für Arbeitszeitverkürzungen ohne 
vollen Lohnausgleich aus. 

2. Einbettung in eine gesell- 
schaftliche Reforrnperspektive 
Der Kampf um eine umfassende Ar- 
beitszeitverkürzung muß nicht nur 
beschäfiigungsfördernd wirken, 
sondern in  eine generelle Reform- 
perspektive eingebettet sein. Umge- 
kehrt ist sie ein wesentlicher und  
herausragender Bestandteil dieser 
Perspektive. 

Mindestens drei grundlegende 
Fragen werden berührt: 

Arbeitszeit- 
verkürzung statt 
Arbeitslosigkeit - 
Umverteilung der 

Erwerbsarbeit 

Die Verteilung und Verwen- 
dung des gesellschaftlichen 
Reichtums. 
Ohne eine generelle Umverteilung 
des gesellschaftlichen Reichtums 
von oben nach unten und hin zu 
Frauen wird es keine sozial gerechte 
Arbeitszeitverkürzung geben. Es 
darf nicht zu einer generellen Ab- 
senkung des Lohnniveaus kommen. 

Die geschlechtsspezifische 
Arbeitsteilung 
Arbeitszeitverkürzungen wie eine 
Umverteilung von Arbeit generell 
müssen (wenn sie wirklich emanzi- 
patorisch wirken sollen) mit  dem 
Abbau geschlechtshierarchischer Ar- 
beitsteilung verbunden sein. Eine 
Umverteilung der Arbeit von Män- 
nern zu Frauen und von Frauen zu 
Männern (Reproduktionsbereich) ist 
deshalb notwendig. 

Alle Arbeitszeitmodelle müssen 
so organisiert sein, daß die Doppel- 
belastung von Frauen minimiert und 
Erziehungsarbeit und Hausarbeit 
von Männern und Frauen erleichtert 
wird. Existenzsichernde Erwerbstä- 
tigkeit muß für alle Frauen ermög- 
licht werden. 

Die materielle Konsum- und 
damit Lebensorientierung der 
Menschen. 
Deutliche Arbeitszeitverkürzungen 
stellen die ganze Gesellschaft vor 
neue Probleme von kultureller Di- 
mension. Es geht darum, daß die 
gewonnene arbeitsfreie Zeit in nicht 
noch mehr individuellen Konsum 
mündet, sondern in erster Linie der 
Entfaltung von Individualitäten, von 
Persönlichkeiten dient. Deshalb gilt 
es gleichzeitig gemeinschaftliche so- 
ziale, politische oder kulturelle Akti- 
vitäten zu fördern, die außerhalb 
der Erwerbsarbeit liegen. Die neuen 
Zeitstrukturen müssen gesellschaft- 

Ohne eine generelle 
Umverteilung des 
gesellschaftlichen 
Reichtums von oben 
nach unten und hin 
z u  Frauen wi rd es 
keine sozial gerechte 
Arbeitszeitverkür- 
zung geben. 
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lich sinnvolle Zeitstrukturen sein, die 
nicht nur den Interessen des Kapi- 
tals untergeordnet sind. Der Zeitkor- 
ridor, in dem der überwiegende Teil 
der Bevölkerung arbeitet, darf nicht 
ausgeweitet werden und die Lage 
der Arbeitszeit muß sich an den so- 
zialen Bedürfnissen der Beschäftig- 
ten orientieren. 

Zu einem neuen 
Normalarbeitsver- 

hältnis gehören 
konkrete individuelle 
Freistellungsansprü- 

che, die arbeits- 
rechtlich und  

tari fvertraglich 
abgesichert sind. 

3. Neue Definition des Normal- 
arbeitsverhältnisses 
Die Neuverteilung von Arbeit erfor- 
dert eine neue Definition des Nor- 
malarbeitsverhältnisses. 

Ein ,,normales" Arbeitsverhältnis 
ist in Bezug auf die Arbeitzeiten 
dann gegeben, 

wenn mit dieser Arbeitszeit ein 
existenzsicherndes Einkommen er- 
zielt werden kann, 

wenn Beruf und PrivatlebenIFa- 
milie grundsätzlich auch bei einer 
Vollzeitbeschäftigung vereinbar 
sind, 

wenn grundsätzlich die Berufstä- 
tigkeit bis zur allgemeinen Alters- 
grenze möglich ist und auch auf 
kürzeren Zeiträume bezogen Schutz 
vor einer Überbelastung besteht, 

wenn die Kontinuität, Regelmä- 
ßigkeit sowie Lage der Arbeitszeiten 
einen menschlichen Lebensrhyth- 
mus, normale soziale Beziehungen 
und Teilnahme am gesellschaftli- 
chen Leben zulassen. 

Zu einem neuen Normalarbeits- 
verhältnis gehören konkrete indivi- 
duelle Freistellungsansprüche, die 
arbeitsrechtlich und tarifvertraglich 
abgesichert sind. Der Beschäfti- 
gungseffekt bei staatlichen Förde- 
rungen durch entsprechende Neu- 
einstellungen muß garantiert sein. 
Die konkreten Schritte dabei sind: 

Elternfreistellungskonto, Weiterbil- 
dungsjahr oder Weiterbildungsteil- 
zeit, Bildungsurlaub, Altersteilzeit. 
In diesen Fällen hat Teilzeitarbeit 
oder völlige Freistellung die Funktion 
einer Brücke im Rahmen des Nor- 
malarbeitsverhältnisses. 

4. Arbeitszeitverkürzung in 
verschiedenen Formen 
Notwendig ist eine Arbeitszeitver- 
kürzung in  al l  ihren Formen - als 
Wochen-, Jahres- oder Lebensar- 
beitszeitverkürzung. Eine Einengung 
nur auf eine Form wird den Heraus- 
forderungen nicht gerecht und ent- 
spricht nicht den heutigen Gege- 
benheiten. 

Die Forderungen aus den Ge- 
werkschaften nach einer 32- bzw. 
30-Stunden-Woche sind wichtige 
Initiativen zur Arbeitszeitverkür- 
zung. Darüber hinaus könnte auch 
in der Verkürzung der Jahresarbeits- 
zeit eine politische Zuspitzung des 
Problems liegen: Kurzfristige Sen- 
kung der durchschnittlichen tarifli- 
chen Jahresarbeitszeit von gegen- 
wärtig ca. 1669 Stunden auf kurzfri- 
stig auf 1400 Stunden mit dem Ziel, 
mittelfristig auf 1000 Stunden zu 
gelangen. Innerhalb solcher Rege- 
lungen Iäßt sich auch der Abbau 
von Überstunden als erster Schritt 
für Arbeitszeitverkürzungen durch- 
setzen. Kurzfristig gilt es, die Ar- 
beitszeit Ost an die Arbeitszeit West 
snzugleichen. 

Eine derartige Politik kann auch 
die Zeitsouveränität der Beschäftig- 
ten erhöhen, Gesundheitsschutz 
und Vereinbarkeit von Kindererzie- 
hung und Beruf verbessern. Gleiten- 
de Übergänge mit Teikeitlösungen 
sind sinnvoll, wenn sie bei Lohner- 
satzleistungen oder Rentenbezug 
die Anwartschaften sichern, berufli- 
che Nachteile vermeiden und die 
Rückkehr in Vollarbeitszeit garantie- 
ren. 

Arbeitszeitkonten können ein 
wichtiges Mittel sein, um Zeitsouve- 
ränität zu schaffen. Gleichzeitig be- 
steht die Gefahr, daß sie nur im Un- 
ternehmerinteresse ausgelegt wer- 
den, betriebliche Interessenvertre- 
tung aushöhlen oder die Tarifverträ- 
ge untergraben. Damit das nicht 
eintritt, müssen die Mitbestim- 
mungsrechte der Betriebsräte aus- 
geweitet werden. 

Mi t  zunehmender Flexibilisie- 
rung muß auf betrieblicher Ebene 
eine verbindliche Gesamtplanung 
von Arbeitszeiten, Beschäftigungs- 
und Personalentwicklung entwik- 

kelt werden. Sie soll die Umsetzung 
individueller Arbeitszeitveränderun- 
gen in einer Weise gestalten, die 
nicht nur dem einzelnen Beschäf- 
tigten nutzt, sondern auch das Be- 
schäftigungsvolumen erhält oder 
ausbaut. So kann verhindert wer- 
den, daß sich individuelle Arbeits- 
zeitmodelle gegen die Beschäftig- 
ten selbst oder gegen ihr Umfeld 
kehren. 

5. Staatliche Förderung von 
Arbeitszeitverkürzungen 
Allgemeine Arbeitszeitverkürzungen 
durchzusetzen, sie verbindlich abzu- 
sichern und dabei gleichzeitig frau- 
enfördernd zu gestalten, ist in erster 
Linie Sache der Tarifparteien. Den- 
noch muß auch der Staat seine Ver- 
antwortung für die Durchsetzung 
von Arbeitszeitverkürzungen und ei- 
ner gerechten Verteilung der Er- 
werbsarbeit wahrnehmen. 

In folgende Richtungen könnte 
der Staat wirksam werden: 

Ein neues Arbeitszeitgesetz 
Das gültige, von der Bundesregie- 
rung 1994 novellierte Arbeitszeitge- 
setz bietet den Rahmen für Arbeits- 
zeitverlängerungen. Erlaubt wurde 
nicht nur die 48-Stunden-Woche 
mit einer täglichen Arbeitszeit von 8 
Stunden, sondern auch die 60 Stun- 
den-Woche mit einer täglichen Ar- 
beitszeit von 10 Stunden innerhalb 
eines halbjährlichen Ausgleichszeit- 
raumes. 

Ein neues Arbeitszeitgesetz 
müßte demgegenüber mittelfristige 
Rahmenbedingungen für Arbeits- 
zeitverkürzungen bieten. Es könnte 
die 37-Stunden-Woche ab sofort 
festschreiben, die 35-Stunden-Wo- 
che ab dem Jahr 2000 und die 30- 
Stunden-Woche ab dem Jahr 2005. 
Die Definitionsgrenzen für Teilzeitar- 
beit müßten an diese wöchentliche 
Vollarbeitszeit angepaßt werden. 
Sozialversicherungsfreie Arbeit (ge- 
ringfügige Beschäftigung) darf es 
nicht mehr geben. Überstunden 
sollten grundsätzlich durch Freizeit 
ausgeglichen werden. 

Subventionierungen von 
Arbeitszeitverkürzungen 
Den Betrieben und Einrichtungen, 
die ihre Arbeitszeit deutlich redu- 
zieren, wird eine 50-prozentige Bei- 
hilfe zum Lohnausgleich gewährt. 
Diese Beihilfe könnte auf max. 10  
Jahre befristet sein und Jahr für 
Jahr um 10 Prozent sinken. Die öf- 
fentlichen Hände würden somit 

MAGAZIN 

Mülleimer der Geschichte geworfen. 
Zu unrecht! 

Vilmar: Wir sind nicht bereit, uns 
mit dieser pauschalen Null- und Nich- 
tigkeitserklärung der DDR-Strukturen 
abzufinden. Die Unzulänglichkeit der 
westdeutschen Normen und Sozial- 
strukturen liegt mittlerweile offen zu- 
tage. Oder, wie es das Ostberliner Ka- 
barett „Die Distel", einer der ,,Überle- 
benden" der Wende, treffend sagt: 
,,Der Sozialismus ist daran geschei- 
tert, daß er keiner war. Der Kapitalis- 
mus könnte daran scheitern, daß er 
jetzt wirklich einer ist." 

spw: Hier müssen wir nachhaken. 
Die Urteile über die DDR stehen für 
die meisten doch fest. Wir reden hier 
nicht vom Verdammungsurteil der re- 
gierungsoffiziellen Geschichtsaufar- 
beiter im Bundestags. Die müssen 
schon aus wahltaktischen Gründen 
alles mies machen, was mit DDR und 
SED bzw. deren Nachfolger PDS zu 
tun hat. Aber auch für die meisten 
Linken ist der Staatssozialismus be- 
stenfalls ein gescheiterter, undemo- 
kratischer Versuch. Die Schwäche der 
Westlinken ist ja auch dem abschrek- 
kenden Beispiel im Osten geschuldet. 

Für ,,AufhebungM im Hegelschen 
Sinne 
Vilmar: Genau, deshalb sind wir als 
Politikwissenschaftler aus West und 
Ost der Auffassung, daß es hohe Zeit 
ist, genau jene Felder der DDR-Gesell- 
schaft näher zu untersuchen, die eng 
mit den alten Gerechtigkeitsidealen 
der menschlichen Gesellschaft, mit 
den wirklichen sozialistischen Zielen 
der Arbeiterbewegung und anderer 
sozialer Bewegungen verbunden wa- 
ren. Das muß an konkreten Beispielen 
vorgenommen werden: Als ,,Aufhe- 
bung" im Hegelschen Sinne: tollerer, 
conservare und elevare (abschaffen, 
bewahren und auf eine höhere Stufe 
heben, Anm. d. Red.). Es geht also 
nicht einfach um das Benennen jener 
sozio-kulturellen Errungenschaften in 
der DDR, sondern auch um deren kri- 
tische Würdigung: nicht allein aus hi- 
storischer Sicht, sondern mit  Blick auf 
dieZukunft. Durch das Einbringen der 
jeweils spezifischen Ost- wie West- 
Sicht wollen wir Einseitigkeiten ver- 
meiden. 

Bollinger: Dazu brauchen wir 
möglichst breit gefächerte Beiträge 
kritischer und selbstkritischer Fachleu- 
ten auf möglichst vielen Gebieten, auf 
denen wir solche sozio-kulturellen Er- 
rungenschaften vermuten. Wir den- 
ken z.B. an den ganzen Bereich der 
Bildung, das Gesundheitswesen, die 

Gleichstellung der Frau, die Kultur. 
Soziale Bevorzugung der Arbeiter und 
Bauern, ebenso die soziale Sicherheit 
waren einst Markenzeichen der DDR. 
Für die Jugend wurde viel getan, die - 
keineswegs generell ,,marode" - 

Wirtschaft sicherte Vollbeschäfti- 
gung: noch oder gerade heute wer- 
den die solidarischen Arbeitsbezie- 
hungen von den Ostdeutschen ver- 
mißt. 

Vilmar: Trotz der von der Sowjet- 
union oktroyierten und von der SED- 
Führung bereitwillig übernommenen 
totalitären Strukturen hat die DDR Lei- 
stungen hervorgebracht, die Resultat 
der Kämpfe der Arbeiterbewegung 
des 19. und 20. Jahrhunderts waren. 
Im Sinne einer ,,Aufhebungo der ost- 
deutschen Geschichte ist ihre kritische 
Untersuchung erforderlich. Vor allem 
im sozialen Bereich sind durch die 
DDR wichtige Probleme angegangen 
worden, die auf eine grundlegende 
Verbesserung der Lage der arbeiten- 
den Menschen, ihrer Familien, der 
Frauen gerichtet waren. 

Im ökonomischen und politischen 
Bereich sind Grundprinzipien sinnvol- 
ler volkswirtschaftlicher Planung an- 
gewandt worden, die aber durch die 
praktizierte Form eines administrativ- 
zentralistischen Herrschaftssystems in 
besonderer Weise deformiert wur- 
den. Trotzdem sind sie wichtige Er- 
fahrungsfelder für sozialistische Ge- 
genentwürfe. 

spw: Aber 1990 haben die DDR- 
Bürgerinnen und -Bürger doch mehr- 
heitlich diesen Sozialismus abgewählt! 

Bollinger: Wir sind keineswegs 
blauäugig und übersehen nicht, daß 
es den Parteioberen auch um die Le- 
gitimation ihrer autoritären Macht 
ging. Gerade aus den Erfahrungen 
der bisherigen Diskussionen um die- 
ses Projekts können wir nur betonen, 
daß die sozio-kulturellen Errungen- 
schaften des Sozialismus ambivalent 
sind. Sie waren unbestreitbare Lei- 
stungen für die Mehrheit des Volkes. 
Gleichzeitig wurden sie „von oben" 
nur ,,gewährtn, verbunden mit der 
Erwartunq politischen - .  
Wohlverhaltens. Nicht 
wenige dieser Errun- 
genschaften wurden 
nur inkonsequent ver- 
wirklicht, oft ihrer 
emanzipatorischen Di- 
mension beraubt und 
einem Parteidogmatis- 
mus unterworfen, der 
sogar die Wahrheiten 
des Marxismus ins Ge- 
genteil verkehrte. 

Aufruf zur Mitarbeit 
spw: Liegen denn schon erste Ar- 
beitsergebnisse vor? 

Bollinger: Unser erster Projektauf- 
ruf zeitigt einen unerwarteten Erfolg 
- es gab viele Zuschriften, mit oftmals 
umfangreichen Ausarbeitungen, ge- 
legentlich umfangreichen biografi- 
schen Skizzen. Wir erhielten viele An- 
rufe und führten zustimmende Ge- 
spräche, vor allem erreichten uns 
ernsthafte Mitarbeitsangebote. Mit  
Hilfe einer Reihe dieser Mitstreiter ha- 
ben wir im Sommersemester an der 
FU Berlin ein Hauptseminar bestritten. 
Aber wir möchten in und mit diesem 
lnterview unseren Aufruf auch an die 
westdeutsche Linke richten: Wir ha- 
ben bislang fast nur eine Reaktion Ost 
erreicht! Sehr wünschenswert wäre 
aber eine Einbindung westdeutscher 
Analysen und Wertungen. 

Vilmar: Wir brauchen die Erfah- 
rungszusammenhänge derjenigen kri- 
tischen Wissenschaftler aus Ost und 
West, die sich einer emanzipatorischen 
Zielsetzung verpflichtet fühlen. Wir la- 
den deshalb ebenso Fachleute im We- 
sten ein, mit Kurzstudien (jeweils 10- 
25 Seiten) zur Verwirklichung unseres 
Projekts beizutragen. (Detailinforma- 
tionen auf Anfrage!) Daß ein solches 
Projekt keine öffentliche Förderung zu 
gewärtigen hat, ist in den heutigen 
Zeiten selbstverständlich. Aber viel- 
leicht auch eine Herausforderung 
mehr, an ihm mitzuwirken. 

Voraussetzung für die Mitarbeit ist 
lediglich eine (selbst-)kritische (wissen- 
schafts-)politische Haltung, die souve- 
rän genug ist, um Errungenschaften 
der DDR (mit und ohne Anführungs- 
zeichen) im Sinne des Hegelschen Prin- 
zips der ,,Aufhebungs' zu behandeln: 
gleich weit entfernt von der herrschen- 
den pauschalen Diffamierung wie von 
,,ostalgischer", nachträglicher Ideali- 
sierung. SPW 

Kontaktadressen: Prof. Dr. Fritz 
Vilmar, Winterfeldtstr. 90, 10777 Ber- 
lin; Doz. Dr.sc.phil. Stefan Bollinger, 
Glambecker Ring 75, 12679 Berlin 

Wir möchten i n  und 
mi t  diesem Interview 
unseren Aufruf auch 
an die westdeutsche 
Linke richten: Wir 
haben bislang fast 
nur eine Reaktion 
Ost erreicht! Sehr 
wünschenswert 
wäre aber eine 
Einbindung west- 
deutscher Analysen 
und  Wertungen. 
(Stefan Bollinger) 
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Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 
- - 
Lernen von der 
DDR? 
Eine Einladung zur Mitarbeit 

Interview mit Stefan Bollinger und Fritz Vilmar 

z wei Politikwissenschaftler stellen 
sich einem wahrlich gegen den 
Zeitgeist gerichteten Thema: 

,,Sozio-kulturelle Einrichtungen der 
DDR". Stefan Bollinger, abgewickelter 
Hochschuldozent aus der DDR, heute 
in der freien Wirtschaft tätig und in 
der Freizeit einer der Macher im PDS- 
nahen Bildungsverein ,,Helle Panke" 

Heute, w o  der 
westliche lmperialis- 
mus alle Erinnerung 

an die sozialistischen 
ldeale u n d  auch alle 

Leistungen des 
Staatssozialismus, 
vor allem aber der 

Menschen i n  der 
einstigen DDR 

zerstört, sehe ich 
mich in der Pflicht, 

gegen diese konser- 
vative Neuschrei- 

bung von Geschich- 
te anzugehen. 

(Fritz Vilmar) 

e.V., und Fritz Vilmar, emeritierter Pro- 
fessor an der Berliner FU und links- 
ökologischer Sozialdemokrat, prakti- 
zieren deutsch-deutsche, gar linke 
Einheit. 

,,Errungenschaften des Sozialis- 
mus" 
spw: Fritz, wie kommst Du als be- 
kannter Kritiker des ,,Realsozialismus" 
auf einmal dazu, Dich für ,,Errungen- 
schaften des Sozialismus" zu interes- 
sieren? 

Vilmar: Ich habe Zeit meines Le- 
bens auf der Seite der Unterdrückten 
gestanden. Solange die DDR zum to- 
talitären sowjetischen Herrschaftssy- 
stem gehörte, mußten wir Linke zei- 
gen, wie dort die sozialistischen Idea- 
le pervertiert wurden. Heute, wo der 
westliche Imperialismus alle Erinne- 
rung an diese Ideale und auch alle Lei- 
stungen des Staatssozialismus, vor al- 
lem aber der Menschen in der einsti- 
gen DDR zerstört, sehe ich mich in der 
Pflicht, gegen diese konservative Neu- 
schreibung von Geschichte anzuge- 
hen. Das ändert nichts an meiner Kri- 
tik an den totalitären Strukturen, die 
Ursache für das Scheitern des Ostens 
waren. Solche Kritik reicht aber eben 
nicht. 

spw: Besteht nicht die Gefahr, 
daß Ihr Beifall von der falschen Seite 
bekommt? Unverbesserliche Dogma- 
tiker reden doch gerne nur vom Be- 
triebsunfall, von Fehlern der Führung 
oder vom Verrat Moskaus an der 
DDR? 

Bollinger: Dagegen sind wir na- 
türlich nicht gefeit. Aber eines ist 

doch Tatsache. Das eigentliche Pro- 
blem der Ostdeutschen ist der Verlust 
der sozialen Sicherheit. Daran gab es 
in der DDR kein Rütteln. Und das fällt 
beim Rückerinnern ins Auge. Das zei- 
gen heute alle Umfragen in den neu- 
en Bundesländern. Aber auch die 
Wahlergebnisse der PDS profitieren 
von dieser Erinnerung. Dementspre- 
chend fallen die Verlustrechnungen 
aus. Allerdings: Die Frage nach den 
Ursachen des Scheiterns des DDR-So- 
zialismus wird dabei zunehmend ge- 
ringer gewichtet. Ihr aber werden wir 
uns als kritische Sozialwissenschaftler 
unbedingt stellen müssen. Denn es ist 
natürlich ein Widersinn, daß Men- 
schen etwas freiwillig preisgeben, 
was sie eigentlich besaßen und wenig 
später sich genau darauf rückzubesin- 
nen suchen. Noch aufreizender ist es, 
wenn sie trotzdem politisch kaum in 
Erscheinung treten. Hier zu analysie- 
ren, zu fragen und zu antworten - 
das kann besonders wichtig und 
spannend werden. 

Alternativen für heute und 
morgen 
spw: Politisch mobilisiert dieser Rück- 
blick doch wenig. Seht Ihr nicht die 
Gefahr, Eure Kraft in ein Feld zu inve- 
stieren, das weit weg ist vom heuti- 
gen Kampf um einen Politikwechsel in 
Bonn? 

Vilmar: Mit  dem Ende des ,,Real- 
sozialismus" hat die neoliberale Spiel- 
art des Kapitalismus auch in Deutsch- 

land freie Bahn erhalten. Der Zusam- 
menbruch einer durchaus problema- 
tischen Alternativgesellschaft im 
Osten Deutschlands hat scheinbar 
zum ,,Ende der Geschichte" geführt. 
Das meinen zumindest die Wortfüh- 
rer des ,,Marktradikalismus". Sie ver- 
suchen, soziale, ökonomische und 
politisch-rechtliche Errungenschaften 
zu demontieren, die die westdeut- 
sche Arbeiterbewegung in den ersten 
Jahrzehnten der Bundesrepublik er- 
folgreich gegen ein zu rücksichtsloses 
Profitstreben errichten konnte. Es 
geht also durchaus um Alternativen 
für heute und morgen. 

Bollinger: Vergessen wir doch 
nicht, in Ostdeutschland wurde der 
emanzipatorische, teilweise durchaus 
freiheitlich-sozialistische Ansatz vom 
Herbst 1989 durch die Überstülpung 
bundesdeutscher Strukturen zerstört. 
Es kam nicht zur Synthese sozialisti- 
scher und marktwirtschaftlicher Er- 
rungenschaften, wie die Mehrheit der 
DDR-Bürger es noch Anfang 1990 er- 
hoffte. Die verantwortungslose Ver- 
heißung von rascher DM und ,,blü- 
henden Landschaften" führte zur 
Wahlentscheidung für die rasche 
deutsche Einheit. Tatsächlich begann 
ein Prozeß der Kolonialisierung Ost- 
deutschlands anstelle eines Prozesses 
des ,,Zusammenwachsens" auch im 
Sinne eines Voneinander-Lernens. Alle 
Einrichtungen und soziokulturellen 
Strukturen der DDR wurden als ,,ma- 
rode" oder ,,ideologisiert" in den 
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über die gesamte Laufzeit der Bei- 
hilfe 25  Prozent des erforderlichen 
Lohnausgleichs bestreiten müssen. 
Die Beihilfen sollten sowohl an 
ganze Tarifbezirke wie auch an Ein- 
zelbetriebe vergeben werden, so- 
fern sie sich zu einer drastischen 
Arbeitszeitverkürzung entschließen. 
Dadurch besteht die Möglichkeit, 
daß auch über betriebliche Kämpfe 
(z.B. nach dem Modell VW) Entlas- 
sungen durch Arbeitszeitverkürzun- 
gen verhindert werden können. 
Voller Lohnausgleich wird nur für 
untere und mittlere Einkommens- 
gruppen gezahlt. Wichtig wird 
sein, daß es gelingt, Mitnahmeef- 
fekte weitgehend auszuschließen 
und zu garantieren, daß tatsächlich 
Arbeitsplätze erhalten oder neue 
geschaffen werden. 

Die Mittel für dieses Modell fi- 
nanzieren sich weitgehend kosten- 
neutral. Die Gemeinkosten der Ar- 
beitslosigkeit (Leistung der Arbeits- 
ämter, entgangene Steuer- und So- 
zialversicherungseinnahmen) betru- 
gen im Jahre 1996 180.9 Mrd. DM. 
Im Durchschnitt ,,kostet" dement- 
sprechend ein Arbeitsloser rund 
40.000 DM im Jahr. Die Lohnkosten 
pro Arbeitnehmer betragen rund 
60.000 DM (einschließlich der Ar- 
beitsgeberbeiträge zu den Sozial- 
versicherungen). Zwei Drittel einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik würden 
sich also selbst finanzieren. Auf Ar- 
beitszeitverkürzungen bezogen be- 
deutet das theoretisch, daß zwei 
Drittel der Lohnkostenausgleichsko- 
sten aus öffentlichen Kassen be- 
stritten werden könnten, ohne daß 
es zu zusätzlichen Belastungen die- 
ser Kassen käme. Beachtet werden 
muß aber, daß Arbeitszeitverkür- 
Zungen mit Produktivitätsgewinnen 
einhergehen, die bis zu 50 Prozent 
betragen. D.h. die eingesparte Ar- 
beitszeit wird nicht voll auf dem 
Arbeitsmarkt für zusätzliche Ar- 
beitsnachfrage wirksam, vorsichtig 
gerechnet sind aber mindestens 50 
Prozent Beschäftigungswirksamkeit 
zu erwarten. 

Arbeitszeitorientierte Steuerpo- 
l i t ik 
Die Lohnnebenkosten sollten einer 
arbeitszeitabhängigen Progression 
unterliegen. D.h. jede Stunde über 
einem bestimmten Arbeitszeitpen- 
sum wird stärker und progressiv be- 
lastet, darunter gilt das Umgekehr- 
te. Die Berechnung muß je Erwerbs- 
tätigen erfolgen, damit nicht meh- 
rere gleichzeitige Teilzeitarbeitsver- 

hältnisse günstiger als ein arbeits- 
zeitreduziertes Vollarbeitsverhältnis 
sind. Die Leistungsanspruche sollten 
sich aber weiterhin nach den Nor- 
malsätzen berechnen. Das Verfah- 
ren belastet Arbeitgeberlnnen und 
Arbeitnehmerlnnen gleich und för- 
dert Arbeitszeitverkürzungen. Es 
entlastet gleichzeitig diverse Formen 
von ,,Teilzeit". Insgesamt würde so 
ein marktwirtschaftliches Interesse 
an Arbeitszeitverkürzungen stimu- 
liert. 

Bei all den vorgeschlagenen Mo- 
dellen für beschäftigungswirksame 
und sozial orientierte Arbeitszeitver- 
kürzungen muß der öffentliche 
Dienst eine gewisse ,,Vorreiterrolle" 
einnehmen, weil hier durch die Poli- 
tik (unter bestimmten Kräfteverhält- 
nissen) am ehesten positive Verän- 
derungen durchgesetzt werden 
können. 

6. Abbau geschlechtsspezifi- 
scher Arbeitsteilung 
Eine Politik der Arbeitszeitverkürzun- 
gen rnuß die gegenseitige Urnvertei- 
lung der Erwerbsarbeit zwischen 
Männern und Frauen fördern und 
die geschlechtsspezifische Arbeits- 
teilung überwinden helfen. 

Frauen wollen verstärkt erwerbs- 
tätig sein. Die Frauenarbeitslosigkeit 
ist aber - besonders im Osten - be- 
kanntlich sehr hoch. Frauen sind 
aber auch in anderer Hinsicht be- 
sonders benachteiligt: 78 Prozent 
der Frauen in den alten Bundeslän- 
dern können sich von ihren Einkom- 
men nicht ernähren. Es wächst die 
Spaltung zwischen vollzeitbeschäf- 
tigten Männern und teilzeitbeschäf- 
tigten Frauen. Insgesamt sind 90 
Prozent der Teilzeit-Beschäftigten 
Frauen bzw. 38 Prozent der er- 
werbstätigen Frauen Teilzeitkräfte. 
70  Prozent aller geringfügig Be- 
schäftigten sind Frauen. Gleichzeitig 
wird der Hauptanteil der nicht be- 
zahlten Familien- bzw. Erziehungsar- 
beit von Frauen getan. 

Diese Tatsachen unterstreichen 
die Notwendigkeit, die Erwerbsar- 
beit generell zwischen Frauen und 
Männern umzuverteilen. Diese Fest- 
stellung ist nicht neu und unter lin- 
ken Kräften unstrittig. Gestritten 
wird über Formen und Prioritäten. 
Wir sehen folgende Aufgaben: 

Die Umverteilung der Haus-, Fa- 
milien- und Erziehungsarbeit von 
Frauen und Männern kann - zusam- 
men mit der Veränderung des ge- 
sellschaftlichen Klimas generell -vor 
allem dann erreicht werden, wenn 

die Umverteilung der Erwerbsarbeit 
voran gebracht wird und wenn die 
Bedingungen für die Reproduktions- 
arbeit verbessert werden. Eine ge- 
ringfügige Bezahlung von Erzie- 
hungsarbeit, wie das konservative 
und liberale Kräfte vorschlagen, fes- 
selt die Frauen an Heim und Herd, 
statt ihnen mehr Chancen für die Er- 
werbsarbeit zu öffnen. Auch die 
stark verbreitete und propagierte 
,,Teilzeitarbeit" wird die alten Struk- 
turen des Geschlechterverhältnisses 
(männlicher Hauptverdiener, weibli- 
che Hinzuverdienerin) eher zemen- 
tieren, statt aufbrechen. Notwendig 
ist ein ,,neues Normalarbeitsverhält- 
nis", das die Betreuung und Erzie- 
hung von Kindern integral mit ein- 
bezieht. 

Für die Umverteilung der Er- 
werbsarbeit selbst sind u.a. folgen- 
de Maßnahmen besonders wichtig: 

Bei der Vergabe von öffentlichen 
Aufträgen, Subventionen, Arbeits- 
und Wirtschaftsfördermitteln sollen 
Erhalt und Schaffung von Frauenar- 
beitsplätzen Vorrang haben und 
Voraussetzung sein; 

neue Arbeitszeitmodelle müssen 
die geschlechtsspezifische Arbeits- 
teilung überwinden helfen und den 
Zugang von Frauen zu qualifizierten 
Tätigkeiten erleichtern; kurze Stan- 
dardarbeitszeiten und geringes 
Überstundenniveau, problemloser 
Wechsel zwischen Teilzeit und Voll- 
zeitjobs; 

Elternschaftsurlaub für beide El- 
ternteile (mit dem Zwang zur gleich- 
berechtigten Aufteilung), Rechtsan- 
spruch für beide Elternteile auf Hal- 
bierung der täglichen Arbeitszeit 
ohne Lohnausgleich, aber mit ga- 
rantiertem Rückkehrrecht auf eine 
volle Stelle, die Möglichkeit für die 
Eltern, sich insgesamt 24 Monate 
unbezahlt freistellen zu lassen, so- 
lange die Kinder unter 14 Jahre alt 
sind; 

andere lebens- und familienpha- 
senspezifische Abweichungen bei 
den kollektivvertraglich geregelten 
Arbeitszeitstandards; 

Aufhebung der Lohndiskriminie- 
rung von Frauen, 

über Sozialisation und Motivati- 
on, über Berufsberatung, Quoten 
und Frauenfördermaßnahmen muß 
und kann Frauen ein verstärkter Zu- 
gang zu sog. männertypischen Be- 
rufen ermöglicht werden. Umge- 
kehrt müssen auch Berufe im sozia- 
len und pflegerischen Bereich und 
Dienstleistungsberufe für Männer 
attraktiv gemacht werden. S ~ W  

Mit zunehmender 
Flexibilisierung rnuß 
auf  betrieblicher 
Ebene eine verbindli- 
che Gesamtplanung 
von Arbeitszeiten, 
Beschäftigungs- und 
Personalentwicklung 
entwickelt werden. 
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demokratie - 
Investitionslen kung 
- Verbraucher- . 

demokratie 

Die ldee der Wirt- 
schaftsdemokratie 

steht für den 
Versuch, tagespoliti- 

sche Forderungen 
mi t  einem langfristi- 

gen Transformati- 
onskonzept z u  

verbinden. 

N ach fast zwei Jahrzehnten 
neokonservativer Regierungs- 
politik hat sich das Land 

grundlegend gewandelt. Massenar- 
beitslosigkeit, umfassender Sozialab- 
bau. Zunehmende soziale Spaltung 
und wachsende Armut sind heute 
tägliche Realität. Dievon der Kohl-Re- 
gierung verfolgte neoliberale Politik 
ist offensichtlich nicht in der Lage, 
drängende Zukunftsaufgaben in An- 
griff zu nehmen, geschweige denn zu 
lösen. Bisher ist es nicht gelungen, 
eine neue Form gesellschaftlicher Re- 
gulation zu entwickeln, die sowohl 
den neuen ökonomischen Anforde- 
rungen als auch den ökologischen 
und sozialen Problemstellungen ent- 
spricht. Dabei wird es heute mehr 
denn je darauf ankommen, die Le- 
bens- und Arbeitswelt der Menschen 
gleichzeitig in den Blick zu nehmen 
und eine Verknüpfung zwischen den 
verschiedenen betroffenen Ebenen 
und Interessen der Akteure herzustel- 
len. Anknüpfend an bisherige wirt- 
schaftsdemokratische Traditionen gilt 
es, eine möglichst breite Beteiligung 
der Bevölkerung im Betrieb, in der 
Kommune, in der Region zu gewähr- 
leisten. 

Wirtschaftsdemokratie in der 
Krise 
,,Wirtschaftsdemokratie" war eine 
Strategie, schrittweise den abhängig 
Beschäftigten reale Mitentschei- 
dungsmöglichkeiten einzurichten 
und gleichzeitig die Verfügungs- und 
Gestaltungsmacht des Kapitals zu be- 
grenzen und letztlich durch eine Ver- 
änderung der Eigentumsverhältnisse 
zu überwinden. Damit sollte insge- 
samt eine höhere Rationalität der Pro- 
duktion und eine Beteiligung der brei- 
ten Massen am erarbeiteten materiel- 
len Wohlstand gewährleistet werden. 
Die ldee der Wirtschaftsdemokratie 
steht für den Versuch, tagespolitische 

Forderungen mit einem langfristigen nehmende Umweltverschmutzung, 
Transformationskonzept zu verbin- mitzuwirken. 
den. 

Die Auseinandersetzungen um 
die Wirtschaftsdernokratie in der 
Nachkriegsentwicklung haben im Er- 
gebnis zu einer Kompromißstruktur 
geführt, die einerseits betriebliche 
und überbetriebliche Mitbestim- 
mungsrechte institutionalisiert hat, 
andererseits aber die bestehenden Ei- 
gentums-, Herrschafts- und damit 
auch Verteilungsverhältnisse im 
Grundsatz nicht antastete. Damit sind 
auch der gesellschaftlichen Einfluß- 
nahme auf die ökonomische und ge- 
sellschaftliche Entwicklung Grenzen 
gesetzt worden. Selbst dieses, von 
seinen Protagonisten immer als unzu- 
reichend beurteilte System weist heu- 
te offensichtliche Erosionstendenzen 
auf. Wesentliche Eckpfeiler des Sy- 
stems geraten ins Wanken. So wird 
beispielsweise der Flächentarifvertrag 
immer stärker in Frage gestellt; von 
den Unternehmerverbänden wird die 
Tarifautonomie angezweifelt; die Mit- 
bestimmung auf betrieblicher und 
Unternehmensebene wird faktisch 
ausgehöhlt. Einerseits sind diese Ent- 
wicklungen das Resultat der Aufkün- 
digung der Kompromisstruktur im Sy- 
stem der Arbeitsbeziehungen durch 
die Unternehmer. 

Andererseits liegen ihnen aber 
auch zwei Entwicklungen zugrunde, 
die objektiv eine Modifikation der bis- 
herigen Strukturen, Institutionen und 
Verhaltensweisen erfordern: die zu- 
nehmende Internationalisierung der 
Ökonomie und die Durchsetzung 
neuer Produktions- und Arbeitswei- 
sen. Beide Trends werden von der 
neoliberalen Politik für eine Reduzie- 
rung demokratischer Partizipation in- 
strumentalisiert. Je schwächer die 
wirtschaftsdemokratischen Elemente 
real entwickelt sind, bzw. je mehr sie 
zurückgedrängt werden, desto grö- 
ßer sind die Gefahren, daß die Wirt- 
schaft noch mehr aus ihrer sozialen 
Verantwortung, ihrer gesellschaftli- 
chen Einbindung entweicht, die vor- 
handenen Hemmnisse für eine 
schrankenlose Markt- und Profitlogik 
noch weiter durchlöchert und besei- 
t igt werden. Diese Entwicklungen 
könnten aber auch für eine neue 
Qualität der Mitbestimmung genutzt 
werden, sind sie doch begleitet. von 
gestiegenen Ansprüchen der Beschäf- 
tigten an die eigene Arbeit. Zugleich 
wird immer wieder die Bereitschaft in 
der Bevölkerung deutlich, an der Lö- 
sung drängender Zukunftsproblme, 
etwa durch Maßnahmen gegen zu- 

Bedingungen umfassender 
Wirtschaftsdemokratie 
Vor diesem Hintergrund muß ein 
Kernbestandteil eines solidarisch-öko- 
logischen New Deals darin bestehen, 
die Partizipations- und Mitbestim- 
mungsrechte der Bevölkerung auch 
im Wirtschaftsleben erheblich auszu- 
weiten. Letztlich geht es dabei um die 
Auseinandersetzung um diezukünfti- 
ge Regulationsweise im ,,postfordisti- 
schen" Kapitalismus. Ein Regulations- 
konzept des ,,share-holder-value" Iäßt 
keinen Raum für umfassende Partizi- 
pation. Damit ist zugleich auf die Ver- 
knüpfungspunkte mit anderen inhalt- 
lichen Auseinandersetzungen verwie- 
sen, nicht zuletzt auch, weil Wirt- 
schaftsdemokratie nicht vorausset- 
zungslos ist. Mit  dem Ausbau forma- 
ler Beteiligungsmöglichkeiten ver- 
schiebt sich zwar das gesellschaftliche 
Kräfteverhältnis. Allerdings verbes- 
sern sich damit zunächst lediglich die 
institutionellen Rahmenbedingun- 
gen. Wie die neu gewonnenen Spiel- 
räume genutzt werde, hängt von vie- 
len weiteren Faktoren und vor allem 
den Strategien und dem Durchset- 
zungsvermögen der beteiligten Ak- 
teure ab. Wirtschaftsdemokratie als 
Instrument gesellschaftlicher Emanzi- 
pation ist gebunden an Vorausset- 
zungen wie etwa den Abbau der 
Massenarbeitslosigkeit, die Bekämp- 
fung der Armut oder die Realisierung 
eines hinreichenden Bildungsniveaus 
der Bevölkerung. 

Es bedarf einer modernen Kon- 
zeption der Wirtschaftsdernokratie. 
Wirtschaftsdernokratie soll nicht nur 
auf der Produktionsseite ansetzen. 
Gerade unter dem Aspekt eines öko- 
logischen Umbaus ist es bedeutsam, 
auch auf der Seite des Verbrauchs de- 
mokratische Einflußmöglichkeiten zu 
gewährleisten. Wie etwa einzelne 
spektakuläre Kampagnen von Green- 
peace und anderen deutlich gemacht 
haben, trägt konsequentes Verbrau- 
cherverhalten mit dazu bei, dem Ziel 
eines ökologisch und sozial nachhalti- 
gen Wirtschaftens näher zu kommen. 
Es besteht in der Bevölkerung offen- 
sichtlich die Bereitschaft zu einem 
ökologisch verträglicheren Konsum- 
verhalten, soweit entsprechende In- 
formationen über die Produkte ver- 
fügbar sind bzw. soweit alternative 
Konsummöglichkeiten eröffnet wer- 
den. Vor diesem Hintergrund müssen 
die Wahl- und Handlungsmöglichkei- 
ten der Verbraucher gestärkt werden. 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 102, 1998 
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gebenen Bedingungen sowjetischer 
Penetration, zu würdigen, vielmehr 
beschränkt er sich - ganz im Ein- 
klang mit den übrigen Autoren (mit 
Ausnahme Nicolas Werths) - auf 
das moralische Verdikt. 

Gaucks abschließender Essay 
präsentiert im wesentlichen einen 
autobiografischen Rückblick, der 
mir allgemeinen Aussagen zur To- 
talitarismustheorie und der Fest- 
stellung endet, „daß neben dem 
Nationalsozialismus auch mit dem 
Kommunismus ein Qualitätsvor- 
Sprung ins Negative erfolgt ist" (S. 
892), womit er - die Trivialität der 
Aussagen nicht verschleiernd, der 
grundsätzlichen Position von Cour- 
tois artig beipflichtet. 

Mangelnde Differenzierung 
zwischen Nationalsozialismus 
und Kommunismus 
In dem Kapitel ,,Warum?" versucht 
der französische Herausgeber nach 
rund 800 Seiten ermüdenden De- 
tails und moralisierenden Ausfüh- 
rungen eine systematische Erklä- 
rung für die Verbrechen des Kom- 
munismus zu liefern, wobei er über 
einen ziemlich ausgeleierten ideen- 
geschichtlichen Zugriff nicht hin- 
aus kommt. Folgerichtig erschei- 
nen nicht Lenin und nicht Stalin, 
sondern Karl Marx als der Haupt- 
schuldige, der schon im Kommuni- 
stischen Manifest dem Gewaltdi- 
kurs gehuldigt habe, wie Courtois 
bei einer Veranstaltung in Dresden 
zur Selbstkorrektur hinzufügte. 

Nicht ohne inneren Widerspruch 
schließt sich an die Schilderung der 
Anwendung von Terror und Gewalt 
in der russischen Geschichte seit 
Iwan dem Schrecklichen eine an der 
zeitgenössischen Kritik von Karl Kau- 
tsky geschulte, begrifflich unscharfe 
Analyse der ideologischen Grundl? 
gen des Sowjetsystems an. Diese C; 

kutiert die Frage, warum es über 
,,Umerzehung" hinaus in der ! ,el 
zur ,,Auslöschung des Ge! crs" 
kam, mit seltener Hilflosigkeit, um 
letzten Endes den Szientismus der 
kommunistischen Ideologie dafür 
verantwortlich zu machen (für China 
und in Asien kann er dann auf den 
Konfuzianismus zurückgreifen). 

Courtois mag, obwohl ihm hin- 
reichende Sachkenntnis abgeht (ab- 
gesehen davon, daß er das Deutsche 
auch nicht passiv beherrscht), nicht 
davon ablassen, der vor Jahren für 
überwunden geglaubten Gleichset- 
zung von Nationalsozialismus und 
Ko~munismus das Wort zu reden. 

Die Klage, daß nur die verbrecheri- 
sche Natur des Dritten Reiches, nicht 
diejenige der kommunistischen Sy- 
steme, in das Bewußtsein der westli- 
chen Welt Eingang gefunden hätte, 
überzieht die tatsächliche Distanz 
bei weitem, verkennt aber auch, daß 
zwischen bolschewistischem und 
nationalsozialistischem System nicht 
nur grundlegende strukturelle Un- 
terschiede bestehen, sondern auch 
den bloß aufgesetzten Charakter der 
faschistischen Bewegungen, die, an- 
ders als der Kommunismus, zur 
Selbstkorrektur nicht in der lage wa- 
ren. 

Pauschalverurteilung statt 
Erklärung 
Bezeichnenderweise fehlt es den 
meisten Beiträgen an hinreichender 
begrifflicher Trennschärfe. Der Be- 
griff des Terrors - obwohl dessen 
Bindung an den terreur der Großen 
Französischen Revolution für die Pa- 
riser Autoren selbstverständlich sein 
sollte - wird unterschiedslos für jede 
Form der Gewaltanwendung ge- 
braucht, wobei das entscheidende 
Kriterium, daß Terror sich dadurch 
definiert, daß extreme und rechts- 
durchbrechende Gewalthandlungen 
der Einschüchterung potentieller 
Gegner dienen, in Wegfall kommt. 

Der nationalsozialistische Geno- 
zid gegen die Juden, der sich formell 
unter dem Vorwand der Geheimhal- 
tung vollzog, stellt zwar ein genui- 
nes Massenverbrechen dar, hat aber 
mit Terror im engeren Sinne des 
Wortes nichts zu tun. Das gilt auch 
für die NS-Politik generell, vielleicht 
mit Ausnahme der letzten Kriegsmo- 
nate, in denen sich terreur-ähnliche 
Aktionen finden, die die Bevölke- 
rung zum Durchhalten zwingen soll- 
ten. 

Die moralisierende, deduktive, in 
Fragestellung und Methode eindeu- 
tig tendenziöse Analyse ist für den 
Leser, der die Gründe für die Fehlent- 
wicklung, als die die kommunisti- 
schen Systeme erscheinen, begreifen 
will, wenig hilfreich. Pauschalverur- 
teilung tritt an die Stelle von Erklä- 
rung, Aktivierung vorhandener poli- 
tischer Ressentiments an diejenige 
der rationalen Durchdringung. Ob 
Francois Furet, wie Courtois behaup- 
tet, wirklich diesem viele Stufen un- 
ter dessen wissenschaftlichem Ni- 
veau und differenzierender Ausein- 
andersetzung mit dem Kommunis- 
mus liegenden Buch ein Vorwort 
beigesteuert haben würde, muß of- 
fen bleiben. SPW 
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Das Schwarzbuch All das wird jedoch von Courtois nicht bereit war, die Politik der SED 

II in den engen und tendenziösen Rah- in das vorgegebene Schema einzu- 

des Kommunis- 
men der ,,Verbrechen des Kommu- fügen, weil sie der Auffassung war, 
nismus" -so dessen Einleitung - ge- daß das Regime in der DDR nicht pri- 
zwängt und durch ein Kompendium mär auf der Anwendung von Terror 
über Terror und Gewaltanwendung und Gewalt beruhte. Damit wurde m U s": Ein Bestseller durch die Komintern außerhalb ~ u ß -  der Beitrag über die DDR faiienqeias- 

im Dienste des 
Ressentiments 
von Hans Mommsen* 

D as von einer französischen Au- 
torengruppe unter Leitung 
von Stephane Courtois, For- 

schungsleiter am CNRS (Centre Na- 
tionale de la Recherche Scientifique) 
und Herausgeber der Zeitschrift 
Comrnunisrne, veröffentlichte 
,,Schwarzbuch des Kommunismus" 
(Piper Verlag, München 1998, 987 
5.. 68,- DM) hat in der Öffentlichkeit 
großes Aufsehen hervorgerufen, ob- 
wohl weder die These noch die Ma- 
terialgrundlage besondere Neuigkeit 
aufweisen. Der Hinweis auf die Aus- 
wertung von bislang unzugängli- 
chen Quellen aus den ehemaligen 
sowjetischen Archiven ist eher irre- 
führend, denn der umfassende Band 
beruht im wesentlichen auf einer 
Kompilation von Angaben in der Se- 
kundärliteratur. 

Courtois mag, 
obwohl ihm hinrei- 
chende Sachkennt- 

nis abgeht, nicht 
davon ablassen, der 

vor Jahren für 
überwunden 

geglaubten Gleich- 
setzung von 

Nationalsozialismus 
und Kommunismus 
das Wort zu reden. 

Schematische Interpretation 
der Fakten 
Der Hauptteil des Buches, der aus der 
Feder von Nicolas Werth stammt, bie- 
tet eine sachkundige, auf dem jüng- 
sten Forschungsstand beruhende 
und weithin überzeugende Darstel- 
lung der inneren Entwicklung Ruß- 
lands bzw. der Sowjetunion bis zum 
Ende des Stalinismus. Die Analyse des 
Kriegskommunismus, der Zwangskol- 
lektivierung und des Archipel Gulag, 
gleichzeitig des ,,Großen Terrors" und 
der späteren Säuberungsmaßnah- 
men sind die Schwerpunkte der Dar- 
stellung, die sich als ein ,,erster 
Schritt" zur Schilderung der ,,Prakti- 
ken der Gewalt" im bolschewisti- 
schen System begreift. 

* Hans Mommsen, Feldafing, war bis zu seiner Emeritierung Professor für 
moderne europäische Geschichte an der Ruhr-Univerität Bochum 

- 
lands ergänzt, wobei zunächst die sen: er paßte nicht in das vorgege- 
Verfolgung der ,,Renegatenn wie der ben Schema. (Was die übrigen Auto- 
Trotzkisten, dann der spanische Bür- ren angeht, besteht der ursprüngli- 
gerkrieg geschildert wird, daran an- 
schließend die Gewaltpolitik des 
Kommuninsmus in Polen und den 
südosteuropäischen Ländern. Diese 
von wechselnden Autoren verfaßten 
Teile kommen über ein Kompendium 
der Fakten, mit einseitiger Ausrich- 
tung auf die Anwendung von Terror 
und Gewalt, nicht hinaus. Sie kön- 
nen allenfalls als Handbuch zu Rate 
gezogen werden, wobei die Heraus- 
geber einräumen, daß vielfach die 
Quellenbasis unzureichend sei (da 
das Werk, wie Courtois mir gegen- 
über erklärte, binnen zwei Jahren 
abgefaßt worden ist, wäre eine 
sachgerechte Auswertung auch gar 
nicht möglich gewesen). 

Ähnliches gilt für den abschlie- 
ßenden Teil, der China, Nordkorea, 
Vietnam, Laos und Kambodscha ge- 
widmet ist. Dabei schiebt sich die 
verengte Fragestellung noch stärker 
in den Vordergrund und wird mehr 
als eine Anreihung von Fakten 
schwerlich erreicht, während der 
Versuch einer historischen Erklä- 
rung der jeweiligen Entwicklungs- 
Prozesse allenfalls sporadisch unter- 
nommen wird. Der Grund liegt dar- 
in, daß das Buch von der Prämisse 
des durch und durch verbrecheri- 
schen Charakters des Kommunis- 
mus ausgeht, so daß es nach Mei- 
nung der Autorengruppe ausreicht, 
die jeweiligen Gewaltaktionen, Ter- 
rormaßnahmen und Repressionen 
aufzuzählen. Dies geschieht selbst 
auf die Gefahr hin, das dieses Ver- 
fahren unvermeidlich zur Ermü- 
dung des Lesers führt, da alle Vari- 
anten des Weltkommunismus nach 
dem gleichen Schema behandelt 
und die nationalen und kulturellen 
Besonderheiten heruntergespielt 
werden. 

Auch die DDR mußte ins 
Schema passen 
Es war bezeichnend, daß die franzö- 
sische Ausgabe ursprünglich keinen 
Beitrag zur Geschichte der DDR ent- 
hielt. Nach Angaben von Courtois 
ging dies darauf zurück, daß die an- 
fänglich vorgesehene Autorin, die 
aus der früheren DDR stammte, 

che Konsens, den der Herausgeber 
stilisiert, offenbar nicht mehr.) 

Es ist zu beklagen, daß dieses 
Beispiel einer Tendenzhistorie, die 
sich offensichtlich den Absatzerfolg 
von Daniel Goldhagen zum Vorbild 
nimmt und gegen den Popanz einer 
angeblichen Verniedlichung des 
Kommunismus angeht, auch in 
Deutschland in den Rang eines 
Bestsellers aufsteigt, obwohl 
schwerlich zu erwarten ist, daß die- 
ses Buch zu wesentlichen Teilen ge- 
lesen werden wird -dafür ist es mit  
ca. 1000 Seiten zu lang und durch 
endlose Wiederholung desselben 
Strickmusters (und bekannter Fak- 
ten) zu langweilig. 

In der deutschen Ausgabe findet 
sich ein zusätzlich eingeforderter 
Beitrag von Joachim Gauck, dem 
Bundesbeauftragten für die Unterla- 
gen des Staatssicherheitsdienstes, 
sowie der Artikel eines seiner Unter- 
gebenen, Dr. Ehrhart Neubert, der 
sich durch polemische Publikationen 
gegen den brandenburgischen Mini- 
sterpräsidenten Manfred Stolpe her- 
vorgetan hat und schwerlich als un- 
abhängiger Wissenschaftler (ge- 
schweigen denn Fachhistoriker) zu 
betrachten ist. 

Beide Beiträge haben die Funkti- 
on, den Mißstand zu beheben, daß 
Deutschland ursprünglich nicht vor- 
kam. Daß die Weimarer Zeit eben- 
falls hätte erwähnt werden müssen, 
fällt demgegenüber nicht ins Ge- 
wicht. Neuberts Darlegungen kom- 
men über die Ausbreitung bekann- 
ter Allgemeinheiten nicht hinaus, 
ohne sich der Frage zu stellen, ob 
die SED-Politik auf lange Sicht wirk- 
lich dem Kriterium verbrecherischer 
Gewaltausübung zuzuordnen ist. 
Um diese These zu retten, führt er 
den Begriff des ,,präventiven Ter- 
rors" ein, indem Vertreter der „ge- 
sellschaftlichen Kräfte" beispiels- 
weise oppositionelle Veranstaltun- 
gen zu unterwandern oder zu pro- 
vozieren pflegten. Auch die Stasi 
wird in diese Rubrik eingeordnet. 
Selbstverständlich vermeidet er je- 
den Versuch, die relativen Leistun- 
gen der DDR-Politik, unter den ge- 

CROSSOVER-THESEN: PROJEKTE FÜR EINEN ÖKOLOGISCH-SOLIDARISCHEN „NEW DEAL" 

Hierin sehen wir einen wesentlichen 
Beitrag, die angesichts der globalen 
Dimension der Umweltzerstörung 
letztlich notwendige radikale Verän- 
derung der Lebensweise in den hoch- 
entwickelten kapitalistischen Ländern 
durchzusetzen. 

Effektive Mitentscheidungsmög- 
lichkeiten, egal ob die Seite der Pro- 
duktion oder die des Verbrauch in 
den Blick genommen wird, wird es 
letztlich nur geben, wenn es gelingt, 
die Investitionsströme der privaten 
Wirtschaft zu beeinflussen und wo 
nötig zu lenken. Z.B. setzt ökologi- 
sches Verbraucherverhalten die Pro- 
duktion ökologisch verträglicher Gü- 
ter voraus. Wenn dies nicht durch 
staatliche Rahmensetzung bei der 
Urnweltgesetzgebung oder beim Ar- 
beits- und Gesundheitsschutz ge- 
währleistet wird, sind weitergehende 
gesellschaftliche Steuerungsinstru- 
mente - von Maßnahmen einer mit  
ökonomischen Anreizen arbeitenden 
lnvestitionslenkung bis hin zu Produk- 
tionsauflagen und gegebenenfalls - 
verboten - unverzichtbar. Die Ein- 
schränkung der privaten Verfügungs- 
macht über die Produktionsmittel ist 
nicht nur unter demokratischen und 
sozialen Gesichtspunkten geboten, 
sondern auch zur Durchsetzung eine 
nachhaltigen Wirtschaftsweise. 

Eine moderne Konzeption von 
Wirtschaftsdemokratie erfordert heu- 
te einerseits, die bisher bestehenden 
Möglichkeiten demokratischer Ein- 
flußnahme auf den Wirtschaftspro- 
zeß entsprechend den neueren Ent- 
wicklungen zu reformieren und ande- 
rerseits entschiedene Schritte zu de- 
ren Ausbau zu gehen. Wir sehen fol- 
genden Eckpunkte: 

Erhalt und Ausbau der Tarifauto- 
nomie 
Den Kernpunkt einer solchen Konzep- 
tion ist die Reformierung des Flächen- 
tarifvertrages. Inhaltlich geht es dar- 
um, die aus der zunehmenden Inter- 
nationalisierung sowie aus der verän- 
derten Produktions- und Arbeitsweise 
erwachsenden Anforderungen an ta- 
rifvertragliche Regulierung aufzugrei- 
fen. Von Unternehmern immer wie- 
der geforderte Flexibilisierungs- und 
Dezentralisierungsmaßnahmen, die 
lediglich die Verbesserung der Kapi- 
talverwertungsbedingungen zum Ziel 
haben, faktisch aber den Flachentarif- 
vertrag aushebeln, lehnen wir ab. Der 
reformierte Flächentarifvertrag muß 
auch in Zukunft eine wesentliche Rol- 
le im System der Arbeitsbeziehungen 
einnehmen. Gewerkschaftliche 

Schutz- und Gestaltungsmacht muß 
erhalten bleiben. Ein wesentliches ta- 
rifpolitisches Auseinandersetzungs- 
feld betrifft in diesem Kontext den 
Problemkomplex Arbeitszeitverkür- 
zung, Lohnausgleich und Beschäfti- 
gungssicherung. Über tarifliche Ver- 
einbarungen - etwa die Einrichtung 
von Arbeitszeitkonten - muß ein ver- 
bindlicher Regelungsrahmen geschaf- 
fen werden, um Raum für betriebli- 
che Konkretisierungen zu schaffen. 

Darüber hinaus müssen die tarifli- 
chen Regelungsbereiche um neue 
Problemstellungen erweitert werden, 
etwa in Bezug auf die Einführung 
neuer Technologien oder den Um- 
weltschutz im Betrieb, die zunehmen- 
de Erosion des Norrnalarbeitsverhält- 
nisses, die Folgen einer verstärkten In- 
dividualisierung (Interesse an einer 
größeren Autonomie in der Arbeit, 
Bedürfnis nach hoher Zeitsouveräni- 
tät), die jedoch kollektiv abgesichert 
werden müssen. 

Reform der betrieblichen und 
Unternehmensmitbestimmung 
Ebenso wie das Tarifrecht müssen die 
betriebliche und Unternehmensmit- 
bestimmung weiterentwickelt wer- 
den. Kernpunkte einer solchen Re- 
form müssen die Gewährung von 
Mitbestimmungsrechten auch in wirt- 
schaftlichen Fragen und bei der Ein- 
führung neuer Technologien oder 
auch einer neuen Arbeitsorganisation 
sein. Zugleich gewinnt die Mitbestim- 
mung am Arbeitsplatz mit  der Aus- 
breitung neuer Produktions- und Ar- 
beitskonzepte eine weit größere Be- 
deutung als früher. Sie muß in Zu- 
kunft als integraler Bestandteil der be- 
trieblichen und Unternehmensmitbe- 
stimmung angesehen und behandelt 
werden. Von einer derartigen Erwei- 
terung betrieblicher Mitbestim- 
mungsrechte müssen auch neue For- 
men von Arbeitsverhältnissen - 

Scheinselbständigkeit, Heimarbeit 
etc. - erfaßt werden. 

Darüber hinaus ist die Unterneh- 
mensmitbestimmung zu stärken. 
Dazu ist eine Ausdehnung der Zahl 
der Unternehmen notwendig, die un- 
ter das Mitbestimmungsrecht fallen. 
Zugleich sind die Handlungsmöglich- 
keiten für Aufsichtsräte durch eine 
Reform ihrer Arbeitsweise und -be- 
dingungen erheblich zu verbessern. 
Dabei sind die Veränderungen in den 
Unternehmensstrukturen zu berück- 
sichtigen. Traditionelle Unterneh- 
mensgrenzen, -hierarchien und - 
strukturen werden partiell aufgelöst 
und durch Netzwerkstrukturen er- 

setzt. Hierdurch verändern sich auch 
die Anforderungen an die Mitbestim- 
mung, sie rnuß vor allem in den das 
Netzwerk bestimmenden Bereichen 
ausgebaut werden. Zugleich sind die 
Mitbestimmungs- und Kontrollrechte 
auf die gesamte Wertschöpfungsket- 
te auszudehnen. 

Mitbestimmung in der regiona- 
len und kommunalen Wirt- 
schaftspolitik 
Im regionalen und kommunalen Rah- 
men bestehen prinzipiell gute Voraus- 
setzungen für eine breite Partizipation 
der Bevölkerung. Gerade angesichts 
der Bedeutung regionaler Wirt- 
schaftskreisläufe für die ökonomische 
wie gesellschaftliche Entwicklung 
müssen die Mitbestimmungsmöglich- 
keiten in der regionalen und kommu- 
nalen Wirtschafts- und Strukturpolitik 
erheblich ausgebaut werden. Dies er- 
fordert aber auch eine Stärkung der 
kommunalen und regionalen Hand- 
lungsmöglichkeiten staatlicher Stellen 
gegenüber den Ländern und dem 
Bund. Von besonderer Bedeutung ist 
eine grundlegende Verbesserung der 
Finanzausstattung der unteren staat- 
lichen Ebenen, ohne die eine wirkli- 
che Demokratisierung in den Kom- 
munen und Regionen nicht möglich 
sein wird. 

Schaffung grenzüberschreiten- 
der Mitbestimmungsmöglichkei- 
ten 
Die Internationalisierung der Unter- 
nehmen schreitet voran. International 
agierende Unternehmen verfügen 
über Betriebsstätten in verschiedenen 
Ländern. Häufig werden die Beleg- 
schaften an den unterschiedlichen 
Standorten gegeneinander ausge- 
spielt. Der Internationalisierung der 
Unternehmenstätigkeit muß die Inter- 
nationalisierung der gewerkschaftli- 
chen und betrieblichen Interessenver- 
tretung folgen. Auf absehbare Zeit 
wird dazu ein zweigleisiges Vorgehen 
gefordert sein. Zum einen sind direkte 
Vertretungsstrukturen auszubauen 
und zu stärken. Auf der europäischen 
Ebene ist mit der - sicher in vielerlei 
Hinsicht noch unzureichenden - Ein- 
richtung Europäischer Betriebsräte 
ein Anfang gemacht worden. Bisher 
beschränken sich die Rechte der EBR 
weitgehend auf Information und 
Konsultation. Bei der Revision der 
Richtlinie müssen weitergehende Mit- 
bestimmungsrechte aufgenommen 
werden. Bei entsprechender Nutzung 
können die EBR zum Ausgangspunkt 
für internationale Mitbestimmung 

Effektive Mitent- 
scheidungsmöglich- 
keiten wird es 
letztlich nur geben, 
wenn es gelingt, die 
Investitionsströme 
der privaten Wirt- 
schaft zu beeinflus- 
sen und wo nötig zu 
lenken. 
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Beteiligung der 
Arbeitnehmer am 

Produktivkapital 
wird erst dann einen 

Beitrag zur Demo- 
kratisierung leisten, 

wenn die Anteile 
eine relevante 

Größenordnung 
erreicht haben und  

in kollektive, von 
den Gewerkschaften 

kontrollierte Fonds 
eingebracht werden. 
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werden. Zum anderen ist der Gesetz- 
geber aber auch auf anderen Feldern 
gefordert. In internationalenleuropäi- 
schen Vereinbarungen müssen sozia- 
le Mindeststandards festgeschrieben 
werden, die das Regelungsdefizit der 
Arbeitsbeziehungen auf internationa- 
ler Ebene beschränken. 

Aufbau einer regional unterglie- 
derten Struktur gesamtwirtschaftlicher 
Mitbestimmung durch die Einrichtung 
von Wirtschafts- und Sozialräten 

Ähnlich wie auf der Ebene der Eu- 
ropäischen Union sollte auf den ver- 
schiedenen staatlichen Ebenen - von 
der Region über die Länder bis zum 
Bund -ein Wirtschafts- und Sozialrat 
(WSR) eingerichtet werden, an dem 
drittelparitätisch die Arbeitgeber, Ge- 
werkschaften und andere gesell- 
schaftliche Gruppen - Umwelt- und 
Verbraucherverbände etc. - beteiligt 
sind. Der WSR müßte mit umfassen- 
den Beratungs- und Informations- 
rechten ausgestattet sein und zu dem 
Ort werden, in dem wesentliche wirt- 
schaiftsstrukturelle Weichenstellun- 
gen diskutiert und vorentschieden 
werden. Die hier getroffenen Ent- 
scheidungen müssen die Basis bilden 
für staatliche Investitions-, Subventi- 
ons- und Nachfrageentscheidungen. 
Insbesondere auf regionaler Ebene 
sind WSR ein zentrales Element, um 
Strukturpolitik auf eine breite gesell- 
schaftliche Basis zu stellen und damit 
auch ihre Effizienz zu steigern. Um 
die Durchsetzungsfähigkeit der WSR 
zu gewährleisten, sollte dem WSR ein 
Vetorecht mit aufschiebender Wir- 
kung bei einschlägigen Gesetzesvor- 
haben eingeräumt sowie das Recht 
gewährt werden, Volksbegehren ein- 
zuleiten. Mi t  derlei Rechten könnte 

der WSR die legislativen und exekuti- 
ven Gremien zwingen, ihre Vorhaben 
nochmals zu überprüfen. Sollten die- 
se der Auffassung des WSR nicht fol- 
gen, könnten sie anschließend den- 
noch ihre Positionen durchsetzen. Im 
Falle eines Volksbegehrens mit an- 
schließendem Volksentscheid läge die 
Letztentscheidung beim demokrati- 
schen Souverän. Mit  diesem Verfah- 
ren wären die verfassungsmäßigen 
Rechte von Parlament und Regierung 
nicht außer Kraft gesetzt. 

Produktiwermögen in Arbeit- 
nehmerhand und Investitions- 
fonds 
Die gegenwärtig diskutierte Beteili- 
gung der Arbeitnehmer am Produk- 
tivvermögen ist unter dem Gesichts- 
punkt einer Demokratisierung der 
Wirtschaft und einer Erweiterung der 
Mitbestimmung unzureichend. Die 
diskutierten Varianten können ledig- 
lich als Alternative zur Vermögensbil- 
dung nach dem 936-DM-Gesetz gel- 
ten. Viele dieser Vorschläge haben 
zudem den Nachteil, daß sie für die 
Unternehmen eine billige Finanzie- 
rungsquelle darstellen, die für die ab- 
hängig Beschäftigten aber mit Lohn- 
einbußen verbunden ist und ihnen 
neben dem Arbeitsplatzrisiko auch 
noch das Unternehmerrisiko aufbür- 
det. Die Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivkapital wird erst dann ei- 
nen Beitrag zur Demokratisierung lei- 
cten, wenn die Anteile eine relevante 
Größenordnung erreicht haben und 
nicht individuell, sondern in kollektive, 
von den Gewerkschaften kontrollierte 
Fonds eingebracht und verwaltet wer- 
den. Die ~esc6äf t i~ ten halten in einer 
solchen Konstruktion keine Anteile an 

einem Unternehmen sondern an dem 
Fonds. Damit wird das Risiko des Ein- 
zelnen minimiert. Der Fonds wird 
gleichzeitig in die Lage versetzt, eine 
effektive lndustriepolitik zu betreiben. 
Schließlich werden auf diese Weise 
weitgehend unabhängig von der Ent- 
wicklung einzelner Unternehmen re- 
gelmäßige Dividendenzahlungen 
möglich. Inhaltlich muß die Ge- 
schäfts- und Finanzpolitik der Fonds 
auf die Förderung des ökologischen 
und sozialen Umbaus der Wirtschaft 
verpflichtet werden. 

Aufbau demokratischer Kontrol- 
le der Banken- und Konzern- 
macht 
Flankierend zum Aufbau erweiterter 
Partizipationsmöglichkeiten gilt es, 
den Vermachtungstendenzen in der 
Wirtschaft entgegenzuwirken. In.die- 
sem Kontext ist insbesondere der Ban- 
kensektor einer wirkungsvollen de- 
mokratischen Kontrolle zu unterzie- 
hen sowie die Anti-Monopolgesetz- 
gebung zu effektivieren. Möglichkei- 
ten sind dazu etwa die Begrenzung 
der Beteiligungsmöglichkeiten der 
Banken an Unternehmen, die Begren- 
zung der Zahl der Aufsichtsratsman- 
date, die von Banken bzw. deren Ver- 
tretern wahrgenommen werden dür- 
fen, die Neuordnung des Depot- 
stimmrechtes oder die Erweiterung 
von Sanktionsmöglichkeiten gegen 
Banken, etwa bei der Hilfe zur Steuer- 
flucht. Gleichzeitig müssen Möglich- 
keiten geschaffen werden, zumindest 
die gemeinwirtschaftlich bzw. kom- 
munal orientierten Banken für eine 
dem Gemeinwohl verpflichtete Indu- 
strie-, Struktur- und Beschäftigungs- 
politik einzusetzen. SPW 

betreibt im wodIfwideweb ein 
infonna tionssystem zu linker pofitik und 

sozialen bewegungn 
infosystem 

AWUELL Meldungen und Hinter- l NlTlATIV Selbstdarstellungen und 
gründe Informationen von 

PERIODl KA Elektronische Kopien von Gruppen und Projekten 
Zeitschriften 

NETZ Verweise auf weitere linke I MtCHIV linke Theorie und Praxis Infos, Archive. Kontakte 
aus Geschichte und etc. im web 
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rung der Gesamtpartei oder auch op- 
ponierender Strömungen in ihr sich 
geltend machen könnte. Nun mag 
dies den Bedingungen eines Wahl- 
kampfes geschuldet sein, den die So- 
zialdemokratie auf jeden Fall gewin- 
nen will. Allzuviel Optimismus, daß es 
anschließend besser werde, dürfte 
aufgrund der Erfahrungen der Ver- 
gangenheit aber fehl am Platze sein, 
denn wenn sich entdemokratisierte 
Tendenzen eingeschliffen und ,,be- 
währt" haben, ist es schwer, das Ru- 
der wieder herumzureißen. 

Perspektiven der NRW SPD 
Ob die nordrhein-westfälische SPD 
zukünftig wieder die Rolle eines politi- 
schen ldeengebers einnehmen und 
sich programmatisch in die Landes- 
politik einmischen kann, hängt ent- 
scheidend davon ab, ob und wie in 
der jetzigen Umbruchsituation die 
Formierung einer neuen politischen 
Generation innerhalb und außerhalb 
dieser NRW SPD gelingt. 

Einen wichtigen Kristallisations- 
punkt zur Formierung eines neuen 
programmatischen und personellen 
Zusammenhangs stellt in Nordrhein- 
Westfalen die Landtagswahl 2000 dar. 
Dieses Datum markiert auch für die Ju- 
sos einen wichtige Etappe. In den vor 
uns liegenden zwei Jahren müssen kri- 
tische Köpfe innerhalb und außerhalb 
der Partei für eine programmatische 
Debatte gewonnen werden. Die Frage 
der zukünftigen Gestaltung von Arbeit 
und Strukturwandel in NRW, die Wie- 
derbesetzung der Innen- und Rechts- 
pcilitik, die Formierung eines gerechten 
und kontinuierlichen Bildungswesens, 
der Umbau des Sozialstaats und die 
Demokratisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft sind in diesem Zusam- 
menhang zentrale politische Felder, in 

denen die Linke sich von alten Bildern 
lösen und neue Antworten finden 
muß. Gerade für einen solchen For- 
mierungsprozeß gilt es Kleinmut und 
Verzagtheit zu überwinden, die die 

, 

SPD-Linke in der ,,Babylonischen Ge- 
fangenschaft parteiinterner Rücksicht- 
nahmen" hält und sich in ,,interner 
Gremienarbeit" aufreiben Iäßt. Sie 
muß sich, wie Andrea Nahles es for- 
muliert hat, als ,,eigenständige Kraft" 
reorganisieren, ,,die selbstverständlich 
innerhalb der Strukturen ihren Job 
macht, wenn sich damit Gestaltungs- 

auch diejenigen jungen Kandidatln- 
nen stehen, die sich anschicken wer- 
den, für ein Landtagsmandat zu 
kämpfen. Denn etwas ältere Genos- 
slnnen, denen man ihren wohlver- 
dienten Ruhestand nicht länger vor- 
enthalten sollte, gibt es in Nordrhein- 
Westfalen schließlich reichlich. 

In diesem Sinne wird es sicherlich 
auch von den Jusos des öfteren die 
,,harte Kante" geben, die hoffentlich 
auch die ein oder andere Markierung 
im sozialdemokratischen Gebälk Nord- 
rhein-Westfalens hinterläßt. SPW 

optionen verknüpfen. Ihren Schwer- 
Vgl. Svenja Schulze: Kein Ende vor de; 

punkt legt sie jedoch auf ausgewählte in: spw S, 2,ff, 

Politikbereiche, die als Kampaqnen im 2 s. Andrea Nahles: SPD soielt ..Bad Coo - , . 

Verbund mit Bündnispartnern außer- Good Cop", in: spw 2/98, S. 2f. 

halt, der eigenen parte, aufgebaut und 8.  Interview mit Bodo Hombach in spw 31 
90. S. 20 - 25 

gefahren  erden."^ "Handelsblatt-Gespräch mit Bodo Hom- 
An hervorgehobener Steile sollten bach in der Ausgabe vom 23,06 98 

in diesem Prozeß selbstverständlich A. Nahles. a.a.O., S. 3 

Beh 

Clernents unmißver- 
ständliche Klarheit in 
Wort und  Tat findet 
zumindest bis heute 
noch keine innerpar- 
teiliche Entspre- 
chung, durch die 
eine Pro filierung der 
Gesarntpartei oder 
auch opponierender 
Strömungen in  ihr 
sich geltend machen 
könnte. 

Aktionen für eine andere Politik 
Deine Stimme für Arbeit und soziale Gerechtigkeit! Im Rahmen seiner Kampagne veranstaltet der DGB am Samstag, 12. September 
1998, Demonstrationen, Kundgebungen und Veranstaltungen in 6 Stadten in Berlin, Dortmund, Dresden, Hannover, Nurnberg und 
Schwerin Weitere Informationen gibt es bei den DGB-Landesbezirken und Kreisen 

Aufstehen fur eine andere Politik! 80 000 Menschen demonstrierten (nach Angaben des veranstaltenden Aktionsbundnisses) am 20 Juni in 
Berlin -zwar etwas weniger als die geplanten 100 000, doch e,ne erstaunlich große Zahl, wenn man bedenkt, daß die Mobilisierung va von 
diversen Initiativen (va der Erfurter Erklarung), Arbeitslosengruppen, Studierenden und wenigen Einzelgewerkschaften (GHK, HBV, GEW, 
IG Medien) und ortlichen Gewerkschaftsorgan~sationen getragen wurde, die organisatorische und finanzielle Kraft der großen Gewerkschaften, 
Parteien oder anderer Großorganisationen aber fehlte In den Redebeitragen wurden die inhaltlichen Forderungen und die Notwendigkeit einer 
außerparlamentarischen Bewegung uber den Wahltag hinaus betont, um diese Forderungen zur Geltung zu bringen Zu einer ersten Bilanz der 
Politik der neuen Bundesregierung und zur Konkretisierung der Forderungen soll am 30. Januar 1999 eine bundesweite Konferenz durch- 
gefuhrt werden Bis dahln werden ortliche Aktivitaten im Mittelpunkt stehen Zur Deckung der Kosten wird weiterhin um Spenden gebeten auf 
Sonderkonto WiIIi van Ooyen, Kto -Nr 322955-606 bei Postbank FrankfurVMain, BLZ 5001 0060, Verw zweck Demo 20 06 98 
Wer uber einen Internet-Zugang verfugt, sollte sich mal dle Seiten unter http://www.kohl-muss-weg.org angucken, dort gibt es eine Menge 
Material zum Thema! 
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ten" durchsetzen wolle. Als Kernthe- 
men nannte er „die Mobilität auf 
den Straßen, auf der Schiene und in 
der Luft", die ,,Neugründung von 
Unternehmen", aber auch die ,,Pfle- 

Der Mann zieht ge der Großindu~tr ie".~ Dabei zeich- 
durch - underzieht net sich ab, daß er die konfliktsu- 
schneller als andere chende Strategie seines Vorgängers 

- frei nach Wild- Clement fortsetzen wird, um das ver- 
West-Manier: erst meintlich sozialdemokratische Profil 

schießen, dann der Dominanz von Ökonomie gegen- 
fragen. über der Ökologie (bzw. anders gela- 

gerter sozialer Interessen) weiter zu 
schärfen. Das wird ihm zwar sicher 
das Lob nicht nur eines möglichen 
Kanzlers Schröder und von Teilen der 
SPD-Landtagsfraktion einbringen, 
aber nach der Bundestagswahl im- 
mer wieder einen möglichen Bruch 
der Koalition (und dann sicher mit  
Auswirkungen auf eine mögliche 
Rot-Grün-Konstellation in Berlin/ 
Bonn) heraufbeschwören. Ob Wolf- 
gang Clement dann die integrative 
Kraft besitzt, die Johannes Rau in 
diesen Fällen besaß, wird sich erst 
noch erweisen müssen. Skepsis wird 
anzubringen sein, gerade wenn man 
bedenkt, daß Clement Hombach ei- 
niges zu verdanken hat. Und wer 
kann seinen Vasallen schon bei stür- 

mischem Wetter im Regen stehen 
lassen? 

Der lntegrator als lntrigator? 
Als lntegrator stünde ja ersatzweise 
auch der neue SPD-Landesvorsitzen- 
de Franz Müntefering bereit. Als bo- 
denständig erscheinender Sauerlän- 
der genießt er ja auch bei der Linken 
viel Vertrauen, obwohl keiner genau 
weiß, warum, denn schließlich war 
und ist Müntefering an fast allen Ak- 
tionen maßgeblich beteiligt, die von 
eben dieser Linken in den letzten Jah- 
ren aufs Schärfste bekämpft wurde: 
Petersberger Beschlüsse von 1993, 
Asylkompromisse 1993-1 995, Entde- 
mokratisierung durch Pseudodemo- 
kratisierung mittels Urwahlen 1994, 
Großer Lauschangriff, Leipziger Krö- 
nungsmesse etc. 

An einem Punkt hat Müntefering 
jedoch bereits in der ersten Landesvor- 
stand deutlich gemacht, daß er zumin- 
dest ein Freund klarer und transparen- 
tererverhältnisse ist: das bislang inoffi- 
ziell tagende Gremium ,,engerer Lan- 
desvorstand", dem bislang der Vorsit- 
zende, seine Stellvertreterlnnen, die 
Schatzmeisterin sowie die Bezirksvor- 
sitzenden angehörten, soll offizialisiert 
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werden und aus den Reihen des ge- 
wählten Landesvorstandes ergänzt 
werden. Mit diesem neuen Gremien 
muß aber noch lange keine echte Be- 
teiligung des gewählten Gremiums 
Landesvorstand einhergehen. Schon 
jetzt zeichnet sich ab, daß vielmehr 
eine demokratische Bemäntelung ei- 
ner weiteren Entmachtung des Lan- 
desvorstandes stattfindet. Seit der 
Wahl des Vorstandes Ende Januar hat 
es bis heute gerade mal drei Sitzungen 
gegeben, wobei in der zweiten Sit- 
zung der Rücktritt von Johannes Rau 
und in der dritten die Inthronisierung 
des Kabinetts Clement verkündet wur- 
den. Und so wie die Dinge stehen, 
wird der Landesvorstand erst Ende des 
Jahres über seine Arbeitsvorhaben dis- 
kutieren. 

Clements unmißverständliche 
Klarheit in Wort und Tat, die eigent- 
lich Raum für sachliche Auseinander- 
setzungen ermöglichen müßte, da 
nun Konflikte offen thematisiert wer- 
den (statt sie in der Tradition von Rau 
auszusitzen, mit Formelkompromis- 
Sen zu überdecken oder schlichtweg 
zu leugnen), findet also zumindest bis 
heute noch keine innerparteiliche Ent- 
sprechung, durch die eine Profilie- 

Vorwort von Am Übergang zum 21. Jhdt. 
Lew Besymenski 200 Seiten; DM 28,- 

ISBN 3-89438-121-3 

320 Seiten; DM 36.- "Die krisengeschüttelte 

ISBN 3-89438-138-8 Gegenwart ... analysiert 
Deppe in drei brilliant 

Dokumente aus geschriebenen Kapiteln" 
sowjetischen Archiven 

Johannes Klotz1 Hermannus Pfeiffer 
Ulrich Schneider (Hg.) Der Kapitalismus 
Die selbstbewußte frißt seine Kinder 
Nation und ihr . 218 Seiten; DM 28,- 

Geschichtsbild ISBN 3-89438-139-6 
222 Seiten; DM 29,80 
ISBN 3-89438-137-X 

Über den Standort 
Deutschland, seine 

Geschichtslegenden Gegner und seine glorrei- 
der Neuen Rechten che Zukunft. 
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u nsere Skizze geht vom Stich- der pauschalen Beurteilung soge- 
wort des „3. Sektors" aus. nannter öffentlicher Monopolbetrie- 
Hinter diesem Stichwort steht be nicht einverstanden und bezwei- 

die Überlegung, neben dem staatli- feln, ob dadurch tatsächlich politische 
chen und dem privatwirtschaftlichen Steuerbarkeit hinzuqewonnen wird. 
Sektor einen weiteren regulären Be- 
schäftigungssektor zu etablieren, der 
sich durch eine neuartige Kombinati- 
on öffentlicher Förderung und Pla- 
nung mit privaten Wettbewerbsstruk- 
turen auszeichnet. Der dritte Sektor 
umfaßt insbesondere kommunalwirt- 
schaftliche lnfrastrukturleistungen (z. 
B. Energie, Wasser, Abfallwirtschaft, 
öffentlicher Nahverkehr), Stadt- und 
Landschaftsreparaturarbeiten (z.. B. 
Altbausanierung, Stadtbegrünung, 
Renaturierung von Gewässern), sozia- 
le und kulturelle Gemeinwesenarbeit 
(z.B. Nachbarschaftsläden, Kleinbüh- 
nen, Künstlerhäuser) und das nahver- 
sorgungsorientierte Kleingewerbe (10- 
kale Ökonomie). Durch den Auf- und 
Ausbau dieses Sektors wollen wir: 

Regionale Vernetzungsstrukturen 
fördern und eine stärker binnenorien- 
tierte Arbeitsteilung unterstützen, die 
an regionalen Kompetenzen und 
Stoffkreisläufen anknüpft; 

die Produktion neuer ökologischer 
Güter oder Dienstleistungen voran 
bringen, die bisher gar nicht, zu teuer 
oder viel zu wenig angeboten wur- 
den; 

die gesellschaftliche Fähigkeit zu 
sozialer Selbstorganisation und kultu- 
reller Innovation unterstützen. 

1. Kommunalwirtschaft und 
3. Sektor 
Bei unserer Diskussion um die Zukunft 
der Kommunalwirtschaft geht es vor 
allem darum, ob die kommunalen 
Monopolbetriebe im Bereich der En- 
ergie und Wasserversorgung, im Nah- 
verkehr und bei der Abfallwirtschaft 
nicht effizienter und flexibler organi- 
siert werden könnten, wenn sich die 
öffentlichen Hände auf die Bereitstel- 
lung der politisch gewollten Leistun- 
gen beschränken, während die ei- 
gentliche Herstellung privaten oder 
gemeinwirtschaftlichen Anbietern 
überlassen bleibt, die untereinander 
um die öffentlichen Aufträge konkur- 
rieren. Hier bestehen unter uns noch 
Meinungsunterschiede. Die Verfech- 
ter dieses Modells versprechen sich 
davon mehr politische Steuerbarkeit, 
denn bislang hatten sich die Öffentli- 
chen Monopolbetriebe allzu häufig 
einer konsequenten ökologischen 
Umbau- und Expansionsstrategie ver- 
weigert, auch wenn die politischen 
Mehrheiten dafür vorhanden waren. 
Die Kritiker dieses Modells sind mit 

Sie befürchten insbesondere, daß der 
für das kommunale Handeln so wich- 
tige Ausgleich zwischen den verschie- 
denen kommunalwirtschaftlichen 
Sektoren (insbesondere zwischen 
dem Energie- und Nahverkehrssektor) 
einem rein betriebswirtschaftlichen 
Kalkül zum Opfer fällt. 

Einig sind wir uns allerdings dar- 
über, daß dem öffentlichen Auftrags- 
und Beschaffungswesen eine zentrale 
Rolle in unserer Strategie beigemes- 
sen werden muß. Es handelt sich po- 
tentiell um ein Instrument zur flexible- 
ren Erbringung öffentlich garantierter 
Leistungen, zur Stabilisierung regio- 
naler Wirtschaftsstrukturen, zur Politi- 
sierung der Beziehungen zwischen 
Staat und Privatwirtschaft und zur 
Etablierung neuer gemeinwirtschaftli- 
cher Formen. 

2. Handwerk, 3. Sektor und 
öffentliches Auftragsvergabewe- 
Sen 
Wir kommen nicht daran vorbei, die 
Beziehung zwischen dem „3. Sektor" 
und dem Handwerk zu klären. Im- 
merhin überragt das Handwerk in sei- 
ner Beschäftigungswirkung (über 6 
Mio.) mittlerweile die Industrie. Es 
entspricht stärker dem Kriterium der 
Binnen- und Regionalorientierung. 
Und außerdem bieten die Hand- 
werkskammern bei allem Renovie- 
rungsbedarf eine interessante Platt- 
form für neue korporatistische Regu- 
lierungsformen, die sich vor allem am 
ökologischen und sozialen Bedarf der 
Regionen orientieren. Wir sind uns 
bewußt, daß einerseits die Gefahr be- 
steht, im ,,3. Sektor" eine staatlich 
subventionierte Billigkonkurrenz zu 
etablierten, die auf Kosten bestehen- 
der privater Anbieter geht. Wir wissen 
andererseits aber auch, daß es häufig 
ohne öffentliche Förderung nicht 
geht. Viele personalintensive Leistun- 
gen des 3. Sektors sind nur begrenzt 
rationalisierbar und müssen deshalb 
vergleichsweise teuer angeboten wer- 
den. 

Um dieser Schwierigkeit zu entge- 
hen, ist es sinnvoll, neue Förderinstr- 
umente zu entwickeln, die auch pri- 
vate Anbieter und insbesondere das 
private Handwerk einbeziehen. Die 
bisher bei der aktiven Beschäftigungs- 
politik vorherrschende Förderstrate- 
gie, weniger die gewollten Leistungen 
als vielmehr die in den Maßnahmen 

3. Sektor und 
Integrierte 

Arbeits- und 
Gewerbeförderung 

Handwerk - Haushalt - soziale Dienste 

Beschäftigten zu bezahlen, hat zu ei- 
ner strukturellen Selbstblockade ge- 
führt, die es schwer macht, die not- 
wendige Ausweitung dieses Bereiches 
politisch durchzusetzen. 

Bekanntlich sollen sich AB-Maß- 
nahmen und analog finanzierte Be- 
schäftigungsprojekte auf solche Tä- 
tigkeitsfelder konzentrieren, in denen 
es bisher kein ausreichendes gewerb- 
liches Angebot gab. Deshalb konnten 
in diesem Bereich fast keine dauerhaf- 
ten Beschäftigungsverhältnisse ent- 
stehen. Immer wenn es gelang, neue 
Märkte zu erschließen oder Produkte 
anzubieten, mit denen auch Geld zu 
verdienen war, gerieten die Beschäfti- 
gungsprojekte in Konkurrenz zu pri- 
vaten Anbietern, die diese Märkte 
ebenfalls bedienen wollten. Häufig 
schafft die auf direkte Einkommensfi- 
nanzierung aufbauende Förderstrate- 
gie eine ziemlich unproduktive Atmo- 
sphäre des bürokratisch verwalteten 
Leerlaufes und der Scheinaktivitäten. 
Insgesamt entsteht ein sozialpsycho- 
logisch wenig förderliches Klima sin- 
nentlehrten Müßigganges, der sich 
hinter einer immer ausgefeilteren An- 
tragslyrik zu verbergen sucht. 

Deshalb bleibt nichts anderes, als 
sich über eine grundsätzliche Neuori- 
entierung der Förderstrategien Ge- 
danken zu machen. Langfristig halten 
wir es für sinnvoll, die direkte Einkom- 
mensförderung durch ein neues öf- 
fentliches Auftragsvergabesystem ab- 
zulösen. Wir stellen uns vor, daß die 
kommunalen öffentlichen Hände in 
all den ökologisch, sozial und kulturell 
wichtigen Bedarfssektoren, die bisher 
von privaten Anbietern nicht ausrei- 
chend abgedeckt wurden, selbst als 
Nachfrager auftreten. Sie müßten 
entsprechende Leistungen öffentlich 
ausschreiben, so daß sie an gemein- 
nützige Träger und private Anbieter 
vergeben werden könnten. 

Wir kommen nicht 
daran vorbei, die 
Beziehung zwischen 
dem ,,3. Sektor" und 
dem Handwerk zu 
klären. Immerhin 
überragt das 
Handwerk in seiner 
Beschä ftigungswir- 
kung (über 6 Mio.) 
mitilenveile die 
Industrie. 

14 SPW i e ~ t ~ ~ h r l f t  fur i v z i d l l ~ t l ~ i h t '  Poltlh u i l «  \h l l i l i t l l d l l .  Hi l t l  IUL .  i 398 



Es geht auch und  
gerade darum, 

bislang informell 
erbrachte Leistungen 

erwerbswirtschaft- 
/ich zu organisieren 
und  sie m i t  Entgelt- 

anspruch sowie 
Steuer- und Sozial- 

versicherungsp flicht 
z u  versehen. 

Wir wollen den 
ursprünglichen 

Gedanken des ,,3. 
Sektors" ausweiten 

u n d  dabei drei 
Elemente miteinan- 

der verbinden, 
nämlich den 

kommunalwirt- 
schaftlichen Sektor, 

das privatwirtschaft- 
liche Handwerk und  

Kleingewerbe und  
die ,,neue Gemein- 

wirtscha ft ". 

CROSSOVER-THESEN: PROJEKTE FÜR EINEN ÖKOLOGISCH-SOLIDARISCHEN „NEW DEAL" MAGAZIN 1 

Dabei wäre darauf zu achten, 
daß diese privaten Anbieter eine 
Reihe von sozialen und ökologi- 
schen Bedingungen (z.B. Beschäfti- 
gung zu Tarif, Frauenförderpläne, 
Ökoaudit) einhalten. Prinzipiell 
könnten Anbieter aller Unterneh- 
mensformen an diesen Ausschrei- 
bungen (von Genossenschaften und 
gemeinnützigen GmbH's bis zu pri- 
vaten Personengesellschaften) 
gleichberechtigt teilnehmen. Aus 
unserer Perspektive ist es wün- 
schenswert, daß dabei vor allem ge- 
meinwirtschaftliche Unternehmen 
(Genossenschaften, selbstverwaltete 
Betriebe, öffentliche Unternehmen 
etc.) zum Zuge kommen. Deshalb ist 
es wichtig, diese Unternehmensfor- 
men durch gezielte Beratungs- und 
Raumangebote, sowie durch Kapi- 
talhilfe- und Investitionsförderpro- 
gramme zu unterstützen. 

Die öffentlichen Hände sollten die 
von Ihnen in Auftrag gegebenen Lei- 
stungen zu politisch definierten Prei- 
sen an die Endverbraucher weiterge- 
ben. Die in einigen Regionen schon 
entstandenen Dienstleistungspools, 
w o  die öffentlichen Hände hand- 
werkliche und persönliche Dienstlei- 
tungen für die Endverbraucher zu re- 
lativ günstigen Preisen bereithalten, 
sind ein erstes Beispiel. Indem die öf- 
fentlichen Hände als Mittler zwi- 
schen die Leistungserbringer und 
Endverbraucher treten, besteht die 
Möglichkeit, die Preise nach ökologi- 
schen, sozialen oder regionalwirt- 
schaftlichen Kriterien politisch zu ge- 
stalten. Außerdem kann die gewollte 
Versorgungsdichte politisch definiert 
werden, so daß private Rosinenpicke- 
rei ausgeschlossen ist. 

Damit die kommunalen Einrich- 
tungen wirklich in die Lage versetzt 
werden, durch ihr Nachfrageverhal- 
ten neue Märkte oder Beschäfti- 
gungsfelder anzustoßen, benötigen 
sie zusätzliches Geld. Deshalb ist es 
sinnvoll, daß sie dabei von einem 
neu zu bildenden ,,Fonds für soziale 
und ökologische Gemeinschaftsauf- 
gaben" unterstützt werden. In die- 
sem Fonds sollten u.a. all die Mittel 
zusammenfließen, die durch die zu- 
sätzlichen Beschäftigungseffekte 
des 3. Sektors bei der Bundesanstalt 
für Arbeit eingespart oder bei den 
Sozialversicherungen und beim Fis- 
kus neu eingenommen werden. 

Eine direkte Einkommensförde- 
rung z. B. nach dem Modell der 
ABM wäre dann nur noch für einen 
sehr beschränkten Personenkreis 
notwendig, der wirklich nur auf- 

grund definierbarer geistiger, kör- 
perlicher oder sozialer Handikaps 
auf dem ersten Arbeitsmarkt nicht 
vermittelbar ist. 

Die Vorteile dieses Förderstrate- 
giewechsels liegen auf der Hand: 
Der politisch induzierte und politisch 
regulierte Wettbewerb der Lei- 
stungsanbieter führt zu deutlich ef- 
fizienteren Strukturen, so daß der 
Selbstfinanzierungsanteil dieses Sek- 
tors höher sein kann. Mit  dem glei- 
chen Geld können also mehr Ar- 
beitsplätze geschaffen und mehr 
Leistungen bereit gestellt werden. 
Außerdem entstehen dauerhafte 
mittelständische Strukturen, die 
ganz wesentlich zur Stärkung der 
endogenen ökonomischen Potentia- 
le in der Region beitragen. Da die 
Konkurrenz zu privaten Handwerks- 
und Dienstleistungsbetrieben ent- 
fällt, ergibt sich die politische Chan- 
ce, in den Regionen zu einem brei- 
ten Bündnis all derjenigen zu kom- 
men, die an einer Verstärkung und 
Weiterentwicklung der regionalen 
Wirtschaftskreisläufe interessiert 
sind, weil sie sich vor allem auf diese 
regionalen Märkte beziehen. 

3. informeller und dritter 
Sektor 
Wir sehen in diesem „3. Sektor" 
eine Alternative zum real existieren- 
den 3. Sektor bzw. zum informellen 
Sektor. Dieser Sektor setzt sich aus 
der Schattenwirtschaft, also insbes. 
der sog. Schwarzarbeit, aus der Ei -  

genarbeit, welche insbesondere im 
Haushalt eine zentrale Rolle spielt 
und kostenlosen wohltätigen Dien- 
sten zusammen. D.h. es geht auch 
und gerade darum, bislang infor- 
mell erbrachte Leistungen erwerbs- 
wirtschaftlich zu organisieren und 
sie mit  Entgeltanspruch sowie Steu- 
er- und Sozialversicherungspflicht zu 
versehen, gleichzeitig aber be- 
stimmte positive Elemente der Ko- 
operation, der Identifikation, der 
Gebrauchswertorientierung u.a.m. 
zu sichern. 

Unsere im Crossoverprozeß ent- 
wickelten Vorschläge für eine radi- 
kale Arbeitszeitverkürzung werden 
dazu führen, daß immer mehr Zeit 
für produktive Tätigkeiten außerhalb 
der Erwerbsarbeit zur Verfügung 
steht. Der Bereich der Eigenarbeit 
wird deshalb wachsen. Wir wollen, 
daß es sich dabei um freiwillige und 
selbstbestimmte Eigenarbeit han- 
delt. Deshalb lehnen wir jede Form 
der Zwangsteilzeit ab und treten da- 
für ein, daß jeder die Möglichkeit 

hat, seinen Lebensunterhalt durch 
eigene Erwerbsarbeit zu bestreiten. 
Es wird eine wichtige Aufgabe des 
3. Sektors sein, diese Form der 
selbstbestimmten ,Eigenarbeitsöko- 
nomie' durch gezielte Beratungs- 
dienstleistungen, durch die Vermie- 
tung von Maschinen und Fachkräfte 
und durch die Bereitstellung von 
Gewerbehöfen, Ladenräumen und 
Kapitalhilfen zu unterstützen. 

Wir wollen in diesem Zusam- 
menhang betonen, daß Lohnneben- 
kosten und steuern gerade nicht für 
die Exportwirtschaft das Problem 
darstellen, sondern für das Hand- 
werk bzw. das binnenorientierte 
Kleingewerbe. Je weiter ,,Brutto" 
und ,,Netto" auseinanderklaffen, 
desto stärker wird der Anreiz, zur Ei- 
gen- oder Schwarzarbeit. Deshalb 
wollen wir darüber diskutieren, ob  
es insbesondere bei den niedrigen 
Einkommen nicht sinnvoll ist, direk- 
te durch indirekte Steuern zu erset- 
zen. So könnte z. B. eine ökologi- 
sche Luxussteuer auf PS-starke 
Pkw's dazu verwandt werden, u m  
die Grundfreibeträge zu erhöhen 
oder die Eingangssteuersätze zu ver- 
mindern. Ein weiterer wichtiger An- 
satzpunkt ist die Umstellung der Ar- 
beitgeberbeiträge zu den Sozialver- 
sicherungen auf eine Wertschöp- 
fungsabgabe . 

4. Neue Allianzen 
Die verschiedenen vorhergehenden 
Überlegungen sprechen dafür, den 
ursprünglichen Gedanken des „3. 
Sektors" auszuweiten und dabei 
drei Elemente miteinander zu ver- 
binden, nämlich den kommunal- 
wirtschaftlichen Sektor, das privat- 
wirtschaftliche Handwerk und Klein- 
gewerbe und die ,,neue Gemein- 
wirtschaft'' (mit genossenschaftli- 
chem Schwerpunkt). Die Frage des 
„3. Sektors" ist nicht alleine ein Pro- 
blem des lnstrumentenbaukastens. 
Uns geht es darum, den Kampf um 
einen beschäftigungsmäßig ,,millio- 
nenschweren" Sektor aufzunehmen 
und dabei dafür Sorge zu tragen, 
daß es zu Allianzen zwischen Klein- 
gewerbe/Handwerk, gemeinwirt- 
schaftlichen Ansätzen und refor- 
mierten öffentlichen Sektoren 
kommt. Die gegenwärtigen Konflik- 
te und Konkurrenzkämpfe sichern 
den bürgerlichen Block unter der 
Vorherrschaft des exportorientierten 
Großkapitals, das sich bei der wech- 
selseitigen Schwächung der binnen- 
wirtschaftlich orientierten Kräfte die 
Hände reiben darf. SPW 

Die ,,New SPD" entledigt sich der 
,,Old SPD" 

E nde Juli feierte Johannes Rau 
sein 40jähriges Jubiläum als 
Landtagsabgeordneter für den 

Wahlkreis Wuppertal. Daß er dies 
nicht mehr in der gleichzeitigen Rol- 
le als Ministerpräsident tun würde, 
hätte noch Anfang des Jahres wohl 
kaum jemand erwartet, nachdem 
Rau in der Vergangenheit mehrere 
Attacken, ihn aus dem Amt zu ver- 
drängen, erfolgreich pariert hatte.' 
Als mit dem überraschend klaren 
Wahlerfolg der SPD vom 1. März in 
Niedersachsen vollends die Schröder- 
Euphorie ausbrach, mußte Johannes 
Rau weichen, um den ,,positiven 
Schub zu verstärken", der nach dem 
Wahlsieg und der schnellen Erklä- 
rung Schröders zum Kanzlerkandida- 
ten inszeniert worden war.2 Mit dem 
,,Manager" Schröder würde sich das 
moderne Image der ,,New SPD" 
glaubwürdiger verkaufen lassen, als 
mit  dem auf Ausgleich bedachten 
,,Bruder Johannes", der mit  der sozi- 
alpartnerschaftlichen „Old SPD" ver- 
bunden worden wäre. 

Es ist sicher müßig darüber ru 
spekulieren, ob im Falle einer K? zier- 
kandidatur Lafontaines die 'vVahl- 
kampfstrategie eine grundsätzliche 
andere geworden wäre, doch ist wohl 
davon auszugehen, daß in diesem 
Falle die pro-Schröder (und damit 
pro-Clement)-Kräfte es nicht gewagt 
hätten, den populären Ministerpräsi- 
denten -der schließlich auch Garant 
der Düsseldorfer Koalition war - zum 
Rücktritt zu drängen. Die Umstände 
des ,,Stabwechsels" waren letztlich 
unwürdig und befördern die Verdros- 
senheit mit den politischen Eliten in 
diesem Land und ihrem Stil der Aus- 
einandersetzung. 

Mit harter Kante für Klarheit 
sorgen 
Nicht nur durch die Verkleinerung des 
Kabinetts hat Wolfgang Clement sei- 
ner grundsätzlich anderen Auffas- 
sung von Regierungsarbeit in Nord- 
rhein-Westfalen Ausdruck verliehen, 
die im Vergleich zur ,,Landesvater- 
Mentalität'' Johannes Raus konträrer 
nicht seien könnte. Aus seinem An- 
spruch, die ,,Staatskanzlei zu einem 
Dienstleistungsunternehmen für die 
Wirtschaft zu machen", macht Cle- 
ment keinen Hehl. Sein Prinzip der 
„harten Kante", bekannt aus der Aus- 
einandersetzung um Garzweiler, wird 
er nun auch in allen anderen politi- 
schen Auseinandersetzungen zur An- 
wendung bringen. 

interessant sind an dieser Stelle 
zwei Fragen: Inwieweit wird sich 
Wolfgang Clement mit seinen (markt- 
)radikalen und effizienztriefenden 
Ideen durchsetzen und wie kann die 
Existenz eines in vielen Punkten eindi- 
mensionalen Ministerpräsidenten zur 
Wiederbelebung innerparteilicher De- 
batten über die Landespolitik genutzt 
werden? 

Einen Vorgeschmack auf für 
Nordrhein-Westfalen ungewöhnliche 
Auseinandersetzungen - die bezeich- 
nender Weise ohne Folgen auf das 
Regierungshandeln blieb - lieferte be- 
reits die Debatte über die Zusammen- 
legung des Innen- und Justizministeri- 
ums. Auch wenn die Zusammenle- 
gung unter dem Aspekt der Gewal- 
tenteilung weitestgehend unproble- 
matisch ist und sich allenfalls Konflik- 
te im Bereich der obersten Dienstauf- 
sicht und im Strafvollzug ergeben 
können, hat Clement mit seinem Vor- 
stoß nicht nur innerhalb der Richter- 
schaft für tiefe Verunsicherung ge- 
sorgt. Die zukünftige Innen- und 
Rechtspolitik wird sich so zwar einer 

Wie weich ist die 
harte Kante? 

Sozialdemokratischer Führungswechsel in NRW 

von Sebastian lobelius und  Reinhold Rünker* 

verstärkten und kritischen Beobach- 
tung erfreuen, gleichzeitig sonnte 
sich Clement gerade im Lichte der 
harschen Kritik und sah sich in seiner 
Rolle als moderner Siegfried bestätigt, 
der den Drachen ,,Bürokratie" unter 
dem Beifall des gemeinen Volkes nie- 
derringt. 

Nun mag der Vorwurf, Clement 
würde vordemokratische, ja gar abso- 
lutistische Strukturen schaffen, über- 
zogen sein. Sein Verhalten wirft aber 
schon ein bezeichnendes Bild auf das 
zu erwartende Regierungshandeln 
und damit den wesentlichen Unter- 
schied zur Ära Rau: Der Mann zieht 
durch - und er zieht schneller als an- 
dere - frei nach Wild-West-Manier: 
erst schießen, dann fragen. 

,,Die wirtschaftlichen Notwen- 
digkeiten durchsetzen!" 
Und der Mann hat einen Deputy, den 
manche gar für den zentralen Mann 
im Hintergrund halten, der aber allein 
schon aufgrund seiner Körperfülle un- 
übersehbar ist. Mit  Bodo Hombach 
als Nachfolger im Amt des Wirt- 
schaftsministers hat Clement einen 
Bruder im Geiste und der Tat nicht zu- 
letzt auch dafür belohnt, daß dieser 
ihm den Weg in die Staatskanzlei frei- 
geschossen hat, als Clement ja noch 
Treue zu Johannes Rau zeigte. 

Nachdem sich Bodo Hombach in 
den 1980er Jahren im Amt des SPD- 
Landesgeschäftsfü hrer als Parteire- 
former zu etablieren suchte3 und 
den SPD-Landesverband in seine 
auch heute noch nicht überwundene 
Finanzkrise stürzte, hatte er in den 
letzten Jahren vor allem als Berater 
von Gerhard Schröder und auch von 
Wolfgang Clement von sich Reden 
gemacht. Schon kurz nach seiner 
Vereidigung kündigte er in einem 
Handelsblatt-Interview an, daß er 
„die wirtschaftlichen Notwendigkei- 

Clement sonnte sich 
im Lichte der 
harschen Kritik an 
der Zusammenle- 
gung von Innen- 
u n d  Justizministeri- 
um und  sah sich i n  
seiner Rolle als 
moderner Sieg fried 
bestätigt, der den 
Drachen ,, Bürokra- 
tie" unter dem 
Beifall des gemeinen 
Volkes niederringt. 
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Zu befürchten ist, 
daß durch biotech- 
nologische Patente 

Forschungsfort- 
schritt behindert 

wird. Denn nur mi t  
Genehmigung des 

Patentinhabers und 
gegen teure 

Lizenzgebühren 
können andere den 

Zugang zu den 
patentierten Genen 
und  Gensequenzen 

erhalten. 

In Sachen Medizin fordert der Rat 
unter anderem eine neue Kooperati- 
on zwischen Pharmaindustrie und kli- 
nischer Forschung. Administrative 
Hürden sollen gesenkt und die Zulas- 
sung neuer biotechnologischer Arz- 
neimittel erleichtert werden. Der wis- 
senschaftliche Nachwuchs klinischer 
Forscher soll besonders gefördert 
werden, die Freistellung von Aufga- 
ben der Krankenversorgung wird 
empfohlen. Die Bundesregierung un- 
terstützt die Empfehlungen des Rates 
in seinem Bericht ohne Einschrän- 
kung. Was aber bedeuten diese Emp- 
fehlungen? Die klinische Forschung, 
freigestellt von der lästigen Pflicht, 
sich um Patientlnnen zu kümmern, 
wird zu einer ausgelagerten Arznei- 
mittel-Foschungsabteilung der Indu- 
strie. Unter dem Deckmantel ,,kurati- 
ver Bemühungen" soll so das rei- 
bungslose Zusammenspiel von Wirt- 
schaft und Forschung gelingen. Um 
Patientlnnen können sich andere 
kümmern. Dies ist ein weiterer Schritt 
auf einem fatalen Weg: Auf der einen 
Seite fehlen für eine allgemeine 
Grundversorgung zunehmend die 
Mittel, auf der anderen Seite wird 
eine Hochleistungsmedizin finanziert. 
Die Einsparungen im Gesundheitswe- 
sen machen schon heute nicht mehr 
Halt vor der Grundversorgung. So 
wird beispielsweise für Kinder und Ju- 
gendliche, die nach 1978 geboren 
sind, kein Zahnersatz mehr gezahlt. 
Zwar wird öffentlich vom Zwang zum 
Sparen geredet, doch bei näherer Be- 
trachtung ist in einigen Fällen schlicht 
Umschichtung gemeint. 

So ist es nicht verwunderlich, 
wenn auch hinsichtlich der Empfeh- 
lungen des Rates zu den bestehenden 
gesetzlichen Regelungen die Wün- 
sche der lndustrie ganz im Mittel- 
punkt stehen. Maßgeblich sind das 
deutsche Gentechnikgesetz und die 
Richtlinien der Europäischen Union, 
die sich auf die Verwendung gentech- 
nisch veränderter Organismen in ge- 

schlossenen Systemen (sogenannte 
System-Richtlinie) und in der Natur 
(sogenannte Freisetzung-Richtlinie) 
beziehen. Der Rat spricht sich grund- 
sätzlich für ,,dereguliertel' gesetzliche 
Bestimmungen aus. Verfahrensver- 
einfachungen, Anmeldungen statt 
Genehmigungen, verkürzte Fristen 
zur Beurteilung der Gefahren durch 
die Zulassungsbehörden, neue Zu- 
ordnung gentechnisch veränderter 
Organismen in die einzelnen Gefah- 
renklassen: Das ist der Wunschkata- 
log des Rates für zukünftige gesetzli- 
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verselle Erbe der Menschheit privati- 
siert und dem Patentinhaber übereig- 
net. Zu befürchten ist, daß somit For- 
schungsfortschritt behindert wird. 
Denn nur mit Genehmigung des Pa- 
tentinhabers und gegen teure Lizenz- 
gebühren können andere den Zu- 
gang zu den patentierten Genen und 
Gensequenzen erhalten. 

Diese Richtlinie birgt die Gefahr, 
daß die Verfügbarkeit der Bausteine 
des Lebens in die Hände privater, ka- 
pitalkräftiger Unternehmen gelegt 
wird. Mit ihr wird die Möglichkeit er- 

che Bestimmungen, dem die Bundes- öffnet, sich soqar embryonale, nicht 
regierung zustimmend folgen will. 
Die EG-Kommission hat einen konkre- 
teren Änderungsvorschlag zur Sy- 
stem-Richtlinie vorgelegt, den der Rat 
zustimmend kommentiert, entspricht 
er doch genau der von ihr gewünsch- 
ten ,,Deregulierungsstrategie". 

Patentierung biotechnologischer 
Erfindungen 
Neu in dem Reigen der gesetzlichen 
Bestimmungen ist die jüngst verab- 
schiedete Richtlinie zum Schutz bio- 
technologischer Erfindungen. Diese 
Richtlinie begrüßt der Rat ebenso wie 
die Bundesregierung. Im Gegensatz zu 
allen anderen Gesetzestexten sieht er 
hier keinen Änderungsbedarf. Der 
Grund ist simpel: Die Richtlinie ist noch 
ganz frisch und - im Gegensatz zu den 
älteren Richtlinien - schon ganz auf 
die Bedürfnisse der Industrie zuge- 
schnitten. Der Umfang und das Aus- 
maß der Patentierungsmöglichkeiten 
biotechnologischer Erfindungen ist 
enorm erweitert worden; so können 
demnächst auch Gene und Gense- 
quenzen, sofern sie isoliert wurden, 
patentiert werden. Damit wird der Un- 
terschied zwischen Erfindung und Ent- 
deckung verwischt. Bisher war Kon- 
sens: Nur Erfindungen sind patentfä- 
hig, nicht Entdeckungen. Mit der Bio- 
technologie, die mit sich selbst ver- 
mehrender, belebter Materie hantiert, 
wird die bewährte Unterscheidung 
aufgehoben. Wer einzelne Gense- 
quenzen isoliert und ihnen eine Funkti- 
on zurechnet, hat eventuell ein Verfah- 
ren zur Isolation erfunden, aber nicht 
die Gensequenz und die Funktion. Die 
Gensequenz ist eine Entdeckung. Sie 
war immer schon vorhanden, wenn 
auch nicht immer entschlüsselt. 

Durch Patente wird privaten Un- 
ternehmen ein gewerblicher Rechts- 
schutz zugesprochen. Wer aber bio- 
technologische Patente gestattet, 
überträgt dem Patentinhaber die al- 
leinige Verfügung über Gene und 
Gensequenzen. Damit wird das uni- 

ausdifferenzierte ~tammzellen, die in 
der medizinischen Therapie von gro- 
ßer Bedeutung sein können, sowie 
Pflanzen und Tiere patentieren zu las- 
sen - obwohl Therapien grundsätz- 
lich nicht als patentfähig gelten. 
Schöne neue Welt! 

Selbstauferlegter Gestaltungs- 
verzicht 
Die Unterrichtung der Bundesregie- 
rung zur Umsetzung der Empfehlung 
des Rates für Forschung, Technologie 
und Innovation zum Thema ,,Biotech- 
nologie, Gentechnik und wirtschaftli- 
che lnnovation - Chancen nutzen 
und verantwortlich gestalten" ist eine 
Parade-Beispiel für selbst auferlegten, 
politischen Gestaltungsverzicht. Der 
Verdacht drängt sich auf, daß die 
Bundesregierung nicht eigenständig 
tätig werden will - oder möglicher- 
weise nicht kann. Sie stellt sich nicht 
die Frage, wo der Einsatz der Gen- 
technik von Nutzen sein kann und wo 
seine Risiken liegen. Sie erarbeitet kei- 
ne nachvollziehbaren Kriterien, an de- 
nen sich das Für oder Wieder messen 
Iäßt. Sie folgt stattdessen den von For- 
schung und Wirtschaft formulierten 
Erwartungen, die von kommerziellen 
Überlegungen geprägt sind. 

Die Lücke, die die Bundesregierung 
durch ihre Enthaltsamkeit entstehen 
Iäßt, nutzen Forschung und Wirt- 
schaft. Sie formulieren, was sie wollen 
-und setzen sich durch. Denn ein po- 
litisches Vakuum gibt es nicht. Wenn 
die Bundesregierung nicht in der Lage 
ist, eigene Vorstellungen zu entwickeln 
und anderen das Wort überläßt, darf 
man sich nicht wundern, wenn diese 
erfolgreich ihre Chance nutzen. Die 
Empfehlungen des Rates und ihre 
Kommentierung durch die Bundesre- 
gierung macht die Abhängigkeit der 
herrschenden Regierung von Wirt- 
schaft und Wissenschaft, ihre Phanta- 
sielosigkeit und ihren mangelnder Ge- 
staltungswille, der nahezu an Selbst- 
aufgabe erinnert, sinnfällig. SPW 
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1. Krise der Bildungspolitik 

D ie Bildungspolitik der 70er Jah- 
re zielte auf eine grundlegen- 

de Modernisierung der west- 
deutschen Gesellschaft ab. Chancen- 
gleichheit und Demokratisierung wa- 
ren die Leitbilder dieser Politik, die so- 
ziale Öffnung der Bildungseinrichtun- 
gen war die Grundvoraussetzung da- 
für. Dieser Ansatz hat nachhaltige Er- 
folge hervorgebracht: ein historisch 
einmalig hohes Bildungsniveau, die 
Mobilisierung bislang ,,bildungsfer- 
ner" sozialer Schichten auch für wei- 
terführende Bildungsangebote, den 
Abbau sozialer Zugangsbarrieren, die 
Verbesserung der Bildungschancen 
für Mädchen sowie die Verbreitung 
moderner pädagogischer Konzepte. 

15 Jahre konservativer Roll- 
back-Politik haben die Bildungsan- 
sprüche junger Menschen - insbe- 
sondere der Mädchen - zwar nicht 
zerschlagen können, doch wurden 
Bildungschancen eingeschränkt, 
Ungleichheit im Bildungswesen 

nimmt wieder zu und Modernisie- 
rungsansätze wurden weitgehend 
verspielt. Heute steht die bildungs- 
politische Realität in krassem Ge- 
gensatz zum objektiven Bedeu- 
tungsgewinn von Bildung und Qua- 
lifikation. Am deutlichsten schlägt 
sich dieses Mißverhältnis in den ver- 
minderten Bildungsausgaben der 
öffentlichen Haushalte nieder. Die 
chronische finanzielle Unterausstat- 
tung von Bildungseinrichtungen ge- 
fährdet ihre gesellschaftliche Auf- 
gabe und blockiert innere Reform- 
potentiale. 

Konservative Bildungspolitik ist 
gekennzeichnet durch einen Rück- 
zug des Staates aus seiner gesamt- 
gesellschaftlichen Verantwortung 
und durch die Unterwerfung der 
Bildungseinrichtungen und -inhalte 
unter vermeintliche kurzfristige be- 
triebswirtschaftliche Kalküle. Die 
Bildungskosten werden zu Lasten 
des allgemeinen Bildungsniveaus in- 
dividualisiert. Selbst konservative 
Leitbilder, wie sie im Zuge der sog. 

Zweite Bildungs- 
retorm gegen 

,,geistig-moralischen Wende" 1982 
propagiert wurden (,,Leistung muß 
sich wieder lohnen"), sind einer 
neoliberalen Austeritätspolitik ge- 
opfert worden. 

2. Ein neues Bündnis für 
.Bildungsreformen 
Vor diesem Hintergrund stellt sich 
die Aufgabe einer zweiten Bil- 
dungsreform, die an den Zielen der 
ersten Reform von 1968 ff. an- 
knüpft und gleichzeitig den aktuel- 
len Modernisierungs- und Expansi- 
onsbedarf im Bildungswesen auf- 
greift. Eine Linke, die einen Politik- 
wechsel durchsetzen will, muß da- 
für mehrheitsfähige Leitbilder ent- 
wickeln und die sozialen Träger ei- 
ner solchen Reform einbeziehen 
und mobilisieren. Wer heute einen 
neuen Aufbruch für eine andere Po- 
litik initiieren will, wer eine neue 
Phase gesellschaftlicher Reformen 
einleiten will, der braucht die nach- 
wachsende Generation und die in- 
tellektuellen Eliten in den Bildungs- 
einrichtungen. 

Der Dreh- und Angelpunkt eines 
gesellschaftlichen Reformprojekts 
ist die Schaffung neuer Arbeitsplät- 
ze und die Bekämpfung der Mas- 
senarbeitslosigkeit. Die politischen 
Kräfte des Wechsels müssen eine 
tragfähige Perspektive der Vollbe- 
schäftigung formulieren und die 
strategische Bedeutung der Bil- 
dungspolitik für eine ,,Politik der Ar- 
beit" erkennen und reformpolitisch 
umsetzen. 

Das Projekt eines solidarisch- 
ökologischen „New Deals" setzt 
darauf, eine aktive Beschäftigungs- 
politik mit dem Gedanken des Um- 
baus zu verbinden. Zukunftsinvesti- 
tionen auf zentralen Umbaufeldern 
wie dem Energiesektor, dem Ver- 
kehrssektor, der Kommunikation 

Das Bildungsthema 
ist ein soziales 
lntegrationsthema: 
denn die Bedeutung 
von Qualifikationen 
für die soziale 
Plazierung in der 
Gesellschaft wird in 
allen sozialen 
Gruppen erkannt. 
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Die politischen 
Kräfte des Wechsels 
müssen die strategi- 
sche Bedeutung der 

Bildungspolitik für 
eine ,,Politik der 

Arbeit" erkennen 
und  reformpolitisch 

umsetzen. 

oder im Bereich sozialer, gesund- 
heitlicher und kultureller Dienstlei- 
stungen sollen neue Arbeit schaffen 
und Impulse für innovative Produk- 
te, Verfahren und Dienstleistungen 
geben. Eine solche Politik braucht 
hochqualifizierte, motivierte und 
kreative Beschäftigte. Umbau und 
Bildungsreform gehören daher zu- 
sammen. 

Die Nutzung aller Bildungsres- 
sourcen ist heute - ähnlich wie 
Ende der 60er Jahre - objektiv im 
Interesse unserer Volkswirtschaft. 
Veränderte Arbeitsorganisation, 
neue Produktionskonzepte, neu 
entstehende hochqualifizierte Ar- 
beitsplätze, die den Beschäftigten 
große Gestaltungs- und Steue- 
rungskompetenzen abverlangen, 
signalisieren den enormen Qualifi- 
kationsbedarf. Der Erfolg des bun- 
desdeutschen Nachkriegsmodells 
beruhte auf einem historischen 
Kompromiß zwischen Kapitalver- 
wertungsbedingungen und Sozial- 
staatlichkeit, auf der Verbindung 
von fordistisch-tayloristischer Mas- 
senproduktion und Massenkon- 
sum. Massenkaufkraft und soziale 
Sicherung waren wesentliche Sta- 
bilitätsbedingungen dieses ,,rheini- 
schen Kapitalismus". Ein stabiles 
postfordistisches Gesellschaftspro- 
jekt wird einen neuen Kompromiß 
im sozialen Kräfteverhältnis - einen 
modernen „New Deal"- entwickeln 

müssen. Dabei könnte die Moder- 
nisierung und Expansion des Bil- 
dungswesens ein Schlüsselthema 
darstellen. 

Die Konservativen sind Anfang 
der 80er Jahre mit  ihrem Slogan 
,,Leistung muß sich wieder lohnen" 
mehrheitsfähig geworden, weil sie 
einen Gegensatz zwischen sozialer 
Gerechtigkeit und der Anerken- 
nung individueller Leistung kon- 
struieren konnten. Ihr Versprechen 
haben sie nicht gehalten, weil sie 
neue soziale Schranken errichtet 
haben. Die Linke muß heute einen 
erneuten Paradigmenwechsel her- 
beiführen: wir brauchen mehr so- 
ziale Gerechtigkeit und einen Aus- 
bau der Bildungschancen, damit 
jede und jeder befähigt wird, ihre 
bzw. seine Leistungsfähigkeit zu 
entwickeln und den Fähigkeiten 
und Neigungen entsprechend ein- 
zubringen. Der ideologisch kon- 
struierte Gegensatz zwischen so- 
zialer Gerechtigkeit und Innovati- 
onsfähigkeit muß gebrochen wer- 
den. 

Wer die Verbesserung der Bil- 
dungschancen und den Ausbau des 
Bildungswesens glaubwürdig in den 
Mittelpunkt stellt, signalisiert, daß 
er die notwendige Modernisierung 
der Gesellschaft vorantreiben und 
gleichzeitig die soziale Gerechtig- 
keit rekonstruieren will. Das Bil- 
dungsthema ist ein soziales Integra- 
tionsthema: denn die Bedeutung 
von Qualifikationen für die soziale 
Plazierung in der Gesellschaft wird 
in allen sozialen Gruppen erkannt. 
Wer das Bildungsthema besetzt, er- 
öffnet soziale und moderne Per- 
spektiven für die breite Mehrheit 
der Bevölkerung. 

3. Sofortprogramm gegen 
Bildungsnotstand - für Chan- 
cengleichheit 
Angesichts der akuten Bedrohung 
der Bildungsexpansion durch die 
neoliberale Politik des Bildungsab- 
baus rnuß kurzfristig das Bildungs- 
niveau gesichert und damit die Vor- 
aussetzung für eine zweite Bil- 
dungsreform, die unser Bildungssy- 
stem auf die gewandelten Heraus- 
forderungen einstellt, erst geschaf- 
fen werden. Die jüngsten Studie- 
rendenproteste verdeutlichen den 
enormen Nachholbedarf an Bil- 
dungsinvestitionen nach jahrelan- 
gem Spardruck in den Bildungs- 
haushalten. 

Eckpunkte eines bildungspoliti- 
schen Sofortprogramms, mit dem 

die ,,Bildungslücke" der konservati- 
ven Regierungszeit geschlossen und 
Raum für qualitative Reformen er- 
öffnet werden könnte, sind: 

Die schrittweise Verdopplung 
der Bildungs- und Forschungsausga- 
ben von Bund und Ländern inner- 
halb von vier Jahren. Investitions- 
Schwerpunkte sollten dabei die Be- 
rufsschulen und die Hochschulen 
darstellen. Die flächendeckende 
Modernisierung der Kommunikati- 
onstechnik sowie der Uni-Bibliothe- 
ken muß schnellstmöglich in Angriff 
genommen werden. 

Die sozialen Barrieren im Bil- 
dungswesen müssen abgebaut und 
die Erstausbildung junger Men- 
schen finanziell gesichert werden. 
Ausbildungskosten sind nach unse- 
rer Auffassung vorrangig gesell- 
schaftliche Kosten, eine weitere In- 
dividualisierung lehnen wir daher 
ab. Notwendig ist vielmehr die 
Schaffung einer einheitlichen Aus- 
bildungsförderung. Erster Schritt zu 
einer alle Jugendlichen umfassen- 
den Ausbildunqsfinanzierunq ist die 
bedarfsorientierte Neugestaltung 
des Studierenden-BAFöG mit einer 
elternunabhängigen Grundförde- 
rung. 

Jeder Jugendliche hat das Recht 
auf eine qualifizierte Erstausbil- 
dung. Mit der gesetzlichen Einfüh- 
rung einer solidarischen Umlagefi- 
nanzierung der beruflichen Bildung 
wollen wir ein ausreichendes Aus- 
bildungsplatzangebot für alle Ju- 
gendlichen sichern. Nach dem Mot- 
to  „Wer nicht ausbildet, soll zah- 
len" werden diejenigen Betriebe, 
die nicht oder zu wenig ausbilden, 
zur Finanzierung der beruflichen 
Bildung herangezogen. 

4. Leitbilder einer zweiten 
Bildungsreform 
Obgleich sich auch die jüngsten 
Proteste im Bildungsbereich vor- 
rangig an der finanziellen Ausstat- 
tung der Bildungseinrichtungen 
entzünden, ist doch ein weit dar- 
über hinaus reichender Moderni- 
sierungsbedarf der Bildungsprozes- 
se unübersehbar. Während von 
neoliberaler Seite dabei vor allem 
die Anpassungsleistung an eine 
weltmarktorientierte Ökonomie 
eingefordert wird, muß eine zweite 
Bildungsreform, die den sozialen 
Impuls der Reform von 68ff. mit 
Innovationsfähigkeit und solida- 
risch-ökologischem Umbauprojekt 
verbinden will, ihre Leitbilder neu 
definieren. 

D ie Bundesregierung hat dem 
Deutschen Bundestag jüngst 

ihren Bericht zur Umsetzung 
der Empfehlung des Rates für For- 
schung, Technologie und Innovation 
zum Thema ,,Biotechnologie, Gen- 
technik und wirtschaftliche lnnovation 
Chancen nutzen und verantwortlich 
gestalten" vorgelegt. Dieser Rat wurde 
1995 vom Bundeskanzler einberufen 
mit dem Ziel, „ein bereichsübergrei- 
fendes Beratungsforum für zentrale 
Zukunftsfragen" zu schaffen. 

Rat als offizielles Lobbygremium 
Wer verbirgt sich hinter diesem Rat, 
dessen Existenz in der Öffentlichkeit so 
gut wie nicht wahrgenommen wird 
und dessen Empfehlungen nahezu un- 
bekannt sind? Es sind so bedeutende 
Unternehmen wie Hoechst, Schering, 
BASF, ORPOGEN und W S :  Diese Fir- 
men erhoffen sich Millionengewinne 
mit gentechnisch hergestellten Medi- 
zinprodukten, transgenen Pflanzen 
und Tieren. Zudem haben sie es ge- 
schaff?, effizienten Lobbyismus in eige- 
ner Sache zu betreiben. Denn die der- 
zeitige Bundesregierung liegt ihnen zu 
Füßen. Alle dürfen einen Platz im Bera- 
tungsgremium einnehmen. Die Liste 
der in diesen Rat berufenen Personen 
liest sich wie ein Who-is-who der bun- 
desdeutschen Befürworter der Bio- 

und Gentechnologie. Vertreter aus 
den Wirtschaftszweigen und Unter- 
nehmen, die mit Gentechnik Geld ver- 
dienen, lassen sich ebenso wie Vertre- 
ter von Forschungsgesellschaften und 
Lehrstühlen, die im Bereich Gentech- 
nologie tätig sind, finden. 

Wen wundert es da noch, daß die 
Empfehlungen des Rates ganz im Sin- 
ne der Industrie ausgefallen sind. Ob 
von Patentrecht, Genomanalyse, 
Landwirtschaft oder Tierschutz die 
Rede ist: Der Rat empfiehlt nahezu 
stereotyp, gesetzliche Regelungen zu 
lockern und bestehende Schutzni- 
veaus zu senken. Mittlerweile lieb ge- 
wonnene Schlagworte lassen sich hier 
finden wie ,,Entbürokratisierung" und 
,,Deregulierung". Hinweise auf mögli- 
che Risiken von Bio- und Gentechno- 
logie sucht man in den Empfehlun- 
gen des Rates vergebens. 

Und der Bundesregierung fällt 
nichts besseres ein, als nahezu kritiklos 
den Empfehlungen des Rates zu fol- 
gen. Das harmonische Einverständnis 
zwischen Rat und Bundesregierung 
kann nicht zufällig sein. Die Frage 
drängt sich auf, wer wem folgt, der 
Rat im voraus eilendem Gehorsam den 
Wünschen der Bundesregierung oder 
die Bundesregierung den forschungs- 
politischen und wirtschaftlichen Inter- 
essen der Gentechnik-Lobby? 

Empfehlungen ganz im Sinne 
der Industrie 
Einige Empfehlungen mögen dies ver- 
anschaulichen: 

So empfiehlt der Rat, die Grundla- 
genforschung hinsichtlich transgener 
Pflanzen zu intensivieren. Und die 
Bundesregierung folgt auf's Wort. 
Sie will beispielsweise zu einer stärke- 
ren Bündelung von ,,Forschungsakti- 
vitäten und deren strategischen Ver- 
knüpfung mit wirtschaftlichen Aktivi- 
täten" beitragen. Aber ist dies tat- 
sächlich eine staatliche Aufgabe? Na- 
türlich will die Bundesregierung laut 
eigenem Bekunden auch verstärkt für 
die Akzeptanz der Bio- und Gentech- 
nik sorgen. Auch hier die Frage: staat- 
liche Aufgabe oder Sache der Indu- 
strie? Üblicherweise sind Anbieter für 
die von ihnen hergestellten Waren 
verantwortlich und kümmern sich 
selbst um Absatzmärkte mittels Wer- 
bung und gezielter Öffentlichkeitsar- 
beit. Selbstredend hat es etwas für 
sich, wenn diese lästige Aufgabe frei- 
willig ein anderer, in diesem Fall der 
Staat, übernimmt. 

Die Frage drängt sich 
auf, wer wem folgt, 
der Rat i m  voraus 
eilendem Gehorsam 
den Wünschen der 
Bundesregierung 
oder die Bundesre- 
gierung den 
forschungspoliti- 
schen und  wirt- 
schaftlichen lnteres- 
sen der Gentechnik- 
Lobby? 

* Dr Marliese Dobberthien, MdB, Mitglied im Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, Berichterstatterin der SPD-Fraktion fur 

den Bereich Gentechnik 
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Konflikte um die Umsetzung 
Die Landes-CDU versuchte unter Be- 
teiligung der Bundesebene aus allem 
eine Kampagne gegen den Natur- 
schutz im allgemeinen und gegen 
das Grüne Umweltministerium im 
besonderen zu machen. Mit  Horrors- 
zenarien, z.B. dem, daß in FFH-Ge- 
bieten jegliche Landwirtschaft verbo- 
ten sein werde (was natürlich Unsinn 
ist) oder falschen Behauptungen , 
wie: in Zukunft könne in FFH-Gebie- 
ten kein Sportplatz und kein Kinder- 
garten mehr gebaut werden, weil 
eine FFH-Verträglichkeitsprüfung 
dies verhindere, wurden Bauern und 
Gerneindevertreter aufgehetzt und 
gezielt Ängste geschürt nach dem 
Motto, in FFH-Gebieten könne eine 
wirtschaftliche Entwicklung nicht 
mehr stattfinden. So wird das ganze 
als ,,Morgenthauplan" verleumdet. 
Die SPD ist leider an vielen Stellen auf 
diesen Zug aufgesprungen, hat da- 
durch der Sache erst Brisanz geliefert 

und zur Bildung Großer Koalitionen 
gegen den Naturschutz beigetragen. 

Besonders dann, wenn es um be- 
deutsame lnvestitionsprojekte ging, 
bei denen befürchtet wurde, daß 
eine Erklärung zum FFH- oder Vogel- 
schutzgebiet die Realisierung verhin- 
dern würde, ist die SPD diesen Weg 
gegangen. Die Erweiterung des Flug- 
hafens Münster-Osnabrück ist ein 
Beispiel dafür, wie versucht wurde, 
eine ganze Region gegen die Aus- 
weisung des FFH-Gebietes Elting- 
Mühlenbach zu mobilisieren. Pech 
nur für die Landes-CDU, daß sich am 
Ende herausstellte, daß ein von der 
Bundesregierung in Auftrag gegebe- 
nes Forschungsprojekt die hohe 
Schutzbedürftigkeit des Gebietes un- 
ter Beweis stellt. Konflikte dieser Art 
gab es natürlich auch in anderen 
Ländern und auch in anderen rot- 
grünen Koalitionen. Ich erinnere nur 
an die Auseinandersetzungen um die 
Ostseeautobahn A 20 in Schleswig- 
Holstein. 

Höhepunkt des Versuchs, eine 
große Koalition gegen den Natur- 
schutz zustande zu bringen, war 
eine gemeinsame Erklärung zahlrei- 
cher Verbände, angefangen von den 
Industrie- und Handelskammern, 
den Gewerkschaften über die kom- 
munalen Spitzenverbände bis hin zu 
den Landwirtschaftsverbänden von 
April 1998, in der als Forderungen 
Selbstverständliches und rechtlich 
I~nzulässiges aneinander gereiht 
wurde. So wurde gefordert, nur Ge- 
biete zu melden, die im Sinne der 
FFH-Richtlinie europäische Bedeu- 
tung haben (was selbstverständlich 

ist und von Beginn an Grundlage des 
Meldeverfahrens war) aber auch, 
daß eine Meldung nur nach Abwä- 
gung mit wirtschaftlichen und sozia- 
len Erfordernissen erfolgen dürfe 
(was rechtlich unzulässig ist, weil die 
FFH-Richtlinie und das Bundesnatur- 
schutzgesetz die Meldung allein 
nach naturschutzfachlichen Kriterien 
erlauben). 

Zunächst haben diese Aktivitä- 
ten allerdings weniger bewirkt, als 
ihre Initiatoren angenommen ha- 
ben. Die Landesregierung hat im 
Juni 1998 - meinem Vorschlag fol- 
gend - auf einer ihrer ersten Kabi- 
nettsitzungen beschlossen, die erste 
Tranche der FFH-Gebiete nach Brüs- 
sel zu melden. Dabei handelt es sich 
um 208 Gebiete, die einen Anteil an 
der Landesfläche von 1,4% ausma- 
chen. Damit ist ein erster wichtiger 
Schritt getan und ein großer Erfolg 
für den Schutz des europäischen 
Naturerbes erreicht. Nordrhein- 
Westfalen hat damit einen ersten 
Teil seiner Meldeverpflichtung erfüllt 
und hebt sich damit positiv von ei- 
ner Reihe von Bundesländern ab, 
die bisher noch gar nicht oder nur 
im marginalem Umfang Gebiete 
nach Brüssel gemeldet haben. Hin- 
ter dem Beschluß steht sicher auch 
die Einsicht, daß es keinen Sinn 
macht, gegen Europäisches Recht 
zu verstoßen und die Verurteilung in 
einem zweiten Vertragsverletzungs- 
verfahren vor dem Europäischen 
Gerichtshof zu riskieren. 

Bleibt zu hoffen, daß uns diese Ein- 
sicht auch bei den weiteren Melde- 
schritten erhalten bleibt. SPW 
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Globallslerung und Multis (Nr. 34, Januar 1998) 
Bilanz neoliberaler Wirtschafts- und Sozlalpolltlk 
(Nr. 35, Mai 1998) 

isw-spezial 
Cuba Llbre - Kuba liberal? (Nr. 9. Jan. 97), DM 5,- +Versand 
Energiesteuer - und dann? Klimaschutz erfordert Umbau von 
Wtrtschaft U. Gesellschaft (Nr. 10, Apr. 97), 80 Seiten, DM 8,- + V 

isw-wirtschaftsinfo 
Wirtschaftskrlse in Südostasien und die Weltwirtschaft 
(Nr. 27, Januar 1998). DM 5,- zzgl. Versand 

isw-grafikdienst 
Der Steuer-Skandal (Nr. 3. Juni 1996), DM 10,- +Versand 
Armut & Sozialabbau (Nr. 4. Jan. 97), DM 10,- + Versand 
Arbelts-Los (Nr. 5, April 1998). DM 10,- +Versand 
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Angesichts der Beschleunigung 
wissenschaftlicher Entwicklungen 
und technologischer Umbrüche 
sind Bildungsprozesse nur noch als 
lebenslanges Lernen organisierbar. 
Dieses Prinzip prägt die inhaltlichen 
und strukturellen Anforderungen 
an eine zweite Bildungsreform. Die 
bislang getrennt betrachteten Sek- 
toren der Bildung: Schule, Hoch- 
schule, berufliche Bildung und Wei- 
terbildung sind als zusammengehö- 
rige Bestandteile eines kontinuierli- 
chen Bildungsprozesses zu gestal- 
ten. Dafür brauchen wir eine curri- 
culare und organisatorische Verzah- 
nung von Erstausbildung und Wei- 
terbildung mit dem weitergehen- 
den Ziel eines modularen, auf allen 
Ebenen durchlässigen, einheitlichen 
Bildungssystems. Grundvorausset- 
zung ist die gesetzliche und tarifver- 
tragliche Absicherung von Weiter- 
bildungszeiten als Teil des Erwerbs- 
lebens. Die Ansparung von Lebens- 
arbeits- und Bildungszeitkonten im 
Rahmen einer Strategie allgemeiner 
Arbeitszeitverkürzung schafft die 
Grundlage für Kontinuität in der in- 
dividuellen Bildungsbiographie. Bil- 
dungskapazitäten, die heute oft ge- 
nug als „Beschäftigungstherapie" 
der Überbrückung von Arbeitslosig- 
keit dienen, können im Rahmen ei- 
ner verzahnten Bildungs- und Be- 
schäftigungspolitik produktiver ein- 
gesetzt werden. 

Die Anforderung, in allen Pha- 
sen des lebenslangen Lernprozesses 
sowohl Schlüsselqualifikationen als 
auch berufsqualifizierendes Wissen 
(weiter) zu entwickeln, hat Konse- 
quenzen für die Organisation von 
Schule und Hochschule. Für die er- 
forderliche lntegration beruflicher 
und allgemeiner Bildung kann an 
die ostdeutschen Erfahrungen mit 
polytechnischer Bildung und die er- 
folgreichen Ansätze des Kollegstu- 
fenmodells angeknüpft werden. An 
die Hochschulen werden schon 
heute sehr unterschiedliche Bil- 
dungsanforderungen gerichtet. In 
einem modularen Modell können 
stufenweise wissenschaftliche 
Schlüsselqualifikationen, berufsqua- 
lifizierende Abschlüsse und weiter- 
führende wissenschaftliche Ab- 
schlüsse vermittelt werden, die den 
verschiedenen Berufsperspektiven 
und Lebensplanungen besser ge- 
recht werden. Voraussetzung dafür 
ist eine strikte Durchlässigkeit auf 
allen Ebenen. Letztlich geht es dar- 
um, den Gedanken der Gesamt- 
hochschulen neu zu beleben und 

vor dem Hintergrund neuer Anfor- 
derungen weiter zu entwickeln. 

Als Bestandteil einer Politik für 
eine dauerhaft tragfähige Entwick- 
lung der lndustriegesellschaft muß 
Bildungspolitik darauf abzielen, die 
Kompetenz zur Bewältigung grund- 
legender ökologischer, ökonomi- 
scher und sozialer Zukunftsproble- 
me zu schaffen. Die Überwindung 
bestehender Schranken zwischen 
wisssenschaftlichen Disziplinen und 
ihr projektorientiertes Zusammen- 
wirken sind unabdingbare Voraus- 
setzungen für die überfällige curri- 
culare Modernisierung von Schulen 
und Hochschulen. Es reicht nicht 
aus, darauf zu vertrauen, daß Inter- 
disziplinarität durch innerwissen- 
schaftliche Prozesse von selbst ent- 
steht. Es bedarf insbesondere eines 
aktiven Aufbrechens starrer, über- 
holter Strukturen innerhalb der Uni- 
versitäten, um interdisziplinären 
Austausch, gemeinsame For- 
schungsprojekte und Lehrangebote 
voranzubringen. 

Die Bildungseinrichtungen als 
zentrale Orte der Vermittlung sozia- 
ler Orientierungen werden sowohl 
dieser gesellschaftlichen Funktion 
als auch ihrer Qualifizierungsaufga- 
be nur dann gerecht, wenn Lernpo- 
zesse solidarisch organisiert wer- 
den. Kommunikations-, Kooperati- 
ons- und Teamfähigkeit sind Schlüs- 
selqualifikationen, die den sozialen 
Zusammenhalt stärken und die 
gleichzeitig über berufliches Fort- 
kommen mit entscheiden. Der Leit- 

gedanke der lntegration des Bil- 
dungswesens bleibt auch für eine 
zweite Bildungsreform prägend. 
Insbesondere integrative Bildungs- 
Prozesse von Behinderten und 
Nicht-Behinderten sowie die Weiter- 
entwicklung der integrierten Ge- 
samtschule dienen der Realisierung 
gleicher Bildungschancen. Eine in- 
terkulturelle Erziehung, die das Ver- 
ständnis verschiedener Kulturen 
und gesellschaftlicher Traditionen 
fördert, wird zu einem wesentli- 
chen Bestandteil solidarischen Ler- 
nens. 

Lernprozesse werden künftig 
immer weniger per Dekret verord- 
net werden können. Die Förderung 
von Eigenverantwortung, Entschei- 
dungs- und Handlungsfähigkeit 
setzt voraus, daß der Bildungspro- 
zeß selber partizipativ angelegt ist. 
Die Bildungseinrichtungen müssen 
sich den gewachsenen demokrati- 
schen Ansprüchen in mehrfacher 
Hinsicht öffnen: Sie müssen mehr 
Autonomie erhalten und gleichzei- 
tig mehr Verantwortung für ihre 
Entscheidungen und ihr Handeln 
übernehmen. Wenn junge Men- 
schen heute durchschnittlich länger 
in den Bildungseinrichtungen ver- 
bleiben und die Bedeutung der 
Lernorte für Sozialisationsprozesse 
steigt, muß die demokratische Be- 
teiligung und Mitbestimmung der 
Lernenden an ihrem Lebens- und 
Lernort erweitert werden. Dazu ge- 
hört das politische Mandat für Stu- 
dierendenvertretungen. SPW 

Wir brauchen eine 
curriculare und  
organisatorische 
Verzahnung von 
Erstausbildung und 
Weiterbildung mi t  
dem weitergehen- 
den Ziel eines 
modularen, au f  allen 
Ebenen durchlässi- 
gen, einheitlichen 
Bildungssystems. 
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Bürgerarbeit und 
Gemeinsinn - 
Vereinna hmung 
oder soziale 
Innovation? 
von Gisela Notz* 

B ürgerschaftliches Engagement, 
Volonteering, Arbeit non for 
profit, Gemeinsinn, Bürgerar- 

beit sind ,,soziale Erfindungen" der 
letzten Jahre. Sie erscheinen als sozia- 
le Innovationen, scheinbar befreit 
vom Muff und Staub, das dem alten 
caritativen Ehrenamt, ausgeführt 
durch die ehrenwerten Damen (vgl. 
Notz 1989). anhaftet. Oft sind sie nur 
neuer Wein in alten Schläuchen - 
oder heißt es alter Wein in neuen 
Schläuchen? 

In der aktuellen sozialpolitischen 
Diskussion haben alle diese Begriffe 
Konjunktur. Der Sozialstaat ist 

Bürgerschaftliches scheinbar unbezahlbar geworden. 
Engagement wird Soziale Versorgung wird großflächig 
keineswegs durch reprivatisiert, staatlichen Kürzungen 

einen Rückzuq des zum Opfer fallende soziale Einrich- - 
Sozialstaates tungen werden der Wohlfahrt über- 

erleichtert, wie es antwortet bzw. der ehrenamtlichen 
konservative Arbeit und Selbsthilfe übergeben - 

Politiker immer und all dies wird mit dem ideologi- 
wieder diskutieren. schen Mäntelchen des Vorteils 

menschlicher Wärme in kleinen so- 
zialen Netzwerken im Vergleich zur 
Kälte der professionellen Hilfeexper- 
ten in den Betreuungseinrichtungen 
gnädig zugedeckt. Die Lage der Ar- 
beitnehmerlnnen ist durch zuneh- 
mende ökonomische und soziale 
Unsicherheit zu charakterisieren. Er- 
werbslosigkeit und Armut nehmen 
erschreckenden Umfang an. Ankla- 
gen gegen Egoismus von egoisti- 
schen Individuen haben ebenfalls 
Konjunktur. Unsere Gesellschaft, so 

* Dr Gisela Notz, Sozialwissenschaftlerin, arbe~tet im Forschungsinstitut der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn. 
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Foto: Christian Kiel (Meerbusch) 

heißt es, leidet unter Selbstsucht, je- 
der schiebt seine Kugel alleine. Na- 
turlich sind das nicht wir, sondern 
stets die Anderen. Ihnen fehlt es an 
Gemeinsinn. 

Der Ruf nach Gemeinsinn 
Aufsehen hat eine gerade veröffent- 
lichte Studie über ehrenamtliche Ar- 
beit (sog. Volunteering) in Europa 
erregt (Gaskin U. a. 1996). Sie zeigt 
nämlich das Ergebnis, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland keinesfalls 
an der Spitze lieg, wenn es um das 
unbezahlte bürgerschaftliche Enga- 
gement geht. Und die BRD möchte 
doch gerne an der Spitze liegen. 
Beim ,,Volunteering", so geht es aus 
der Studie hervor, kommt ihr nur 
der drittletzte Rangplatz unter den 
zehn untersuchten Ländern zu. Spit- 
zenreiter sind Niederlande, Schwe- 
den, Belgien, Dänemark, Goßbritan- 
nien und Irland. Schweden und Dä- 
nemark sind Länder mit hohen Stan- 

dards, wenn es um die sozialstaatli- 
chen Leistungen geht. Hieraus wird 
deutlich, daß bürgerschaftliches En- 
gagement nicht durch einen Rück- 
zug des Sozialstaates erleichtert 
wird, wie es konservative Politiker 
immer wieder diskutieren. 

Die Eurovol-Studie zeigt das Er- 
gebnis, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland nur 18% der Bürgerln- 
nen (davon 24% in Ost und 16O/0 in  
West) ehrenamtlich, mindestens 
einmal im Monat, aktiv sind. Das ist 
deutlich weniger, als der internatio- 
nale Durchschnit von 27%. Aller- 
dings können die über die Krise des 
bürgerschaftlichen Engagements 
Klagenden sich damit beruhigen. 
daß aus der Studie ebenso hervor- 
geht, daß diejenigen, die aktiv sind 
- entgegen anderen Meldungen, 
die besagten, daß der ,,neue Ehren- 
amtliche" sich eher sporadisch, 
kurzfristig und für bestimmte (vor- 
übergehende) Belange engagieren 

desländer die Auswahl und Meldung 
entsprechender FFH-Gebiete an die 
Europäische Kommission nach Brüs- 
sel. Wegen der verspäteten Umset- 
zung ist die Bundesrepublik vom Eu- 
ropäischen Gerichtshof aufgrund ei- 
nes von der Europäischen Kommissi- 
on angestrengten Vertragsverlet- 
zungsverfahrens bereits verurteilt 
worden. Kein Wunder angesichts der 
sträflichen Untätigkeit der Bundesre- 
gierung in Sachen Naturschutz und 
ein Zeichen dafür, mit wie wenig En- 
gagement Naturschutz vor der eige- 
nen Haustür in Angriff genommen 
wird. 

Zur Vorbereitung der Meldeent- 
scheidung haben sich die natur- 
schutzfachlichen Anstalten der Bun- 
desländer und des Bundes auf ein 
auch in NRW praktiziertes Voraus- 
wahlverfahren geeinigt. Danach fal- 
len bereits eine Reihe wichtiger Ge- 
biete, wie z.B. Nationalparks, Bio- 
sphärenreservate, Feuchtgebiete in- 
ternationaler Bedeutung und Gebiete 
gesamtstaatlich repräsentativer Be- 
deutung von vorneherein in die natur- 
schutzfachliche Gebietsauswahl für 
die FFH-Vorschläge. Ferner wurden 
alle schon nach nationalem Recht ge- 
schützten oder einstweilig sicherge- 
stellten Naturschutzgebiete über 75 
Hektar und die vorhandenen und vor- 
gesehenen besonderen Schutzgebie- 
te nach der EG-Vogelschutzrichtlinie 
einer Prüfung unter FFH-Gesichts- 
punkten unterzogen. Viele der in der 
Vogelschutzrichtlinie genannten Vo- 
gelarten kommen auch in Nordrhein- 
Westfalen vor. Von den ca. 200 Le- 
bensräumen von gemeinschaftlichem 
Interesse kommen annähernd 100 in 
Deutschland vor, davon 50 in Nord- 
rhein-Westfalen. 

Bei der Frage, nach welchen Krite- 
rien die Schutzgebiete auszuwählen 
sind, spricht die FFH-Richtlinie Klar 
text: Die Auswahl richtet sich allc 
nach naturschutzfachlichen Kriteri: 
Deshalb sind auch alle Forderur .J,  

bei der Auswahl von Schutzgei iten 
doch wirtschaftliche und soziale 
Überlegungen mit einfließen zu las- 
sen, also dort auf Ausweisungen zu 
verzichten, wo Investitions- oder Frei- 
zeitvorhaben beeinträchtigt sein 
könnten, rechtlich unzulässig. Dies 
hat inzwischen auch das Bundesver- 
waltungsgericht in seiner Entschei- 
dung zur Ostseeautobahn A 20 be- 
kräftigt. Die Verpflichtungen aus der 
FFH-Richtlinie sind jetzt endlich durch 
die Ergänzung des Bundesnatur- 
schutzgesetzes, entsprechend den 
Vorschlägen der Bundesländer im 

Vermittlungsausschuß, in nationales 
Recht umgesetzt. Damit herrscht 
Rechtsklarheit. 

Die FFH-Richtlinie verpflichtet die 
Mitgliedsstaaten in zweierlei Hinsicht: 
Zum einen gilt das Verschlechte- 
rungsverbot. Der Zustand der Natur 
darf sich in den Gebieten nicht ver- 
schlechtern. Zum anderen sind die 
Mitgliedsstaaten zu Erhaltungsmaß- 
nahmen verpflichtet. Das schließt 
Maßnahmen zur positiven Naturent- 
wicklung der Gebiete ein. Nun weiß 
auch die EU, daß es in der vielfach ge- 
nutzten Kulturlandschaft Europas 
Veränderungen gibt und weiterhin 
geben wird. Es wird in und um 
Schutzgebiete auch weiterhin ge- 
meindliche und städtebauliche Ent- 
wicklungen, neue Umgehungsstra- 
ßen oder international großräumige 
Verkehrswege, z.B. Bahnlinien, ge- 
ben. Auch die Land- und Forstwirt- 
schaft hat einen strukturellen Anpas- 
sungsbedarf, der sich auf die Schutz- 
gebiete auswirken kann. Diese Ent- 
wicklung will die Richtlinie aber natur- 
verträglich steuern. 

Das Instrumentarium der FFH- 
Richtlinie 
Sie hat dafür ein eigenes, einigen In- 
teressengruppen aber nicht geneh- 
mes Steuerinstrument entwickelt: 
Die FFH-Verträglichkeitsprüfung. PIä- 
ne und Projekte, sofern sie einer be- 
hördlichen Genehmigung unterlie- 
gen, sind deshalb einer besonderen 
Verträglichkeitsprüfung im Hinblick 
auf den Schutzstatus des jeweiligen 
FFH-Gebietes zu unterziehen. Die 
Verträglichkeitsprüfung ist eng an 
schon bestehende Verfahren der 
Umweltverträglichkeitsprüfung und 
des Naturschutzrechts angelehnt. 
Neu ist der Umgebungsschutz, den 
die FFH-Richtlinie festlegt. Künftig 
müssen nicht nur Projekte und Pläne 
innerhalb eines FFH- oder EG-Vogel- 
schutzgebiets auf ihre Naturverträg- 
lichkeit geprüft werden, sondern 
auch Pläne und Projekte, die von au- 
ßen erheblich auf das Gebiet einwir- 
ken. 

Hinsichtlich der konkreten Aus- 
wahl der Schutzgebiete hatten sich 
die Koalitionsfraktionen im Düsseldor- 
fer Landtag bereits im Mai 1997 auf 
ein gestuftes Verfahren geeinigt. Zu- 
nächst sollten in einer ersten Gebiets- 
meldung nur Naturschutzgebiete und 
einstweilig dafür sichergestellte Berei- 
che als FFH-Gebiete nach Brüssel ge- 
meldet werden. In einer zweiten Ge- 
bietsmeldung sollten dann weitere 
FFH- und Vogelschutzgebiete gemel- 

det werden, die bisher noch nicht 
nach nationalem Recht als Natur- 
schutzgebiete ausgewiesen worden 
sind. 

Für diese Gebiete ist ein breites 
und umfänglicheres Beteiligungsver- 
fahren mit den Betroffenen vorgese- 
hen, das im Frühjahr 1997 eingeleitet 
wurde und auch das Jahr 1998 in An- 
spruch nehmen wird. In dieser Zeit 
werden viele Fachgespräche mit den 
Betroffenen über die fachliche Ab- 
grenzung künftig zu meldender Ge- 
biete geführt werden. Dabei gibt es 
einen großen SpielraUm für eine ge- 
meinsame Verständigung. Die Gren- 
zen der Verständigung setzt natürlich 
die Natur selbst. Man kann nicht auf 
die Meldung eines Gebietes verzich- 
ten, nur weil dies z.B. dem Wunsch 
der betroffenen Forst- und Landwirt- 
schaft entspricht. Aber bei der Ausge- 
staltung des künftigen Schutzgebie- 
tes bleibt es bei der bewährten Praxis 
in Nordrhein-Westfalen. Das Ver- 
schlechterungsverbot wird in der Re- 
gel über Naturschutz- und Land- 
schaftgebietsverordnungen umge- 
setzt, die Entwicklungs- und Pflege- 
maßnahmen werden vertraglich ge- 
regelt. Bei den großflächigen EG-Vo- 
gelschutzgebieten sind dabei auch 
Abstufungen von reinen Vertragszo- 
nen, Landschaftsschutzgebieten und 
Kernnaturschutzgebieten denkbar 
und vernünftig. 

Nicht zu bestreiten ist, daß sich 
viele Gemeinden und die Vertreter 
der Wirtschaft mit der FFH-Richtlinie 
und den daraus resultierenden Ge- 
bietsmeldungen nicht recht anfreun- 
den können. Dafür sind vor allem 
zwei Gründe maßgebend. Erstens 
hat die FFH-Richtlinie Einfluß auf 
künftige kommunale Planung. Zu- 
kunftige Pläne, also der Flächennut- 
zungsplan und der Bebauungsplan, 
müssen Rücksicht darauf nehmen, 
ob die geplante gemeindliche Ent- 
wicklung das europäische Natur- 
schutzgebietsystem Natura 2000 
ausreichend berücksichtigt. Das 
kann in der Tat zu Konflikten führen: 
Bei einer neuen Umgehungsstraße, 
bei einem neuen Gewerbegebiet 
oder auch bei einem neuen Bauge- 
biet. Zweitens waren auch bisher in 
der konkreten Bauleitplanung Um- 
weltstandards zu beachten. Aber 
eine konkrete Verträglichkeitsprü- 
fung der Flächennutzungspläne oder 
des Bebauungsplanes hat es bisher 
nicht gegeben. Die Sorge um die 
rechtlichen Auswirkungen des bisher 
unbekannten Umgebungsschutzes 
spielt eine zusätzliche Rolle. 

Die CDU verleumdet 
die FFH-Richtlinie als 
,, Morgenthauplan". 
Die SPD ist leider an 
vielen Stellen auf 
diesen Zug aufge- 
sprungen, hat 
dadurch der Sache 
erst Brisanz geliefert 
und zur Bildung 
Großer Koalitionen 
gegen den Natur- 
schutz beigetragen. 
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Große Koalition 
gegen den 
Naturschutz? 
Die Debatte u m  die Flora-, Fauna-, Habitat- 
Richtlinie 

von Bärbel Höhn* 

Pläne I 
sofern sie einer 

behördlichen 
Genehmigung 

unterliegen, sind 
einer besonderen 

Verträglichkeitsprü- 
fung i m  Hinblick au f  

ihre Auswirkungen 
au f  das jeweilige 
FFH-Gebietes zu 

unterziehen. 

aturschutz hat viele Freunde, 
vor allem wenn er in fernen, 
auch touristisch interessanten 

Ländern stattfindet und exotische 
Tier- und Pflanzenarten betrifft. Da 
fällt es auch leicht, von den Ländern 
des Südens die Erhaltung der Regen- 
wälder zu fordern und Raubbau an 
der Natur zu kritisieren. Ungleich 
schwerer hat es der Naturschutz, 
wenn er vor der eigenen Haustür 
stattfindet und Konflikte mit wirt- 
schaftlichen und sozialen Interessen 
unausweichlich werden. Dann hat der 
Naturschutz plötzlich nur noch wenig 
Unterstützung und wird mit Begriffen 
wie Ökodiktat und Bevormundungs- 
naturschutz abgekanzelt. 

Europäischer Naturschutz 
Dabei hat die Natur Schutz bitter nö- 
tig. Nicht nur, daß die Arten, die auf 
der roten Liste stehen, immer mehr 
werden, auch die fortschreitende Ver- 
siegelung und Zerstörung von natürli- 
chen Lebensräumen sind alarmieren- 
de Indikatoren dafür, daß die Natur 
und die Artenvielfalt real bedroht 
sind. Um dieser Gefahr entgegenzu- 
wirken, sind auf europäischer Ebene 
zwei Richtlinien in Kraft gesetzt wor- 
den, und zwar im Jahre 1979 die Vo- 
gelschutzrichtlinie und im Jahr 1992 
die FFH-Richtlinie (Flora-, Fauna-, Ha- 
bitat-Richtlinie). Beide Richtlinien bil- 
den zusammen das Europäische Na- 
turschutzgesetz, vergleich bar mit 
dem Bundesnaturschutzgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und 
dem Landschaftgesetz NRW für 
Nordrhein-Westfalen, 

Ziel der Vogelschutzrichtlinie ist 
der langfristige Schutz und die Erhal- 
tung aller wildlebenden Vögel und ih- 
rer Lebensräume in Europa. Für 181 
Vogelarten, die aufgrund ihres gerin- 
gen Bestandes bzw. ihrer begrenzten 

* Bärbel Höhn, Ministerin für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes NRW Bündnis90lDie Grünen 
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Verbreitung bedroht sind, müssen die 
Mitgliedsstaaten der EU die am be- 
sten geeigneten Gebiete als besonde- 
re Schutzgebiete ausweisen. Dies gilt 
darüberhinaus für alle Zugvogelarten 
und deren Brut-, Mauser-, Überwinte- 
rungs- und Rastgebiete bei ihrer 
Wanderung. 

Die FFH-Richtlinie will ein europäi- 
sches Netz ,,Natura 2000" mit einer 
repräsentativen Auswahl aller Lebens- 
räume von gemeinschaftlichem Inter- 
esse zum Schutz der biologischen 
Vielfalt in Europa aufbauen und da- 
mit das europäische Naturerbe erhal- 
ten. Die Notwendigkeit hierzu folgt 
daraus, daß die biologische Vielfalt al- 
lein mit dem Schutz isolierter, unver- 
netzter Gebiete auf Dauer verloren zu 
gehen droht. Viele Tier- und Pflanzen- 
arten sind nicht nur vom intakten Zu- 
stand einzelner Lebensräume abhän- 
gig, sie bedürfen zu ihrem Überleben 
einer Vielzahl solcher Gebiete, die zu- 
dem so beieinander liegen, daß sie 
durch linienförmige Landschaftele- 
mente, wie Fließwasser, Hecken, Bö- 

schungen, Waldsäume u.a. verbun- 
den sind. Die Richtlinie umfaßt 200 
natürliche oder naturnahe Lebensräu- 
me, deren natürliches Verbreitungs- 
gebiet in Europa klein oder stark zu- 
rückgegangen ist, bzw. repräsentative 
Teilräume von Kulturlandschaften für 
die 6 großen bio-geographischen Re- 
gionen Europas. Sie sind in ein euro- 
päischen Schutzgebietsystem einzu- 
bringen. Hinzu kommt der Schutz der 
Lebensräume von rd. 200 Tierarten 
und mehr als 500 Pflanzenarten, die 
in Europa bedroht sind. Für vom Aus- 
sterben bedrohte Tier- und Pflanzen- 
arten sowie gefährdete Lebensräume 
gelten Schutzmaßnahmen als beson- 
ders dringlich. Die Richtlinie bezeich- 
net sie als prioritäre Arten- und Le- 
bensräume. 

Verpflichtungen der FFH- 
Richtlinie 
Die FFH-Richtlinie enthält zwei Ver- 
pflichtungen: Für die Bundesebene 
die Umsetzung der FFH-Regelungen 
in nationales Recht und für die Bun- 

will - offensichtlich viel regelmäßi- 
ger und verläßlicher dabei sind, als 
diejenigen in europäischen Nach- 
barländern, und daß weitere 16% 
der Ehrenamtlichen unbezahlt tätig 
würden, wenn sie könnten. Und 
diese 16% zu motivieren und zu ak- 
tivieren, ist das Ziel sozialpolitischer 
Diskussion. 

Belohnung statt Entlohnung 
Die gesamte Presse hat in den letz- 
ten Wochen Ulrich Becks Konzept 
von der ,,Bürgerarbeit" (Beck 1997) 
zum Mega-Thema gemacht. Ebenso 
geschieht es mit dem Konzept ,,Drit- 
ter Sektor" von Jeremy Rifkin (1 995) 
oder Antony Giddens (1 997). 

,,Bürgerarbeit" empfiehlt Ulrich 
Beck, Mitglied der Kommission für 
Zukunftsfragen der Freistaaten Bay- 
ern und Sachsen, als Gegenferment 
zur schrumpfenden Erwerbsarbeit 
für ,,Jugendliche vor der Berufsaus- 
bildung, Mütter nach der Erzie- 
hungsphase, ältere Menschen im 
Übergang in den Rentenstand". Ih- 
nen unterstellt er eine Motivation 
für ,,Bürgerarbeit", denn sie suchen 
nach ,,gezielten Einsatzfeldern für 
freiwilliges soziales Engagement", 
zumindest, solange es sich nicht um 
,,junge Akademiker" handelt. Die 
nutzen Engagement während der 
Erwerbslosigkeit nämlich eher zur 
,,Weiterqualifizierung und als Brücke 
in den ersten Arbeitsmarkt" (Kom- 
mission für Zukunftsfragen 1997, S. 
150). Bürgerarbeit soll nicht ent- 
lohnt, sondern belohnt werden, und 
zwar immateriell durch ,,Favor 
Credits" (HeinzeIKeupp 1997, S. 
126). Eine Form von Bürgergeld, 
dessen Höhe etwa der Sozialhilfe 
entsprechen soll, sollen lediglich 
diejenigen erhalten, die existentiell 
hierauf angewiesen sind (Kommissi- 
On, S. 146). Dadurch könnte bisher 
ehrenamtlich geleistete Arbeit für 
Menschen, die der Hilfe bedürfen, 
auch ökonomisch sichtbar werden 
(Beck 1997, S. 236). Sie dient dem 
,,Gemeinwohl", anders als etwa in- 
dividuelle Freizeitaktivitäten (Kom- 
mission, 5. 147). 

Durch die Erschließung ,,nicht- 
marktgängiger, gemeinwohlorien- 
tierter Tätigkeitsfelder" (S. 146) soll 
in in doppeltem Sinne geholfen wer- 
den: Die Zahl der Erwerbslosen kann 
verringert werden, denn gemein- 
nützig Tätige sind keine Arbeitslo- 
sen, sie stehen dem Arbeitsmarkt 
nicht zur Verfügung und die zuneh- 
mende Zahl der Hilfsbedürftigen 
kann zum Nulltarif versorgt werden. 

Beck ist zuversichtlich: Globali- 
sierung und Individualisierung ver- 
decken und verdrängen lediglich 
das Ausmaß und Potential für frei- 
williges soziales Engagement. Die 
von der Zukunftskommission in Auf- 
trag gegebene Auswertung der Da- 
ten des Sozio-ökonomischen Panels 
widerlegt die ,,Eurovol-Untersu- 
chung", zumindest für die Bundes- 
republik. Seit 1985 ist der Anteil der 
ehrenamtlich Aktiven um 5% gestie- 
gen und fast ein Drittel der west- 
deutschen Bevölkerung engagiert 
sich in einer ehrenamtlichen Tätig- 
keit (HeinzeIKeupp 1997). Zudem 
beobachtet Beck ein neues Potential 
für Tätigkeiten außerhalb der Er- 
werbsarbeit, dem allerdings die „So- 
zialverbände" noch nicht gerecht 
würden. 

Die Realität beweist es: Bürgerar- 
beit und Dritten Sektor gibt es lan- 
ge. Ein Markt mit  vielfältigen ehren- 
amtlichen Möglichkeiten. Bürgerar- 
beit und andere mit ehrenamtli- 
chem Engagement und Gemeinsinn 
in Zusammenhang gebrachte Tätig- 
keiten werden (scheinbar) ge- 
schlechtsneutral angeboten. Bei den 
Arbeitstätigkeiten handelt es sich je- 
doch vorwiegend um solche, die be- 
reits seit langem von Frauen unbe- 
zahlt erbracht werden (vgl. Notz 
1989, Reihs 1997). Die neuen Kon- 
zeptemacher sind ebensowenig wie 
die alten an einer Aufhebung der 
sozialen und der geschlechterspezi- 
fischen Ungleichheit interessiert. Re- 
den ist Silber - Helfen ist Gold, so 
eine Kampagne der Bundesregie- 
rung Mitte der 80er Jahre (vgl. Notz 
1989, S. 78). Es geht darum, Kosten 
zu sparen, Wunden zu heilen und 
nicht darum, gleichzeitig die Miß- 
stände anzuprangern. Das Verteilen 
von Armensuppe mindert den 
Reichtum der Wohlhabenden nicht. 
Es ist aber geeignet, das soziale Pre- 
stige der Wohltätigen zu mehren 
und die Hungernden zu demütigen, 
sie bleiben arm. 

Frauen als Produzentinnen des 
Gemeinsinns 
Frauen sind die Produzentinnen des 
Gemeinsinns. Das hat erhebliche 
Folgen für ihre Lebens- und Arbeits- 
planung. Denn von der Belohnung 
für diese Arbeiten, die so wertvoll 
sind, daß Mann sie mi t  Geld gar 
nicht bezahlen kann, können sie 
nicht eigenständig leben. Daran än- 
dert auch das mit einem Sozialhilfe- 
Satz für Bedürftige veranschlagte 
Bürgergeld nichts. Sozialhilfe müß- 

ten sie ohnehin bekommen. Die Un- 
möglichkeit der materiellen Vergü- 
tung wird oft  damit begründet, daß 
vor allem Frauen diese Arbeiten zu- 
friedenstellend verrichten können 
und daß sie es sind, die über Werte 
verfügen, die zur Ausführung dieser 
Tätigkeiten dringend notwendig er- 
scheinen: weibliches Arbeitsvermö- 
gen, soziale Kompetenz, Bezie- 
hungsarbeit, Gefühlsarbeit. So nur 
einige der Begriffe, deren Verwen- 
dung schließlich dazu dient, Frauen 
Fähigkeiten zuzuschreiben, um sie 
an die ihnen angeblich immer noch 
und immer wieder zukommenden 
Orte zu verweisen: Küche, Kirche, 
Kinderzimmer. 

Bürger für Bürger 
Konservative Politikerlnnen machen 
sich den durch die Frauenforschung 
geprägten ,,erweiterten Arbeitsbe- 
griff" zunutze, indem sie immer 
wieder darauf hinweisen, daß Arbeit 
eben nicht nur Berufsarbeit sei. Bun- 
desfrauenministerin Claudia Nolte 
bezeichnet bürgerschaftliches Enga- 
gement als für die Gesellschaft un- 
verzichtbar. Sie unterstreicht deren 
Unbezahlbarkeit, wenn sie schreibt: 
„Die Qualität menschlicher Zuwen- 
dung, die ,Unorganisierbarkeiti im 
Sinne von unternehmerischer Ar- 
beitsorganisation, die Möglichkeit 
des spontanen Handelns und die 
Freiheit der Zeiteinteilung lassen sich 
nicht in die engen Raster bezahlter 
Arbeit pressen. Sie machen vielmehr 
ehrenamtliche Tätigkeit im eigentli- 
chen Sinne aus." Da sich Frauen 
heute nicht mehr vorbehaltlos für 
andere oder für die Gemeinschaft 
engagieren, werden mit Hilfe ihres 
Hauses Modellprojekte zur Reakti- 
vierung des Interesses am Gemein- 
sinn aufgelegt (Nolte 1996, S. I f . ) .  
In der Zwischenzeit gibt es Freiwilli- 
genagenturen in allen größeren 
Städten. Sie sollen ,,Solidarität insze- 
nieren". Alle - aber auch alle - Par- 
teien singen jährlich zum internatio- 
nalen Tag des Ehrenamtes das hohe 
Lied des freiwilligen sozialen Enga- 
gements. ,,Freiwillig, sozial und 
jung" kommt das Freiwillige soziale 
Jahr (FSJ) daher. Die Initiative Bürger 
für Bürger (! !) ist als Nationale Frei- 
willigenagentur für Deutschland ge- 
gründet. Hauptziel dieser Unterneh- 
mung ist die Vermittlung von Ehren- 
amtlichen, die ideelle Anerkennung 
der Arbeit und die Qualifizierung 
derjenigen, die diese Arbeit leisten 
(sollen). Glaubt wirklich jemand dar- 
an, mit solchen Kampagnen ver- 

Konservative 
Politikerlnnen 
machen sich den 
durch die Frauenfor- 
schung geprägten 
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Arbeit eben nicht 
nur Berufsarbeit sei. 
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Die Gemeinsinn- 
Debatte hat einen 
doppelten Effekt: 

Entlastung des 
Arbeitsmarktes, 

Restabilisierung der 
Familie und damit 
Stabilisierung der 

bestehenden 
hierarchischen 

Ordnung, auch 
zwischen den 

Geschlechtern. 

Um die Frage nach 
dem Gemeinsinn aus 

feministischer 
Perspektive zu 

beantworten, wird 
es notwendig, eine 

ldee davon zu 
haben, worauf 

dieser Gemeinsinn 
gerichtet ist. 

stärkt Bürger hinter dem Ofen her- 
vorzulocken? 

Nicht nur der Arbeitsmarkt ist in 
unserer Gesellschaft geschlechtsspe- 
zifisch geteilt, sondern auch die Ver- 
antwortung. Schließlich sind es 
mehrheitlich Männer, die an einem 
Individualitätskonzept hängen, das 
sie von der Übernahme von Verant- 
wortung und Fürsorge befreit, wel- 
che sie an Frauen delegieren. Letzt- 
lich sind es wiederum Frauen, die 
die entstehenden Vorsorgungslük- 
ken auffangen sollen und vermut- 
lich auch auffangen werden. 

Geht der Arbeitsgesellschaft 
die Arbeit aus? 
Seit der ,,Wiedervereinigung" wur- 
den - besonders auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR - viele Frauen (zu- 
mindest zunächst) erfolgreich vom 
Arbeitsmarkt verdrängt. Zurück- 
drängen von Frauen in den privaten 
Bereich ist keine soziale Innovation, 
denn es schafft Abhängigkeiten 
vom (Ehe)mann oder vom Staat und 
Übernahme unbezahlter Arbeit in 
der Familie und im Ehrenamt. Die 
Gemeinsinn-Debatte hat also einen 
doppelten Effekt: Entlastung des Ar- 
beitsmarktes, Restabilisierung der 
Familie als Versorgungseinheit und 
kleinste Einheit zur Stabilisierung 
von Staat und Gesellschaft und da- 
mit zur Stabilisierung der bestehen- 
den hierarchischen Ordnung, auch 
zwischen den Geschlechtern. Vor- 
züglich gegeignete Maßnahmen zur 
Verfolgung dieser Ziele sind Erzie- 
hungsgeldgesetz, Pflegegesetz, Be- 
schäftigungsförderungsgesetz, Ehe- 
gattensplitting u.a. arbeits- und'fa- 
milienpolitische Maßnahmen, ver- 
bunden mit einer Emotionalisierung 
der Versorgung von Kindern, pflege- 
bedürftigen alten Menschen und 
anderen Menschen, die der Hilfe be- 
dürfen in der Kleinfamilie. 

Alle Anzeichen sprechen dafür, 
daß das Volumen an klassischer Er- 
werbsarbeit in den nächsten Jahren 
weiter dramatisch sinken wird. 
Gründe dafür sind insbesondere er- 
hebliche Rationalisierungseffekte 
durch Informations- und Kommuni- 
kationstechnologien und der 
shareholder value-Effekt, der dazu 
führt, daß Aktiengesellschaften im 
Interesse kurzfristiger Profitrealisie- 
rung statt in  Arbeit zu investieren, 
sich auf den Kapitalmärkten betäti- 
gen. Zudem hat die klassische Voll- 
beschäftigung bei gleichzeitiger Be- 
nachteiligung von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt bis heute nur ein ge- 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

schlechtsspezifisch gebrochenes 
Recht auf Existenzsicherung zur Fol- 
ge, weil der größte Teil der Arbeiten 
nicht mit einem Einkommensan- 
spruch verbunden ist und weil ,,Voll- 
beschäftigung" traditionell einen 
,,Haupternährer" und eine Hausfrau 
oder ,,Zuverdienerin" bezeichnet. 

Die Tatsache, daß die Anzahl der 
geringfügig Beschäftigten und der 
Bedarf an unbezahlten Arbeiten in 
der Familie und in anderen (Zusam- 
men-)Lebensformen, bei der Erzie- 
hung der Kinder, der Pflege der Al- 
ten, Behinderten und Hilfsbedürfti- 
gen, die Arbeiten in der Nachbar- 
schaftshilfe, im Gemeinwesen, im 
sozialen Ehrenamt, zunehmen wer- 
den, zeigt, daß der Arbeitsgesell- 
schaft nicht die Arbeit ausgeht, son- 
dern die existenzsichernde bezahlte 
Arbeit. 

Was ist Gemeinsinn im femini- 
stischem Interesse? 
Nach dem großen Meyer-Lexikon 
heißt ,,Gemeinsinn" gesunder Men- 
schenverstand im Sinne von Com- 
mon sense, aber auch: das Zusam- 
mengehörigkeitsgefühl innerhalb ei- 
ner Gruppe (z.B. Gemeinde, Staat), 
mit der Bereitschaft, über den per- 
sönlichen Bereich hinaus Verantwor- 
tung im sozialen Leben zu überneh- 
men und an Gemeinschaftsaufga- 
ben mitzuarbeiten. Das wäre dann 
bürgerschaftliches Engagement, wie 
es z.B. die Bürgerinitiativen der 70er 
Jahre verstanden. In der Zwischen- 
zeit ist auch ,,Bürgerinitiative1' ein si- 
tuativ vieldeutiger Begriff. Es gibt 
Bürgerinitiativen gegen den Bau von 
Autobahnen, aber auch gegen den 
Bau von ~ s ~ l a n t e n -  und Behinder- 
tenheimen in der Region. Auch so- 
ziale Innovationen werden nicht sel- 
ten vereinnahmt: Wohngemein- 
schaften, genossenschaftliche Zu- 
sammenschlüsse, auch Frauenpro- 
jekte können real gelebte Utopie 
sein, wie auch dazu benutzt wer- 
den, sozialstaatliche Mittel einzu- 
sparen. 

Aus einem feministischem Blick- 
win kel betrachtet hieße Gemeinsinn 
demnach, über den persönlichen 
Bereich hinaus soziale Verantwor- 
tung zu übernehmen und gleichzei- 
t ig die bestehenden sozialen Un- 
gleichheiten und die geschlechts- 
hierarchischen Strukturen innerhalb 
der kapitalistisch-patriarchalen Ver- 
hältnisse anzuprangern und an Ge- 
genmodellen für das ,,gute Leben" 
zu arbeiten. Eine wahrhaft nicht 
leichte, aber auch keine neue Auf- 

gabe. Sicher wäre so verstandener 
Gemeinsinn eine soziale Innovation, 
durch sie würde Solidarität freige- 
setzt, als Mittel zur Verbesserung 
des Lebensstandards der unteren 
Klassen. Noch ist so verstandener 
Gemeinsinn Utopie. Aber ohne sol- 
che gesellschaftlichen Utopien wird 
es kein Fortschreiten zu besseren ge- 
sellschaftlichen Verhältnissen geben. 

Politisch engagierte Frauen 
wandten sich schon früher in der 
Geschichte gegen die soziale Un- 
gleichheit in der Gesellschaft, aber 
auch gegen die traditionelle Arbeits- 
teilung zwischen den Geschlech- 
tern, nach der ihnen die Aufgabe 
blieb, den Kämpfern Erholung zu 
liefern und gute Mütter am heimi- 
schen Herd zu sein oder als Trüm- 
merfrauen die Trümmer des Patriar- 
chats zu beseitigen. Frauen, die ihre 
,,natürlichen1' Aufgaben verweiger- 
ten, wurden schon immer als nicht 
,,normal" bezeichnet und für die in- 
humane Gesellschaft verantwortlich 
gemacht. 

Um die Frage nach dem Gemein- 
sinn aus feministischer Perspektive 
zu beantworten, wird es notwen- 
dig, eine ldee davon zu haben, wor- 
auf dieser Gemeinsinn gerichtet ist, 
also von einer ,,Gemeinde", in der 
ein anderes, besseres Leben ohne 
Ausgrenzung, Gewalt und Unter- 
drückung und ohne Herrschaft von 
Menschen über Menschen möglich 
ist. Damit ist nicht die Vertröstung 
auf eine ferne Zukunft gemeint. Die 
Tatsache, daß es gerade unter Femi- 
nistinnen keinen allgemeinen Kon- 
sens über die Frage gibt, was unter 
dem ,,guten Leben" zu verstehen sei 
und wie es aussehen könnte, Iäßt ei- 
nerseits eine Vielzahl von Zukunfts- 
optionen offen, andererseits kann 
die Gefahr, daß Schritte eingeleitet 
werden, die in die Irre führen, nicht 
übersehen werden. Die Annahme, 
daß die feministische Bewegung 
erst dann effizient werden kann, 
wenn sie sich auf konkrete politische 
Ziele einigt, gilt heute wie früher 
(Rühle-Gerstel 1932, S. 143). 

Die Verhältnisse zum Tanzen 
bringen 
Die Pionierinnen der ,,alten" und der 
,,neuen8' Frauenbewegung kämpf- 
ten gegen abstrakten Individualis- 
mus, gegen Atomisierung, Verlust 
des sozialen Kontextes in der Be- 
trachtung der Individuen und gegen 
die Bevormundung des Sozialen 
durch die Vernunft. Damit forderten 
sie auch eine Abkehr von der Kon- 
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sche Flüchtlinge sowie Opfer nicht- 
staatlicher Verfolgung nicht mehr 
pauschal betroffen. Insofern hat der 
Gesetzgeber den wichtigsten Teil der 
Kritik berücksichtigt. Es blieben aber 
doch genügend unscharfe Formulie- 
rungen im Gesetz, so daß es immer 
noch möglich sein kann, daß schutz- 
bedürftigen Flüchtlingen Soziallei- 
stungen ganz entzogen werden kön- 
nen. Geduldeten Ausländern und ih- 
ren Familienangehörigen können in 
Zukunft Sozialleistungen ganz ent- 
zogen werden, wenn sie nach 
Deutschland gekommen sind, ,,um 
Leistungen nach diesem Gesetz zu 
erlangen" (5 l a  Nr. 1 AsylbLG neu). 
Dies ist im Einzelfall zwar schwer, 
nachweisbar, kann aber bei schutz- 
bedürftigen Flüchtlingen, die sich 
längere Zeit in einem Drittland auf- 
halten mußten, zum Ausschluß von 
Sozialleistungen führen. 

Desweiteren können geduldeten 
Ausländern und ihren Familienange- 
hörigen Sozialleistungen ganz entzo- 
gen werden, wenn „aus von ihnen 
zu vertretenden Gründen aufent- 

Liebe Leserinnen und Lesec 

Am 25.126.07.98 fand eine Klau- 
surtagung des Arbeitsausschusses 
und der Redaktion der spw statt, auf 
der die Arbeits- und die Heftschwer- 
punkte der nächsten Zeit diskutiert 
wurden. Nach den bereits konzipier- 
ten Schwerpunkten der spw 103 
(Macht, Demokratie, Protest) und 
spw 104 (Dienstleistungs- und Infor- 
mationsgesellschaft) sollen in spw 
105 (1199) erneut Probleme und Per- 
spektiven der europäischen Integrati- 
on im Mittelpunkt stehen, in spw 106 
(2199) die Entwicklung des Parteiensy- 
stems. Wer hierzu Vorschläge oder 
Angebote hat, kann sich gerne bei 
der spw-Redaktion melden. 

Einige Ergebnisse der Leserlnnen- 
befragung in spw 100: 90% der Lese- 
rlnnen, die die Fragebögen an uns zu- 
rückgesandt haben, sind SPD-Mitglie- 
der, meist auch Gewerkschaftsmit- 
glieder. Die allermeisten sind über 
Juso-, Juso-Lin ken- oder Parteiarbeit 
mit spw in Kontakt gekommen. Die 

haltsbeendende Maßnahmen nicht 
vollzogen werden können" (5 I a Nr. 
2 AsylbLG neu). Dies betrifft in erster 
Linie Ausländer, die ihren Paß ver- 
nichtet oder versteckt haben sowie 
die ihre Identität verschleiern. Da es 
für die betroffenen Ausländer keine 
im Gesetz formulierten Grenzen der 
Zumutbarkeit gibt, ist die Praxis der 
Anwendung der Formulierung selbst 
,,zu vertretende Gründe" völlig of- 
fen. Ist es zumutbar, Ausländer zu ei- 
ner Botschaft und zu einem Konsulat 
zu schicken, wenn er dort Gewaltan- 
wendung, Erpressung und Drohun- 
gen befürchten muß? Ist es zumut- 
bar, ihn wöchentlich auf Konsulate 
zu schicken, die weder mit den deut- 
schen Behörden kooperieren noch 
den Betroffenen irgendwelche Be- 
scheinigungen ausstellen? Ist ein auf 
dem Fluchtweg abhanden gekom- 
mener Paß ein Grund, einen Flücht- 
linge künftig von Sozialleistungen 
auszuschließen? 

Ebenfalls völlig offen ist, was den 
von den beschlossenen Verschärfun- 
gen betroffenen Menschen an Leistun- 

Leserlnnen bekundeten insgesamt 
hohe Zufriedenheit und zeigen große 
,,Treue2' zur Zeitschrift. spw bewegt 
sich in einem Spannungsverhältnis 
zwischen Theorie- und Praxisorientie- 
rung, einerseits werden verstärkt 
theoretische Beiträge gewünscht, 
vielfach aber auch vermehrte Praxis- 
orientierung und Argumentationshil- 
fen. Als Themenbereiche wurden ver- 
stärkt Strategiefragen und Sozialis- 
mus/Marxismus/Gesellschaftstheorie, 
Gewerkschaften, Kulturelles und von 
einigen auch SatireIHumor gefragt. 
lnternet wurde von vielen als zu we- 
nig, von einigen aber auch als zu viel 
behandelt gesehen, was mit der un- 
terschiedlichen, aber insgesamt schon 
breiten und wachsenden Ausstattung 
mit Mailbox- oder Internetzugang zu- 
sammenhängt. 
Der Rücklauf weiblicher Leserinnen 
war dramatisch schlecht, nur 6%, wo- 
bei gleichzeitig kein auffälliges Defizit 
unserer Behandlung frauenorientier- 
ter Fragestellungen zu bestehen 
scheint. Da unsere Abodatei einen 
Frauenanteil von 19% ausweist (was 
noch mal unterstreicht, daß die Befra- 
gungsergebnisse natürlich nicht als 
repräsentativ betrachtet werden kön- 
nen), würden wir uns weitere Rück- 
meldungen von Frauen wünschen. 

Wir möchten auch nochmals auf 
die spw-Jahrestagung vom 31 .10. bis 

gen bleibt. Sie sollen nur noch Leistun- 
gen erhalten, ,,soweit dies im Einzelfall 
nach den Umständen unabweisbar 
geboten ist" (5la AsylbLG neu). Dies 
kann bedeuten, daß weiterhin die ge- 
setzlich festgelegten Regelleistungen 
des AsylbLG gewährt werden. Dies 
kann aber auch bedeuten, daß dem 
betroffenen Ausländer lediglich ein 
Verpflegungspaket mit einer Rückfahr- 
karte ausgehändigt wird. 

Mit  dieser Gesetzesverschärfung 
wird das Sozialrecht dazu genutzt, 
evtl. auch schutzbedürftige Auslän- 
der zur Ausreise zu zwingen. Damit 
können auch insgesamt neue Anfor- 
derungen auf die Sozialarbeit der 
Verbände und Initiativen zukom- 
men. Zu befürchten ist, daß sich das 
gesellschaftliche Klima gegenüber 
Flüchtlingen und Ausländern noch 
einmal verschärft und in der allge- 
meinen gesellschaftspolitischen 
Stimmungslage'der zunehmenden 
sozialen Kälte ein neuer niedrigerer 
Standard im Umgehen mit gesell- 
schaftlichen Randgruppen gesetzt 
wird. SPW 

1 . I  1 .I 998 in Berlin hinweisen, in de- 
ren Mittelpunkt eine' Festveranstal- 
tung zum 20-jährigen Bestehen der 
spw am Samstag stehen wird. Dazu 
werden wir im September noch ein- 
mal gesondert einladen. Am Sonntag 
wird dann das Arbeitsprogramm des 
spw-Zusammenhangs diskutiert wer- 
den. 

Wir berichteten im letzten und 
vorletzten intern über die Parteiord- 
nungsverfahren gegen unseren Mit- 
herausgeber Diether Dehm und ande- 
re Unterstützerlnnen des ,,Forum für 
Sozialistische Verständigung". Nach- 
dem die anderen Verfahren einge- 
stellt worden waren, wurde Diether 
Dehm von der Schiedskommission 
Hessen-Nord zu einem einjährigen 
Ruhen seiner Mitgliedsrechte verur- 
teilt. Diether Dehm hat gegen dieses 
Urteil, das er als ,,wahlkampfbedingtn 
betrachtet, Berufung eingelegt. 

Unser langjähriges Redaktionsmit- 
glied Christoph Meyer, der sich v.a. 
um die Theoretikerlnnen-Reihe und 
um historische Themen gekümmert 
hatte, hat die spw-Redaktion verlas- 
sen, weil er seit einiger Zeit in Dresden 
lebt und arbeitet und eine kontinuier- 
liche Mitarbeit nicht mehr gewährlei- 
sten kann. Nochmals herzlichen Dank 
für die Arbeit. 

Die spw-Redaktion 

Zu befürchten ist, 
daß sich das 
gesellscha filiche 
Klima gegenüber 
Flüchtlingen und 
Ausländern noch 
einmal verschärft 
und ein neuer 
niedrigerer Standard 
im Umgehen mit 
gesellscha filichen 
Randgruppen 
gesetzt wird. 
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wissen folgen zu müssen, ist in be- 
sonderer Weise aufgefordert, die Ra- 
tio von Artikel 26 Absatz 1 GG zu 
beachten bzw. einzuklagen: Handelt 
es sich bei dem jeweiligen Konfliktfall 
um innere Unruhen und Bürgerkrieg 
oder kann wirklich von der Gefahr 
der zielgerichteten Ermordung und 
Vertreibung ganzer Völker gespro- 
chen werden? Dient der als Hilfsakti- 
on verstandene Angriff wirklich und 
ausschließlich dem angegebenen 
Zweck oder wird die Situation für an- 
dere politische Interessen miß- 
braucht? Ist alles getan worden, was 
jenseits kriegerischer Maßnahmen 

Rausschmiß durch 
soziale Ausgrenzung 
Neue Verschärfung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes 

von Peter Bartels* 

S chon mit der Einführung des 
Asyl bewerberleistungsgesetzes 
(AsylbLG) im Jahre 1993 wurde 

erstmals eine soziale Gruppe - v.a. 
Asylbewerber - pauschal aus den bis 
dahin gültigen Minimal-Standards 
des Bundessozialhilfegesetzes 
(BSHG) ausgegrenzt. Insbesondere 
die Wohlfahrtsverbände kritisierten 
dieses Gesetz scharf, weil unter an- 

Die Vorgänge um 
das Asylbewerberlei- 
stungsgesetz zeigen 

auch, wieviel wir von 
einer Bundesregie- 

rung mit SPD- 
Beteiligung beim 
Umgang mit dem 

Thema ,,Flüchtlinge" 
und ,,Anti-Rassis- 

mus" zu erwarten 
haben. 

derem den davon betroffenen 
Flüchtlingen damit ein kulturelles Exi- 
stenzminimum und ein soziales Le- 
ben in Würde abgesprochen wurde. 
Insbesondere die mit diesem Gesetz 
vollzogene Abkehr von der Bedarfs- 
deckung und die damit eingeführte 
soziale Diskriminierung begegnet 
verfassungsrechtlichen Bedenken. 

Die SPD-Bundestagsfraktion lehn- 
te zwar die Einführung des AsylbLG 
ab. Die SPD-Führung hatte aber vor- 
her im sog. ,,Asylkompromiß" einer 
generellen Senkung von Sozialleistun- 
gen für Asylbewerber zugestimmt 
und auch im Bundesrat gab es genü- 
gend Landesregierungen mit SPD-Be- 
teiligung, die diesem Gesetz ihre Zu- 
stimmung gaben. 

* Peter Bartels leitet das Referat für Flüchtlinge und Aussiedler beim 
Diakonischen Werk der EKD, Stuttgart 

möglich ist? Gibt es wirklich keine zi- 
vilen, nicht-kriegerischen Alternati- 
ven mehr? Und vor allen Dingen: Ist 
alles getan worden, um einen Be- 
schluß des UN-Sicherheitsrates zu er- 
wirken? 

Ist nur eine dieser Fragen nicht 
mit zweifelsfreier Gewißheit zu beja- 
hen, so darf kein deutscher Politiker 
einen entsprechenden Einsatzbefehl 
geben. Er wäre mit lebenslanger Frei- 
heitsstrafe bedroht. Die deutschen 
Soldaten wiederum hätten nicht nur 
das Recht, sondern auch die Pflicht, 
einen entsprechenden Befehl zu ver- 
weigern. SPW 

Im Juni 1997 kam es aufgrund ei- 
ner Initiative aus der Bundesregierung 
zu einer weiteren Verschärfung des 
AsylbLG. Weitere Flüchtlingsgruppen 
(alle De-facto-Flüchtlinge mit einer 
Duldung und alle Bürgerkriegsflücht- 
linge) wurden in die Geltung dieses 
Gesetzes einbezogen und die Fristen 
des Erhaltes von reduzierten Soziallei- 
stungen wurden - auch rückwirkend - 
von einem Jahr auf drei Jahre für alle 
davon betroffenen Flüchtlingsgruppen 
erweitert. Wieder lehnte die SPD-Bun- 
destagsfraktion diese Verschärfung ab, 
aber erneut ermöglichten SPD-geführ- 
te und mit Beteiligung der SPD geführ- 
te Landesregierungen (v.a. Niedersach- 
sen, Brandenburg, Thüringen, Meck- 
lenburg-Vorpommern, Berlin) eine 
Mehrheit im Bundesrat zugunsten der 
erneuten Verschärfung des AsylbLG. 

Verschärfungsinitiative und 
Gegenaktionen 
Die Initiative zur weiteren Verschärfung 
des AsylbLG in diesem Jahr kam aus 
dem von der SPD mitregierten Berlin, 
zielte aber v.a. auf sog. Mißbrauchsfäl- 
le. Diese Initiative wurde unter Beteili- 
gung der Bundesländer Niedersachsen, 
Bayern, Baden-Württemberg, Rhein- 
land-Pfalz erheblich verschärft und 
dann vom SPD-dominierten Bundesrat 
als Gesetzesinitiative verabschiedet. 

Dieser Entwurf sowie der darauf- 
hin entwickelte Alternativ-Entwurf 
der Regierungskoalition sollte ermög- 
lichen, daß alle Ausländer mit einer 
Duldung oder mit Anspruch einer 
Duldung überhaupt keinen gesicher- 
ten Rechtsanspruch auf Sozialleistun- 
gen mehr haben sollten. Neben den 
Ausländern, die angeblich oder tat- 
sächlich das Asyl- und Ausländerrecht 
mißbrauchen, wären v.a. Bürger- 
kriegsflüchtlinge, die bosnischen 
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' Nach dem Zerfall der Sowjetunion sollen 
bis zu 30 Millionen Russen außerhalb der 
russischen Territoriums leben. Insbes. im 
Baltikum ist der Status dieser Menschen 
bis heute nicht zufriedenstellend geregelt 
- vgl.: Gießmann, Hans-Joachim (Hrsg.): 
Handbuch Sicherheit 1997. Baden-Baden 
1997198. insbes. S.159ff.. 189ff. 
In Südostasien leben 20 bis 30 Millionen 
Auslandschinesen. Bis in die jüngste Zeit 
kam und kommt es immerwieder zu Aus- 
schreitungen und Progromen gegen die 
Chinesen, z:B. in Malaysia, Thailand und 
auf den Philippinen sowie jungst erst wie- 
der in lndonesien - vgl. stellvertretend: 
Heinzlmeir, Helmut: Ungeliebte Minder- 
heit. Zur Rolle der Auslandschinesen in 
Südostasien, in: Internationale Politik 
611 998, S. 51-53. 

Flüchtlinge und Opfer nichtstaatlicher 
Verfolgung (z.B. Flüchtlingsfrauen) 
vom Ausschluß auf Sozialleistungen 
betroffen gewesen. Das sind Flücht- 
lingsgruppen, die derzeit von einem 
Arbeitsverbot betroffen sind. 

Die Wohlfahrtsverbände, die Kir- 
chen und die zahllosen Flüchtlingsin- 
itiativen haben in sehr kurzer Zeit und 
in beispielloser Weise Parlamentarier 
aller Bundestagsfraktionen und die 
Öffentlichkeit erfolgreich auf die hu- 
manitären Härten und die unkalkulier- 
baren Folgen dieser Gesetzesnovelle 
hinweisen können. Der daraufhin ent- 
standene politische Druck hatte zum 
Ergebnis, daß am 25. Juni der Bun- 
destag eine erheblich abgemilderte 
Version der Verschärfung mit den 
Stimmen der CDU, F.D.P. und SPD ver- 
abschiedete. Der Bundesrat stimmte 
dem Entwurf am 10. Juli zu, so daß 
diese weitere Verschärfung des 
AsylbLG noch im Laufe dieses Jahres 
in Kraft treten wird. Das Ziel der Ver- 
hinderung der Gesetzesnovelle insge- 
samt wurde nicht erreicht, weil die 
Mehrheit der SPD-Bundestagsfraktion 
auf der ablehnenden Seite und die 
Befürworter in der SPD-Spitze und in 
den Bundesländern auf der anderen 
Seite ihren Dissens nicht deutlich wer- 
den lassen wollten und weil die Befür- 
worter dieser Gesetzesverschärfung 
auf SPD-Seite zeitweise intensiver die 
Realisierung dieses Gesetzes betrie- 
ben haben als die CDU-Fraktion. Die- 
ser Vorgang zeigt auch, wieviel wir 
von einer Bundesregierung mit SPD- 
Beteiligung beim Umgang mit dem 
Thema ,,Flüchtlinge" und ,,Anti-Ras- 
sismus" zu erwarten haben. 

Kritik bleibt nötig 
Vom nun verabschiedeten Gesetz 
sind Bürgerkriegsflüchtlinge, bosni- 

SOLIDARITÄT ODER SPALTUNG? 

kurrenzgesellschaft hin zu fürsor- 
gender und am Anderen interessier- 
ten Gemeinschaft zwischen Frauen 
und Männern und Kindern. Am glei- 
chen Strang scheinen die Verfechter 
des Gemeinsinns, die Kommunitari- 
sten, zu ziehen: Mit  ihrem Anti-lndi- 
vidualismus und ihrer Forderung 
nach Bindung und Tradition, ihrer 
Kritik am modernen liberalen Den- 
ken, manchmal sogar samt seiner 
neoliberalen Wirtschaftsform und 
deren Konsequenzen, scheinen sich 
nun endlich auch die Männer in die 
Reihen der Kritikerinnen der beste- 
henden kapitalistisch-patriarchalen 
Gesellschaftsordnung einzureihen 
(Schumann 1996, S. 2). In der De- 
batte um Bürgerarbeit und Gemein- 
sinn finden sich jedoch ausgeprägte 
patriarchale und somit antifeministi- 
sche Tendenzen. ,,Hausfrauen (bzw. 
Hausmänner)" und Teilzeit-Erwerbs- 
tätige sind gesellschaftliche Grup- 
pen, von denen erhofft wird, daß sie 
,,Bürgerarbeit wählen" (Kommission 
1997, S. 165) - so kann man end- 
lich die ungehörige ,,Erwerbsnei- 
gung" dieser Gruppen, die sich zu 
90 - 100% aus Frauen zusammen- 
setzen, zügeln. Der Bürgerarbeits- 
Ausschuß-Vorsitzende wird hinge- 
gen mit dem ,,Sozialprofil des ,örtli- 
chen Sokrates"' phantasiert (S. 
1 57). 

Viele der sozialen Wandlungs- 
Prozesse rund um Erwerbs- und 
Haus- und Sorgearbeit sind von Sei- 
ten der Frauen eingeläutet worden. 
Teilweise brachte das die Auflösung 
traditioneller Lebensformen (z.B. 
Hausfrauenehe, auch vieler Kleinfa- 
milien) mit sich. Hierdurch entstand 
aber auch Raum für Neues. Antje 
Schumann fragt zurecht: ,,Sind Kin- 
dergärten, Wohngemeinschaften, 
Frauengruppen, Alten-Service-Zen- 
tren keine Orte von Gemeinschaft?" 
(1 996, S. 5). Die Frage ließe sich er- 
weitern: Sind Widerstandcamps, 
Demonstrationen, Hausbesetzun- 
gen keine Ereignisse, die Gemein- 
schaft produzieren? 

Gemeinsinn aus feministischer 
Perspektive gründet sich auf Indivi- 
duen, die auf Solidarität ausgerich- 
tet sind und die durch überschauba- 
re soziale Einheiten und Lebensge- 
meinschaften zusammenfinden. 
,,Orte des Gemeinsinns" sind auch 
wirtschaftliche und soziale Selbsthil- 
fe im Sinne von vernetzten Genos- 
senschafts- und Kommunebewe- 
gungen, in denen sich Menschen 
zusammenschließen, weil sie mit 
anderen gemeinsam handeln wol- 

len. Sie entwickeln andere Formen 
der gegenseitigen Hilfe, menschli- 
che Beziehungen in einem kollektiv 
organisierten Leben, oft außerhalb 
von institutionalisierten Regelungen 
und Absprachen. Dazu gehört auch 
eine Auseinandersetzung mit den 
Schäden der modernen Zivilisation, 
damit sind Schäden gemeint, die die 
Umwelt, aber auch solche, die die 
zwischenmenschlichen Beziehungen 
betreffen. Vielleicht gelingt es sol- 
chen Zusammenschlüssen, durch 
ihre Betätigung ,,nach außen hin 
immer weitere Gebiete zu erschlie- 
ßen und ihre Anschauungen in neue 
Kreise zu tragen", wie es der Anar- 
chist Rudolf Rocker (1 947) für die 
neu entstehenden Bewegungen 
nach dem zweiten Weltkrieg erhofft 
hatte. SPW 
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Das Ende einer 
Illusion? 
von Wolfgang Weinz* 

Die vorhandenen 
Nachteile eines 

schnellen Beitriits 
werden nur  selten 
diskutiert, aber sie 
sollten i m  Zentrum 

einer seriösen 
gewerkschaftlichen 

u n d  gesellscha ftpoli- 
tischen Diskussion 

über die sozialen 
Folgen der Mitglied- 

schaft stehen. 

z ehn Länder Mittel- und Osteu- 
ropas (MOE), die alle bereits mit 
der EU assoziiert sind, haben 

sich um eine Vollmitgliedschaft be- 
worben. Laut der ,,Agenda 2000" 
sollen die Verhandlungen vorerst nur 
mit Estland, Polen, Slowenien, der 
Tschechischen Republik und Ungarn 
beginnen. Der EU-Beitritt ist für alle 
Regierungen in der Region das stra- 
tegische Ziel schlechthin, die Krö- 
nung des Transformationsprozesses 
und ein zentrales Argument, wenn 
der Bevölkerung wieder einmal Re- 
formopfer abverlangt werden (so 
z.B. die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer, die Restrukturierung der 
Agrarwirtschaft oder neue Austeri- 
tätsmaßnahmen). Zu den ökonomi- 
schen Vorteilen eines Beitritts zählen 
die Ausweitung des Freihandels auf 
die in den Assoziationsabkommen 
teilweise ausgeklammerten Agrar- 
produkte, der freie Verkehr von 
Dienstleistungen, Kapital und Arbeit 
sowie der voraussichtliche Netto- 
Ressourcentransfer. Die ebenfalls 
vorhandenen Nachteile eines schnel- 
len Beitritts werden nur selten disku- 
tiert, aber sie sollten im Zentrum ei- 
ner seriösen gewerkschaftlichen und 
gesellschaftpolitischen Diskussion 
über die sozialen Folgen der Mit-  
gliedschaft - in Ost wie West - ste- 
hen. 

Probleme der Osterweiterung 
Eine realistische Sicht der Dinge kann 
in sechs Punkten zusammengefaßt 
werden: 
1) Zwischen dem erklärten politischen 
Willen und der praktischen Umset- 

* Dr Wolfgang Weinz, Koordinator Mittel- und Osteuropa (MOE) der IUL. 
Bei der IUL handelt es sich um eines der 15 internationalen Berufssekretaria- 
te, nämlich der Internationalen Union der Lebensmittel-, Landwirtschafts; 
Hotel-, Restaurant-, Cafe- und Genussmittelarbeiter-Gewerkschaften. Die 
IUL hat r Z .  32 1 Mitgliedsverbände in 1 1  1 Ländern; davon 36 in MOE. Die 
IUL vertritt uber 10 Millionen Mitglieder 

zung klafft eine bedenklich große 
Lücke. Weder erfüllen die Beitrittskan- 
didaten die wirtschaftlichen Bedin- 
gungen für eine schnellen EU Beitritt, 
noch ist die EU selbst finanziell und 
strukturell in der Lage, einen solchen 
Beitritt zu verkraften. 

Die in mehr als 40jähriger Tren- 
nung gewachsenen Unterschiede 
der politischen, wirtschaftlichen und 
rechtlichen Systeme sind so leicht 
nicht zu überwinden und es ist un- 
verantwortlich, daß immer wieder 
von westeuropäischen Politikern un- 
realistische Hoffnungen geweckt 
werden. 

2) Die ökonomische Situation in 
der EU ist gekennzeichnet von zuneh- 
mender Globalisierung, einer wirt- 
schaftlichen Stagnation und scharfen 
Einschnitte in die Sozialpolitik, die teil- 
weise mit den Konvergenzkriterien 
der WWU gerechtfertigt werden. 

3) Die sozialen und ökonomischen 
Unterschiede zwischen West und Ost 
sind immer noch gewaltig. Zusam- 
men erwirtschaften die zehn Beitritts- 
Iänder gerade mal das BSP der Nie- 
derlande. Hinzukommt, daß auch die 
traditionell optimistischen Wirt- 
schafts- und' Wachstumsprognosen 
für MOE in regelmäßigen Abständen 
nach unten korrigiert werden. Sie lie- 
gen mittlerweile m.E. deutlich unter 
5%. 

Die Exporte sind nicht mehr die 
Hauptstütze des MOE-Wachstums. 
Die meist sinkende Wettbewerbsfä- 
higkeit, Probleme bei der Umstruktu- 
rierung, eine im Einzelfall zu rasche 
Liberalisierung der Importe und des 
Kapitalverkehrs, sowie die schwache 
Konjunktur in Westeuropa konfron- 
tieren die meisten MOE Länder mit 
bedrohlich steigenden Defiziten in 
der Handels- und Leistungsbilanz. Der 
ins Stocken geratene ,,Aufholprozeß" 
führt dazu, daß etwa ~lowenien und 
Tschechien das Pro-Kopf-BIP-Niveau 
von Griechenland und Portugal vor- 
aussichtlich erst um das Jahr 2005 er- 
reichen dürften. Eine Angleichung an 
den EU-Durchschnitt bleibt bei diesen 
zwei am meisten entwickelten MOE 
Länder schwer zu prognostizieren. 

4) lnfolge der Osterweiterung um 
10 MOE Länder steigt die EU-Einwoh- 
nerzahl um 28% auf 477 Millionen, 
das EU-Bruttoinlandsprodukt (BIP zu 
Marktpreisen) aber bloss um 4%. 

Tatsache ist, daß ohne eine konse- 
quente Weiterentwicklung der ge- 
meinsamen EU-Agrarpolitik und ohne 
eine Konzentration auf Prioritäten in 
der Strukturpolitik, eine Erweiterung 
aus finanziellen Gründen nur schwer 

EUROPA UND DIE LINKE 

möglich ist. Die Frage ist, wie soll die 
Osterweiterung ohne Erhöhung des 
Betragsvolumens von 1,27% des BIP 
der Mitgliedstaaten finanziert wer- 
den, und wie soll der Besitzstand der 
heutigen Nettoempfänger unter die- 
sen Bedingungen trotzdem einiger- 
maßen gewahrt bleiben? Und was 
passiert, wenn das optimistisch pro- 
gnostizierte Wirtschaftswachstum 
von durchschnittlich 2,5% und damit 
die Mitgliedsbeiträge in die EU-Kasse 
reduziert werden müssen? 

Für die Landwirtschaft heißt das 
beispielsweise unter den genannten 
Umständen: drastische Einschnitte 
bei der Subventionspolitik, bei einem 
Agrarhaushalt, der heute immer noch 
knapp 50% des EU-Haushalts aus- 
macht. Das paßt zwar in das Konzept 
der EU Kommission in Sinne einer Re- 
duzierung der Agrarausgaben und 
entspricht auch der Notwendigkeit, 
im Rahmen der Welthandelsorganisa- 
tion ( M O )  die europäischen Agrar- 
subventionen und den Agrarprotek- 
tionismus abzubauen (d.h. weiterer 
Abbau der Stützpreise und Anglei- 
chung an das Weltmarktniveau, statt- 
dessen direkte Einkommenshilfen). 
Dies begünstigt aber Großbetriebe 
und setzt die europäische Landwirt- 
schaft der Möglichkeit des globalen 
Sozial- und Umweltdumping aus. 

5) Die EU ist zuerst und vor allem 
eine Wirtschaftsunion, genauer ge- 
sagt eine Subventionsgemeinschaft, 
denn 80% des EU-Haushalts wandern 
in die verschiedenen Subventions- 
fonds. Vor diesem Hintergrund kann 
folgendes erwartet werden: 

die Beitrittsverhandlungen wer- 
den länger dauern als allgemein ge- 
schätzt; 

die BeitrittsbedingungenlErgeb- 
nisse werden weniger an Fördermit- 
teln einbringen als erwartet, 

der Anpassungsprozeß wird für 
die MOE Länder schmerzlich und po- 
tentiell sozialpolitisch gefährlich sein, 

der Beitritt wird zu einem Vertei- 
lungskampf innerhalb der alten EU 
führen und zwar zwischen den Netto- 
empfängern und den Nettozahlern 
und ihrer nationalen Wählerschaft, 

es wird zu einem Verteilungs- 
kampf zwischen den alten Subventi- 
onsempfängern und zwischen den 
Beitrittskandidaten kommen. 

6) Neben diesen ökonomischem 
spielt aber auch ein institutioneller 
Aspekt eine erhebliche Rolle. Zum 
derzeitigen Zeitpunkt - und nach der 
Nichtreform auf dem Amsterdamer 
Gipfel - ist die EU auch institutionell 
erweiterungsunfähig. 

der Vereinten Nationen (UNCh) heißt 
es: 

,,Alle Mitglieder unterlassen in ih- 
ren internationalen Beziehungen jede 
gegen die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhängigkeit ei- 
nes Staates gerichtete oder sonst mit  
den Zielen der Vereinten Nationen 
unvereinbare Androhung oder An- 
wendung von Gewalt". 

Kommt es trotz dieser Verbote zur 
. Androhung oder Anwendung von 

Gewalt, so liegt nach Art. 24 UN- 
Charta die ,,Hauptverantwortung für 
die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit" beim 
Sicherheitsrat der Vereinten Natio- 
nen. Die Mitglieder der Vereinten Na- 
tionen ,,erkennen an, daß der Sicher- 
heitsrat bei der Wahrnehmung der 
sich aus dieser Verantwortung erge- 
benden Pflichten in ihrem Namen 
handelt". 

Nach Art. 39 UN-Charta stellt der 
Sicherheitsrat fest, ,,ob eine Bedro- 
hung oder ein Bruch des Friedens 
oder eine Angriffshandlung vorliegt". 
Zugleich gibt der Sicherheitsrat Emp- 
fehlungen ab. Nach Art. 40 be- 
schließt der Sicherheitsrat vorläufige 
Maßnahmen; nach Art. 41ff be- 
schließt er diejenigen Maßnahmen, 
„die zu treffen sind, um den Weltfrie- 
den und die internationale Sicherheit 
zu wahren oder wiederherzustellen." 
Diese Maßnahmen können nicht-mili- 
tärische, militärische oder kriegerische 
sein. 

Das völkerrechtliche Gewaltmo- 
nopol liegt beim Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen. Das Völker- 
recht selbst errichtet ein absolutes 
Gewalt- und Kriegsverbot. M.a.W.: 
Wer (mit Absicht) gegen Gewaltmo- 
nopol und Gewalt- und Kriegsver- 
bot verstößt, begeht einen Angriffs- 
krieg. Eine Ausnahme bilden ledig- 
lich Maßnahmen, die der Sicher- 
heitsrat entsprechend den ange- 
führten Normen in Kapitel VII UNCh 
beschlossen oder zu denen er eine 
Ermächtigung erteilt hat. Eine wei- 
tere Ausnahme stellt zwar die Kol- 
lektive Selbstverteidigung nach Art. 
51 UNCh dar. Aber selbst Art. 51 
UNCh, der ,,im Falle eines bewaffne- 
ten Angriffs gegen ein Mitglied der 
Vereinten Nationen keineswegs das 
naturgegebene Recht zur individu- 
ellen oder kollektiven Selbstverteidi- 
gung" beschränkt wissen will, ge- 
währt dieses Recht lediglich, „bis 
der Sicherheitsrat die zur Wahrung 
des Weltfriedens und der internatio- 
nalen Sicherheit erforderlichen 
Maßnahmen getroffen hat". 

3. Wann aber brennt die ganze 
Welt? 
Weitere Ausnahmen vom völkerrecht- 
lichen Gewaltverbot gibt es nicht. 
Dies gilt nach einhelliger Völkerrechts- 
lehre auch für Interventionen mit ver- 
meintlich oder tatsächlich humanitä- 
rer Zielsetzung. Selbst die Völker- 
mordkonvention vom 9. Dezember 
1948 enthält keine Eingriffsbefugnis 
für Drittstaaten im Falle des Völker- 
mordes. In der jüngsten Zeit haben 
deshalb zu Recht alle Staaten bei Ein- 
griffen in Völkermordsituationen, wie 
in Bosnien oder in Ruanda, eine Reso- 
lution des Sicherheitsrates für not- 
wendig gehalten oder, wie im Fall der 
US-Hilfe für die Kurden im Nord-Irak 
1991, eine solche als bereits vorhan- 
den behauptet. 

Sind die Menschen im Kosovo - 
und anderenorts - damit ihrem 
Schicksal ausgeliefert, wenn ein Be- 
schluß des Sicherheitsrates nicht zu- 
standekommt? Müssen beistandswil- 
lige Staaten hilflos zuschauen, wie 
ganze Völker vertrieben oder ermor- 
det werden? Oder verdienen nicht 
gerade diejenigen unsere Achtung 
und unseren Respekt, die, wie seiner- 
zeit Vietnam in Kambodscha, Pol Pots 
Völkermorden einseitig ein Ende be- 
reitet haben? 

Muß also nicht doch ein Unter- 
schied gemacht werden zwischen ver- 
brecherischen Angriffskriegen, wie sie 
z.B Deutschland in diesem Jahrhun- 
dert zweimal führte, und einer huma- 
nitären Intervention, wie sie die NATO 
derzeit im Kosovo plant und wie sie 
im eingangs angeführten Zitat der 
FAZ zum Ausdruck gebracht wird? Ist 
,,Eingreifen1' nicht etwas grundsätz- 
lich anderes als ,,Angreifent'? Barmt 
sich darüber hinaus nicht das Herz 
jenseits allen Völker- und Verfas- 
sungsrechts bei Bildern der Vertriebe- 
nen, Flüchtenden und Hilfesuchen- 
den aus dem Kosovo? 

Was aber, wenn der subjektiv vor- 
gegebene Anlaß nicht der objektiven 
Realität entspricht? Im Kosovo sind 
in der ersten Hälfte diesen Jahres ca. 
500 ,,Albaner2' und ca 100 ,,Serben" 
umgebracht worden. Jeder einzelne 
dieser Toten ist beklagenswert! Jeder 
einzelne ihrer Mörder und jeder ein- 
zelne ihrer Hintermänner muß be- 
straft werden! Kann aber wirklich 
von einem Völkermorden gespro- 
chen werden, vergleichbar etwa dem 
jüdischen Holocaust? Mi t  allen dra- 
matischen Konsequenzen, ein- 
schließlich der quasi-revolutionären 
Beseitigung bestehenden Völker- 
rechts? 

Was, wenn die Aktion scheitert 
oder noch größeres Unheil nach sich 
zieht? Seit mindestens acht Jahren 
ist die Entrechtung der Kosovo-Alba- 
ner und die Brisanz des Kosovo-Kon- 
fliktes für den Balkan und für ganz 
Europa bekannt. Trotzdem wurde 
der Konflikt im Dayton-Abkommen 
nicht berücksichtigt. Trotzdem er- 
hielt der gewaltfreie Widerstand der 
Kosovo-Albaner in den vergangenen 
Jahren keine wirksame Unterstüt- 
zung vom ,,Westen1'. Ansprechpart- 
ner der NATO-Staaten war und ist 
der Agressor Milosevic. Hat die euro- 
päische Politik in Wirklichkeit nicht 
wieder einmal versagt? Wie glaub- 
würdig sind die NATO-Staaten über- 
haupt? Welchen Plan, welches Kon- 
zept, welche Strategie verfolgen sie? 
Für die Minderheit der Albaner in 
,,Jugoslawien"? Für die Mehrheit der 
Albaner im Kosovo? Für die Minder- 
heit der Serben im Kosovo? Für die 
Minderheit der Albaner in Montene- 
gro, in Makedonien, in Griechen- 
land, in Bulgarien ... ? 

Was, wenn der Anlaß miß- 
braucht und für weiterreichende Zie- 
le genutzt wird? Zur Zerschlagung 
Makedoniens? Für die Erfüllung des 
Traums von Großalbanien? Für die 
Rückkehr zu einer Militarisierung der 
Außenpolitik? 

Der Parlamentarische Rat von 
1948149 hat die grundsätzliche Ge- 
fahr, auf welche diese und ähnliche 
Fragen hinweisen, gesehen. Er hat 
deshalb alles, was auch nur geeignet 
sein könnte, einen Angriffskrieg vor- 
zubereiten, für verfassungswidrig er- 
klärt und unter Strafe gestellt. 

Wer Frieden will, muß das Ge- 
waltmonopol der Vereinten Nationen 
stärken, nicht aushöhlen. Wer Völker- 
mord verhüten will, muß rechtzeitig 
Präventivmaßnahmen ergreifen oder 
- wenn Zwangsmaßnahmen erfor- 
derlich scheinen - alles Erdenkliche 
tun, um die Vereinten Nationen hier- 

* für zu gewinnen. Die Alternative be- 
deutet, der politischen und mögli- 
cherweise verbrecherischen Willkür 
Tür und Tor zu öffnen. Nochmals: An- 
griff und Verteidigung sind Siegerde- 
finitionen. Schafft die NATO im Koso- 
vo erst einmal ein Präjudiz, so wird 
sich morgen Rußland im Baltikum' 
und übermorgen China in Südostasi- 
en2 oder andernorts darauf berufen 
können. Wann aber brennt dann wie- 
der die ganze Welt? 

Gerade derjenige also, der 
glaubt, in Extremsituationen, zum 
Beispiel bei Völkermord, nicht gel- 
tendem Recht, sondern seinem Ge- 

Wer Frieden will, 
rnuß das Gewaltmo- 
nopol  der Vereinten 
Nationen stärken, 
nicht aushöhlen. Die 
Alternative bedeu- 
tet, der politischen 
und  möglicherweise 
verbrecherischen 
Willkür Tür und Tor 
zu öffnen. 
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Heute die NATO im 
KOSOVO, morgen 
Rußland im 
Baltikum, über- 
morgen die ganze 
Welt? 
von Dieter 5. Lutz* 

Das völkerrechtliche 
Gewaltmonopol 

liegt beim Sicher- 
heitsrat der Verein- 
ten Nationen. Das 
Völkerrecht selbst 

errichtet ein 
absolutes Gewalt- 
und Kriegsverbot. 
M.a. W.: Wer (mit 

Absicht) gegen 
Gewaltmonopol und  

Gewalt- und  
Kriegsverbot 

verstößt, begeht 
einen Angriffskrieg. 

,,Verteidigungsminister Rühe warnte 
Milosevic vor weiteren ,ethnischen 
Säuberungen' und kündigte an, es 
werde nicht bei Manövern bleiben, 
wenn Milosevic nicht zu einer politi- 
schen Lösung bereit sei. Wie zuvor 
schon der SPD-Kanzlerkandidat 
Schröder schloß sich am Wochenende 
auch der SPD-Fraktionsvorsitzende 
Scharping der Ansicht an, daß ein mi- 
litärisches Eingreifen der NATO auch 
ohne ein Mandat der Vereinten Natio- 
nen möglich sei." (Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 15. Juni 1998) 

1. Angriff und Verteidigung sind 
Siegerdefinitionen 
,,Seit 5.45 Uhr wird jetzt zurückge- 
schossen, und von jetzt ab wird Bom- 
be mit Bombe vergolten." Mit  dieser 
Lüge Hitlers begann das Deutsche 
Reich den Zweiten Weltkrieg. 

Angriff und Verteidigung sind Sie- 
gerdefinitionen. Das verbrecherische 
Nazi-Regime wußte dies für sich zu 
nutzen, als es am 1. September 1939 
über Polen herfiel. Zehn Jahre später 
zogen der Herrenchiemseer Konvent 
(1 948) und der Parlamentarische Rat 
(1 948149) die verfassungsrechtlichen 
Konsequenzen: Niemals wieder sollte 
Deutschland einen völkerrechtswidri- 
gen Krieg auch nur vorbereiten kön- 
nen. Auf der 6. Sitzung des Hauptaus- 
schusses des Parlamentarischen Rates 
am 19. November 1948 gab Carlo 
Schmid - einer der Großen der deut- 
schen Sozialdemokratie - zu Protokoll: 

* Dieter 5. Lutz, Direktor des Instituts für Friedensforschung und Sicherheits- 
politik an der Universität Hamburg 

MAGAZIN EUROPA UND DIE LINKE 

,,Wir sollten unsere Meinung zum 
Ausdruck bringen, daß in  einem ge- 
ordneten Zusammenleben der Völker 
das, was man früher als die ultima ra- 
tio regum, als das Souveränitätsrecht 
der Souvenränitätsrechte ansah, 
schlechthin keine Stätte mehr haben 
soll, daß, wenn schon Gewalt ausge- 
übt werden muß, diese Gewalt nicht 
als nationaler Souveränitätsakt ausge- 
übt werden soll, sondern als Akt des 
kollektiven Selbstschutzes aller Natio- 
nen, die dafür sorgen, daß auf der 
ganzen Welt der Frieden erhalten 
bleibt und es Angreifern unmöglich 
gemacht wird, den Frieden zu stören. 
... Wer in dieser Welt hat denn je be- 
hauptet, er treibe Kriegsrüstungen, 
um einen Angriffskrieg zu machen? 
Es hat noch niemand etwas anderes 
gesagt, als daß seine Kriegsrüstungen 
dazu dienten, einen Verteidigungs- 
krieg vorzubereiten. " 

Die Lehren, die der Parlamentari- 
sche Rat aus diesen und ähnlichen 
Überlegungen zog, finden sich bis 
heute in einer ganzen Anzahl bemer- 
kenswerter Grundgesetznormen. Zu 
ihnen gehören die Präambel, Artikel 1 
Absatz 2, Artikel 4 Absatz 4, Artikel 9 
Absatz 2, Artikel 24 Absatz 1, 2 und 
3, Artikel 25 sowie Artikel 26 Absatz 1 
und 2 GG. Mit  diesen Normen sollte 
der Friedenswille des deutschen Vol- 
kes in eindeutiger Abkehr von einem 
System, das selbst vor Angriffskriegen 
und millionenfachen Massenmorden 
und Versklavungen nicht zurückge- 
schreckt war, zum unabänderlichen 
Leitgedanken und Wesensmerkmal 
erhoben werden. Ganz besonders 
deutlich wird dies in Artikel 26 Absatz 
1 GG. Dort heißt es: 

,,Handlungen, die geeignet sind 
und in  der Absicht vorgenommen 

werden, das friedliche Zusammenle- 
ben der Völker zu stören, insbesonde- 
re die Führung eines Angriffskrieges 
vorzubereiten, sind verfassungswid- 
rig. Sie sind unter Strafe zu stellen. " 

Wie weit Art. 26 Abs. 1 Satz 1 GG 
reicht, beantwortet die Norm bei ex- 
akter wörtlicher Auslegung selbst: 
Verboten ist nicht nur die Vorberei- 
tung eines Angriffskrieges, sondern 
jede beabsichtigte Handlung, die 
auch nur ,,geeignetJ' ist, einen An- 
griffskrieg ,,vorzubereiten". Die ver- 
botene Friedensstörung selbst 
braucht also noch nicht eingetreten 
zu sein, der Angriffskrieg noch nicht 
begonnen zu haben. Nach Art. 26 
Abs. 1 GG genügt bereits die bloße 
,,Eignung". Es muß also nicht faktisch 
gestört werden oder worden sein - 
bloße abstrakte Gefährdung genügt. 
Das Verbot der Friedensstörung und 
des Angriffskrieges ist also in Wahr- 
heit ein Verbot der abstrakten Frie- 
densgefährdung. 

2. Das völkerrechtliche Gewalt- 
verbot und das Gewaltmonopol 
der Vereinten Nationen 
Bestätigt wird die angeführte Inter- 
pretation des Art. 26 GG durch Art 25 
GG. Nach dieser Verfassungsvor- 
schrift sind „die allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts Bestandteil des Bun- 
desrechts" (Satz 1) und ,,erzeugen 
Rechte und Pflichten'' nicht nur für 
die Staatsorgane, sondern ausdrück- 
lich für alle ,,Bewohner des Bundesge- 
bietes" (Satz 2). Spätestens aber seit 
Gründung der Vereinten Nationen 
gehört das Gewaltverbot zu diesen 
Regeln, ist Gewalt als Mittel der inter- 
nationalen Politik weltweit verboten 
und insbes. die Führung von Kriegen 
untersagt. In Art. 2 Ziff. 4 der Charta 

Fragwürdige Visionen 
Die längerfristigen oder außerökono- 
mischen Dimensionen der Erweite- 
rung werden in der Diskussion häufig 
als Beitrittsvorteile genannt. So wer- 
den die Vision eines gerade wegen 
der Verbindung von ärmeren und rei- 
cheren Ländern im globalen Wettbe- 
werb gestärkten Europas, die Stabili- 
sierung der labilen jungen Demokrati- 
en oder gar eine gewisse moralische 
Pflicht zur Korrektur der Teilung des 
Kontinents durch den Kalten Krieg 
angeführt. Allerdings hat den west- 
europäischen Steuerzahlern bisher 
kaum ein EU-Politiker diese Visionen 
mit der nötigen Begeisterung zu ver- 
mitteln vermocht. 

Es muß hier an die Konsequenzen 
der schnellen Vereinigung zwischen 
West- und Ostdeutschland erinnert 
werden. Politisch gewollt, hatte sie 
verheerende Auswirkungen auf die 
Industrie- und Landwirtschaftstruktur 
der ehemaligen DDR, sorgte für eine 
hohe Arbeitslosigkeit, und trotz des 
Finanztranfer von West- nach Ost- 
deutschland hat sich wenig an den 
strukturellen Problemen des Ostens 
geändert. Vielmehr belastet der Net- 
totransfer von West- nach Ost- 
deutschland zwischen '90 und '97 in 
Höhe von rund 1000 Mrd. DM auch 
das westdeutsche Finanz-, Steuer- 
und Sozialsystem enorm. 

Es sei auch daran erinnert, daß die 
abschließende lntegration Spaniens 
und Portugals in die EU, trotz deutlich 
besserer wirtschaftlicher Ausgangs- 
bedingungen in diesen Ländern und 
besonders in der damaligen EWG, na- 
hezu 18 Jahre gedauert hat (8 Jahre 
Verhandlungen, bis zu 10 Jahren 
Übergangszeiten). 

Gewerkschaftliche Antworten 
Was könnte die gewerkschaftliche 
Antwort in den Beitrittsländern sein? 

1. Die Gewerkschaften in MOE 
haben ein klares Bekenntnis zur euro- 
päischen lntegration abgelegt. Das ist 
gut so, aber das reicht nicht. 

2. Die Gewerkschaften sollten die 
wirtschafts- und sozialpolitischen Pro- 
bleme eines schnellen und bedin- 
gungslosen Beitritts öffentlich deut- 
lich machen. Viele potentielle ökono- 
mische Vorteile einer lntegration sind 
für die MOE Länder bereits mittels der 
genannten Assoziationsabkommen 
erreicht. 

3. Die Gewerkschaften sollten er- 
kennen, daß die gegenwärtige EU- 
Politik stark auf Deregulierung und 
Abbau von Sozialsystemen - im Na- 
men der Globalisierung und des Neo- 

liberalismus - setzt, während in MOE 
gerade der Aufbau von sozialen Si- 
cherungssystemen und eine gewisse 
Marktregulierung dringend notwen- 
dig sind. 

Für eine realistische ,,Vorbei- 
tritts-Strategie" 
4. Die Gewerkschaften sollten daher 
eine realistische ,,Vorbeitritts-Strate- 
gie" für das eigene Land und mit den 
Gewerkschaften in den anderen Bei- 
trittsländern ausarbeiten und ihre ge- 
werkschaftliche Position darstellen. 
Das könnte z.B. beinhalten: 

die EU muß ein aktiverer Partner 
bei Konzepten für den wirtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen Reform- 
prozeß werden, 

die Zusammenarbeit zwischen 
den Regierungen in MOE unter Einbe- 
ziehung der Gewerkschaften muß 
entwickelt werden, 

sektoral bedeutet dies, daß die 
mittel- und osteuropäische Landwirt- 
schafts- und Lebensmittelproduktion 
(genauso wie der Tourismus, als inte- 
graler Bestandteil einer Politik für den 
ländlichen Raum) gestärkt werden 
muß. Hilfe von außen sollte Hilfe zur 
Selbsthilfe sein. 

Das führt hin zu einem Konzept 
der Regionalisierung der Wirtschafts- 
beziehungen innerhalb der MOE 
Länder (welches an der 1992 ge- 
schaffenen, aber nur halbherzig ent- 
wickelten Mitteleuropäischen Frei- 
handelszone, CEFTA, anknüpfen 
könnte) und zu einem Konzept der 
industriellen Arbeitsteilung zwischen 
West- und Osteuropa, welches nicht 
die MOE Länder in eine Niedriglohn- 
produktion zwingt oder auf traditio- 
nelle Industrien begrenzt. Es geht 
darum, in den osteuropäischen Län- 
dern - bzw. in verschiedenen Regio- 
nen in diesen Ländern - wettbe- 
werbsfähige lndustriekerne aufzu- 
bauen, die ein klares Spezialisie- 
rungsprofil haben. Gleiches gilt für 
ein integriertes Konzept für den 
ländlichen Raum, das den ökolo- 
gisch- und sozialverträglichen Über- 
gang gewährleistet. Ein solches Spe- 
zialisierungsprofil und Konzept bil- 
den sich - entgegen dem Glauben 
der Neoliberalen - nicht automatisch 
heraus. Hier haben die Gewerkschaf- 
ten, die Arbeitgeber und die Regie- 
rungen der Länder eine zentrale 
Funktion. Die Aufgabe der Zukunfts- 
sicherung besteht nicht darin, wie 
manche Regierungen und Arbeitge- 
ber in MOE Ländern glauben, sich 
auf einen Markt zu verlassen, der an 
der Niedriglohnspirale dreht und die 

Arbeitsbedingungen nach unten 
schraubt. 

Aus gewerkschaftlicher Sicht gilt 
daher das Prinzip, illusionslos, ehrlich 
und solidarisch an das Thema heran- 
zugehen und sich nicht am Prognose- 
wettbewerb über den Zeitpunkt des 
Beitritts zu beteiligen, sondern die so- 
zialpolitischen Konsequenzen heraus- 
zuarbeiten und Lösungen publik zu 
machen. Nicht die Schnelligkeit, son- 
dern die Seriosität und Dauerhaftig- 
keit einer EU Mitgliedschaft ist für den 
sozialen Frieden und die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Menschen in 
MOE entscheidend. SPW 

9. Jahrgang, Nr. 34, 
Juni 1998,258 Seitm 

M m e  - Asienkrise und Wirt- 
schaftsentwicidung 

StaatsverschuMung f 
"Schlanker Staat" 

Steinii - Staatsverschukhing / 
Dtihne - Arbeitofiigkeit und bffenüi- 
che Armut I k h o f i  - Inflation der 
SchuMpapiere / Luft - Ö f f e n t i i i  
Eigentum I Nick - Gemeineigentum 
heute / Bottcher/Liam - Der 
,,schlanke Staat" I Felder - Strategien 
der Vecwaitungamodemisierunq / 
Klippe - Neoliberale Steuerpditik 

1848 - Marx - 150 Jahre 

Bleiber - rltler-Rezeption in DDR und 
BRD / W e  - Marx' Politische Oko- 
nomie (11) / Strut)rnski - Vordenker 
der Globalisierung / Veranstahmgen 
,150 Jahre Kommunisties Mani- 
fest" in Wuppertai, Beriin, Frankfurtmn 

Weitere Berichte: Russische Revo- 

Rechte an den Hochschufen / Gio- 

Diskusliuonen, Kritik, Zuschriften 
Peter zu Sepprnann, Ja& zu Seve 
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EUROPA UND DIE LINKE IN HALT 
Die russische 
Version des 
Neoli beralismus 
von Frank Schauff* 

Anders als in 
westlichen Gesell- 
schaften, in denen 

die ~rofitgier der 
Unternehmer i. d. R. 

von bestimmten 
zivilgesellschaftli- 

chen und staatlichen 
Grenzen beschränkt 
wird, existieren oder 
funktionieren solche 

Schranken in 
Rußland bisher 

kaum. 

as in Rußland vorgeht, ist 
schwer nachvollziehbar, es 
ist um so schwerer, als die W 

Massenmedien in Rußland und im 
Westen immer wieder auf der Perso- 
nalfrage herumreiten, obwohl dies 
unter den Bedingungen eines fak- 
tisch nicht funktionierenden Staats- 
apparates kaum eine Rolle spielt. Es 
wird die Geschichte großer Männer 
geschrieben, obwohl die in Rußland 
agierenden großen Männer im Mo- 
ment geradezu erbärmlich klein er- 
scheinen. 

Als im März 1998 der relativ fri- 
sche stellvertretende Ministerpräsi- 
dent vor einem Publikum des Ost- 
ausschusses der Deutschen Wirt- 
schaft mitteilte, in Rußland sei alles 
weitgehend stabil und damit unter- 
scheide sich Rußland wohltuend von 
Ostasien, weiß man nicht, ob er dies 
tat, um Vertrauen zu schaffen und 
die Anwesenden dazu zu bringen, 
ihr in Ostasien verlorenes Geld in 
Rußland anzulegen, oder ob er tat- 
sächlich nicht wußte, daß es mit der 
russischen Ökonomie nicht zum Be- 
sten steht. Jedenfalls wurde seine 
recht vollmundige Behauptung bald 
von der Wirklichkeit widerlegt. Als 
Intermezzo wurde von den starken 
Männern eine kleine Regierungskrise 
inszeniert, die möglicherweise von 
den eigentlichen Problemen ablen- 
ken sollte. 

Bankrotte Unternehmen 
Die russische Ökonomie ist nicht erst 
seit Anfang der neunziger Jahre ein 
Problem, aber die radikale Gegenkur 
unter dem Ministerpräsidenten Ga- 
jdar hat die Probleme offensichtlich 
nicht gelöst. Die Privatisierung, ver- 
bunden mit Preisfreigabe und Hyper- 
inflation, brachten zwar zunächst 
das, was gewollt war: 'die Umvertei- 

* Frank Schaue Historikec Jugendbildungsreferent der Jusos Mittelrhein 
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lung des Eigentums und die Konzen- 
tration des gesellschaftlichen Reich- 
tums in Rußland bei einer verschwin- 
dend kleinen Minderheit. Damit sollte 
die soziale Klasse der Unternehmer 
geschaffen werden, die sich verant- 
wortlich fühlt, die eigenen ökonomi- 
schen Geschicke in die Hand zu neh- 
men und damit in Interessenkongru- 
enz die russische Wirtschaft und Ge- 
sellschaft aus der Misere zu ziehen. 
Das wurde jahrelang mit der Erwar- 
tung verbunden, daß die russische 
Ökonomie im jeweils kommenden 
Jahr mit einer erstaunlichen Wachs- 
tumsrate aufwarten würde. Bei allen 
statistischen Problemen muß jedoch 
festgestellt werden, daß die russische 
Wirtschaft seit dem Ende der Sowjet- 
union trotz oder wegen der von den 
Chicago-boys entworfenen Schock- 
therapie immer weiter geschrumpft 
ist. Die Prognosen, die manchmal 
nach einem weiteren Jahr der De- 
pression aus dem Rückwärtsgang 
eine Wachstumsrate von 5 - 7% 
kommen sahen, wurden im Laufe 
von Jahren immer wieder Lügen ge- 
straft. Dies führte dazu, daß die FAZ, 
die seit Jahren große Hoffnungen auf 
das neoliberale Experiment in Ruß- 
land setzt, in diesem Jahr die Frage 
stellte, ob es denn in naher Zukunft 
Wachstum geben könne. 

Die aktuellen ökonomischen Pro- 
bleme in Rußland sind weitgehend 
bekannt. Nach der Schocktherapie 
iri der ersten Hälfte diesen Jahr- 
zehnts kam die Produktion nicht 
wieder ins Laufen. Große Unterneh- 
men stehen still, es gibt hunderte, ja 
Tausende von Fabriken, die hoch ver- 
schuldet und eigentlich, da sie nichts 
mehr produzieren oder verkaufen, 
einfach bankrott sind. Jedoch ist in 
diesem Punkt die reine Lehre nicht 
umgesetzt worden, denn obwohl 
dies Gajdar bereits am Anfang der 
neunziger Jahre angekündigt hatte, 
kam es nicht zur Einrichtung eines 
ordentlichen Konkursverfahrens. Das 
Problem hierbei ist ein politisches: 
Wenn die russische Bevölkerung es 
vielleicht mehr oder weniger ruhig 
erträgt, daß es monatelang keine 
Löhne gibt oder die Fabrik für einen 
Monat die Produktion einstellt, so 
wäre die Hoffnungslosigkeit voll- 
kommen, wenn in einer Stadt der 
größte Betrieb mit mehreren tau- 
send Beschäftigten plötzlich endgül- 
tig schließt. 

Die Bevölkerung wäre, da es kein 
funktionierendes Sozialsystem mehr 
gibt, auf Subsistenzwirtschaft zu- 
rückgeworfen. Wie lange sie dies al- 

lerdings ertragen könnte, ist in 
höchstem Maße fraglich. Die politi- 
schen Konsequenzen sind nicht aus- 
zudenken, zumal für viele der Ab- 
stieg von einer Supermacht zu ei- 
nem Drittweltland ideologisch ohne- 
hin schwer verkraftbar ist.' Auch 
ökonomisch wäre der Konkurs eines 
der großen sowjetischen Unterneh- 
men ein höchst gefährliches Mo- 
ment; die Unternehmen sind unter- 
einander unentwirrbar gegenseitig 
verschuldet, die marode industrielle 
Struktur würde wie ein Kartenhaus 
zusammenbrechen. Es ist das erste 
Mal in der Geschichte, daß ein sol- 
cher Zustand sich über eine solche 
Dauer hält und letztlich kein Ende in 
Sicht ist. 

Bankrotter Staat 
Hinzu kommt aber mindestens eine 
weitere Besonderheit. Der russische 
Staat ist bankrott, auch das ist er 
nicht erst seit Mai. Bankerott ist er 
vor allem deshalb, weil er keine 
Steuern eintreibt. Auch dies wäre 
verkraftbar, solange das Haushalts- 
defizit noch unter Kontrolle ist und 
in den letzten Jahren war es in der 
Tat nicht sehr hoch. Zudem hat der 
russische Staat in der Tat drastische 
Einsparung betrieben, indem er Löh- 
ne, Stipendien und Renten z.T. über 
Monate nicht ausgezahlt hat. Dies 
hat seinerseits eine Reduzierung des 
Konsums der Bevölkerung auf ein 
Minimum nach sich gezogen. Folg- 
lich wäre es sinnvoll, bei denen, die 
Geld haben, Steuern einzutreiben, 
und die Ökonomie über die bloße 
Auszahlung der Löhne oder gar In- 
vestitionen anzukurbeln. Selbst Kiri- 
enko sprach in den letzten Wochen 

- von der Stärkung der Produktion 
und der Ankurbelung der Nachfrage 
im Lande. 

Dem steht einerseits der IWF, an- 
dererseits jedoch die Schicht entge- 
gen, die Schuld an der Misere ist: 
jene Gruppe von Selbständigen, klei- 
neren, mittleren und großen Unter- 
nehmen,, die keine Steuern zahlen, 
obwohl sie Profite machen, scheint 
selbst unter dem Damoklesschwert 
einer noch schärferen Depression 
der russischen Wirtschaft nicht wil- 
lens zu sein, die eigenen Interessen 
hinter die des Gesamtsystems zu 
stellen. Sicher, das russische Steuer- 
system ist unentwirrbar und die 
Steuersätze überhöht, und damit 
wird Steuerhinterziehung nachgera- 
de provoziert. Einer Versuche Jelzins, 
das Problem 1996 in den Griff zu 
bekommen, mußte wieder zurück- 
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EUROPA UND DIE LINKE 

von Andreas Wehr 

Hat der Spiegel recht, wenn er von 
dem gegenwärtigen Bundestags- 
wahlkampf als einem ohne Inhalte 
spricht? Tatsächlich fehlen die großen 
Kontroversen zwischen den beiden 
politischen Lagern, und die wenigen 
zwischen ihnen strittigen Fragen sind 
nicht gerade neu. In der Steuerreform 
etwa sind die unterschiedlichen Posi- 
tionen seit mehr als einem Jahr wohl- 
bekannt. Und doch wird gegenwärtig 
Wahlkampf geführt, an dessen Ende 
-wie in einem solchen Kampf üblich 
-sowohl Sieger als auch Besiegte zu- 
rückbleiben werden. Die umkämpften 
Positionen sind auch nicht irgendwel- 
che, handelt es sich doch um wichti- 
ge Politikinhalte von Sozialdemokra- 
ten und Bündnisgrünen. Zu nennen 
sind hier die Zukunft der Mitbestim- 
mung und der Rentenfinanzierung, 
die Veränderung des Ladenschlußge- 
setzes, die Ausgestaltung der ökologi- 
schen Steuerreform, das Tempolimit 
auf Autobahnen und die Besteuerung 
von Flugbenzin. Es müßten demnach 
genügend Anlässe für einen kon- 
struktiven Streit zwischen den Lagern 
existieren. 

Das Besondere an dem gegenwärti- 
gen Bundestagswahlkampf ist aber, 
daß der Meinungsstreit über diese 
Fragen nicht eigentlich zwischen den 
beiden Blöcken geführt wird, son- 
dern vornehmlich innerhalb des rot- 
grünen Lagers selbst. Zugespitzt Iäßt 
sich formulieren: Die Spitzenkandi- 
daten von SPD und Bündnisgrünen 
führen gegenwärtig in erster Linie 
Wahlkampf gegen die programmati- 
schen Positionen ihrer eigenen Par- 
teien. Die sozialdemokratische Wahl- 
kampfführung geht dabei ausge- 
sprochen geschickt vor, indem sie 
sich hierzu der in deutschen Bundes- 
tagswahlkämpfen bisher weitge- 
hend unbekannten Figur des partei- 
unabhängigen Kandidaten bedient. 
Bereits Scharping hatte 1994 mit der 
Nominierung von Heidi Schöller da- 
mit experimentiert. Aufgrund völlig 

unhaltbarer Äußerungen dieser Kan- 
didatin über die zukünftige Rolle der 
älteren Generation mußte dieser Ver- 
such aber seinerzeit schnell wieder 
abgebrochen werden. 

Doch man hat daraus gelernt: Sowohl 
Stollmann als auch Naumann agieren 
in Arbeitsteilung, aber gleichzeitig mit 
voller Rückendeckung mindestens des 
Spitzenkandidaten. Ohne Rücksicht 
auf irgendeine Parteilloyalität können 
sie so zentrale Aussagen des Wahl- 
Programms in Frage stellen und sogar 
gänzlich verwerfen. Aufgrund ihrer 
immer wieder betonten Unabhängig- 
keit von der Partei behalten ihre Aus- 
sagen auch eine gewisse Glaubwür- 
digkeit. Da sie keine Berufspolitiker 
sind, kann zudem nicht ohne weiteres 
unterstellt werden, daß sie ihre Posi- 
tionen in einer veränderten Lage revi- 
dieren werden. Die Bündnisgrünen 
sind hingegen weit weniger ge- 
schickt. Hier sind Provokateur und 
Moderator in der einen Person von 
Joschka Fischer vereint, was immer 
wieder zu erheblichen Spannungen in 
der Partei führt und auch nach außen 
den Eindruck einer geläuterten, d.h. 
,,vernünftig gewordenen" grünen 
Partei nicht so recht aufkommen las- 
sen will. 

Was bedeutet nun dieser von SPD 
und Bündnisgrünen sozusagen nach 
innen, in ihre eigenen Reihen hinein 
geführte Wahlkampf? CDU/CSU und 
FDP müssen staunend zur Kenntnis 
nehmen, daß ihre Argumente, vom 
politischen Gegner kopiert und gegen 
widerspenstige Teile der eigenen An- 
hängerschaft in Stellung gebracht, 
nicht mehr als Munition für den vor- 
bereiteten Frontalangriff auf SPD und 
Bündnisgrüne taugen. Helmut Kohl 
geht es jetzt wie John Major in sei- 
nem vergeblichen Kampf gegen Tony 
Blair. Er kann sich zwar trösten, daß 
die von ihm vertretenen Positionen 
nun auch vom politischen Gegner 
weitgehend akzeptiert werden, doch 
an der Tatsache, daß die Stafette an 
den jüngeren und agileren Mitbewer- 
ber weitergereicht werden wird, kann 
er wohl nicht mehr viel ändern. 

Verändert hat sich die Situation auch 
für diejenigen, die an der tatsächli- 
chen Durchsetzung sozialdemokrati- 
scher Positionen weiterhin interessiert 
sind. Sie müssen Abschied nehmen 
von der traditionellen Vorstellung, 
daß Wahlkampfzeiten auch immer 
Zeiten des innerparteilichen Zusam- 
menraufen~, des Stillstands der De- 

batte in der Partei sind. Schröder zeigt 
wenig Skrupel, die dem Kandidaten 
gegenwärtig gewährte Loyalität für 
weiteren Landgewinn zu nutzen. 
Spätestens jetzt zeigt es sich, daß die 
ihm auf den Parteitagen in Hannover 
und Leipzig abgerungenen Formel- 
kompromisse für ihn nur Zwischen- 
stationen waren auf seinem weiterhin 
unbeirrt verfolgten Ziel eines Umbaus 
der Sozialdemokratie zu einer Partei, 
die grundlegende neoliberale Rich- 
tungsentscheidungen nicht mehr in 
Frage stellt. Die in der Linken verbrei- 
tete Vorstellung, in diesem über Per- 
sonen in den Medien vermittelten 
,,Bewegungskrieg1' durch das bloße 
Pochen auf Parteitagsbeschlüsse noch 
etwas ausrichten zu können, ist hin- 
gegen rührend naiv. 

Schließlich finden sich auch die Ge- 
werkschaften in einer veränderten 
Umwelt wieder. Sie müssen akzeptie- 
ren, daß es Schröder ernst ist mit der 
Aufgabe der traditionellen Arbeitstei- 
lung zwischen den beiden Organisa- 
tionen, in der die SPD nicht mehr der 
,,verlängerte Arm der Gewerkschaf- 
ten" sein soll. Es fällt ihnen aber of- 
fenbar schwer, dies zu begreifen. Un- 
beirrt setzen sie noch immer auf die 
traditionellen und über Jahrzehnte so 
bewährten Methoden der Einfluß- 
nahme: Über informelle Gremien, wie 
etwa über den Gewerkschaftsrat, soll 
die Richtung mitbestimmt und durch 
persönliches Engagament soll die 
Nähe der beiden Organisationen ge- 
wahrt werden. Gewerkschafter ließen 
sich als SPD-Bundestagskandidaten 
aufstellen, wie etwa Klaus Wiesehü- 
gel in Frankfurt, oder engagieren sich 
ansonsten aktiv im Wahlkampf. So 
hat ausgerechnet die von Gerd Schrö- 
der geschmähte Ursula Engelen-Kefer 
einen ganzen Tag Wahlkampf in Ro- 
stock getrieben, in einem Wahlkreis, 
der bekanntlich zwischen SPD und 
PDS umstritten ist. Gedankt wurde ih- 
nen dieses Engagement diesmal nicht 
mehr. 

Der Bundestagswahlkampf, der ei- 
gentlich einer ohne große Sachaus- 
einandersetzungen zu sein scheint, 
wird demnach mehr verändern als 
auf den ersten Blick erkennbar ist. Für 
die Gewerkschaften und für die ge- 
sellschaftliche Linke dürfte die Frage, 
wie sie sich vor dem Hintergrund ei- 
ner veränderten politischen Land- 
schaft zukünftig Gehör und Einfluß 
verschaffen können, nach dem 27. 
September endgültig auf der Tages- 
ordnung stehen. SPW 

genommen werden, da sein Dekret 
anderen gesetzlichen Grundlagen 
widersprach. 

Dennoch spielt hier noch ein an- 
derer Aspekt eine Rolle: Anders als in 
westlichen Gesellschaften, in denen 
die Profitgier der Unternehmer i.d.R. 
von bestimmten zivilgesellschaftli- 
chen und staatlichen Grenzen be- 
schränkt wird, existieren oder funk- 
tionieren solche Schranken staatli- 
chen Verbots oder zivilgesellschaftli- 
cher Disziplinierung in Rußland bis- 
her kaum. Das zynische Gebot des 
Egoismus in kapitalistischen Gesell- 
schaften wird zur Zeit in Rußland auf 
die Spitze getrieben. Homo homini 
lupus est. In der nun mehr als zwei 
Jahrhunderte andauernden Diszipli- 
nierungsgeschichte des westlichen 
Kapitalismus hat nicht nur die Arbei- 
terklasse ihre Lektion gelernt. Auch 
die Unternehmer haben ein zivilisier- 
teres Gesicht angenommen. In Ruß- 
land dagegen ist jenen alles im 
Wege, was ihren eigenen Profit ein- 
schränken oder gefährden könnte. 

Daraus folgen konkret zwei Din- 
ge: Erstens haben v.a. reiche Russen 
seit dem Beginn der 90er Jahre eine 
nicht genau quantifizierbare Menge 
von Devisen legal oder illegal außer 
Landes geschafft. Dies haben sie 
zum großen Teil in Form von Bargeld 
am nicht funktionierenden oder ge- 
gebenenfalls geschmierten Zoll vor- 
bei getan. Es handelt sich jedenfalls 
um mehrere Milliarden USB. 

Zum zweiten zahlen Selbständi- 
ge, Unternehmer, Manager und Un- 
ternehmen, selbst wenn sie liquide 
sind, kaum Steuern. Dies tun sie nun 
nicht geheim, sondern völlig offen. 
Es ist allen bekannt, daß der z.T. 
staatliche Konzern Gazprom zu we- 
nig Steuern zahlt, auch die großen 
russischen Ölproduzenten zahlen 
keine Steuern. Dies Iäßt sich auf die 
anderen Gruppierungen herunter- 
brechen. Es bestehen selbst erhebli- 
che Zweifel, wie es mit der Steuer- 
ehrlichkeit des Präsidenten selbst 
steht. Die auch im Westen bekannte 

4 Alls Pugaeova, frühere Sangesfreun- 
din von Udo Lindenberg und russi- 
scher Superstar, soll sich gebrüstet 
haben, seit Jahren keinen Pfennig 
Steuern gezahlt zu haben. 

Keine Besserung in Sicht 
Die Konsequenz für die russische Po- 
litik ist ein Dilemma, aus dem es 
schwer ist, wieder herauszukom- 
men: Der IWF hat zwar Kredite zuge- 
sagt, aber dies unter der Bedingung, 
daß es einschneidende Veränderun- 

gen u.a. im Steuersystem gibt. Die 
russische Regierung hat zwar ver- 
sprochen, dies zu tun, aber die gro- 
ßen Unternehmen des dominieren- 
den Rohstoffsektors haben bereits 
klar gemacht, daß sie nicht viel da- 
von halten, Steuern zahlen zu müs- 
sen. Unter den gegebenen Umstän- 
den wird dies vermutlich heißen, 
daß die Wohlhabenden ihr Geld au- 
ßer Landes bringen, wenn sich die fi- 
nanzielle Lage nicht bessert und der 
Rubel wieder unter Druck kommt, 
wenn die Mittel des IWF nicht mehr 
ausreichend sind, um die Stabilität 
der Währung zu gewährleisten, und 
das Vertrauen wieder schwindet. Es 
heißt aber andererseits ebenso, daß 
dieselben Leute ihr Geld außer Lan- 
des bringen werden, wenn sie in Ge- 
fahr stehen, auf Druck des IWF hin, 
endlich ihre seit einem halben Jahr- 
zehnt nicht gezahlten Steuern nach- 
zuzahlen, womit sie jeglicher An- 
strengung zur Stabilisierung in Ruß- 
land entgegenwirken werden und 
wollen. Diese Reaktion ist sicherlich 
individuell rational, aber extrem 
kurzsichtig in Bezug auf die Entwick- 
lung Rußlands und den sozialen Frie- 
den. 

Für die Klasse der Unternehmer 
und Freiberufler in Rußland ist die 
Gesellschaft, ist der Staat ein großer 
Selbstbedienungsladen, in dem nur 
das eigene, nackte Interesse an Pro- 
fit zählt. Dieses nackte Interesse 
wird bislang kaum durch zivilgesell- 
schaftliche Strukturen im Zaum ge- 
halten. Und eine Besserung ist nicht 
in Sicht. 

Es ist eine Ironie der Geschichte, 
daß der größte Versuch des social 
engineering der monetaristischen 
Schule sich plötzlich gegen sie selbst 
wendet. Die Chicago boys haben die 
Mißgeburt des russischen Kapitalis- 
mus als Schönheit gefeiert. Unter 
den gegebenen Umständen scheint 
sich die Kreatur jedoch gegen sie 
selbst zu wenden und damit zur Dis- 
kreditierung des neoliberalen Mo- 
dells in Rußland und darüber hinaus 
beizutragen sowie zur wirtschaftli- 
chen und politischen Destabilisie- 
rung des russischen Staates und der 
umliegenden Regionen. SPW 

' Es ist auf der nationalen Ebene noch nicht 
vollständig zum Tragen gekommen, aber 
in der Provinz gibt es einen virulenten 
Rechtsextremismus, der seinen nationa- 
len Kristallisationspunkt sucht. Fraglich 
ist, wie lange die Kommunisten oder Schi- 
rinovskij solche Leute noch an sich binden 
konnen, da sie faktisch keine fundarnen- 
tale Opposition gegen die Regierung und 
den Prasidenten führen. 
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